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Beilagen 

Ao Vortrag des Bundesministers für Auswärtige Angelegen­
heiten, Dr. Willibald Pahr, vor der Österreichischen 
Gesellschaft für Aussenpolitik und Internationale 
Beziehungen, am 4.1t1976 

B. Erklärung des Bundesministers für Auswärtige Angelegen­
heiten, Dr. Willibald Pahr, vor der 31 • Generalversamm­
lung der Vereinten Nationen, am 12.10.1976 

c. Tabelle sämtlicher von der 31. Generalversammlung der 
Vereinten Nationen verabschiedeten Resolutionen, unter 
besonderer Berücksichtigung der Miteinbringung durch 
Österreich und des österreichischen Stimmverhaltens. 

D. Rede des Bundesministers für Auswärtige Angelegenhei­
ten Dr. Willibald Pahr vor der 19. Generalkonferenz 
der UNESCO am 1.11.1976 

E. Erklärung des österreichischen Delegierten vor der 
20. Ordentlichen Tagung der Generalkonferenz der IAEO 
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Einleitende Bemerkunf?;en 

Mit dem vorliegenden Bericht soll der Versuch unternom­
men werden, die österreichische Aussenpolitik im JclLr 1976 
darzustellen. In der Betrachtungsl'leise 'dird von den Grm1d­
lagen der österreichischen Aussenpolitik und einer kllappen 
Skizzierung der vresentlichsten Tendenzen der VI eltpoli tik 
im Berichtsjahr ausgegangen. 

Die Komplexi tS.t der Materie sowie di e vielfältige Ver­
flechtung der einzelnen Arbeitsbereiche miteinaJlder erschi,'Ie­
ren den Aufbau des Berichts ~Dd lassen scharfe Abgrenzlli~gen 
vielfach nicht zu. Es wurde versucht, Wiederholungen, bzw. 
Überschneidungen durch entsprechende Hinvleise so weit wi e 
möglich zu vermeiden. 
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I. GRUNJ)LAGEN UND VORAUSSETZUNGEN 
=================:============ 

DER öSTERREICH ISCHEN AUSSENPOLITIK 
============~======~=~============ 

1. GRUNDLAGEN DER öSTERREICHISCHEN AUSSENPOLITIK 

Der Staatsvertrag; die immerwährende Neutralität, 
die pluralistisch-demokratische Staatsform des Landes 
sowie die geopolitischen Gegebenheiten sind und bleiben 
die Grundlagen der österreichischen Aussenpolitik. 
Auf diesen Grundlagen hat die Bundesregierung auch im 
Jahre 1976 ihre, auf eine allgemeine Entspannung gerich­
tete aktive Aussenpolitik, die einen wesentlichen Bestand­
teil der österreichischen Sicherheitspolitik darstellt, 
zielbewusst fortgesetzt. 

Ein immerwährend neutraler Staat, der sich als f-Ii tglied 
der Vereinten Nationen von der Satzung der Weltorganisation 
leiten lässt, kann sich nicht mehr darauf beschränken, eine 
Friedensinsel zu bleiben, indem er sich von allen inter­
nationalen Konflikten fernhält; er muss vielmehr auch eine 
aktive Neutralitätspolitik mit dem Ziele führen, an der 
Festigung des allgemeinen Friedens und der internationalen 
Sicherheit mitzuwirken. 

Die aussenpolitischen Möglichkeiten eines Staates, der 
über keine ins Gewicht fallenden Machtmittel verfügt, sind 
begrenzt~ Gerade aber eine realistische Einschätzung die­
ser Begrenzungen lässt eine besonders aktive ~ussenpolitik 
geboten erscheinen, um im Zusammenvlirken mit einer umfas­
senden Landesverteidigung und einer umsichtigen Aussen­
wirtschaftspolitik die Existenz eines unabhäne;igen~ demo­
kratischen und wirtschaftlich stabilen Österreich zu 
gewährleisten. 

Die \v'ahl Österreichs in den Sicherheitsrat (1972 - 1974), 
die VJahl der Bundeshauptstadt zum Sitz weltweiter inter­
nationaler Organisationen und nicht zuletzt die zweimalige 
Wahl eines österreichers zum Generalsekretär waren sowohl 
Anerkennung der Nützlichkeit eines dauernd neutralen Staats 
für die Staatengemeinschaft als auch Anerkennung des öster­
reichischen Engagements für die Weltorganisation. 
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. 2. DIE \.,rICBTIGsrrZ~T ENTI,·!ICKLffiTGEN DER 
YlEvrr'OLIT l.K El J J~21Ri: 1976 

Eine wesentliche Aufgabe jeder Aussenpolitik besteht 
darin, die Ent"vlicklung der \Vel tpoli tischen Lase laufend 
zu verfolgen, ihre m6g1ichen Auswirkungen auf das eigene 
Land zu analysieren und die entsprechenden Schlussfol­
gerungen daraus zu ziehen. Eine umfassende Darstellung 
der \"Tel tpoli tischen Ent\·;icl'.:lungen im abgelaufenen Jahr 
würde den Rahmen dieses Berichts sprengen. Der folgende 
Abschnitt kann sich dru'ler nur darauf beschränken, die 
wesentlichsten Entwicklungslinien der internationalen 
Politik sowie einzelne aktuelle Krisensituationen kurz 
"aufzuzeigen~ 

2.1 . DIE OST-HEST-BEZIEHUNGEN 

Das Verhältnis zwischen Ost und West hatte 1976 nach 
wie vor bestimmencen Einfluss auf die Entv!icklung der 
weltpolitischen Lage. Dieses Verhältnis war 1976 nach 
der Dynamik der ersten Hälfte der 70er Jahre in eine 
Phase der Stagnation getreten und durch eine gewisse Un­
sicherheit über die weiteren Entwicklungsm6glichkeiten 
gekennzeichnet. 

Die aussenpolitischen Vorgänge im Berichtsjahr wurden 
vielfach durch innenpolitische Entscheidungen in einer 
Reihe wichtiger Staaten der Welt beeinflusst. Für die 
aussenpolitischen Entwicklungen waren u.a. folgende Fak­
toren massgebend: 

" - der Hahlkampf und der Pre.sidentem'lechsel in den USA, 
besonders die Beendigung der Ära Kissinger; der in den 
vorangegangenen Jahren dem westlichen Entspannungsverständ­
nis und den Ost-West-Beziehungen im allgemeinen seinen 
persönlichen Stempel aufGeprägt hatte; 

_ die zunehmenden Aufrüstungsbestrebungen und die fast 
völlige Ergebnislosigkei t der .L:.brüstungsber:lühungen auf 
wel th"ei ter (Vereinte Nationen und Genfer Abrüstungskowmis­
sion), regionaler (Verhandlungen über die gegenseitige Ver­
minderung von Streitkräften und Rüstungen und damit zusam­
menhängende l'1assnahmen in I1itteleuropa) und bilateraler 
(SAL11

) Ebene; 
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- das zunehmende Bewusstwerden der MBglichkeiten, welcl 
die Schlussakte der Y~ZE für die Gestaltung des Zusammen­
lebens der Völker bieten; 

- die in der Folge der Rezession in West und Ost aufge­
tretenen wirtschaftlichen Schwierigkeiten und die damit ve 
bundene Verlangsa::J.ung der En t'dic klung de s Os t-:,.; es t-Hence 18 
nach den ste.r::':en Zmolachsraten vergengener Jahre, Hand lD 
Hand mit zuneh~ender Verschuldung der komnunistischen Staa 
gegenüber dem \-lesten; 

- der Tod Mao Tse Tungse 
Die Schwierigkeiten, die aus der Verschiedenheit des 

Ent C",ann'un'""s"P"'~""~~Q''''''l CC'6S ;n O~+- un'; ':D~-+- hp.,....,.,i;h"-'cn ~.:l1d J....;,t-- ... ~ ....... ..:.0 _' ___ ;:;.vc.-L. '-...._uü,-, .J.,.... ~LJ c..:.. Y,......,,;:::;v ....J.'-'~~~..:.-._~., ~...i-

besoncers deutlich geworden. Der Westen musste sich danit 
abfinden, dass seine Vorstellungen, \o.Tonach die Entspannung 
im wesentlichen frei~illige E~ssigun3, gegenseitigen Ver­
zicht auf einseitige Vorteile, verbunden wit uenT Siche:rhe: 
Zusa~menarbeit und wirtschaftlichen Vorteilen sowie eine 
Entsch~rfung der ideologischen ;~usein8.!ldersetzung bringe, 
bisher nur zum geringen er'eil ver"\':irklicht .... lerden konnten. 

Nach sowjetischer Auffassung hebt die Entspannung die 
Gesetze ces Klassenka::lpfes keines~';egs auf, sonciern schafft 
im Gegenteil giinstigere I3edi:ngungsn. zur ~iei terführung der 
ideologischen Auseinru'ldersetzung. 

Der Osten sieht die Entspannung nicht nur als ~ist?ri-
° ozess an sondern Glaubt auch, da~ ErGeb~ls dleses 

sehen Pr ," 't pfährdet ~ehen wlll zu ~ennen. 
i~o~~~s~~e~a~e~~r~~~~ d~~ 11 sozia1ist~~che Staateng~mei:-
schaft ll im ideologischen Kampf gegen Qle Ideen der \lest 
lichen \yelt abzuschirmen. 

Es wurde im Laufe des Jahres 1976, dem Wes?~n zune~mend 
klar dass Entspannung keinesweg~ Runes~ellu~b bed~utet, _ 

, "lf 1 zu verstärkter ldeologlscher Auselnander sondern Vle ac 1 ,0,," (' n Interes-
f ""h t trotz d""s Besten ens elner ge ;.1 ",se setzung ur, ~ J._ l~dc,SR f ver-

11 1 · t"" t z\,;'; schen den US}~ und der u ,,-,lau senpara e l a..L -, 'b "" t 
schiedenen Gebieten, wie z.B. auf aem der A r~s ung. . 

" ". Ä (1' st 1975 \'lar TIlcb Die Gipfelkonferenz von HelslnKl 1m ~ou." h"t ° d 
das Ende einer Tagungsserie tiber F~agen d~r Sl?herL~l ~n 
Zusammenarbeit in Europa, sondern der Beg1nn elnes ang 
fristigen Prozesses. 
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2.2. DIE NORD-sUD-PROBLEMATIK 

Mit dem Fortschreiten des Entkolonisierungsprozesses 
und der sich daraus ergebenden staatlichen Selbständigkeit 
vieler Nationen sind die Gegensätze zwischen den meist 
armen und vielfach erst am Beginn ihrer wirtschaftlich­
sozialen Entwicklung stehenden Ländern des I1Südens 11 und den 
relativ wohlhabenden und überwiegend hochindustrialisierten 
Staaten des I1Nordens ll zunehmend zu einem der Hauptprobleme 
der internationalen Politik geworden. 

Anfangs hatten sich die Entwicklungsbemühungen der 
jungen Staaten der "Dritten vlelt" weitgehend am Vorbild 
der wirtschaftlich hBher entwickelten Industrieländer 
orientiert. Sie waren vor allem durch das Streben nach 
mBglichst hohen Hachstumsraten des Bruttonationalprodukts 
ihrer Volkswirtschaften und durch die Erwartung einer gross­
zügigen Entwicklungshilfe seitens der Industriestaaten ge­
kennzeichnet. Besonderen Ausdruck fand diese entwiCklungs­
politische Einstellung in der 1970 von der Generalver­
sammlung (GV) der Vereinten Nationen (VN) angenommenen In­
ternationalen Entwicklungsstrategie für die 2. m~-Entwick­
lungsdekade. 

Bereits bei der ersten Prüfung der Durchführung der 
Strategie im Jahre 1973 musste jedoch festgestell t "\·,rerden, 
dass die Annahmen, auf denen die Strategie beruhte, weit­
gehend nicht mehr den weltwi~tschaftlichen Gegebenheiten und 
entwicklungspolitischenErfordernissmentsprachen. Der Zu­
sammenbruch des Systems von Bretton Woods und die·Ereig­
nisse im Energiebereich hatten die Grundlagen und Voraus­
setzungen der internationalen Entwicklungspolitik wesentlich 
verändert. 

Die damals noch anhaltende Hochkonjunktur in den Indu­
striestaaten, die von einem massiven internationalen Liqui­
ditätsstoss, einer Hausse der meisten Rohstoffpreise und 
im zunehmenden Masse von einer weltweiten inflationären 
Entwicklung begleitet war, wurde in der Folge von der bisher 
schwersten Rezession der Weltwirtschaft seit dem Ende des 
2. Weltkrieges abgelBst. Während die erdBleA~ortierenden 
Länder durch ihre Aktion im Rahmen der OPEC die negativen 
Aus\'Jirkungen dieser Krise von ihren Volksvlirtschaften wei t­
gehend abwehren konnten, verschlechterte sich die Lage der 
übrigen Entwicklungsländer, insbesondere jener mit hoher 
Weltmarktabhängigkeit, vielfach in dramatischer Weise. 

Diesen Ländern wurde durch die krisenhafte Entwicklung 
der Weltwirtschaft erneut bewusst, dass mit der Erreichung 
der politischen Unabhängigkeit noch keineswegs ihre vrirt­
schaftliche Eigenständigkeit gesichert war, bzw. der 
wirkungsvollen Vertretung und Durchsetzung ihrer ent"\",rick­
lungspolitischen Interessen im Rahmen des bestehenden 
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Weltwirtschaftssystems meist enge Grenzen gesetzt vmren. 
In diesen Ländern setzte sich daher in den let zen Jahren 
zusehends die Auffassung durch, dass eine nachhaltige Ver­
besserung ihrer Entwicklungschancen nur durch eine grund­
legende Reform der internationalen Wirtschaftsordnung er­
reicht werden k~nne. Der Ruf nach einer Neuordnung der inter· 
nationalen \<lirtschaftsbeziehungen wird in diesem Sinne 
auch unter dem Aspekt der Entkolonisierung gesehen: der 
politischen Selbständigkeit müsse auch die wirtschaftliche 
folgen. 

In den VN fand diese entwicklungspolitische Einstellung 
vor allem in den Beschlüssen der VI. Sondertagung und in der 
Annahme der "Charta der wirtschaftlichen Rechte und Pflich­
ten der Staaten ll ihren Ausdruck. 

Es ist heute schwer vorhersehbar, in welcher \.Jeise dieser 
angestrebte Wandlungsprozess erfolgen bzw. ob die künftigen 
Beziehungen zwischen dem "Norden" und dem "Süden" im Zei­
chen der Kooperation oder der Konfrontation stehen werden. 
Zwar überwiegt in den meisten Länder die Auffassung, dass 
zwischen Industrie- und Entwicklungsländern ein besseres 
gegenseitiges Verständnis und - darauf aufbauend - ein en­
geres partnerschaftliches Verhältnis geschaffen werden müsse. 
Die Ansichten, wie eine solche im VJesentlichen harmonische 
Entwicklung auf globaler Ebene herbeigeführt werden kann, 
gehen allerdings noch erheblich auseinander. 

Die krisenhafte weltwirtschaftliehe Entwicklung hat die 
zunehmende Interdependenz der nationalen Volkswirtschaften 
deutlich gemacht und die Not"vlendigkei t einer globalen YJ'i­
senbekämpfung nachdrücklich unterstrichen. Es wird heute 
auch weitgehend anerkannt, dass eine dauerhafte Sicherung 
und Verbesserung des Lebensstandards in den Industrieländern 
nicht ohne eine entsprechende Berücksichtigung der Enhlick­
lungserfordernisse der Dritten Welt erfolgen kann. 

Zweifellos ist die wirtschaftliche und soziale Entwick­
lung der Dritten vJel t primär deren eigene Aufgabe. Dies lvird 
von diesen Staaten auch in zunehmenden Masse erkannt und 
anerkannt. Dies kommt insbesondere in den Bestrebungen zum 
Ausdruck, eine nachhaltige und den Bedürfnissen dieser Län­
der entsprechende Ent'..,icklung durch eigene Kraft "self­
reliance" bZI"f. durch eine engere Zusarnm.enarbei t zwischen 
den Entwicklungsländern ("collective self-reliancel!) in die 
Wege zu leiten. 

In zunehmenden Masse wird auch die Notwendigkeit einer 
internationalen Wirtschafts- und Entwicklungspolitik gese­
hen, die auf die ärmsten Länder und die ärmsten Bevölkerungs­
schichten Rücksicht nimmt und dementsprechend auf die vor­
rangige Befriedigung der Grundbedürfnisse ausgerichtet ist. 

Die Erfahrungen der letzten Jahre haben gezeigt, dass 
gerade die kleineren und mittleren der demokratischen Indu­
striestaaten eine wichtige katalytische Rolle im Verhandlungs" 
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und Entscheidungsprozess über internationale entwicklungs­
politische Fragen spielen können. So erwies sich die von die­
sen staaten im allgemeinen gegenüber den Anliegen der Drit­
ten Welt eingenommene aufgeschlossene Haltung als ein die 
internationale Zusammenarbeit stärkendes Element, das sich 
wiederholt auch in jenen Fällen bewährte, in denen die ent­
wicklungspolitische Diskussion auf Konfrontationskurs zu 
geraten drohte. 

Zu dieser Entwicklung hat zweifellos auch die zunehmende 
Verbreiterung des Spektrums der internationalen Beziehungen 
bZ\rl. die damit verbundene Neugewichtung der rlachtfaktoren 
in den internationalen Beziehungen beigetragen, die auch den 
kleineren und mittleren Staaten eine aktivere und effektivere 
Mitwirkung bei der Gestaltung dieser Beziehungen ermöglicht. 

Österreich nimmt gegenüber den Entwicklungsbestrebungen 
der Dritten Welt eine grundsätzlich aufgeschlossene Haltung 
ein und geht dabei von der Auffassung aus, dass es sowohl 
im Interesse der Erhaltung des Weltfriedens als auch der 
Sicherung der Funktionsfähigkeit der \<lel twirtschaft erfor­
derlich sein wird, Lösungen für die Probleme der Ent~dcklungs· 
länder nicht durch Konfrontation, sondern durch verstärkte 
Kooperation zu finden. 

Die Österreichische Bundesregierung hat sich in der Re­
gierungserklärung vom 5. November 1975 ausdrüclz::lich zur 
Unterstützung aller derartiger Bemühungen bekannt, um auf 
diese Weise zur Schaffung einer gerechteren und krisenfesterer 
internationalen Wirtschaftsordnung beizutragen. 

Im Lichte der österreichischen Interessenlage, vor allem 
auch der starken Ausserulandelsverflechtung unseres Landes 
und Notwendigkeit der Sicherung seiner Versorgung insbesondere 
mit Rohstoffen wird die auf den Grundsätzen der Partnerschaft 
aufbauende Zusammenarbeit m.it den Entwicklungsländern u.a. 
auf folgende Zielsetzungen auszurichten sein: 

- Verminderung des bestehenden wirtschaftlichen Ungleich­
gewichts zwischen Industrie- und Entwicklungsländern durch 
solidarische Zusammenarbeit im Rahmen einer umfassenden 
internationalen Entwicklungsstrategie unter besonderer Be­
rücksichtigung der sozialen Aspekte des Entwicklungspro­
zesses bzw. der ärmsten Länder und Bevölkerungsschichten. 

-ErschliesGung neuer Rohstoff- und Energiequellen im vIege 
einer engen Kooperation zwischen Produzenten und Konsumenten­
ländern auf der Grundlage der Gleichberechtigung und unter 
Wahrung der legitimen Interessen beider Seiten. 

- Stärkung der VN als Forum für die Formulierung, Koor­
dinierung, Koordinierung und Durchführung einer auf die in­
ternationale Friedensicherung und harmonische wirtschaftliche 
und soziale Entwicklung aller Staaten ausgerichteten Politik. 
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2.3.1. NAHER OSTEN 

Der Nahe Osten blieb auch im Berichtsjahr eines der neu­
ralgischen Gebiete der Welt. Ähnlich wie in den vergangenen 
Jahren gab es eine Reihe kritischer Situationen, die zu 
einer allgemeinen Eskalation kriegerischer Handlungen h~tter 
führen können. 

Mittelpunkt des krisenhaften Geschehens war der ~ibanon, 
wo der Bürgerl~ieg durch das starke Engagement der Pal~­
stinenser und schliesslich die syriscbe Intervention mit 
regul~renArmeeinheiten im Juni 1976 eine zus~tzliche Ver­
sch~rfung erfuhr. Durch die massvolle Haltundder Hauptbe­
teiligten am Nahostkonflikt konnte jedoch eine Ausweitung 
der kriegerischen Auseinandersetzungen vermieden werden. 

Gegen Ende 1976 waren erste Fortschritte in den Pazifi­
zierungsbemühungen der arabischen Friedenstruppe, deren Auf­
stellung in der Gr~ssenordnung von 30.000 Mann bei den ara­
bischen Gipfelkonferenzen von Riad und Kairo im Oktober 1976 
beschlossen worden 1dar, festzustellen. 

Die am Nahostkonflikt beteiligten Staaten, zum Teil aber 
auch die Grossmächte ,haben 1976 ihre intensi Vill Bemühungen 
um eine Lösung des Nahostnroblems fortgesetzt. Das Jahr 1976 
zeichnete sich u.a. auch dadurch aus, dass zum ersten I'Ial ir­
den innerarabischen Beziehungen Staaten 'Ivie Agypten, Syrien 
und Saudiarabien in ihren Bemühungen um eine Nahostlösung 
mehr oder minder einer gemeinsamen Linie folgen. 

Die Erfahrungen der letzten Jahre habenge3eigt, dass die 
allgemeine Situation im Nahen Osten Auswirkungen auf alle 
Staaten hat. Es sei in diesem ZusamIIle~lang an die Energie­
krise, aber auch an Aktionen des internationalen ':rer::,oris::.us 
erinnert, die ihre ltlurzeln im Konflikt im :;:Tahen Oste:1 habe::. 
Dieser Umstand, aber auch die Tatsache, dass österreich t::.:-a­
ditionell enge und freundschaftliche Beziehungen zu allen 
Staaten dieser Region unterh~lt und sich nicht zuletzt an 
den friedenserhaltenden ÜDera1:ione:l im Nahen Osten beteili~-:. 
bringt es mit sich, dass ~ie Vorgänge in diese~ Rau~ öster~ . 
reichischerseits mit besondere~ In"Geresse verfolgt werden. 

Österreich hat auch 1976 sowohl in bilateralen Gespr~che~ 
als auch im Rahr:len der GV der VN und anderer internationaler 
Organisationen stets die Auffassung vertreten, dass eine 
dauerhafte Lösung des Nahostkonfliktes eine Räur:mng der 
besetzten Gebiete gemäss den Resolutionen des Sicherheitsrat2 
(SR) der VN, eine Anerkennung der staatlichen Zxistenz Is­
raels und seines Rechts, innerhalb sicherer und anerkannter 
Grenzen in Frieden zu leben, sowie die Berücksichtigung der 
legitimen Rechte der Pal~stinenser beinhalten müsse. Darü~er­
hinaus trat österreich dafür ein. d2BS ,qn rlPT' "Rpc-pll1nO' ri;:o>c 
Problems alle vom Konflikt betroffenen Parteien teilneh8en sc 
teno Die Basis für eine derartige Regelung im lTa.'len Oste? 
findet sich in der SR-Resolution Nr. 242 und 338, denen Oster 
reich seine vollinhaltliche Zusti::nmung gegeben hat. 

Hinsichtlich der Behru'1dlung der Nahostfrage in den Verein­
ten Nationen siehe Abschnitt; IV.1.2.2.1. 
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2.3.2. SüDLICHES AFRIKA 

Die unerwartet rasche Auf15sung des portugiesischen 
Kolonialreichs im südlichen Afrika hatte in diesem Raum 
zun~chst zu einem gewissen Machtvakuum geführt und neue 
politische Faktoren ins Spiel gebracht. Der in der Rassen­
frage an sich schon enthaltene und die politische Stabi­
lit~t dieses Raumes gef~rdende Konfliktstoff hat durch 
diese Entwicklung an Aktualit~t gewonnen. Obwohl eine Be­
w~ltigung der offenen Probleme im Interesse der Vermeidung 
gewaltsamer Entwicklungen und ihrer m5g1ichen Auswirkungen 
auf die weltpolitische Lage besonders notwendig und dringend 
erschienen w~re, konnten 1976 keine Fortschritte erzielt 
werden. 

An der Politik der \"eissen Minderheitsregierung in 
Südrhodesien (Zimbabwe), die das Ziel verfolgt, die poli­
tische Mitbestimmung der schwarzen Mehrheit so lange als 
m5g1ich hintanzuhalten, hat sich trotz der Aufnahme schwar­
zer Kabinettsmitglieder kaum et\'las ge~ndert. Die Annahme von 
Kompromissvorschl~gen des amerikanischen Aussenministers 
Kissinger sowohl durch die rhodesische Regierung als auch 
durch alle Befreiungsbewegungen sowie die nachfolgende Kon­
ferenz in Genf hatten für einige Z~it zu Hoffnungen auf eine 
baldige befriedigende L5sung berechtigt. I'lit der Vertagung 
der Konferenz - praktisch sine die - und der Verst~rkung der 
Guerillat~tigkeit in Rhodesien war eine neuerliche Verschlech­
terung des politischen Klimas in und um Rhodesien kaum mehr 
in Frage zu stellen. 

Hinsichtlich der Behandlung der Rhodesienfrage in den VN 
siehe Abschnitt IV.1.2.5.2. 

Österreich hat auch im Berichtsjahr keinen Zweifel daran 
gelassen, dass es nicht nur im südlichen Afrika, sondern 
überall auf der Welt, gegen jede Art der Herrschaft einer Hin­
herheit über eine Mehrheit eintritt und rassische Diskrimin­
nierung jeder Art sch~rfstens ablehnt. 

Die Rhodesienfrage war 1976 das dringenste, aber keinesweg~ 
das einzige Problem im südlichen Afrika. Das gravierendste 
Problem stellt sich in Südafrika selbst, wo der grossen Mehr­
heit der Bev51kerung nach wie vor die politischen und bürger­
lichen Rechte verweigert werden und die von aller Welt ver­
urteilte Apartheid-Politik fortgesetzt wird. 

Die Rassenunruhen in Johannesburg und Pretoria kennz~~~n 
das Anwachsen der Spannungen in diesem Land. In den ~f kam da~ 
gesteigerte Interesse an der Apartheidpolitik Südafrikas schor 
dadurch zum Ausdruck, dass diese Frage w~hrend der 31. GV nicl 
wie bisher in der Politischen Spezialkommission sondern im 
Plenum selbst behandelt wurde. 

Hinsichtlich des Verlaufes der Debatte und der von Öster­
reich eingenommenen Haltung wird auf Abschnitt IV.1.2.2.5 so­
wie auf die in der Beilage enthaltene Rede Bundesministers 
Dr. Pahr vor der GV ver'l-liesen. 

III-69 der Beilagen XIV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 17 von 234

www.parlament.gv.at



- 17 -

Zu den ungelBsten Problemen im sUdliche~ Afrika z~h~t 
schliesslich auch die Frage der Selbstbestlmmung Namlblas 
(Slidwestafrika). Slidafrika ist der Aufforderung des Sicher­
heitsrats vom Jänner 1976, freie Wahlen unter Aufsicht der 
Vereinten Nationen abzuhalten, nicht gefolgt. Der Sicher­
heitsrat war seinerseits nicht in der Lage, Sanktionen gegen 
Slidafrika zu beschliessen. 

Der Vorschla~ des amerikanischen Aussenministers Kissinge 
eine Verfassung~konfe::enz_ einzub~rufen k?nnte _n~cht ve::Hirk­
licht werden. Osterrelch natte slch berelt erklart, selnen 
neutralen Boden für eine solche Konferenz zur Verfügung zu 
stellen, falls die Parteien dies wUnschten. 

Zur Behandlung der Namibia-Frage in den VN und der von 
Österreich eingenommenen;'Haltung siehe Abschnitt IV.1.2.5.1 .. 

2. 3 .. 3 0 WESTS.4HARA 

Der Streit um die politische Zukunft der Hestsahara hat 
auch 1976 die Beziehungen Zi'lischen 11arokko und rlauretanien 
einerseits und Algerien andererseits negativ beeinflusst. 
In dieser Frage war die afrikanische Staatengruppe bei der 
31. GV der VN im Hinblick auf die geplante diesbezügliche 
Gipfelkonferenz der Organisation fUr afrikanische Einheit 
(OAU) bemüht, eine Auseinandersetzung z'dischen den Strei t­
parteien sowie die Vorlage eines kontroversiellen Resolu­
tionsentVlu.rfes zu vermeiden. Nach Konsultationen wurde 
schliesslich i~ Konsenswege eine Resolution angenommen, die 
eine Verschiebung der Beh~ldlung dieser Frage auf die 32. GV 
vorsieht. 

Die österreichische Haltung zu diesem Problem, nämlich 
das Bekenntnis zum Selbstbestimmungsrecht der Bewohner dieses 
ehemaligen spanischen Dberseegebietes, blieb unverändert. 
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2.3.4. CYPERITFRAGE 

Anlässlich der letzten Gesprächsrunde der griechisch­
cypriotischen und türkisch-cypriotischen Volksgruppenver­
treter unter den Auspizien des Generalsekretärs der ~~, 
bei der Österreich mit Wien als Tagungsort (17. - 21. Fe­
bruar) vliederum die Rolle eines neutralen Gastgebers ü-ber­
nommen hatte, war vereinbart worden, dass schriftliche 
Verhandlungsvorschläge bezüglich der territorialen und ver­
fassungsrechtlichen Aspekte zur Lösung der Cypernfrage in­
nerhalb einer Frist von sechs Wochen unter Einschaltung 
des Sonderbeauftragten des ffif-Generalsekretärs in Cypern 
ausgetauscht werden sollten. Es ist zwar gelungen, unter 
Überwindung etlicher prozeduraler Schwierigkeiten den zeit­
lich abgestuften Austausch der beiderseitigen Verhandlungs­
vorschläge im April 1976 zustandezubringen, doch waren in 
der Folge im Laufe des Jahres 1976 angesichts der nach wie 
vor kontradiktorischen Standpunkte der beiden Volksgruppen 
sOVJie des vorherrschenden Misstrauens zwischen den Verhanc.­
lungspartnern keine Fortschritte in Richtung einer friedli­
chen, ge~echten und dauerhaften Lösung des Cypernproblems 
zu verz8J.cr.cllen. 

Auch die 31. GV der VN musste sich darauf beschränken, 
auf frühere Reso.lutionen zu verweisen und den Generalsekretär 
um Fortsetzung seiner guten Dienste zu ersuchen. 

Österreich hat sich 1976 weiterhin, insbesondere im Rahmen 
der VII, für die Wahrung der Souveränität, Unabhängigkeit und 
territorialen Integrität Cyperns ausgesprochen und sich dafür 
eingesetzt, dass die Insel von fremden Truppen geräumt wird, 
dringende Massnahmen zur Erleichterung der freiwilligen Rück­
kehr der Flüchtlinge getroffen werden und beide Volksgruppen 
ohne äussere Einmischung ihre verfassungsmässige Ordnung 
und die politische Form ihres Zusammenlebens selbst regeln. 
Weiters hat österreich seinen Beitrag zu den friedenserhalten­
den Operationen der VN durch -'dei terbelassung der österrei­
chischen Kontingente auf Cypern - mit Ausnahme des Feldla­
zarettes, das im April 1976 mangels erforderlicher Freiwil­
ligenmeldung im Einvernehmen mit dem Generalsekretariat der 
VN aufgelöst wurde - während des Jahres 1976 aufrechterhalten. 
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11. BILATERALE BEZIEHUNGEN 
=======~=====~======== 

Bei der folgenden Darstellung der bilateralen Beziehungen 
ist zu berücksichtigen, dass die offiziellen staatlichen 
Kontakte oft nur wenig über die faktische Dichte der beste­
henden Beziehungen aussagen. Im Verhältnis zu den - vorvJ,ie­
gend westlich-demokratischen- Staaten;in denen die Kontakte 
auf wirtschaftlichem, kulturellen, wissenschaftlichem, 
touristischen und menschlichem Gebiet nicht staatlich re­
glementiert werden, ist die Fülle der faktischen Beziehmgen kE 
erfassbar. In diesen Fällen sind staatliche Eingriffe zur 
Förderung der Beziehungen in geringerem Umfang erforderlich 
als etwa im Verhältnis zu den Staaten der kommunistischen 
\</el t oder zu vielen Enti'Jicklungsländern. In gewissem Sinn 
ist es eines der Ziele bilateraler Aussenpolitik, Bedingun­
gen zu schaffen, unter denen sich die Beziehungen zwischen 
den Menschen verschiedener Länder frei und ungestört von 
staatlichen Einflüssen entfalten können,und die ein förderndes 
Eingreifen nur dort erfordern, wo die zu bewältigenden Auf­
gaben die Möglichkeiten des Einzelnen übersteigen. 

Die offiziellen Kontakte zwischen Regierungsvertretern 
beschränken sich sChliesslich nicht nur auf den bilateralen 
Verkehr. Vor allem im Verhältnis zu den westeuropäischen 
Staaten bieten die gemeinsamen multilateralen Organisationen 
und Konferenzen regelmässig Gelegenheit zur Begegnung, zum 
Gespräch und zur Zusammenarbeit. In diesem Zusammenhang sei 
an die Tagungen des Ministerkomitees des Europarates, des 
EFTA-Ministerrates oder eh'Ja an die europäischen Fachmini­
sterkonferenzen erinnert. 

Bei der Darstellung der bilateralen Beziehungen sind, 
von einigen Ausnahmen - wie z.B. Vertragsabschlüssen - ab­
gesehen, die kulturelle Tätigkeit und Entwicklungshilfe­
massnahmen ausgeklammert. Hinsichtlich dieser Bereiche vJird 
auf die Abschnitte V.1.1. bzw. IV.3.3. venviesen. 
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1. STÄNDIGE MITGLIEDER DES SICHERHEITSRATES 

Den Beziehungen zu den Mitgliedern des Sicherheitsrates, 
die nach der Satzung der Vereinten Nationen eine privi­
legierte Stellung in der Völkergemeinschaft inne haben 
kommt besondere Bedeutung zu. Darüberhinaus sind vier 
von ihnen Signatarstaaten des österreichischen Staatsver­
trages. 

Französische Republik 

Angesichts der politischen, wirtschaftlichen 8nd kul­
turellen Bedeutung Frankreichs - vor allem im europäischen 
Raum - verdient der ständige Ausbau der Beziehungen zu 
diesem Land besondere Aufmerksamkeit. 

Über Einladung von Premierminister Chirac stattete 
Bundeskanzler Dr. Kreisky in Begleitung von Bundesminister 
Dr. Bielkavom 28. bis 30. Juni Frankreich einen offiziellen 
Besuch ab. Der Besuch galt als Erwiderung der offiziellen 
Visite von Ministerpräsident Pompidou in Österreich im Jahre 
1967. Bei den Gesprächen mit Staatspräsident Giscard d'Estaing 
und Premierminister Chirac stand die Intensivierung der beider­
seitigen Beziehungen,vor allem auf wirtschaftlichem und kul­
turellem Gebiet, im Vordergrund. Der französische Staats­
Präsident und der französische Premierminister wurden zu 
Gegenbesuchen nach Österreich eingeladen. Im Hinblick auf 
diesen Besuch wurde die 9. Tagung der Gemischten österreichiscl 
französischen Kommission einvernehmlich auf 1977 verschoben. 

In Erwiderung eines Besuches französischer Parlamentarier 
besuchte im Oktober eine österreichische Parlamentarierdele­
gation Frankreich. Am 5. und 6. Mai nahm der Bürgermeister 
von Wien an den Feiern anlässlich des Europatags in Paris teil. 

Auf kulturellem und wissenschaftlichem Gebiet besteht 
eine rege Zusammenarbeit. An französischen Hochschulen lehren 
im Studienjahr 1976/77 23 österreichische Lektoren und an 
höheren Schulen über 50 Sprachassistenten. 

Von besonderer Werbewirksamkeit erwies sich ein Gastspiel 
der Spanischen Hofreitschule in Paris, welches vom franz8-
sis::hen Fernsehen zur Gänze übertragen vmrde. 

Am 26. November \\1urden die Ratifikationsurkundm zu dem 
zwischen Österreich und Frankreich geschlossenen Auslieferungs­
vertrag ausgetauscht. In diesem Vertrag sichern die beiden 
Vertragsstaaten einander grundsätzlich die Auslieferu.."YJ.g von 
Personen zu, die sich auf ihrem Staatsgebiet befinden und im 
anderen Sta~ straf~richtlich verfolgt werden oder verurteilt 
worden sind. 
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Verhandlungen über einen Zusatzvertrag zum Haager Prozess­
Übereinkommen 1974 konnten im Juli 1976 mit der Paraphie­
rung eines Vertragstextes abgeschlossen werden. 

Union der Sozialistischen SOvijetrepubliken 

Die österreichisch-sowjetischen Beziehungen haben sich 
auch im Jahre 1976 günstig weiterentwickelt und vertieft. 
Zwischen Österreich und der Sowjetunion bestehen keine 
offenen Probleme. 

Der Bundesminister für Justiz, Dr. Christian Broda, 
stattete der Sowjetunion vom 15. - 20.September einen offi­
ziellen Besuch ab. Der Bundesminister für Handel, Gewerbe 
und Industrie, Dr. Josef Staribacher, weilte anlässlich der 
vom 19. - 21. Juli abgehaltenen Tagung der österreichisch-· 
sowjetischen Gemischten Kommission für wirtschaftliche, 
wissenschaftliche und technische Zusammenarbeit in 1'1oskau. 

Der sowjetische Minister für Gerätebau, Automatisierungs­
mittel und Steuerungssysteme, K.N. Rudnjew, hielt sich an­
lässlich der flTage der sovJjetischen Wissenschaft und Technik 
in Österreichfl im Oktober in Östermch auf. 

Eine Delegation der Kärntner Landesregierung, der u.a. 
Landeshauptmann Leopold \-lagner sowie die Landeshauptmann­
stellvertreter Erwin Frühbauer und Herbert Bacher angehörten, 
besuchte im September die Sowjetunion. 

Der in der Vergangenheit bereits einige Male stattge­
fundene Meinungsaustausch zwischen leitenden Beamten des 
österreichischen und sowjetischen Aussenministeriums wurde 
am 18. und 19. März in Moskau fortgesetzt. 

Das österreichisch-sowjetische Übereinkommen betreffend 
Sichtvermerke für Journalisten und deren Familienangehörigen 
ist am 1. Mai 1976 in Kraft getreten. In Wien fand eine 
erste Verhandlungsrunde über ein Abkommen über den gegen­
seitigen urheberrechtlichen Schutz statt. 

Vereinigte Staaten von Amerika 

Die Beziehungen zu den USA haben sich 1976 freundschaft­
lich und - abgesehen von gewissen Schwierigkeiten bei öster­
reichischen Edelstahlexporten - problemlos entwickelt. Die 
inneramerikanischen Vorbereitungen für die Präsidentschafts­
wahl haben die l'1öglichkei ten für eine l:Jei tere Vertiefung 
der offiziellen Kontakte im Berichtsjahr allerdings eingeengt. 
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Das gute österreichisch-amerikanische Verhältnis kam 
beispielSiveise in der Unterstiitzung zum Ausdruck, 'i"Jelches 
die USA Österreich in der Frage des Transfers von UN-Ein­
heiten nach Wien gewährten, obwohl dies eine Wegverlegung 
von New York bedeutet. 

Das 200-jährige Bestehen der Vereinigten Staaten hat 
Österreich durch zahlreiche offizielle und private Veran­
staltungen in Österreich und in den Vereinigten Staaten 
begangen, die zum Teil vom Bundesministerium für Auswärtige 
Angelegenheiten koordiniert bz\\'. durchgeführt wurden. Her­
vorgehoben seien die Tournee der Wiener Philharmoniker ~~d 
die österreichische Beteiligung an dem musikalisch-folklo­
ristischen Festival der wichtigsten Einwanderungsländer. 

In einem von Volk zu Volk geleisteten, bleibenden Bei­
trag zur 200-Jahr-Feier und als Dank für die dem öster­
reichischen Volk nach den Zweiten Weltkrieg von amerikani­
scher Seite gevJährte Hirtsc.haftshilfe hat Österreich der 
amerikanischen Nation die Errichtung von Lehrstühlen für 
Österreichkunde an den Universitäten von Minnesota und 
Stanford zum Geschenk gemacht. 

Vereinigtes Königreich von Grossbritannien und Nordirland 

Die durch die schvJierige wirtschaftliche Lage bedingte 
Konzentration Grossbritanniens auf innere Probleme und auf 
die Europäischen Gemeinschaften bot im Berichtsjahr nur 
geringen Spielraum für eine Vertiefung des traditionell 
freundschaftlichen österreichisch-britischen VerhälUisses 
durch offizielle bilaterale Kontakte. 

Im Bereich der sozialen Sicherheit wurde ein Zusatzabkom­
men zu den bereits bestehenden Abkomnen ratifiziert. Darüber 
hinaus fanden Regierungsverhandlungen zum Abschluss eines 
zweiten Zusatzabkommens statt. 

Des weiteren konnte ein neues Luftverkehrsabko~~en bis 
zur Unterzeichnungsreife fertiggestellt werden. 

Volksrepublik China 

Anlässlich des 5. Jahrestages der Aufnahme diplomatischer 
Beziehungen zwischen Österreich und der Volksrepublik China 
wurde sowohl von österreichischer als auch von chinesischer 
Seite die erfreuliche Entwicklung der Beziehungen zl>iischen 
Österreich und China ge,vürdigt. Am 28. Mai 197/) hatten die 
Regierungen der Republik Österreich lind der Volksrepublik 

III-69 der Beilagen XIV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 23 von 234

www.parlament.gv.at



- 23 -

China beschlossen, sich gegenseitig anzuerkerulen und diplo­
matische Beziehungen aufzuner.unen, \vobei chinesischersei ts 
die ausdrückliche Erklärung abgegeben wurde, den Status 
der Neutralität der Republik Österreich zu respektieren, 
während österreichischerseits die Regierung der Volksre­
publik China als die einzige rechtmässige Regierung Chinas 
anerkannt wurde. Seitdem haben die österreichisch-chinesi­
sehen Beziehungen einen sehr zufriedenstelIenden Verlauf 
genommen, der insbesondere in zahlreichen gegenseitigen 
Delegationsbesuchen sowie itJirtschaftliche.."'1 und kulturellen 
Veranstaltungen zum Ausdruck gekommen ist. 

Die Volksrepublik China war auch 1976 bei der Wiener 
Herbstmesse vertreten. 

In Erwiderung des im April 1973 in China stattgefundenen 
Gastspieles der Wiener Philharmoniker gastierte vorn 28. Sep­
tember bis ~-. Oktober das Staatliche Ballett-Ensemble der 
Volksrepublik China in Österreich, wo in Wien und Innsbruck 
Opern- bzw. Ballettvorführungen dargeboten wurden. Österreicl 
zählte zu den ersten westlichen Staaten, die von diesem 
chinesischen Ensemble besucht wurden. Diese chinesische 
Geste wurde österreichischerseits durch die Anwesenheit des 
Herrn Bundespräsidenten, mehrerer Regierlli~gsmitglieder, daru: 
ter des Bundesministers für Auswärtige Angelegen..heiten sm-Jie 
zahlreicher Persönlichkei ten des öffentlichen Lebens bei der 
Galavorstellung in Wien besonders gewürdigt. 

2. NACHBARSTAATEN 

Schweiz 

Die Beziehungen zwischen Österreich und der Schweiz wa­
ren auch im Berichtsjahr durch das schon seit Jahren be­
stehende freundschaftliche Verhältnis gekennzeichnet, wel­
ches die beiden dauernd neutralen Nachbarstaaten verbindet. 
Insbesondere in Fragen der Europapolitik (EFTA, europäische 
Integration) wurden die engen Kontakte auf Regierungs- und 
Beamtenebene fortgeführt. Bci einem ZusaIT~entreffen Bundes­
kanzler Dr. Kreiskys und Bundesminister Dr. Bielkas mit dem 
Vorsteher des Eiggenössischen Politischen Departements, 
Pierre Graber, und Bundesrat Ernst Brugger in Salzburg kam 
es zu einem in freundschaftlicher und herzlicher Atmosphäre 
gehaltenen Gedankenaustausch über beide Staaten interessie­
rende aussenpolitische Fragen. Bei den auch im Berichts­
zeitraum erfolgten zweimaligen Arbeitsgesprächen zHischen dem 
Generalsekretär für Auswärtige Angelegeruleiten und dem 
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Generalsekretär im Eidgenössischen Politischen Departe­
ment wurden neben Fragen der Europapolitik auch das Pro­
blem der Verlegung einzelner Sekretariats- und Organisa­
tionseinheiten der Vereinten Nationen nach Wien bespro­
chen. 

Die Regierungsverhandlungen über den Abschluss von Zu­
satzabkommen zu dem bereits bestehenden Abkommen über So­
ziale Sicherheit wurden fortgeführt. 

Ein Abkommen über die Grenzabfertigung von Segelflug­
zeugen und Freiballonen im grenzüberschreitenden Luftver­
kehr ist am 28. September in Kraft getreten. 

Liechtenstein 

In Erwiderung des im Jahre 1975 erfolgten Besuches des 
Herrn Bundeskanzlers stattete der Regierungschef des :Für­
stentums Liechtenstein Dr. Kieber Österreich im Jänner 
1976 einen offiziellen Besuch ab, bei dem bilaterale 
Fragen sowie Fragen der internationalen Politik erörtert 
wurden. 

Ein Abkommen über die Gleichwertigkeit der Reifezeugnisse 
\vurde unterzeichnet. 

Auch mit Liechtenstein wurden die Regierungsverhandlungen 
über ein Zusatzabkommen zum Abkommen über Soziale Sicherheit 
fortgeführt. 

BRD 

Die gutnachbarlichen Beziehungen zur BRD fanden in einem 
regen Besuchsaustausch und mehrfachen Kontakten auf Regie­
rungs- und Beamtenebene ihren Ausdruck. . 

Vom 8. bis 10. Juli stattete der deutsche Bundeskanzler 
Helmut Schmidt Österreich einen offiziellen Besuch ab. Bei 
den Arbeitsgesprächen wurde die Frage der Teilnahme Öster­
reichs an der europäischen Integration unter Wahrung des 
Status der immerviährenden Neutralität besprochen. Die Ge­
spräche boten weiters Gelegenheit, 1m der deutschen Seite die 
Frage der optimalen Nutzung des Donaupark-Projekts und das 
Interesse Österreichs an der Realisierung des Projekts des 
Rhein-I1ain-Donaukanals darzulegen. 
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Im April hielt sich der deutsche B'undesminister für For­
schung und Technologie über Einladung von Frau Bundesmini­
ster Dr. Firnberg zu einem mehrtätigen offiziellen Besuch 
in Österreich auf. Im Oktober stattete der bayrische Mini­
sterpräsident Goppel Österreich einen offiziellen Besuch ab. 
Ende I'1ai war der Generalinspektor der deutschen Bundes\-Jehr 
offizieller Gast des Bundesministeriums für Landesverteidi­
gungQ Mit dem Besuch einer Delegation des österreichischen 
Bundesrates in der BRD im November vlUrden die Kontakte auf 
parlamentarischer Ebene fortgesetzt. ~ei den hiebei geführ­
ten Gesprächen wurden das Verhältnis Osterreichs zu den EG, 
Fragen der Verkehrs- und Energiepolitik und die Am'lendung 
der deutschen Ausländerbestimmungen für die 150.000 in der 
BRD lebenen österreichischen Staatsbürger erörtert. 

Auch im Berichtsjahr fanden die jährlichen österreichisch­
deutschen wirtschaftspolitischen Kontaktgespräche und d~ 
Gespräche im Rahmen der österreichisch-de~tschenRaUIDord­
nungskommission statt. 

Mit der am 7.5. erfolgten Auflösung des Schiedsgerichtes 
gemäss dem österreichisch-deutschen Verlag zur Regelung 
der vermögensrechtlichen Bezieh'\.mgen vom 15.6.1957 (Kreuz­
nacher Abkommen) wurde dieser Vertrag zur Gänze abgewickelt 
und die von ihm geschaffenen Organe liquidiert. 

Mit der BRD, Liechtenstein und der Schweiz wurden Ver­
handlungen mit dem Ziel geführt, ein vierseitiges Abkorr~en 
im Bereich der Sozialen Sicherheit abzuschliessen. 

Die Ratifikationsurkunden zu den Zusatzverträgen zum 
Europäischen D~ereinkommen über die Rechthilfe in Straf­
sachen und zum Europäischen Auslieferungsübereinkommen 
wurden ausgetauscht. Die Zusatzverträge werden am 1. Fe­
bruar 1977 in Kraft treten. 

CSSR 

Der erste offizielle Besuch eines österreichischen Bun­
deskanzlers in der CSSR am 16. und 17. Februar bildete 
einen weiteren Schritt zur Vertiefung der Beziehungen, 
deren Normalisierlli~g 1974 durch den Abschluss des Vermö­
gensvertrages eingeleitet worden war. Bezüglich des öster­
reichischen Anliegens nach Eröffnung zweier neuer inter­
nati.onaler Strassengrenzübergänge konnte dabei eine prin­
zipielle Einigung erzielt werden. 

Tschechoslowakischerseits wurde der Akkreditierung von 
fünf österreichischen Journalisten, die ihren Wohnsitz in 
Österreich beibehalten, grundsätzlich zugestimmt. 
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Die Situation an der gemeinsamen Staatsgrenze, die in der 
Vergangenheit das Verhältnis zwischen Österreich und der 
CSSR immer vJieder schwerstens belastet hat, erfuhr durch 
den Vertrag über das Verfahren zur Untersuchung von Vorgän­
gen an der gemeinsamen Staatsgrenze, der am 16. November 
1974 in Kraft getreten ist, eine Entschärfung. Die aufgrund 
dieses Vertrages eingesetzte Kommission hat sich bei der 
Untersuchung von Grenzzwischenfällen be\vährt. 

Mit konkreten Fragen aus allen Bereichen der bilateralen 
Beziehungen insbesondere auch vom Gesichtspunkt der Durch­
führung der Schlussakte der KSZE hat sich die Allgemeine 
Gemischte Österreichisch-Tschechoslowakische Kommission bei 
ihrer 2. Tagung in Prag in der Zeit vom 13. bis 15. Dezem­
ber befasst. Die Ko~mission hat sich als brauchbares Instru­
lllent für die \fiei terentwicklung der bilateralen Beziehungen 
eri'-liesen. 

Vom 27. September bis 1. Oktober tagte in Prag die Bster­
reichisch-tschechoslowakische Gemischte Ko~mission für die 
wirtschaftliche und industrielle ZusaIDlDenarbeit. 

Vom 9. bis 12. November tagte in Wien die im langfristi­
gen Handelsabkommen vorgesehene Bsterreichisch-tschechoslo­
wakische Gemischte Kommission. Im Juni vmrde in Wien ein 
Abkommen über den Schutz von Herkunftsangaben unterzeichnet 
sO\oJie ein Zusatzprotokoll zu diesem Abkommen paraphiert. 

Verhandlungen über ein Kulturabkommen wurden eingeleitet. 

Zur ErBrterung von Fragen der Durchführung des Bsterrei'­
chisch-tschecholsowakischen Vermögensvertrages fanden am 
12. und 13. September Expertenverhandlungen der respektiven 
Finanzministerien statt. Grössere Probleme in der Abwicklung 
des Vertrages haben sich 1976 nicht ergeben. 

Das Abkommen mit der CSSR über die Aufhebung der Sicht­
vermerkspflicht für Inhaber von Dienstpässen ist am 18. 1'1ai 
in Kraft getreten. 

Österreich hat auch 1976 für die CSSR in Israel Schutz­
machtfunktion ausgeübt. 

Ungarn 

Die Bsterreichisch-ungarischen Beziehungen waren 
1976 durch einen besonders regen Besuchsaustausch auf allen 
staatlichen Ebenen gekennzeichnet. T1ini.sterpräsident Lazar 
stattete in der Zeit vom 16. - 19.März Österreich einen of­
fiziellen Besuch ab, den Bundeskanzler Dr. Kreisky am 11./ 
12. September inpffiziell erwiderte. Am 2. und 3. März traf 
Bundesminister Dr. Bielka mit Aussenminister Puja in Graz 
und Steinamanger zusammen. 
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Einen '''leiteren Ausdruck und Höhepunkt der guten Nachbar­
schaftsbeziehungen bildete der offizielle Besuch des ungari­
schen Parteisekretärs Kadar am 6./7. Dezember v.J. in Öster­
reich. 

Im Bereich der Förderung der menschlichen Kontakte konn­
ten im Berichtsjahr einige Fortschritte erzielt werden. So 
wurde Ende September ein neuer Strassengrenzübergang z\.,.,ischer 
Schachendorf und Bucsu seiner Bestimmung übergeben. Ungari­
scherseits wurde ferner die Akkreditierung von 5 österreichi­
schen Journalisten, die ihren VJ01U1Si tz in Österreich beibe­
halten, zugesti~~t. 

Anlässlich des Besuches von Ministerpräsident Lazar wurde 
ein Abkommen über die Zusarr@enarbeit auf den Gebieten der 
Kultur und \rlissenschaft unterzeicr.Lnet. 

Die Allgemeine Gemischte Österreichisch-Ungarische Kom­
mission hat bei ihrer 6.Tagung, die vom 24. bis 26. November 
in Budapest stattfand, eine umfassende Bilanz der bilateraler 
Be ziehungen gezogen und Anregungen für deren vJei tere Intensi­
vierung erarbeitet. Die Ko~~ission hat darüber hinaus kon­
krete Fragen, die sich aus der Durchführung der KSZE-Schluss­
akte im Verhältnis zvJischen Österreich und Ungarn ergeben, 
im Detail behandelt. 

Am 22. und 23. April sowie am 17. I'1ai fand in Hien elie 
30 Tagung der österreichisch-ungarischen Gemischten Kommis­
sion statt. 

Die Vorbereitungen für die Errichtung eines österreichi­
schen Kulturinstitutes in Budapest wurden weitergeführt. 

Am 5. April wurde mit Ungarn ein Abkommen über die Zusam­
menarbeit auf dem Gebiet des Pflanzenschutzes unterzeichnet. 
Die Verträge über Rechtshilfe in Strafsachen und Auslieferung 
traten am 18.7.1976 in Kraft. DEr' 1975 unterzeichnete Konsu­
larvertrag ist 1976 von den gesetzgebenden Körperschaften 
in Österreich genehmigt worden. 

Das Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Un­
garischen Volksrepublik über die gebührenfreie Erteilung von 
Sichtvermerken für Reisen l0ur Erfüllung \<Jirtschaftlicher, 
wissenschaftlicher, kultureller oder sportlicher Aufgaben 
ist am 11. Juni 1976 in Kraft getreten. 

Die ungarischen Interessen in Chile wurden auch im Jahre 
1976 durch das Schutzmachtbüro bei der österreichischen 
Botschaft in Santiago vertreten. 

Jugosla\"lien 

Das am 29. Dezember 1975 in der Nähe von Krainburg statt­
gefundene Treffen Bundeskanzlers Dr. Kreisky mit dem jugo­
slawischen Präsidenten Josip Broz Tito und dem Mitglied des 
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Staatspräsidiums Edvard Kardelj führte anfangs 1976 zu 
einer fühlbaren Verbesserung der österreichisch-jugo­
slawischen Beziehungen. Es kam zu einigen .Begegnungen 
auf Regierungsebene - so absolvierten Vizekanzler lng. 
Rudolf Häuser im Juni, der Bundesminister für Verkehr· 
Erwin Lanc im März offizielle Besuche in Jugoslawien, 
der jugoslawische Bundessekretär für Aussenhandel, 
Drc Emil Ludviger, im Februar einen offiziellen Besuch 
in Österreich - und vom 18. - 19. Februar fand ein po­
li tischer l1einungsaustausch zvJischen Vertretern beider 
Aussenministerien in Wien statt. 

Die sich abzeichnende Einigung der drei im Nationalrat 
vertretenen Parteien über die weitere Vorgangsweise in der 
Volksgruppenfrage (gleichzeitige Verabschiedlillg eines Ge­
setzes über Volksgruppenförderung und über eine geheime 
Erhebung der Muttersprache), wogegen die Vertreter der 
slowenischen Volksgruppe in Kärnten vehement opponierten, 
führte zu einer neuerlichen Klimaverschlechterung in den 
bilateralen Beziehungen. Jugoslavvien, das '.in den Bemühun­
gen der Österreichischen Bundesregierung um einen über 
die Bestimmungen des Staatsvertrages hinausgehenden, zu­
kunft m..;ei senden Va lksgruppenschut z den IlVersuch einer Revi­
sion des Staatsvertrage'sll und die "Fortsetzung der Politik 
der z'I'Jangsweisen Assimilierung der nationalen l'Iinderhei ten ft 

sieht, nahm kurz vor und nach der am 7. Juli 1976 einstim­
mig erfolgten Beschlussfassung im Nationalrat über die 
beiden gegenständlichen Gesetze in einem Aide-memoire vom 
1. Juli und einer Erklärung vom 12. Juli sowie zahlreichen 
Protestresolutionen der Gebietskörperschaften dagegen 
Stellung. Dieser Schritt wurde durch eine heftige antiöster­
reichische Kampagne der Massenmedien unterstützt. Den bis­
herigen Höhepunkt erreichte die jugoslm .. 1ische Kampagne, 
die von einer neuerlichen, auch den übrigen Signatarstaa­
ten des Staatsvertrages offiziell zur Kenntis gebrachten 
Protestnote vom 11. November begleitet wurde, kurz vor der 
am 14. November im gesamten Bundesgebiet durchgeführten 
geheimen Erhebung der Muttersprache. 

Österreich wies die unberechtigten jugoslavJischen Vor­
würfe in einem Aide-memoire vom 1LL.. J'uli und in der Ver­
balnote vom 1. Dezember entschieden zurück und i-viederhol te 
gleichzeitig die auch schon bisher stets bekundete Bereit­
schaft zur Erfüllung aller Verpflichtungen aus dem Staats­
vertrag und den \-lunsch nach gutnaChbarlichen Beziehungen. 

In gleicher Weise wurde den von den jugoslawischen Ver­
tretern in einzelnen Gremien der Vereinten Nationen (32.Ta­
gung der I1enschenrechtskormnission, 60. Tagung des Wirtschafts­
und Sozialrates Komitee, zur Beseitigung der rassischen 
Diskriminierung, Sozialkommission der 31. Generalversa~~­
lung) erhobenen Anschuldigungen von den österreichischen 
Vertretern in bestimmter und sachlicher Form entgegengetre­
ten. 
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Die Kontroverse in der Volksgruppenfrage hat sich bisher 
nur geringfügig auf die übrigen Bereiche der zwischenstaat­
lichen Beziehungen ausgewirkt. So ist zwar ein für Juli 
geplantes Treffen der beiden Innenminister in Grenznähe 
jugoslawischerseits kurzfristig abgesagt worden und auch 
die einst sehr regen Kontakte auf regionaler Ebene blieben 
weiterhin spätlich, ~offizielle Begegnungen sowie Ver­
handlungen über beide Seiten interessierende l1aterien, wi e 
z.B. zur Durchführung des Archivabkommen 1923, über Schul­
fragen für Gastarbeiterkinder, Probleme des Strassengüter­
verkehrs oder den Bau eines Karawanken-Strassentunnels 
konnten jedoch termingemäss abgewickelt werden. Österreich 
hat im Oktober an Jugoslawien die erste Tranche der zur Über­
gabe vereinbarten Archivalien ausgefolgt. Im Februar wurde 
in Belgrad ein ÄnderungsabkoIDEen über die Verbringung von 
Waren im kleinen Grenzverkehr lmterzeichnet. Verhandlungen 
über ein Abkommen über die Gleichwertigkeit im Universitäts­
bereich wurden eingeleitet • 

Zur Verbindung des österreichischen und jugoslmüschen 
Fernstrassensystems im Raume Kärnten (Tauernautobahn-Trans­
jugoslaiVischen Autobahn) 'I.yurden im November 1976 österrei­
chisch-jugoslawische Expertengespräche bezliglich der Er­
richtung eines Karawanken-Strassentunnels geflihrt. Dabei 
konnte eine grundsätzliche übereinstimmung über eine Reihe 
von Fragen erzielt werden. 

Durch das bei der österreichischen Botschaft in Tel Aviv 
1967 errichtete Schutzmachtbüro wurden auch im Jahre 1976 
d:Le .IJ,.1teressen Jugosla'l'liens in Israel wahrgenommen. 

Itallen 

Die Bemühlmgen der Bundesregierung im Einvernehmen mit 
den Südtirolern, die inhaltlich zufriedenstellende Erlas­
sung der noch ausstehenden Paketmassnahmen voranzutreiben, 
haben auch im Jahre 1976 unvermindert angehalten. Es wurde 
keine Gelegenheit versäumt, sowohl bei bilateralen Kontak­
ten auf politischer und Beamtenebene als auch vor multila­
teralen Foren - wie bei der Rede Bundesministers Dr. Pahr, 
vor der 31. GV der VN -, auf die noch ausstehenden Paket­
massna~en hinzuweisen und eine beschleunigte Durc.hführung 
zu uIgleren. (Am Status der Südtirol-Unterkommission der 
Politischen Kommission der Parlamentarischen Versammlung 
des Europarates ist 1976 keine Änderung eingetreten. In~den 
letzten Jahren sind für diese Unterkommission z\.yar keine 
Mitglieder mehr bestellt worden, doch wurde auch keine 
Auflösung beschlossen~ 

Es ist bedauerlich, dass der von der italienischen Regie­
rung zuletzt zugesagte Termin 31.12.1976 für die Erlass~ng 
der noch ausstehenden Durchführungsbestirr~ungen nicht ein­
gehalten werden konnte. Hiebei muss jedoch bericksichtigt 
werden, dass bei diesen noch offenen Fragen besonders grosse 
sachliche Schwierigkeiten überwunden werden und Termin-
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überschreitungen oft im Interesse von inhaltlich zufrie­
denstellende Lösungen, die häufig mit zeitraubenden Vor­
arbeiten verbunden sind, in Kauf genommen \oJerden müssen. 

Nach jahrelangen Bemühungen ist es der 6er-Kommission 
gelungen, eine Einigung über den ethnischen Proporz bei 
der Besetzung von Staatsstellen in Südtirol zu erzielen. 
Das Dekret wurde vom italienischen Ministerrat am 8.6.1976 
gener~igt und ist am 15.1 1 .1976 nach Veröffentlichung im 
italienischen Staatsgesetzblatt in Kraft getreten. Mit den 
ersten Stellenausschreibungen aufgrund dieses Dekrets kann 
trotz Auftretens technischer Schwierigkeiten in absehbarer 
Zeit gerechnet werden. Da die Südtiroler bei der Besetzung 
der rund 7000 Staatsstellen in der Provinz Bozen bisher 
stark benachteiligt waren und ausserdem ein Teil dieser 
Posten in nächster Zeit neu besetzt wird, ist mit einem grosf 
Angebot von Staatsstellen für Südtiroler zu rechnen, was ge­
rade in der heutigen Zeit von eminenter Bedeutung für die 
Arbeitsmöglichkeiten der Südtiroler in Südtirol ist. 

Hinsichtlich der Paketmassnahme 118 über die Befugnis, 
in den Provinzen Gemeindebetriebe für die Verteilung von 
Elektroenergie einzurichten, konnten gegen Ende des Jah-
res 1976 bedeutende F'ortschri tte erreicht i'lerden. In dieser 
für die Südtiroler Energieversorgung so wichtigen Frage war 
es in den letzten Jahren zu keinerlei Annäherung geko~~en. 
Im Einvernehmen mit den Südtirolern wird diese Paketmass­
nahme zusammen mit der Durchführungsbestimmung betreffend 
Artikel 13 des Autonomiestatuts, der die Wasserableitungen 
zVJecks Stromerzeugung zum Gegenstand hat, als Durchführungs­
bestimmung von der 6er-Kommission behandelt. Bis auf einige 
Detailfragen konnte in der Kommission weitgehend Einigung er­
ziel t werden. Es besteht somit aller Grund zur Annar.illle, dass 
zu Beginn des Jahres 1977 eine endgültige Einigung erzielt 
wird, die den Südtirolern sOivohl bei der Verteilung von elek­
trischen Strom als auch bei der künftigen Konzessionsertei­
lung für Stromer zeugungs betriebe ent scheidende Mi t'l,ürkung 
sichert. Eine ähnliche Einigung ist auch auf dem Gebiet der 
Gleichstellung der Südtiroler Gewerkschaft mit den gesamt­
staatlichen italienischen Gewerkschaften gelungen. Uber diese 
für das Bestehen einer eigenen Südtiroler Gewerkschaft le­
benswichtigenFrage wurde Ende 1976 ebenfalls weitgehende 
übereinstimmung erzielt. 

Bei den sonst noch ausstehenden Durchführungsbestimmungen 
sind grössere Schwierigkeiten noch bei der Frage des Sprach­
gebrauchs und hier insbesondere beim Gebrauch der deutschen 
Sprache vor Gericht zu erwarten. 

Die Paketmassnahme 111 betreffend die Senatswahlkreise 
befindet sich in parlamentarischer Behandlung. 
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Die Sorge um das Südtirol-Problem hat jedoch Österreich 
nicht daran gehindert, sein Augenmerk auch der 'dei teren 
Vertiefung seiner Beziehungen zu Italien auf ffilderen 
Gebieten zuzuwenden. 

So '\oJurde am 19.2.1976 in vlien der NotenvJechsel über die 
Ergebnisse der 4. Tagung der Österreichisch-Italienischen 
Expertenkommission zur Durchführung des Artikel 10 des 
österreichisch-italienischen Kulturüber'einkoITillens über die 
gegenseitige Anerkennung von '\1 ei teren 17 akademischen Gra­
den anlässlich einer Tagung der österreichisch-italienischen 
Kulturkommission durchgeführt. 

Mit der Hilfe, die Österreich der vom Erdbeben in Ober­
italien betroffenen Bevölkerung gel<Jährt hat, wurde die Be­
reit schaft zu gutnachbarlicher Solidarität unter Be'\<Jei s ge­
stellt. Nach der ullillittelbar nach Bekanntwerden der Kata­
strophe, durch das Bundesheer, das Österreichische Rote 
Kreuz, Feuerwehren u...Yld zahlreiche freiv..'illige Helfer gelei­
steten Soforthilfe wurden bis Ende 1976 Wiederaufbauprojekte 
im Gesamtausmass von rund 75 Millionen Schilling in Angriff 
genommen. Dieser Betrag stammt je zur Hälfte aus Bundes­
mitteln und aus Spenden der österreichischen Bevölkerung. 
Weitere Hilfsprojekte sind geplant. Die für Italien bestimm­
ten Hilfsgüter wurd_en von der Österreichischen Bundesbah..'1 
kostenlos bis zur Staatsgrenze befördert. Im Katastrophen­
gebiet waren auch Mitarbeiter des Österreichischen Bundes­
denkmalamtes im Einsatz. 

über diese Wiederaufbauprojekte hinaus haben verschiedene 
Organisationen Geld- und Sachspenden zur Verfügung gestellt 
und freiwillige Arbeitsleistungen in grossem Ausmass erbracht 

1976 ist das Abko~~en über die nebeneinanderliegenden 
Grenzabfertigungsstellen und die Grenzabfertigung während 
der Fahrt, somit das Abkommen über die Regelung des Grenz­
überganges der Eisenbahnen in Kraft getreten. 

Das am 20.6.1975 unterzeiclmete Zusatzabkommen zum 
Haager Prozess-Übereinkommen 1954 'ltmrde der Genehmigung 
durch den Nationalrat zugeführt; die österreichische Rati­
fikationsurkunde vJUrde am 30.4.1976 vom Bundespräsidenten 
unterzeichnet. 

Die Verhandlungen über ein Abkommen auf dem Gebiete des 
Konkurs- und Ausgleichsverfahrens wurden fortgesetzt. 
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3. ANDERE Eu~OPÄISCHE STAATEN 

Albanien 

Im September 1976 tagte in Albanien die im langfristigen 
Handels-, und Zahlungsabkommen vorgesehene österreichisch­
albanische Gemischte Regierungskommission, welche nach 
überprüfung der bisherigen Ergebnisse des Warenaustausches 
Warenlisten für die Aus- und Einfuhr festlegte, die für die 
Zukunft richtungsweisend sein sollen. Albsnischerseits wurde 
in diesem ZusaTh~enhang wiederholt der Wunsch nach einer Ver­
tiefung der beiderseitigen wirtschaftlichen Beziehlli'1gen zum 
Ausdruck gebracht. 

Belgien 

Im Rahmen des regelm~ssigen Besuchsaustausches auf Aussen­
ministerebene zwischen Belgien und Österreich erwiderte der 
belgisehe Aussenminister Renaat van Elslande vom 14. - 16.Ju­
li den Besuch Bundesministers Dr. Bielka vom Vorjahr. Die 
BegegnlL.'1g fam in 8alzburg statt. Im 11i ttelpunkt der Arbei ts­
gespr~che standen der Ent Spar1.llUngsprozess, die europ~ische 
Integration und der Nord-Sild-Dialog. 

Mit dem Inkrafttreten des vom Nationalrat beschlossenen 
Abwicklungsgesetzes (BGBl. Nr. 713/1976) vmrde nunmehr die 
Aufnahme von Konsultationen mit Belgien bezüglich der Berei­
nigung des Problems Ebenseer-8olvay-Werke ermöglicht. 

Die Regierungsverhandlungen über ein Abkommen betreffend 
Soziale 8icherhei t vmrden abgeschlossen. Die Unterzeichnu.Tlg 
steht noch aus. 

Bulgarien 

Die österreichisch-bulgarischen Beziehungen sind im Be­
richtsjahr durch den Austausch mehrerer offizieller Besuche 
und den Abschluss einiger zwischenstaatlicher Vereinbarungen 
weiter entwickelt worden. 

Der bulgarische Ministerpr~sident Stanko Todorov hielt 
sich vom 10. - 13. Mai zu einem offiziellen Besuch in Öster­
reich auf, in dessen Rahmen ein österreichisch-bulgarisches 
Abkommen über die Gleich\t~ertigkeit der akademischen Grade 
unterzeichnet vJUrde. 
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Bundespräsident Dr. Kirchschläger stattete in der Zeit 
vom 13. bis 17. September in Begleitung des Bundesministers 
für AUSl."iärtige Angelegenheiten, Dr. Bielka, und des Bundes­
ministers für Handel, Gewerbe und Industrie, Dr. Staribacher l 

Bulgarien einen offiziellen Besuch ab, in dessen Verlauf 
u.a. Beratungen über die weitere Entwicklung der '>Jirtschaft­
lichen, industriellen und wissenschaftlich-technischen Zusam­
menarbei t geführt worden· und ein Abkommen über die Zusam­
menarbeit auf dem Gebiete des Gesundheitswesens zur Unter­
zeic~Dung gelangte. 

Darüber hinaus fanden offizielle Besuch der Bundesminister 
für Justiz, für Unterricht und Kunst, für Gesundheit und 
Unn-.rel tschutz in Sofia, Reisen einer Delegation des Öster­
reichischen Gewerkschaftsbundes und des OVP-Bauernbundes, 
des \oJiener Bürgermeisters und des Landeshauptmanns von Salz­
burg nach Bulgarien und ein Besuch des bulgarischen Aussen­
handelsministers anlässlich der Tagung der österreichisch­
bulgarischen Wirtschaftskommission in Wien statt. 

Im Februar 1976 tagte in Wien die Gemischte österreichisch" 
bulgarische Kommission für wirtschaftliche, industrielle und 
technische Zusammenarbeit. 

Im T1ai wurden die Ratifikationsurkunden über den österrei­
chisch-bulgarischen Konsularvertrag ausgetauscht, der am 12. 
J"uli in Kraft trat. Ein Vertrag über die ZusaIT'illlen8.rbei tauf 
dem Gesundheits\<lesen wurde unterzeichnet. Das 1975 unter­
zeichnete Abkommen über die Gleichwertigkeit der Reifezeug­
nisse ist 1976 in Kraft getreten. 

Österreich vertrat auch im Berichtsjahr als Schutzmacht 
die Interessen Bulgariens in Israel und Chile. 

Dänemark 

In ErNiderung des Besuches von Aussenminister Hartling 
in Österreich im Jahre 1968 hat Bundesminister Dr. Bielka 
Dänemark vom 20. bis 22. September offiziell besucht. Aus­
führliche Gespräche 1tiUrden mit Aussenminister Andersen, 
Aussenhandelsminister Nprgaard und Ministerpräsident 
J~rgensen geführt. Die Arbeitsgespräche konzentrierten sich 
auf Frage der Euroua politik, auf die Vereinten Nationen und 
auf die Ost-Hest-B~eziehungen. Aussenminister Andersen wurde 
zu einem Gegenbesuch eingeladen. 

DDR 

Die Auf'vJärtsentwicklung in den Beziehungen zur DDR setzte 
sich auch 1976 fort und fand ihren Höhepunkt im Besuch 
Bundesministers Dr. Bielka vom 23. bis 26. August v.J. in 
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Berlin, der ersten offiziellen Reise eines ~sterreichischen 
AussepJIlinisters in die DDR. Die beiden Aussenrninister kamen 
überein, die Verhandlungen über die Regelung offener verm~­
gensrechtlicher Fragen fortzusetzen und auf den Gebieten der 
Rechtshilfe, Sozialversicherung, Kultur, des Veterin~rwesens 
und des UmvJel tschutzes Verhandlungen zum Abschluss einschlä­
giger Abkommen aufzunehmen. DDR-Aussenminister Oskar Fischer 
führte am 21. Dezember anlässlich eines inoffiziellen Besu­
ches in vlien Gespräche mit Bundeskanzler Dr. Kreisky und 
Bundesminister Dr. Pahr. 

Auch im Berichtsjahr kam es zu einem regen Besuchsaus­
tausch auf der Ebene der Fachminister. 

Vom 2.· bis 4. November fand in 'vlien die 2. Tagung der Ge­
mischten Kommission im Rahmen des Handels- und Zahlungsab­
kommens und des J,bkomrnens über die Hirt schaftliche, industiel 
und technische Zusammenarbeit statt. 

Die Verm~gensverhandlungen mit der DDR befinden sich noch 
in einem exploratorischen Stadium. Im Berichtszeitraum ging 
es darum, die ~sterreichischen AnsprLiche zu erfassen, bZ'd. 
über eventuelle Gegenforderungen der DDR Klarheit zu gewin­
nen. Eine ~sterreichische Delegation hat im Juni 1976 in 
Berlin Verhandlungen geführt. Im September haben Expertenge­
spräche stattgefunden. 

Anlässlich der Verhandlungen im Jahre 1975 in Wien wurde 
von der DDR auch die vorzeitige Rückstellung von Kulturgütern 
im Rahmen eines gesondert vom Vermögensvertrag durchzufUhre: 
den Notenwechsels vorgeschlagen. Diese Frage wird zur Zeit 
eingehend geprüft. 

Gri echenls.nd 

Die Beziehungen zu Griechenland, die seit dem Sturz der 
Mili tärjunta und der vliederherstelhmg demolrratischer Ver­
hältnisse in diesem Lande einen erfreulichen Aufschwung er­
fahren haben, standen 1976 im Zeichen der offiziellen Besu­
che, die Aussenminister Dimitrios Bitsios vom 4. bis 7. ,Juli 
und Ministerpräsident Konstantin Karamanlis vom 15. bis 17. 
November Österreich abgestattet haben. Beide Besuche boten 
Gelegenhei t zu einem ausfü_hrlichen i"leinungsaustausch über 
die Heitere Intensivierung der bilateralen Beziehungen 
sowie über aktuelle internationale Fragen von beiderseitigem 
Interesse. 

Z"Jischen den beiden Besuchern konnte auf Beamtenebene in 
lang1<Jierigen und komplizierten Verhandlungen eine befriedi­
gende Revision der zwischen der Steyr-Daimler-Puch AG und 
der griechischen Regierung geschlossenen Verträge liber die 
Steyr-Hellas AG erreicht werden. 
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In Strassenverkehrsverhandlungen wurde eine beträchtliche 
Aufstockung der beidersei tigen LKvl-Einzelgenehmigungen für 
die Ein- und Durchreise von Gütertransporten erzielt. 

Regierungsverhandlungen mit Griechenland zum Abschluss 
eines Sozialabkommens vJUrden abgeschlossen. Die Unterzeich­
nung wird voraussichtlich in den nächsten l"1onaten stattfinden 

IrlaJ.1.d 

Im April 1976 stattete der irische Ausselli~inister Garret 
Fitzgerald Österreich einen Besuoh abo Es handelte sich hie­
bei um den ersten offiziellen Besuch eines AussenIJinisters 
, R bl' 1. T'" d' 0" ,. D ~. , aer ,epu lY: J..rl.c~n ll1 ster~-:,el.cho er beSUCl1 ';leT eln Vler't-

voller Bei trag zur \.J ei t erentvJicklung der gegenseitigen 
Beziehungen und bot Gelegelli~eit, diesem früheren l'litglied 
der EFTA und jetzigem l"Iitglied der EG den österreichischen 
Standpu,"1.1:t zu den Fragen der europäischen Integration dar­
zulegen. Der österreichische Ausseruninister vJurde zu einem 
Gegenbesuch in der Republik Irl~..nd eingeladen .. 

Luxemburg 

Nachdem Dr. Gaston Thorn in seiner Funktion als Minister­
präsident 1975 Österreich besucht hatte, stattete Bundeskanz­
ler Dr. Kreisky vom 19. bis 21.11. dem Grossherzogtum einen 
offiziellen Besuch ab. Im Mittelpunkt der Gespräche standen 
Fragen der europäischen Integration. Im Mai hat eine Delega­
tion österreichischer Parlamentarier Luxemburg besucht. 

Niederlande 

Vom 10. bis 12. April hielt sich der niederländische 
Aussenminister Max van der Stoel zu einem offiziellen 
Besuch in Wien auf. Er erwiderte damit den Besuch des 
ehemaligen Bundesministers Dr. Waldheim in Den Haag im 
Jahre 1968. Bei den Arbeitsgesprächen wurden insbeson:lere 
Fragen der Entspannung und der europäischen Integration 
erörtert. Der österreichische Aussenminister wurde zu einem 
Gegenbesuch eingeladen. 
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Polen 

Die Beziehungen Österreichs zu Polen, dem grössten 
Partner der österreichischen Wirtschaft im COYiliCON-Raum, 
haben sich auch im Berichtsjahr weiterhin gut entwickelt. 

Vom 26. bis 30. April stattete der Vorsitzende des 
Staatsrates der Volksrepublik Polen, Prof. Dr. Henrvk 
Jablonski, Österreich einen offiziellen Besuch ab. Anläss­
lich des Besuches unterzeichneten die Präsidenten der 
Österreichischen und der Polnischen Akademie der Wissen­
schaften ein Abkommen über Fragen der wissenschaftlichen 
Zusammenarbei t z'Ivischen ihren Institutionen. Vlei ters ,'.'urden 
Abkommen über die Zusa~~enarbeit zwischen Österreich und 
Polen auf dem Gebiet des Fremdenverkehrs und des Sports 
unterzeichnet. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky reiste im September zu einem 
inoffiziellen Besuch nach Polen, um mit Ministerpräsident 
Jaroszewicz Fragen der wirtschaftlichen Zusammenarbeit zu 
besprechen. 

Auch im Berichtsjahr kam es zu einem regen Besuchsaus­
tausch auf der Ebene der Fachminister. 

Anlässlich der 3. Tagung der österreichisch-polnischen 
Gemischten Kommission für die wirtschaftliche, industrielle 
und \'-1issenschaftlich-technische Zusammenarbei t \<lUrde am 
22. September in Wien ein langfristiges Abkommen über den 
Waren- und Zahlungsverkehr sowie die wirtschaftliche Zusam­
menarbeit zNischen der Österreichischen Bundesregierung und 
der Regierung der VolksrBpublik Polen unterzeichnet. 

Der 1975 mit Polen abgeschlossene Vertrag über die Zusam­
menarbeit auf dem Gebiete des Gesundheitswesens ist in 
Kraft getreten. 

Verhandlungen über einen Rechtshilfe- und einen Auslie­
ferungsvertrag wurden vorbereitet. 

Im Rahmen der Abwicklung des österreichisch-polnischen 
Vermögensvertrages ergaben sich Schv.Jierigkei ten bei der Aus­
legung des Zusatzprotokolls. Dadurch ist. die polnische Seite 
1976 mit der Zahlung von ca. 3,8 Millionen Schilling in 
Verzug geraten. Diesbezügliche Expertengespräche und ein 
Schriftwechsel haben stattgefunden. 

Portugal 

Die Entwicklung und Stabilisierung pluralistisch-demokra­
tischer Verhältnisse in Portugal fand in den Parlamentsvlahlen 
im April 1976 und in der Aufnahme des Landes in den Europarat 
sO\'1ie in der Unterzeichnung der Europäischen l1enschenrechts­
konvention (vgl. Abschnitt III.3.3.101)ihren Ausdruck. Öster­
reich hat diese Entwicklung begrüsst und die Aufnahme Portu­
gals in den Europarat unterstützt. 
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Die grossen . \ürtschaftlichen Sch'.'I!ierigkeit en, denen sich 
Portugal gegenübersieht, haben die demokratischen Staaten 
Europas veranlasst, die junge Demokratie durch Hilfsmass­
nahmen zu unterstützen. usterreich hat sich an den im Rahmen 
der EFTA und des Europarates initiierten Programm beteiligt. 

Der österreichische Beitrag an den Hilfsmassnahmen zu­
gunsten portugiesischer Flüchtlinge aus Angola belief sich 
auf 1 Million öSe Dazu kamen bedeutende Hilfssendungen des 
Österreichischen Roten Kreuzes und der Caritas. 

Im Laufe des Jahres kam es zu verschiedenen Kontakten 
auf Beamtenebene, um österreichische Erfahrungen auf den 
Gebieten der Verwaltung verstaatlichter Industrien, der 
Zollven,]altung und des Fremdenverkehrs zu vermitteln. 

Die Konsolidierung der innenpolitischen Situation Por­
tugals hat eine Intensivierilllg der österreichisch-portugie­
sischen Beziehungen ermöglicht. 

Vom 5. - 7. April statte Ministerpräsident Azevedo Öster­
reich einen offiziellen Besuch ab. Es handelte sich hiebei 
um den ersten Auslandsbesuch eines portugiesischen Regierungs­
chefs seit der Revolution vom 25. April 1974. 

Zuvor hatte sich der portugiesische Aussenminister Antunes 
anlässlich einer Konferenz portugiesischer Botschafter in 
Wien aufgehalten und war von Bunde~minister Dr. Bielka zu 
einem Gespräch empfangen worden. 

Anlässlich der Tegung der Sozialistischen Internationale 
am 15. März in Portugal hatte Bundeskanzler Dr. Kreisky Ge­
legenheit zu Kontakten mit der politischen Führung des Lan­
des. 

Im Oktober führte Bundesminister Dro Pahr im Rahmen eines 
inoffiziellen Besuchs in Lissabon Gespräche u.a. mit Minister­
präsident Soares, Staatsminister Henrique de Barros, dem Prä­
sidenten der Gesetzgebenden Nationalversammlung, Dr. Vasco 
da Gama Fernandes, dem Präsidenten der christdemokratischen 
CDS, Prof. }I'rei tas Amaral und dem Klubobmann der Sozialisti­
schen Partei Portugals, Salgado Zenha. Letzterer hielt sich 
über Einladung des Klubobmannes der SPÖ, Dr.Heinz Fischer, 
im Dezember In Wien aufo 

Rmnänien 

Die österreichisch-ru..rnänischen Beziehungen sind im Be­
richtsjahr durch den Austausch mehrerer offizieller Besuche 
und den Abschluss wichtiger wirtschaftlicher Vereinbarungen 
weiter vertieft worden. 

Vom 25. bis 28. Jänner '.;leil te der rumänische Aussenmini­
ster George Macovescu zu einem offiziellen Besuch in Öster­
reich. 
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In der Zeit vom 14. bis 18. Juni absolvierte der Bundes­
minister für Landesverteidigung, Brigadier Karl Lütgendorf, 
einen offiziellen Besuch in Rumänien, den der rumänische 
Verteidigungsminister, Generaloberst Ion Coman, in der Zeit 
vom 20. bis 24. September eri'liderte. 

Vom 27. bis 30. September stattete der rumänische Pre­
mierminister I'lanea l'lanescu in Begleitung des Hinisters für 
Maschinenbau, Ioan Avram, österreich einen offiziellen Be­
such ab, in dessen Verlauf u.a. 'ein Investitionsschutzab­
kommen und ein Vertrag zur Vermeidung der DopDelbesteuerung­
unterzeichnet wurden. Gleichzeitig hat Österreich Rumänien'--' 
einen Exportkreditrahmen in Höhe von öS 2 !·lrd. eingeräumt. 

Im Mai begab sich eine Delegation von Abgeordneten des 
Vorarlberger Landtages und Mitglieder der Vorarlberger 
Landesregierung auf eine Studienreise nach Bukarest. 

Vom 17. bis 20. Mai tagte in Wien die österreichisch-ru­
mänische Gemi schte Kommi ssion für vJirt schaftliche Zusammen­
arbeit und technisch-industrielle Kooperation. 

Von Enteignungsmassnahmen aufgrund des rumänischen Bo­
denfolidsgesetzes vom 6. Dezember 1974 wurden auch einige 
österreichische Staatsbürger betroffen. Österreichischerseits 
wurde das Interesse an einer prompten und angemessenen Ent­
schädigung zum Ausdruck gebracht und entsprechende Unterlagen 
zur Verfügung gestellt. 

Ein Übereinkommen über kulturelle Zusammenarbeit und ein 
weiteres über ivissenschaftliche und technische Zusammenarbeit 
sind 1976 in Kraft getreten. Verhandlungen über ein Abkommen 
über die Gleichwertigkeit im Universitätsbereich und über 
die Gleichwertigkeit von Reifezeugnissen wurden eingeleitet. 

Schweden 

Nach dem Besuchsaustausch des Jahres 1972 zwischen den 
damaligen Aussenminister vlickman und Dr. Kirchschläger 
stattete Bundesminister Dr. Bielka Aussenminister Andersen 
am 16. und 17. Februar einen offiziellen Besuch in Stockholm 
ab. Im Zuge der Gespräche ,vurden in erster Linie di e Ost­
West-Beziehungen, die europäische Integration und die Be­
kämpfung des Terrorismus erörtert. Der schwediscbeAussenmi­
nister nahm die Einladung zu einem Gegenbesuch in Österreich 
an. In Erwiderung des Besuches von König Gustav Adolf VI. in 
Österreich im Jahre 1961 begaben sich der Bundespräsident 
und Frau Kirchschläger in Begleitung von Bundesminister 
Dr. Bielka vom 18. bis 20. Mai über Einladung von König earl 
Gustav XVI. zu einem Staatsbesuch nach Schweden. Das schv·:edi­
sche Königspaar nahm die Einladung zu einem Gegenbesuch in 
Österreich an. 

Das im Jahre 1975 mit Schvleden abgeSChlossene Abkommen 
über Soziale Sicherheit wurde 1976 ratifiziert. 
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Spanien 

Die entschlossenen Bemühungen der spanischen Regierung, 
die Herstellung pluralistisch-demokratischer Verhältnisse 
in Spanien vorzubereiten \"JUrden von Österreich mit S;ympathie 
und Anteilnahme verfolgt. Dies wurde österreichischerseits 
vor allem im Rahmen der diesbezüglichen Beratungen im Europa­
rat ".üederhol t zum Ausdruck gebracht. Diese, auch für die 
künftige Gestaltung der österreichisch-spanischen Beziehun­
gen verheissungsvolle Entwicklung liess die Vorbereitung 
intensiverer Kontakte zIvisehen beiden Ländern angezeigt er­
scheinen. 

Vom 10. bis 12. Juli hielt sich der spanische AUSSer111Ü­
nister Oreja zu einem inoffiziellen Besuch in Wien auf, des­
sen formeller Anlass eine Konferenz spanischer Botschafter 
und der in den Oststaaten residierenden spanischen 1,-lirt­
schaftsvertreter 'I,\1ar. Der l'Iinister für ge\verkschaftliche 
Bezieh~ngen, Enrique De la Mata, wurde anlässlich seines 
privaten Besuches in Österreich im September vom Ersten 
Präsidenten des Nationalrates, Benya, Bundesminister 
Dr. Bielka und dem Bu .. l1deSl)arteiobmann der ÖVP, Dr. Taus, 
zu Gesprächen empf~ngen. 

Im Oktober hielt sich der spanische Oppositionspolitiker 
Gil Robles über Einladung der ÖVP in Wien auf. Im Dezember 
nahm Vizekanzler Dr. Androsch in seiner Eigenschaft als 
stellvertretender Vorsitzender der SPÖ am Pa.rteitag der 
Sozialistischen Arbeiterpartei Spaniens (PSOE) in Madrid 
teil. 

Am 3. Mai 1976 wurde das österreichisch-spanische Abkom­
men über Herkunftsangaben, Ursprungsbezeichnungen und Be­
nennungen land\oJ1rtschaftlicher und gewerblicher Erzeugnisse 
samt Zusatzprotokoll in \-lien unterzeichnet. 

Im März fanden in Wien Verhandlungen über den Entwurf 
eines Auslieferungsvertrages statt, der im Je.hre 1970 in 
Madrid paraphiert i.",orden \var. Die Verhandlungen verliefen 
in kooperativer Atmosphäre. 

Im September 1976 wurde den spanischen Stellen der öster­
reichische Entwurf eines Vertrages über die Rechtshilfe in 
Strafsachen übergeben. 

Das 1975 mit Spanien abgeschlossene Kulturabkommen ist 
1976 in Kraft getreten. 

Türkei 

Im Dezember. 1976 vleil te der Bürgermeister de:;:- Stadt 
.A.nkara auf Einladul1.g des \Jiener B~u-'germeisters zu 
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Besuch in der Bundeshauptstadt. Der türkische Aussenmi­
nister wurde zu einem offiziellen Besuch in Österreich 
eingeladen. Diese Einladung wurde türkischerseits ange­
nommen. 

Das mit der Türkei bereits 1974 abgeschlossene Zusatz­
abkommen betreffend Soziale Sicherheit wurde ratifiziert 
und ist in Kraft getreten. 

4. NAH.ER OSTEN 1 IRAN, I1AGHREBSCL1AATEN 

Österreich unterh~lt zu allen Staaten des Nahen Ostens, 
sowohl zu jenen der arabischen Welt als auch zu Israel 
gleich gute Beziehungen. Die traditionell engen Beziehungen 
zu den Staaten dieser Region haben im Jahre 1976 durch eine 
Reihe von offiziellen und inoffiziellen Besuchen - zum Teil 
auf höchster EDene - sichtbaren Ausdruck gefunden. 

Ägypten 

Der Staatspräsident Ägypten9, Sadat, hielt sich in Be­
gleitung seines vlirtschaftsministers im April zu einem in­
offiziellen Besuch in Österreich auf, wobei die Errichtung 
eines österreichisch-ägyptischen Investitionsfonds in der 
Höhe von rund 3 l'1rd.öS und verschiedene konkrete Projekte 
erörtert wurden. Inzi'Jischen sind drei Projekte in ein Sta­
dium der Verwirklichung getreten. 

Iran 

Die Bezieh~~gen Österreichs zum Iren haben sich in der 
Berichtsperiode 'dei terhin auf politischem, kuturelleEl., -\'lis­
senschaftlichem und wirtschaftlichem Gebiet verstärkt. 
Sichtbarer Höhepunkt der Beziehungen z\'lischen den beiden 
Staaten Vlar der Staatsbesuch des Herrn BundesDräsidenten 
im Iran, den er in der Zeit vom 30.5. bis 3.6: in Beglei­
tung Bundesminister Dr. Bielkas und Bundesminister DroSta­
ribachers i:ibsolvierte. Der systematische Ausbau und die 
Erv'Jeiterung der Beziehungen zum Iran, dessen politische 
und wirtschaftliche B~deut1..mg i:rn:C1er mehr zunimmt, ist für 
einen Kleinstaat \-;ie Osterreich, insbesondere auch auf 
wirtschaftlichem Gebiet, von grosser Becleut"lm8 .. Bei dem for­
~ierten industriellen Aufbau des Ir8.ll ergelxm sich auch für 
Osterreich angesichts des hohen Niveaus seiner Tecbnologie 
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grosse I'löglichkeiten, bei diesem Au.fbau mitzu1t~irken. Im 
Rahmen dieses Besuches ,·mrden umfangreiche E'irmenkooperatione 
erörtert. Eine von Österreich ausgestattete Fabrik wurde er­
öffnet. Schliesslich vJUrde von den beiden Aussenministern ein 
Abkommen über die Zusammenarbeit auf den Gebieten der Er­
ziehung, Kultur, Wissenschaft und Forschung lli~terzeichnet. 

Israel 

Der Bundesminister für Landesverteidigung, Brigadier Karl 
Lütgendorf hielt sich im SOF~er 1976 zu einem mehrtägigen 
Besuch in Israel auf, in dessen Verlauf ein Meinungsaustausch 
über verschiedene Fragen der Landesverteidigung stattfand • 

Jordanien 

Der jordanische König Hussein absolvierte vom 14. bis 
17. Juni einen offiziellen Besuch in Österreich, der in 
den Beziehungen zTdischen Jordanien und Öster:r'eich einen 
Höheuunkt darstellte und auch auf \'lirtschaftlichem Gebiet 
positive Ausvl"ir-kungen zeitigte. .Anlässlich des Staatsbe­
suches 'iYlJ.r-de vereinbart, AbkomraenLlber allgemei:ne vlirtschaft­
liehe und technische Kooperation, über Forderung und Schutz 
von Investitionen sO\'1ie über Ursuru"''l.f2:zeuf2:nisse abzuschlie­
ßen. Zudem \vurde ein LuftverJ.{ehrsabko~en ~ unterzeichnet, 
das der För-derung des Tourismus ZI'lischen den beiden Staaten 
dienen soll. Der Herr Bundespräsident hat eine Gegeneinlad~~g 
des jordanischen l'Ionarchen im Prinzip angenornmen& 

Katar, Vereinigte Arabische Emirate, Oman 

Bundesminister Dr. Bielka absolvierte im März offizielle 
Besuche in Katar, in den Vereinigten Arabischen Emiraten 
und in Oman, wobei die engen Beziehungen z\v1.schen Österreich 
und diesen arabischen Golfstaaten noch weiter intensiviert 
werden konnten. Der Ausbau der Beziehungen gerade zu diesen 
Staaten hat vor allem auch zu einer beachtlichen Intensivie­
rung der wirtschaftlichen Beziehungen geführt. Die Bedeutung 
der wirtschaftlichen Beziehungen zu diesen Golfstaaten i'JUrde 
auch durch die Tatsache unterstrichen, dass gleichzeitig zu 
den offiziellen Besuchen Billldesminister Dr. Bielkas in Katar 
und in den Vereinigten Arabischen Emiraten auch eine bedeuten­
de österreichfsche Wirtschaftsmission diese Länder bereiste. 
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Kuweit 

Mitte Oktober wurde zwischen Österreich und Kuweit 
ein Luftverkehrsabkommen verhandelt und paraphiert. 

Marokko 

Ein Luftverkehrsabkom~en zwischen Österreich und 
Marokko steht kurz vor der Kundmachung. 

S,;y,rien 

Die Intensivierung der Beziehungen z1tlischen Österreich 
und Syrien, dessen Rolle im Nahen Osten irrmer gevJichtiger 
uird, kam dad-LITch" zum Ausdruck, dass der syrische Aussen­
minister Klladdam Bundesminister Dr. Fahr zu einem offi­
ziellen Besuch eingeladen hat. Di ese Einlc:.dung "vrurde im 
Prinzip bereits angenommen. Der Bu...ndesrninister fi5.r Le.ndes­
verteiclig"lmg, Brigac_ier Karl Liitgendorf hielt sich 1976 
an einem kurzen Besuch in SJTien auf. 

Tunesien 

Über Einladung des Bundesministers flir Ausw~rtige An­
gelegenheiten hielt sich der Aussenminister Tunesiens, 
Habib Chatti, vom 9. bis 11. Feber zu einem offiziellen 
Besuch in Österreich auf. Die Gespr~che boten Gelegenheit 
zu einem Meinungsaustausch liber weltpolitische und bila­
terale Angelegenheiten. Besondere Bedeutung wurde den Pro­
blemen des lii ttelmeerraumes und vor allem dem Nahostnro­
blem zugewandt, wobei beide Staaten eine weitgehende~ 
Ähnlichkeit der Standpunkte feststellen konnten. Daneben 
fand ein Meinungsaustausch liber die Ereignisse in der West­
sahara und das Cypernproblem statt. Im R&~men der Erörterung 
bilateraler Fragen kamen aktuelle Probleme der wirtschaft­
lichen und technischen Zusammenarbeit sowie des Fremden­
verkehrs zur Sprache. An den Feierlichkeiten anlässlich des 
20. Jahrestages der tunesischen Unabh~ngigkeit am 20. I'1~rz 
nahm. auf Einladung seines tunesischen Amtskollegen Bundes­
minister Dr. Bielka teil. 
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5. ANDERE AUSSEREu:.qOPÄISCHE STAATEN 

Kanada 

Im Mai 1976 stattete Allan J. Mac Eachen als erster 
Aussenminister Kanadas Österreich einen offiziellen Besuch 
ab. Es fand ein ausführlicher Meinungsaustausch über Fragen 
der internationalen Politik, insbesondere über die Ost­
West-Beziehungen unQ die Entspannungspolitik, statt. Auf 
dem bilateralen Sektor wurden die M~glichkeiten einer wei­
teren Vertiefung der sich gut entwickelnden ~sterreichisch­
kanadischen Beziehungen er~rtert. Der ~sterreichische Aussen­
minister wurde zu einem Gegenbesuch nach Kanada eingeladen. 

Neuseeland 

Am 23. Februar hielt sich der neuseeländische Aussenminist( 
und stellvertretende Ministerpräsident Brian Talboys zu 
einem privaten Besuch in Österreich auf. Minister Talboys 
'wurde von Bundeskanzler Dr. Kreisky und Bundesminister 
Dr. Bielka zu einer Aussprache empfangen, in deren Mi ttelpunk: 
wirtschaftliche Fragen standen. 

LATEINAMERIKA: 
============== 

Die Beziehungen zu den lateinamerikanischen Staaten sind 
im allgemeinen freundschaftlich, jedoch noch weiter ausbau­
fähig (siehe auch Abschnitt V über die Auslandskulturpolitik). 
Wie schon in vergangenen Jahren hat Österreich auch an der 
letztjährigen Tagungen der Generalversammlung der OAS als 
Beobachter teilgenommen. 

Argentinien 

über Ersuchen des Flüchtlingshochkommissärs der Vereinten 
Nationen und der Regierung Argentiniens hat sich Österreich 
Mitte Juli bereiterklärt, 250 lateinamerikanische Flüchtlinge, 
die in Argentinien leben, in Österreich aufzunehmen. Bis 
Ende d.J. ist fast die Hälfte dieser Quote, davon 50 % Chi­
lenen und 50 % Uruguayaner, in Österreich eingetroffen 
(vgl. Abschnitt V.3.1.). 
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Chile 

Seit der Iiach tüberna.hme durch die Hili tär junta im Jahre 
1973 hat Österreich mehr als 300 Personen aus Chile aufge­
nommen. Auch im Berichtsjahr war die Bsterreichische Bot­
schaft in Santiago bei der Lösung humanitärer Fälle mehr­
fach mit Erfolg eingeschaltet (vgl. Abschnitt V.3.1.). 

Österreich übte in Chile auch weiterhin die Schutzmacht­
funktion für Ungarn und Bulgarien aus. 

Kuba 

Durch die Ende 1976 erfolgte Freilassung eines in Kuba 
tätigen Österreichers, der 1975 zu einer hohen Gefängnis­
strafe verurteilt worden war, konnten die Beziehungen zwische 
beiden Staaten wieder verbessert werden. 

Venezuela 

Die wirtschaftlichen Beziehungen mit Venezuela nahmen im 
Berichtsjahr einen bemerkenswerten Aufschwung. Die Bster­
reichischen Exporte stiegen 1976 auf über eine Milliarde 
Schillinge, das ist das Vierfache des Vorjahres. Damit wurde 
Venezuela mit ..L"bstand oer grBsste Abnehmer Bsterreichischer 
Produkte in Lateinamerika. 

6. NEUREGELUNGEN DIPLOI-1.ATISCHER BEZTEHUNGEN; lLT\fERKENNUNGEN 

Die neue vietnamesische Nationalversammlung, die aus den 
gesamtvietnainesischen ~'jahlen vom 25. April hervorgegangen ist. 
hat am 24. Juni 1976 die \rJiedervereinigung Vietnams prokla­
miert. Der gesamtvietnamesiche Staat trägt die Bezeichnung 
l1Soz ialistische Republik Vietnam ll

• Im Sommer 1976 sind die 
Aussenminister des wiedervereinigten Vietnam und Österreichs 
auf Grund einer diesbezüglichen vietnamesischen Initiative 
in einem Briefwechsel übereingekommen, die diplomatischen 
Beziehungen zwischen Österreich und der Sozialistischen 
Republik Vietnam weiterzuführen. In der Folge wurden die 
Handelsvertragsverhandlungen, die seinerzeit zwischen Öster­
reich und der Demokratischen Republik Vietnam (dem ehemali­
gen Nordvietnam) eingelei tet 'vwrden waren, zwecks Abschluss 
eines Handels- und Zahlungsabkommens zwischen der Österrei­
chischen Bundesregierung und der Regierung der Sozialisti­
schen Republik Vietnam auf diplomatischem \-lege fortgesetzt. 
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Nach der Machtübernahme der Roten Khmer in Phnom Penh 
(17. April 1975) wurde österreichischerseits der kambodscha­
nischen Regierung - wie dies u.a. die Schweiz getan hat -
Ende April 1975 die Bereitschaft Österreichs notifiziert, in 
der Hauptstadt des Demokratischen Kampuchea (Kambodscha) 
einen Botschafter mitzubeglaubigen. Hiebei wurde österrei­
chischerseits ausdrücklich auf die Anerkennungspraxis 
Österreichs, die grunds~tzlich nur die Anerkennung von Staa­
ten und nicht von Regierungen vorsieht, hingewiesen. Im 
Mai 1976 ist Kambodscha auf den seinerzeitigen österreichi­
schen Vorschlag eines Botschafteraustausches zurückgekommen, 
wobei im Sommer 1976 im Rahmen der diesbezüglichen in Peking 
geführten Kommuniqu~verhandlungen das EinvernBhmen hinsicht­
lich der Normalisierung der österreichisch-kambodschanischen 
Beziehungen auf Botschafterebene erzielt werden konnte. Es 
wird daher in Aussicht genommen, in absehbarer Zeit einen 
in einem Drittstaat residierenden österreichischen BotschafteJ 
in Phnom Penh zu akkreditieren. 

Nachdem Österreich die ehemaligen portugiesischen Übersee­
besi tzungen Guinea-Bis.sau und Moqambique bereits früher als 
unabh~ngige Staaten anerkannt hatte, erfolgte im Berichtsjahr 
die Aufnahme diplomatischer Beziehungen. Gleiches gilt für 
das ehemalige australische Treuhandschaftsgebiet von Papua­
Neuguinea. Die Mitbeglaubigung von in anderen Staaten resi­
dierenden österreichischen l'1issionschefs ist in Aussicht ge­
nommen. Die Beendigung der K~mpfe um die 11acht in Angola 
und die Bildung einer angolanischen Regierung ermöglichte 
ferner die Anerkennung der Volksrepublik Angola durch Öster­
reich. Die ehemalige britische Besitzung der Seychellen 
wurde, nachdem sie die Unabh~ngigkeit erlangt hatte, ebenfall~ 
im Jahre 1976 von Österreich anerkannt. Die für die Auf­
nahme diplomatischer Beziehungen zu beiden Staaten erforder­
lichen Schritte wurden in die Wege geleitet. 
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111. MULTILATERALE ZUSAYJ1ENARBEIT IN EUROPA 
====================================== 

1. KSZE m~D BELGRADER FOLGETREFFEN 1977 

Die Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
welche mit dem Gipfeltreffen am 1. August 1975 in Helsir~i 
und der feierlichen Unterze ichnung der KSZE-Schlussakte ihre n 
Höhepunkt fand, hat Ergebnisse gebracht, die sich nicht un­
wesentlich von den Ervlartungen des Ostens und den Befürchtun­
gen des Westens, mit denen letzterer trotz positiver Grund­
einsteIlung in die Verhandlungen gegangen \'1 ar , unterscheiden. 

Bekanntlich ging die Idee einer europäischen Sicherheits­
konferenz auf Vorschläge der S0\1 j etl.mion schon in den 50er­
Jahren zurück. Damals hatte man auf östlicher Seite damit vor 
allem die völkerrechtliche Anerkennung der DDR und die 
Festschreibung der aus dem 2. Weltkrieg hervorgegangenen 
Grenzen in Europa im Auge. Diese Ziele waren, als die Konfe­
renz schliesslich zustande kam, im wesentlichen überholt: 
Die nach 1969 eingeleitete Ostpolitik der BRD hatte zu ,1el t­
weiter Anerkennung des zweiten deutschen Staates und der 
deutschen Ostgrenzen unter Beibehaltung einer friedlichen 
deutschen vliedervereinigungsoption geführt. 

Die in der Helsinki-Schlussakte enthaltene Erklärung über 
die Prinzipien, die die Beziehungen der Teilnehmerstaaten 
leiten - , welche kein völkerrechtlicher Vertrag sondern eine 
politische Absichtserklärung ist - enthält nic.'1. ts, was nicht 
schon in ander'en z'Ivischenstaatlichen Dokumenten (VN-Charta, 
deutsche Ostverträge, etc.) aufscheint und das zu dem Schluss 
führen könnte, dass durch sie der status quo in Europa fest­
geschrieben worden wäre. 

Andererseits ist es dem Westen, einschliesslich der Neutra­
len gelungen, sein Gedar~engut weitgehend, vor allem im huma­
nitären Teil der Schlussakte, dem sogenannten "Korb 111" 
durchzusetzen. Wenn auch viele BestiIT~ungen dieses Teiles der 
Schlussakte von West und Ost unterschiedlich ausgelegt \\!erden, 
so zeigte sich schon bald ihre grosse Bedeutung für das 
Schicksal der Menschen in ganz Europa. Dieser Teil der Schluss 
akte stellt letztlich einen durch die Unterschriften der 
höchsten Repräsentanten der Teilnehmerländer sanktionierten 
Katalog von Rechten des Individuums dar, in dem Begriffe und 
Ideen enthalten sind, über die zum ersten Male auf multila­
teraler Ebene zwischen Ost und \.Jest verhandelt 'Ivurde. Die 
Menschen in allen Staaten Euronas sehen sich einem offiziel­
len, von ihren Regierungen publizierten Dokument gegenüber, 
in dem menschliche Kontakte, Familienzusammenführung über die 
Grenzen him'leg, Eheschliessung zv'lischen Bürgern verschiedener 
Staaten, Verbesserung der Bedingungen für den Individualtou­
rismus, verbesserter Zugang und Austausch von Informationen, 
verbesserte Arbeitsbedingungen für Journalisten und vieles 
andere mehr offiziell festgelegt wurden. 
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Alle Teile der Schlussakte von Helsinki sind in ihrer 
Bedeutung gleichrangig und stehen in engem Zusammenhang 
zueinander. Die Bestimmungen über vertrauensbildene Mass­
nahmen, Zusammenarbeit in den Bereichen der Wirtschaft, 
Wissenschaft, Technik und Umwelt, vor allem aber im huma­
nitären und kulturellen Bereich enthalten dynamische Elemente 
welche auf viele Jahre hinaus die Entwicklung des Verhält­
nisses der Teilnehmerländer der KSZE zueinander gestaltend 
beeinflussen werden. 

Die Realisierung der Schlussakte in ihrer Gesamtheit 
braucht Zeit und es wäre eine Illusion zu glauben, dass un­
mittelbar nach Helsinki in den östlichen Ländern eine um­
fassende, westlichen Vorstellungen entsprechende Liberali­
sierung eintreten würde. Keiner der Teilnehmerstaaten hat 
ja die Absicht verfolgt, die politischen Systeme in den ander 
Ländernzu ändern. Aber zahlreiche Bestimmungen der Schluss­
akte sind dem Geiste und dem Buchstaben nach unilateral zu 
verwirklichen: in dieser Hinsicht sind noch viele Erwartun­
gen unerfüllt. 

Von seitander Oststaaten wird speziell im humanitären 
Bereich das Prinzip der Nichteinmischung in die inneren An­
gelegenheiten der anderen Länder geltend gemacht und fest­
gestellt, die Verwirklichung der Menschenrechte sei eine 
rein innerstaatliche Angelegenheit. Dieses Argument ist spä­
testens seit Helsinki nicht mehr haltbar: zum ersten !-1ale 
haben die Menschenrechte in der KSZE-Schlussakte den Status 
eines Prinzips erhalten, das die Beziehungen der Teilnehmer­
staaten zueinander leitet. Daraus ergibt sich die Berechti­
gung, auch zu Menschenrechtsverletzungen in anderen Teilneh­
merländern Stellung zu nehmen. 

Die Schlussakte von Helsinki sieht ZusammenkÜnfte zwischen 
den Vertretern der Teilnehmerstaaten vor, um den durch die 
Konferenz eingeleiteten multilateralen Prozess fortzusetzen. 
Die erste dieser Zusammenkünfte wird im Herbst 1977 in Bel­
grad stattfinden. Hiebei werden die Teilnehmerstaaten einen 
vertieften Meinungsaustausch über die Durchführung der Be­
stimmungen der Schlussakte, über die Vertiefung ihrer gegen­
seitigen Beziehungen, die Verbesserung der Sicherheit und die 
Entwicklung der Zusammenarbeit in Europa, sowie des Entspan­
nungsprozesses in der Zukunft vornehmen. 

Die Implementierung der Schlussakte in ihrer Gesamtheit, 
auch ihrer humanitären Bestimmungen, wird dabei im Vorder­
grund des Interesses stehen. Hiebei wird eine Bestandsauf­
nahme dessen, was seit Helsinki geschehen ist, und dessen, 
was von den Schlussakten noch der Verwirklichung harrt, statt­
finden. Es wird dabei nötig sein, die Dinge beim Namen zu 
nennen, doch sollte Polemik vermieden werden, um die Weiter­
führung des Entspannungsprozesses nicht unnötig zu be-
lasten. 
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Für die neutralen Staaten wie Österreich wird sich in 
Belgrad, wie auch schon bei der KSZE in Genf und Helsinki, 
die nicht einfache Aufgabe stellen, unter Wahrung ihrer im 
Demokratiebegriff westlicher Prägung verwurzelten ideolo­
gischen Positionen ausgleichend zu wirken und zu einem po­
sitiven Ergebnis des Treffens beizutragen. 

Zur Vorbereitung des Belgrader Folgetreffens hat das 
Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten eine Reihe 
von Besprechungen mit Vertretern anderer Bundesministerien 
und mit Vertretern zahlreicher Berufsverbände veranstaltet, 
die im Jahre 1977 fortgesetzt werden, um über die erforder­
lichen Erfahrungswerte fUr den in Belgrad erfolgenden Mei­
nungsaustausch der Teilnehmerstaaten Uber die DurchfUhrung 
der Bestimmungen der Schlussakte zu verfUgen. 

In Fort setzung von Kontakten, die bereits \'iährend der 
Konferenz bestanden haben, ist zwecks Erörterung der Fragen 
der Durchführung der Schlussakte und der Vorbereitung des 
Belgrader Treffens ein Meinungs- und Informationsaustausch 
von Vertretern Finnlands, Schwedens, der Schweiz und Öster­
reichs erfolgt, der seit Abschluss der Konferenz erstmals 
am 29. und 30. April 1976 in Helsinki stattgefunden und am 
22. und 23. November 1976 in Wien eine erste Fortsetzung er­
fahren hat, ohne dass damit eine Blockbildung der Neutralen 
beabsichtigt wäre. 

Auch das Ministerkomitee und das MinisterdelegiertenkomiteE 
des Europarates haben wiederholt Fragen im Zusammenhang mit 
der Vorbereitung des Belgrader Folgetreffens erörtert: da­
durch wurde die Bedeutung des ER als einziges multilaterales 
Forum, in dem sämtliche westetITopäischen pluralistischen 
Demokratien einen Meinungsaustausch zu diesem Thema durch­
führten, unterstrichen. Dies entspricht den jahrelangen 
österreichischen BemUhungen, den Europarat aufzuwerten und 
gerade hier den politischen Dialog zu intensivieren. 

Auch auf bilateraler Ebene fanden zahlreiche Beratungen 
mit anderen Tsilnehmerstaaten der Konferenz statt, die 
Gelegenheit gaben, die anderen Länder mit der österreichischen 
Interessenslage bekannt zu machen und deren eigene Auffas­
sung kennenzulernen. Österreich erwartet sich vom Belgrader 
Treffen einen sehr wesentlichen weiteren Anstoss in dem Pro­
zess zur Verwirklichung der Schlussakte. 
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2. EUROPii.ISCHE INTEGRATION 

Die grosse 'wirtschaftliche Bedeutung des Aussenhandels für 
einen kleinen industriellen Staat wie Osterreich - der Aussen, 
handel trägt mit etwa einem Drittel zum Bruttonationalpro­
dukt bei - bedeutet, dass es Ziel und wesentlicher Bestandtei. 
der österreichischen Aussenpolitik sein muss, optimale Ver­
hältnisse für diesen Aussenhandel mit allen Ländern und allen 
Wirtschaftssystemen der Welt zu schaffen. Österreich hat dane: 
auch im vergangenen Jahr alle Bestrebungen, zu einer engeren 
wirtschaftlichen ZusaIT~enarbeit zu gelangen, nach Kräften 
unterstützt; dies trifft insbesondere auch auf all jene in­
ternationalen Organisationen zu, die sich diesem Ziele ver­
schrieben haben, wie z.B. der EFTA, der ECE, der OECD und 
dem Europarat. Desgleichen hat Österreich versucht, seine 
Beziehungen zu den Europäischen Gemeinschaften im Rahmen der 
gegebenen l1öglicl'..kei ten vJei terzuentwickeln. 

Die EG waren im Jahre 1976 - nicht zuletzt wegen der inter­
nationalen wirtschaftlichen Entwicklung - primär mit der Be­
wältigung interner Probleme beschäftigt und konnten mit der 
Einigung über die Direkt\vahl zum Europäischen Parlament Fort­
schritte bei ihren Integrationsbemühungen erzielen. Die Ge­
meinschaften haben aber auch ihre Kontakte zu Drittstaaten 
weiter ausgebaut. Das I11krafttreten des Abkommens von Lome, 
welches die Beziehungen der EG zu Staaten in Afrika, im 
karibischen Raum und im pazifischen Ozean regelt, sO\'lie die 
Ausdehnung der Beziehungen zu den europäischen f1i ttelmeer­
ländern einschliesslich der Aufnahme der Beitrittsverhandlun­
gen mit Griechenland wären hier besonders zu erwähnen. 

Diese Auslastung der EG mit anderen Problemen könnte jedoct 
dazu führen, dass es zu einer Auseinanderentwicklung zwischen 
den Gemeinschaften und den ihr nicht angehörenden, aber durct 
Freihandelsabkommen'verbundenen Staaten, darunter Österreich, 
kommt. Im Bewusstsein einer solchen Möglichkeit hat öster­
reich daher seine Bemühungen fortgesetzt, zu einer AUSlvei tung 
der Zusammenarbeit aller pluralistisch-demokratischen Staa­
ten Europas nach besten Kräften beizutragen. Diesem Ziele 
dienten auch eine Reihe in jüngster Ze~von Österreich aus­
gegangener Initiativen, die den Zweck verfolgen, das Ent­
stehen oder die weitere Vertiefung einer Kluft zwischen den 
genannten Staaten hintanzuhalten. 

Eine dieser Initiativen, die von Bundeskanzler Dr.Kreisky 
ausgegangen ist und bereits konkrete Gestalt angenommen hat, 
besteht in der Abhaltung einer Gi nfelkonferenz der EF'TA-. 
Staaten, welche nach eingehenden Konsultationen mit den be­
troffenen Regierungen nunmehr am 13. Mai 1977 in \.Jien unter 
seinem Vorsitz stattfinden wird. 

Mit der Eliminierung der letzten noch verbleibenden Zölle 
zwischen den Ländern der EG und EH'TA wird am 1. Juli 1977 
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ein einheitlicher und freier europäischer Markt für indu­
strielle Erzeugnisse, der sich auf 16 Länder erstreckt, 
zur Realität, wobei allerdings gewisse Ausnahmen bei 
sensiblen Produkten weiterbestehen. Dies kann jedoch sei­
tens der EFTA-Länder nicht als Endpunkt einer Entwicklung 
angesehen ,,,,erden, weshalb bei di es er Konferenz die Berei t­
schaft zum Ausdruck gebracht werden soll, die wirtschaftliche 
Zusammenarbeit sowohl innerhalb dieses Freihandelsraumes 
wie auch mit dem übrigen Europa und der Dritten Welt zu 
intensivieren. 

Neben einer Bestandaufnahme und Bewertung des bisher Er­
reichten sollen hiebei auch die künftige Entvdcklung und de­
ren mögliche Konsequenzen für die EFTA-Staaten beleuchtet 
und analysiert werden. Weiters sollen Massnahmen, die den 
Freihandel im Rahmen dieses erweiterten europäischen Marktes 
garantieren und verbessern sowie Möglichkeiten für eine geo­
graphische Ausdehnung auf andere marktwirtschaftliche Länder 
Westeuropas erörtert werden. 

Eine engere und pragmatische Zusammenarbeit sowie wechsel­
sei tige Information zwischen EG und EFTA auf Gebieten, die 
nicht mn den Freihandelsabkommen erfasst sind, nicht aber die 
Bildung eines Blocks der EFTA-Staaten sind das Ziel dieser 
Initiative. 

Die Regierungschefs der EFTA-~1i tgliedstaaten haben ihr 
Kommen zu dieser Konferenz bereits zugesagt. 

Für die zahlreichen Aufgaben, die sich im Zusammenhang mit 
der Durchführung der Abkommen mit den EG und c,er EF'rA-Kon­
vention ergeben, ist das Bundesministerium für Handel, Gewerbe 
und Industrie zuständig, welches diesbezüglich dem Nationalrat 
einen eigenen Bericht vorlegt, der gemeinsam mit dem Bundes­
ministerium für Auswärtige Angelegenheiten und anderen betei­
ligten Ressorts erarbeitet ,-lird, und der einen umfassenden 
Überblick über den IlStand der Europäischen Integration hin­
sichtlich der österreichischen Wirtschaft sowie über die von 
der Bundesregierung im Hinblick auf die Integration gesetzten 
innerösterreichischen 11assnahmen" gibt. In Berücksichtigung 
dieses Umstandes konzentriert sich die Tätigkeit des Bund~­
ministeriums für Auswärtige Angelegenheiten, bei dem die 
Kompetenz für Fragen der wirtschaftlichen Integration liegt, 
auf die Wahrnehmung der grundsätzlichen aussenpolitischen und 
völkerrechtlichen Belange sowie auf Agenden, die sich aus 
einer Weiterentwicklung des Verhältnisses Österreichs zu den 
EG ergeben. 

Generell kann festgestellt werden, dass die Freihandels­
abkommen Österreichs mit den Gemeinschaften im Jahre 19"16 auf 
dem gewerblichen und industriellen Sektor - mit Ausnahme ge­
wisser Probleme bei den sensiblen Produkten - weiterhin 
zufriedenstellend funktionieren, was im Hinblick auf die 
weltwirtschaftlichen Probleme dieses Jahres bemerkenswert 
erscheint. Von dieser positiven Ent,,,icklung wurde der Waren-
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austausch mit Agrarprodukten, der nach wie vor Anlass zu 
grosser Sorge gibt, allerdings nicht erfasst. 

Das Agrarhandelsdefizit gegenüber der Gemeinschaft nahm 
auch 1976 weiter sehr stark zu, was nicht zul~tzt auf die 
seit Juli 1974 durch die EG angewandte GATT-Schutzklausel 
bei der Einfuhr von Rindflefuch zurückzufÜhren ist. Öster­
reichischerseits wurde daher u.a. im Gemischten A .. usschuss, 
dem im Freihandelsabkommen vorgesehenen gemeinsamen Organ, 
der grossen Besorgnis über diese ungünstige Ent\vicklung 
Ausdruck gegeben und nachdrücklich Massnahmen zur Verbes­
serung der Möglichkeiten für die österreichischen Agrarex­
porte verlangt. Überdies erfolgten in sämtlichen EG-Haupt­
städten formelle Demarchen, um die österreichischen Anlie­
gen erneut darzulegen. Der Bundesminister für Land- und 
Forstvlirtschaft unternahm mehrere, von den jeweiligen 
österreichischen Botschaften vorbereitete Reisen in Haupt­
städte der EG-Mitgliedstaaten und zur EG-Kommission in 
Brüssel, UDl den zuständigen Ministern und EG-Kommissions­
mitgliedern die österreichischen Agrarprobleme global und 
insbesonders beim Export von Rindern auseinanderzusetzen 
und auf eine für Österreich günstigere Regelung hinzuwir­
ken. Sämtlime österreichische Vertretungsbehörden in den 
EG-Staaten waren bemüht, die Berechtigung der österreichi­
schen Vorstellungen entsprechend zu dokumentiereno 

Als erstes Ergebnis fand im Dezember 1976 ein detaillier­
tes Gespräch mit für Agrarfragen zuständigen Spitzenbeamten 
der Kommission in \-lien statt, wobei sich ein ge .... Jisses Ver­
ständnis für die österreichischen Probleme abzeichnete. 
Im Dezember 1976 wurde von EG-Seite auch die Aufhebung der 
seit Juli 1974 bestehenden Schutzklausel bei der Einfuhr von 
Rindfleisch aus Drittländern mitWirkung von 1. April 1977 
beschlossen. Die Änderung der Einfuhrregelung stellt einen 
gewissen Fortschritt gegenüber der Situation in den letzten 
beiden Jahren dar. 

Es wird auch in Zukunft erforderlich sein, den EG die 
Problematik des österreichischen Agraraussenhandels ständig 
in Erip .... nerung zu rufen und zu versuchen, eine günstigere 
Regelung zu erzielen. 

Mit dem gänzlichen Abbau der Zölle, der unter den EFTA­
Staaten bereits seit 1.1.1967 verwirklicht ist und der im 
Verhältnis Österreichs zu den EG am 1.7.1977 erreicht werden 
wird (~ewisse Ausnahmen bei sensiblen Produkten bestehen 
weiter), kommt den nichttarifarischen Handelshemmnissen eine 
immer grössere Bedeutung zu. 

Österreich hat sich daher bemüht, auch auf jenen Gebieten 
eine grössere europäische Zusammenarbeit zu erreichen, die 
vielleicht ausserhalb des Bereiches der klassischen Wirt­
schaftspolitik im engeren Sinne l~~n, deren Bedeutung für 
eine gedeihliche Entwicklung, aber auch für das künftige Kon-
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kurrenzverhältnis ständig zunimmt. Die weitere Ausgestaltung 
der Beziehungen zu den EG auch auf diesen Gebieten soll der 
bereits erwähnten Gefahr einer verstärkten Auseinanderent­
wicklung zVJischen EG und den der Gemeinschaft nicht angehören­
den europäischen Staaten entgegenwirken. 

Nachdem im Vorjahr das IlAbkommen zvJischen der Republik 
Österreich und der EWG zur Vereinfachung der Förmlichkeiten 
im Warenverkehr zwischen der E\-JG einersei ts und Griechenland 
-und der Türkei andererseits beim Weiterversand von Waren aus 
Österreich" unterzeichnet Norden war, v!Urden auch im laufen­
den Jahr eine Reihe von Initiativen ergriffen, die zu einer 
weiteren Verdichtung des Verhältnisses Österreichs zu den EG 
beitragen. 

So war Österreich z.B. bei multilateralen Gesprächen zur 
Aushandlung eines Abkommens über die Liberalisierung des 
grenzüberschreitenden Gelegenheitsverkehrs mit Omnibussen 
vertreten, die in Paris bzw. Bern stattfanden. Als Partner 
haben die EG und die übrigen, den EG nicht angehörenden Mit­
gliedstaaten der europäiscüen Verkehrsministerkonferenz an 
dieser Konferenz teilgenommen. 

Die Verhandlungen, die dem Am-.rendungsbereich, dem Libera­
lisierungsgrad, den Kontrollmassnahmen und der institutionel­
len Organisation des künftigen Abkommens gewidmet waren, 
konnten erfolgreich vorangetrieben werden. Sie \"lerden im 
Jahr 1977 eine entsprechende Fortsetzung finden. 

Auf dem Verkehrssektor wurden weiters die Probleme, die 
sich bei der Bewältigung des Transitverkehrs von Nordwest­
nach Südosteuropa auf dem verkehrsstarken Abschnitt von 
Salzburg bzw. Passau bis Spielfeld ergeben, an die EG heran­
getragen. Ziel der österreichischen Bem"i.ihungen ist 'es hiebei 
vorerst, die europäische Gemeinschaft zur Anerkennung des 
gemeinsamen Interesses am beschleunigten Vollausbau des 
österreichischen Teiles dieser wichtigen Verkehrsverbindung 
zu bewegen. Welche Unterstützung seitens der EG diesem Pro­
jekt gewährt \-.rerden kann, das ein flüssiges Verkehrsgeschehen 
auf dieser wichtigen Transitstrecke sicherstellen und massive 
Stauungen auf der österreichischen Strecke mit unerv.Jünschten 
Rückwirkungen im EG-Raum vermeiden soll, bildet Gegenstand 
von Gesprächen zvJischen Österreich und der Kommission der EG. 

Auch im Bereich des Umweltschutzes wurden entsprechende 
Vorarbeiten getroffen, um zu einer Zusammenarbeit mit der EG 
zu gelangen. Als 1. Schritt für eine solche Zusammenarbeit 
ist beabsichtigt, mit der Kommission der EG einen Informa­
tionsaustausch in Angelegenheiten des Umweltschutzes in die 
Wege zu leiten, der für die österreichischen Bemühungen zum 
Schutz der Umwelt von grosser Bedeutung ,.,räre. Der österrei­
chische Entwurf eines diesbezUglichen Notenwechsels ist be­
reits fertiggestellt, sodass im Hinblick auffus grundsätzliche 
Interesse der EG mit einer Realisierung dieses Vorhabens 
im Jahre 1977 gerechnet werden kann. 
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Durch das 1973 von Österreich, den EG-Staaten, Schi'leiz, 
Schweden und Norwegen unterzeichnete Europäische Patent­
abkommen, eines für die Einbindung Österreichs in die Wirt­
schaft der westlichen Industriestaaten wichtigen multi­
lateralen Vertrages, wird es möglich sein, bereits durch 
eine einzige Patentanmeldung beim Europäischen Patentamt 
in München den ge\vünschten Schutz in sämtlichen :rvli tglied­
staaten zu erlangen. 

Die Vorarbeiten für das Inkrafttreten dieses überein­
kommens schreiten programmgemäss fort, sodass mit der Er­
öffnung des Europäischen Patentamtes bereits für Herbst 1977 z 
rechnen ist. In Osterreich wurde 1976 das erforderliche Be­
gutachtungsverfahren mit vorwiegend zustimmenden StellungnahmE 
abgeschlossen; mit der Einleitung des Ratifikationsver­
fahrens ist in den ersten Monaten 1977 zu rechnen. 

Auf dem Sektor der Zusammenarbeit mit der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle lli~d Stahl fanden im Jahr 1976

ft

zwei 
weitere Sitzungen des Gemischten Ausschusses Österreich­
EGKS sowie zwei weitere Kontaktgespräche zwischen Vertre­
tern der österreichischen Industrie und den Interessensver­
tretungen einerseits bzwo den zuständigen Partnern der Ge­
meinschaft andererseits statt. Hiebei kam es zu einem 
fruchtbaren Informationsaustausch, der sich vor allem auf 
die weitere Enti-Jicklung des Stahlmarktes unter besonderer 
Berücksichtigung der Verschlechterung der I1arktlage für 
diese Industriezweige, sowie auf die Krisenvorsorge für 
die Zukunft bezog. 

Im Rahmen der EFTA stand neben der Intensivierung der 
Zusammenarbeit auf verschiedenen technischen Gebieten ins­
besondere die Hilfeleistung an Portugal sowie die Mittel­
meerpolitik im Vordergrund. 

Um die weitere demokratische Entwicklung Portugals durch 
wirtschaftliche Schwierigkeiten nicht zu gefährden, haben 
die EFTA-Regierungen beschlossen, Portugal nach Kräften zu 
unterstützen. Unter den I'1assnahmen, die nicht zuletzt auf 
Grund intensiver österreichischer Bemühungen zustande kamen, 
wäre vor allem die Schaffung eines mit 100 ~1illionen Dollar 
dotierten Industrieentwicklungsfonds für Portugal zu eriväh­
nen. Weiters stimmten die EFTA-Staaten einer Verzögerung 
des Zollabbaues bzw. der EinführUng neuer Zölle durch Por­
tugal zu und gewährten der portugiesischen Wirtschaft ver­
schiedene Be~instigungen, wie z.B. im bilateralen Bereich 
durch Importerleichterungen für portugiesische Agrarprodukte. 

Eine weitere Frage, der innerhalb der EFTA im vergangenen 
Jahr wesentliche Aufmerksamkeit gewidmet i1urde, betraf die 
Beziehungen zu den europäischen Mittelmeerländern, die mit 
den EG bereits durch ein Netz präferenzieller Abkommen ver­
bunden sind. Gegenwärtig sehen sich österreichische Exporteure 
sowie jene der übrigen EFTA-Staaten auf den Märkten dieser 
Länder bereits einer deutlich fühlbaren Diskriminierung 
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gegenüber. Im Rahmen der EF~'~A i,mren daher Bestrebungen im 
Gange, vor allem mit Spanien lL.'1d Grie chenland, allenfalls 
auch mit der Türkei mBglichst bald zu multilateralen Ab­
machungen zu gel'3.ngen, die '\'lomöglich in Form von Interims­
freihandel sabkoDl1:.r.en abgeschlossen \'Ierden sollten und nach 
Beitritt dieser L~nder zu den EG in die Freihandelszonen­
verträge der EG mit den EFTA-Staaten überge~en würden. 

Damit könnte auch eine mBglichst synchrone Ent"\'Jicklu....'1g 
der BR~~etun~pn der EG bzw. der EFTA-Staaten zu den Mittel-• ~ L.J.1. . _1' .1. '-1:; _ 

meerländern sichergestellt werden. 

\\rähl~end die mit Spanien auf verschiedenen Ebenen erfolgten 
Kontakte eine positive Entwicklung erwarten lassen, war dies 
bei Griec.:henland, da::.; durch seine la-'~fell.d..en VeI'htl.ildlungen 
":l -"" - , 1 i' ,-' f '" . , 'h t nu.\: '.lüll Lu V01 .... ausf5e~8.ß cet Ü:c.scHe:l.r-..·,;, OJ.Sllel" nOCH nlc~;. 

i~e st Z~Llst G llerl. 

8ch1i:28s1ich kamen die EFT.!l_-Regie:rungen überein, am 13.5. 
1977 das bereits eingangs eri-l~lL-rJ.te Gipfeltreffen der .KE"rA­
Staaten nDzu.halten, ',·!elches allerdings als ad hoc Konferenz 
ausser-balb des organisatorischen Rahmens der E:FC[l A statt­
finden lvil'd. 

8ei t seiner GrUndung ilu Jahre 1949 ist der Europarat 
das breiteste Forum der uluralistisch-demokratischen Staa­
ten Europas, welches sow;hl den Parlamentariern als auch 
den Hegi erunsen seiner fli tgliedstaaten elie r·löglicr .. kei t L~iI::.er 
e -n O":,n 7., 1 <' ~11"'",r: c'Da""""':>'; +- l' n all 0"'1 rjl <:i t;". 1- c. l' t fO '0 eT'e 'L' "tl"" >~ eier 0""-.. Llöv ,-- ... ~o.J ...... d .. u..~1.,-. \.. -'- 1.) ...... .1. l.J -l.._.I...:;J...j., ............... ....b.:\......... '-' ~ •. -~ l __ 4 \ .. J.J.... J.. 

ganisatio~ ~ietet. 

Eil1 \~j j. c:,.~:t J t:S es 1111C1 ~,rcrl ::.1:1. 1 e D. I"Ij. t g 1 i G cl [;-t acl t: eIL 1) e grü 83 te s 
Ereignis in der Geschichte des Europarates bedeutete die im 
September erfolgte Auf:n8.hme Portugals als neu...Ylzehntes l'li t­
glied. Hit dieser Aufnahme in die Familie der demokratischen 
,Staaten Eüropns fand die Herstellunß D..."'1d. Stc~bilisierung de­
mokr~tischer Verh~ltnisse in diesem Land ihre sichtbare 
Anerl-::er...nung. Der Ellroparat hatte die DeiTIckratisierungsbe­
mühungcn .PoI'tugals durch ein Hilfspl'ogramm im Rahmen seiner 
MBglichkeiten unterstützt. 

Der Europa::at h3.t auch 1975 die Bemühungen Slmniens um 
die Herstelllmg echter parlamentarisch-demokratischer Ver­
hältnisse ermutigt. 

Im Rahmen seines 7.~;li.schenstaatlichen Arbei tsprogranrrnes 
hat; (leT' E1JJ_'\op3.rat die Zus~lJrUYienarbei t ller rli tgliecls"caat;en 8.uf· 
den verschied2nen Sachgebieten fortgesetzt und sich inten.siv 
mit der L5sung aktueller Probleme, wie z.B. der Ausarbeitung 
ei.ncI' Europäi2cllSll Konvention ~~ur Bek~mpfung des internatio-
nalen Terrorism.us befasst.. . 
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Die schon seit l~ngerem bestehende Sorge, dass es im Zuge 
der weiteren Entwicklung der Europ~ischen Gemeinschaften zu 
einer Kluft zwischen den Neun und den Nicht-EG-Staaten im 
Europarat ko~nen kBnnte, hat Österreich zu einer Verst~rkung 
seiner Bemühungen bevlogen, eine solche gefä.hrliche Auseinan­
derent·\·;icklung zu verhindcl'n. Das Bedürfnis nach einer Aus­
i'Jei tung der Zusammenarbei t zwischen den Europäischen Gemein-

. schaften und den EFTA-Sto.aten 1;Ji:r:'d in letzter Zeit in zu­
nehmendeJl I'lasse auch von fiil'1renden Persönlichkeiten der 
Europäischen Gemeinschaften bzw. der EG-Hitgliedsländer 
geteilt, wobei an den Europarat als Forum einer solchen 
intensivierten Zusarrunenarbei t gedacht vJird. 

Für Öf3terreich stand. d_i:1S Jah::::, '1976 im Zeichen seiner ZVls3n· 
zig,jähri.gcn Hi'~gl ied,'3eI-.l.aft im Eurol)c_rEit, die im Hai in 
Strassb:lrs g8fe~.LeI\t 1i:~..lrde 0 j~~l[; c ... i 0 C;C-t1 p~n]~ass nahm eine 

'grosss österreichische Delegation, der uDa.Bundeskanzler 
Dr. Krei~:;ky, Bürge:cmei ster Grat z und eine Anzahl eheLnaliger 
österreichischer Europarats-Parlameutarier angehörte, an 
den Sitzungen des 1. Teils der 28D Session der Parlamentari­
schen Versarcmhmg teil. Bunc1eskanzler Dr. Kf'eis::<.:y hielt am 
5. I"Iai eine \lielbeachtete Ansprache VOl' der VersalI',mlung. 

Die Bedeutung der österreichischen Mitgliedschaft im 
Eur')f,aro.t er'deist sich eincrsei ts in den Vorteilen, die 
sich 2.US de:!:' zirli schenstaa tlichen ZusaIiWlenarbei t in den 
einzelnen Sachgebieten ergeben. Andererseits findet darin 
die Zl1. 7 -''' '(1B"i pol;:"" i t Öst erJ't">icns "U~I' 1-;:U'1'00.:1 de'/'" D"::'jno ').:;:7":> +, i .-" • 

..... '~~/1;,. .... · ~ ..L .. (."') __ .... .,. _ " ,~J _<..1. .... '" .~ ... _ ". -'- '1-"'.......... r..: ........ v _.I ..... 

und seJ,n Be~cenntnls zum R'::cln;sstaat, Gen he,~.J.SG[lenI·ecnc8n 
und Gru:1dfreiheiten ihren Ausdruck. Er stellt das einzige 
europ~ische Forwn dar, das Österreich sowohl auf Regie­
rlmgseC';E;ne als auch auf ps,rla!!lentarischer Ebene einen 
gleichberechtigteY'. Meinu.ngsaustausch mi t den Le.ndern der 
Europ~ischen Gemeinschaften ermBglicht. Die Parlamenta­
rische VerSaCJl;}lullg ist schJ.iesslich da.s einzige echte par­
lalne.n·t2~T\.i.fjcll.~ FOI:l]LTI E~lj.::c()p(-:ts., irl d8Ll a.1.J.sI.l ö8·te}~·T'eicllische 
"bc:- ':'\ ~ ..... ::~.,. .. ,. ... +. -:-., (""r'J.' r .: -. ','\,..". ,-:::.~,.~ -..1.),....:_..: ')'1'- .",.~ .f. ...... ..-:\r~ ........ 1 U""lQ; t· ... -:. t '1-'D ~-~ .Lr;\n 

,:,"4. t7>l-,{ .. J.!.'CL.:..lvl,..t,.. t:;' .,~_·_t ... l.L.LJc_\.:.l.,,_L tJJ.'(.J I .uJ,....1.,.v.L,:",-t.C:l. :J .... lll . .1. ·G.J.." t...:J...ll~. 

kBrL."lGJl. 
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3.2. ORGANISATORISCHE FRAGEN 

3.2.1. MINISTERKOMITEE 

Das }1inisterkomitee hat im Berichtszeitraum nur eine 
Tagung, die 58., am 6. Mai 1976 in Strassburg unter dem 
Vorsitz des Aussenministers der BP~, Genscher, abgehalten. 
Die österreichische Delegation stand unter der Leitung 
des Bundesministers für Auswärtige Angelegenheiten, 
Dr. Erich Bielka. 

Die Herbsttagung des Ministerkomitees wurde im Hinblick 
auf die für den 28. Jänner 1977 angesetzte feierliche Ein­
weihung des neuen Palais de l'Europe auf den 27.1.1977 
verschoben. 

Die Ministerdelegierten hielten 11 Tagungen (253. - 20~) 
von durchschni ttlich 1 1/2 '..Jöchiger Dauer ab. Die Vertretung 
Österreichs bei den Tagungen des Ministerkomitees auf De­
legiertenebene wurde von der Ständigen Vertretung in Strass­
burg wahrgenommen. 

Ausserdem fanden zwei Tagungen des Comi te 1"lixte statt 
(Paris, 26. März und Wien, 29. Juni 1976), an denen die 
l'linisterdelegierten und Mitglieder der Versammlung teilnahmen. 

3.2.2. BERltTENDE (PARLA.l'1ENTARISCHE) VERSAMYLL UNG 

Die Versammlung hielt im Berich~szeitraum die folgenden 
Plenartagungen ab: 26. - 30. 1.1976 (3. Teil der 27. Session) 
3. - 7. 5.1976 (1. Teil der 28. Session) 
15. - 22. 9. 1976 (2. Teil der 28. Session) 

Die Ständige Kommission tagte am 25. 3. in Paris und am 
28. 6. in Wien. Gleichfalls in Wien tagten die Politische 
Kommission am 25. 6. und d:ie Rechtskommission am 26. 6. 

Mit Beginn der 28. Session hat die Österreichische Par­
lamentarische Delegation zum Europarat folgende Zusammen­
setzung erhalten: 

Mitglieder 
Abg.z.NR Karl Czernetz (SPG) 
Mitgl.d.BR Dr.Hans Heger (ÖVP) 
Abg.z.NR Dr.Marga Hubinek (ÖVp) 
Abg.z.NR Dr.Franz Karasek (ÖVP) 
Abg.z.NR Michael Luptowits (SPÖ) 
Abg.z.NR Stephan Radinger(SPÖ) 

Ersatzmitglieder 
Abg.z.NR Dr.Wolfgang Blenk 
(ÖVP) 
Abg. z .NR Dr. S ixtus Lanner (ÖVl 
Mitgl. d.BR Dr .Reinhol d Polste 
(ÖVp) 
Mitgl.d.BR Dr.Josef Reichl 
(SPO) 
Abg. z.NR Dr.Karl Reinhart (SFe 
Abg.z.NR Dr. Otto Scrinzi (FPe 
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Der Abgeordnete zum Nationalrat Karl Czernetz, der im 
April 1975 für eine erste Amtsperiode von einem Jahr z~~ 
Präsidenten der Versammlung gewählt wurde, ist zu Beginn 
der 28. Session in seinem Amt für ein weneres Jahr bestä­
tigt \~orden. 

Neuer lich wiedergewählt ,oJurden auch Abgeordneter 
Dr. Karasek zum Vorsitzenden des Ausschusses für Kultur und 
Erziehung, Abgeordneter Dr. Heger zum Stellvertretenden Vor­
sitzenden des Ausschusses für Wirtschafts- und Entwickllli~gs­
angelegenheiten, Abgeordnete Dr. Hubinek zur Stellvertre­
tenden Vorsitzenden des Ausschusses für Sozial- und 
Gesundheitsfragen und Abgeordneter Radinger zum Stellvertre­
tenden Vorsitzenden des Ausschusses für Bevölkerungs- und 
Flüchtlingsangelegenheiten. Hiezu kam die Neuwahl von 
Abgeordneten Dr. Reichl zum Stellvertretenden Vorsitzenden 
des Landwirtschaftsausschusses. 

Die Mitarbeit der österreichischen Parlamentarier im Rah­
men der Tätigkeit der Versammlung kann als überdurchschnitt­
lich intensiv bezeichnet werden: bei einem Prozentanteil von 
4,1 am Stande der Mitglieder nehmen sie 5,5 % aller Ausschuss­
sitze ein und stellen 12,5 % der Vorsitzenden bzw. stellver­
tretenden Vorsitzenden der Fachausschüsse. 

3.2.3. MITTELFRISTIGER ARBEITSPLA.N 

Das I'1inisterkomi tee hat am 6. Mai 1976 den lange vorberei­
teten ersten Mittelfristigen Arbeitsplan des Europarates für 
den 5-Jahres-Zeitraum 1976-1980 gebilligt (Resolution (76) 
29) • 

Der Plan-Entwurf lag der Versammlung auf der Jänner-Tagung 
vor. Die Stellungnahmen der Versammlung, in denen Präzisie­
rungen insbesondere hinsichtlich der politischen Grundsätze 
der Arbeit, der Setzung der Prioritäten und der Ergänzung 
des Programms auf einzelnen Sachgebieten gefordert wurden, 
stellten einen wertvollen Beitrag zur Endfassung des Arbeits­
planes dar. 

Dieser Plan wurde in Erfüllung der Resolution (74) 4 über 
die zukünftige Rolle des Europarates und Resolution (74) 33 
über die Planung und Programmgestaltung der intergouvernemen­
talen Tätigkeiten des Europarates erstellt. Die Mittelfristi­
gen Arbeitspläne 'oJerden alle zwei Jahre einer Anpassung an 
die neuen politischen und sonstigen Entwicklungen unterzogen. 

Die laufende Tätigkeit des Europarates wird auf Basis eines 
jährlichen Arbeit sprogrammes erfolgen, das auf dem Plan ba­
sieren wird. 
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Ziel des Planes ist, den Fortschritt auf acht für die 
europäischen Staaten als besonders wichtig erkannten Haupt­
tätigkeitsbereichen sicherzustellen. Es sind dies: 

- Menschenrechte 
- Soziale und sozio-ökonomische Fragen 
- Zusamw.enarbeit auf dem Gebiet der Erziehung und Kultur 
- Jugendfragen 
- Öffentliches Gesundheitswesen 
- Umweltschutz und Raumplanlmg 
- Gemeinde- und Regionalangelegenheiten 
- Juridische Zusammenarbeit 

3.2.4. ITEUE KOI1ITE-STRUKTUREN 

Die Ministerdelegierten haben auf ihrer 254. Tagung am 
18. Februar 1976 die Resolution (76) 3 beschlossen, welche 
eine Bereinigung der Strukturen der Komitees des Europarates 
zum Gegenstand hat. Sie zielt insbesondere darauf ab, die 
Tätigkei t der Komi tees überschaub3rec zu machen, indem ein­
heitliche organisatorische Schemata eingeführt werden, für 
die dem Ministerkomitee direkt verantwortlichen Komitees 
genau determinierte I'landate erstellt und vereinheitlichte 
Verfahrensregeln festgelegt i'verden. Die Neuregelung tritt 
mit Ausnahme des Bereichs Erziehung und Kultur am 1.1.77 in 
Kraft. 

3.2.5. FACHM1NISTERKOlmERENZEN 

Die Beziehungen zvJischen dem Europarat und den Konferenzen 
der europäischen }'achminister Viaren Gegenstand der Resolu­
tion (71) 4 /-1- und sind seit damals auf der Basis des Annexes 
zu dieser Resolution geregelt, obwohl diese Konferenzen nicht 
eigentlich als Organe des Europarates angesehen \'.}erden können. 
Dieser Annex regelt den t10dus der A-bhal tung der Konferenzen, 
der Einladungen hiezu, der Zulassung von Beobachtern, die 
Frage der Sekretariatsgeschäfte und die Beschlussfassungen 
solcher Konferenzen. Hiebei verdient hervorgehoben zu werden, 
dass die Beschlüsse dieser Konferenzen im Regelfall an das 
l'1inisterkomitee des Europarates zu richten sind. 

Resolution (7~-) 4 über die zukünftige Rolle des Europarates 
bestätigt in ihrem Punkt 1i die Nü_tzlichkei t dieser Konferen­
zen sowie der besonderen Arbeitsbeziehungen zwischen i~~~en 
und dem Europarat. Die Resolution spricht auch die Einladung 
an das 11inisterkomi tee aus zu prüfen, wie Vorbereitung und 
Folgemassnahmen solcher Konferenzen in möglichst effiventer 
Weise in die Verfahren des Europarates integriert \\lerden könn­
ten, um ihnen zu vollem Effekt zu verhelfen. 
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Verschiedene Vorschläge, aus den Fachministerkonferenzen 
Organe des Europarates . zu machen, 'wurden von den Ministerde­
legierten eindeutig und damit wohl für absehbare Zeit ver­
worfen. Die Frage, wie der Europarat selbst auf die Vorbe­
reitungen solcher Konferenzen und auf ihre Folgemassnahmen 
im Sinne einer möglichen Harmonisierung mit seiner eigenen 
Tätigkeit Einfluss nehmen könnte, wird im Jahre 1977 weiter 
verfolgt werden. 

Der österreichische Vertreter ist bei all seinen Stel­
lungnahmen zu diesen Fragen davon ausgegangen, nass die an 
sich wünschenswerte möglichst enge Zusammenarbeit zwischen 
Europarat und den Fachministerkonferenzen deren Eigenstän­
digkeit nie in Frage stellen darf. 

BUDGET 

Das Budget des Europarates für 1976 sah einen Ausgaben­
rahmen von 117e772.400 FF vor. Hievon wurden durch Länder­
beiträge der Beitrag von 114,397.400 FF bereitgestellt. Bei 
einem Beitragsschlüssel von 2,28 % entfiel hievon auf 
Österreich der Betrag von 2,608.260 FF. 

Das ausserdGentliche Budget (Rückzahlung von Darlehens­
annuitäten für den Bau des neuen Palais de l'Europe) betrug 
18,850.000 FF, auf Österreich entfielen hievon 1,~7 % oder 
277.095 FF. 

Das Budget 1976 stellt im Vergleich zu dem von 1975 einen 
Nominalzuwachs von 8,8 %,jedoch infolge Wegfalls gewisser 
Ausgaben einen Realzuwachs von 16,18 % dar. Hievon waren 
10,21 % zur Abdeckung der Inflationsrate, 2,7 % für die In­
betriebnahme des neuen Palais de l'Europe und 3,3 % für 
institutionelle bzw. operative Aufgaben des Europarates vor­
gesehen. 

POLITISCHE FRAGEN 

MITGLIEDSTAATEN 

3.3.1.1. PORTUGAL 

Die Entwicklung in Portugal in den ersten Monaten des 
Jahres 1976 wurde im l'1inisterkomitee und in der Ver-
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sammlung mit grosser Aufmerksamkeit verfolgt und ihre Ergeb­
nisse mit Genugtuung aufgenommen. Das Ministerkomitee hatte 
bereits bei seiner Mai-Tagung die Versammlung eingeladen, 
möglichst bald nach Vorliegen eines Beitrittsansuchens hiezu 
Stellung zu nehmen. 

Das portugiesische Beitrittsansuchen vom 12. August wurde 
im Europarats-Sekretariat am 18. August 1976 libergeben, worau: 
die Versammlung am 16. September einstimmig die Aufnahme Por­
tugals empfahl. 

Am 21.9. beschloss das Ministerkomitee auf Delegiertenebene 
mit Resolution (76) 37 Portugal einzuladen, dem Europarat 
beizutreten und setzte die Zahl der portugiesischen Vertreter 
in der Versammlung mit 7 fest. 

Noch während der gleichen Tagung des Ministerdelegierten­
komitees hinterlegte der portugiesische Aussenminister, Jos~ 
de Medeiros Ferreira am 22.9. die portugiesische Beitrittsur­
k~~de und unterzeichnete gleichzeitig die Europäische Kon­
vention der Menschenrechte und ihre Zusatzprotokolle 1, 3 und 
5. Unmittelbar darauf nahm der portugiesische Aussenminister 
zum ersten 11al den portugiesischen Si t.z im Ministerkomitee ein 

In seiner daran anschliessenden Einführungsansprache vor 
der Beratenden Versammlung, dankte er dem Europarat flir die 
grosse Hilfe, die dieser auf dem schwierigen Weg zu 
demokratischen Verhältnissen geleistet hat. 

Da die neue portugiesische Veri<Jal tung in vielen Bereichen 
Orientierungs- und technische Hilfe beim Aufbau demokratischer 
Institutionen benötigte, hatte das Ministerkomitee schon 
vor dem Beitritt Portugals ein Hilfsprogramm und die Schaf­
fung eines Sonder fonds zu dessen Finanzierung beschlossen. 
Das Programm erstreckt sich vor allem auf die Gebiete 
der juristischen Zusammenarbeit, des Sozial- und Gesundheits­
wesens, der Lokalbehörden, der Erziehung und der Information. 
Die I"Iinisterdelegierten haben nach Ausschöpfung der vorhan­
denen Fondsmittel eine grundsätzliche Aufstockung des Fonds 
um 1 Million FF beschlossen. 

3.3.1e2. CYPERN 

Über den Cypern-Konflikt wurde in der Versammlung auf 
Grund des Berichtes des Abgeordneten Karasek als Bericht­
erstatter des politischen Ausschusses bei der Jänner-Tagung 
eine ausführliche Debatte abgehalten. Mit Resolutbn 615 
appellierte die Versammlung an alle Beteiligten, sich jeder 
Aktion zu enthalten, welche die Verhandlungen zwischen den 
beiden Bevölkerungsgruppen behindern könnte. Hiebei vJurde 
auf die Notwendigkeit der Fortsetzung der direkten Verhand­
lungen zvJischen der griechisch-cypriotischen und der türkisch-
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cypriotischen Bevölkerungsgruppe hingewiesen. Die Europarat­
Mitgliedstaaten werden um Beiträge zu den Hilfsprogrammen 
für die cypriotische Bevölkerung ersucht. 

Sowohl der griechische Aussenminister Bitsios) als Vor­
sitzender des Ministerkomitees bei seiner Ansprache an die 
Versammlll ... '1.g anlässlich der I"lai-Tagung, als auch der grie­
chische Verteidigungsminister Averoff, der als Vertreter 
des Aussenministers der Versa~~lung bei der September-Tagung 
den Statutarischen Bericht unterbreitete, betonten den Wunsch 
ihres Landes nach einer friedlichen Lösung durch bilaterale 
Verhandlungen mit Hilfe der internationalen Organisationen. 

Die cypernfrage stand auch auf der Tagesordnung der 
Sitzungen der Ministerdelegierten, ohne dass es jedoch zu 
einer Debatte kam. Dies ist auf das Bestreben aller Betei­
ligten zurückzuführen, die ohnehi.n SChl1Jierigen Verhandlungen 
zwischen den Streitteilen, die bereits im Rahmen der UN 
gefördert '\Imrden, nicht durch zusätzliche B8.--ratungen zu be­
lasten. Das Ninisterkomitee hat sich mit der Frage daher 
ebenfalls nicht befasst. 

In ihrer Resolution 612 sprach die Versammlung auf der 
Jönner--Tagung den Wunsch nach einer engeren Zusammenarbeit 
zloJischen Irland und Grossbri tannien im Rahmen des Europarates 
zur Herbeiführung einer politischen Lösung im europäischen 
Geist aus. Sämtliche Gewalttaten und Terrorakte wurden nach­
drücklich verurteilt • 

• 3.3~1.4. BEKÄMPFUNG DES INTERNATIONALEN TEHRORISrTUS 

Einem Vorschlag Bundesministers Dr. Broda folgend, vmrde 
über österreichischen Antrag dieses Thema auf die Tagesord­
nung des I'1inisterkomitees am 5. ]"lai 1976 gesetzt. In der 
Debatte begrüsste Bundesminister Dr. Bielka die von den Ex­
perten bis dahin geleistete Arbeit bezüglich der Ausarbei­
tung einer Konvention zur Bekämpf~~g des internationalen 
Terrorismus und gab der Hoffnung Ausdruck, dass diese Kon­
vention noch im Laufe des Jahres zur Unterze ichnung aufgelegt 
werde. Er unterstrich darüberhinaus , vJie wichtig - über die 
Regelung der Auslieferungsfrage hinaus - die Zusammenarbeit 
der Europarat-Staaten auch auf dem Gebiet der präventiven 
Massnahmen und der direkten gegenseitigen Hilfe im Terror­
falle wäre. 
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Das Ministerkomitee hat auf Delegiertenebene bei der 
262. Tagung nachmehrmonatigen Debatten den Ent'wurf einer 
Konvention über die Bekämpfung des internationalen Terro­
rismus gebilligt. Die Initiative hiezu war von einem 
Treffen der Justizminister im Mai 1975 ausgegangen. Ihre 
Unterzeichnung ist für den 27. Jänner 1977 auf Aussenmi­
nisterebene vorgesehen. 

Die Konvention sieht für terroristische Straftaten einer­
seits eine Erweiterung der bestehenden Auslieferill~gsmöglich­
keiten und andererseits eine subsidiäre Gerichtsbarkeit des 
Aufenthaltsstaates für jene Ausnahmefälle vor, in denen eine 
Auslieferung nicht stattfinden kann. Vor allem aber sollen 
terroristische Akte nicht als politische Delikte, sondern 
als gemeine Verbrechen betrachtet werden. 

Anlässlich der Abstimmung über den Entwurf gab der öEter­
reichische Vertreter die Erklärung ab, dass für die öster­
reichische Regierung die Vorbehaltsmöglichkeiten durch die 
internationale Praxis, insbesondere wie sie in der Wiener 
Konvention über das Recht der Verträge vom 23. Mai 1969 zum 
Ausdruck kommt, als geregelt gelten. Daher ,verde Österreich 
keinen Vorbehalt anerkennen, der mit dem Ziel und Zvleck der 
Europäischen Konvention zur Verhinderung des Terrorismus 
nicht in Einklang zu bringen ist. 

3.3.1.5. DIE BEZIEHUNGEN ZvlISCHEN DEM EUROPARAT mm DEN EUROPÄISCHEN 
GEl'1EINSCHAFIJ'EN 

Während Artikel 229 der Römer Verträge allgemein bestimmt, 
dass die EG l1 zweckdienliche B e z i e h u n gen zu 
allen internationalen Organisationen unterhält", stipuliert 
Artikel 230 darüber hinaus, dass die Gemeinschaft l1jede 
zweckdienliche Z usa m m e n a r bei t mit dem Euro­
parat herbeiführt. 11 Diese Zusammenarbei t 'i.oJar also von Anfang 
an als wesentlich für die Entwicklung des demokratischen 
Europa anerkannt vwrden. 

Die praktische Handhabung dieser Besti~~ung war allerdings 
lange Zeit hindurch enttäuschend. Erst in letzter Zeit ist 
eine gevJisse Wiederbesinnung auf das mögliche Zusammenwirken 
zu erkennen, ein Prozess, bei dem der kontinuierlichen Über­
zeugungsarbeit der Versammlung besondere Bedeutung zukommt. 
Die in diesem Zusammenhang besonders zu erwähnende Resolu­
tion 607 war bereits Gegenstand des Vorjahresberichtes. 

Nachdem im April 1976 mit dem Generalsekretär der EG­
Ko~nission, Emile Noel, ein Gedankenaustausch über den 9.Tä­
tigkeitsbericht der Europäischen Gemeinschaften im Ylinister­
komitee stattgefunden hatte, nahm am 5. Mai 1976 mit Fr~~90is­
Xavier Ortoli zum ersten Mal seit dem Bestehen der beiden 
Organisationen ein Präsident der EG-Kommission an einer 
Sitzung des Ninisterkomitees teil. Er erklärte, dass die EG 
zwar begonnen habe über die reine Wirtschafts- und Finanz-
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sphäre hinaus auch auf anderen Gebieten zusammenzuarbeiten, 
ihre Tätigkeit aber mit jener des Europarates nicht konkur­
rieren müsse, sondern komplementär sein kör~te: die gute 
Zusarr~enarbeit in diesem Sinn sei lediglich eine Frage der 
organisierten Bereitschaft. 

Die Komplementarität der beiden Organisationen wurde auch 
von den Aussenministern in der anschliessenden Debatte 
klar indorsiert. 

Im Europarat hatte man dem Erscheinen des Tindemans-Be­
richtes mit grossem Interesse entgegengesehen. Unverkennbar 
war die Enttäuschung der Versammlung, dass dieser Bericht 
die I'1öglichkei ten der Zu sammenarbei t mit dem Europarat mit 
keinem vlor t er\vähnte. Bei der September-Tagung der Ver samm­
lung hat Tindemans anlässlich der Debatte über seinen Bericht 
dies nachgeholt und seine Vorstellungen hiezu entv-lickel t.· 
Dabei zeigte er folgende Möglichkeiten für eine solche Zu­
sammenarbeit auf: 

- Weitestmögliche Abgrenzung der beiderseitigen Kompe­
tenzen. Das von ihm vertretene Prinzip, die Probleme dort zu 
behandeln, wo sie sich stellen, ist Zivar einleuchtend, wäre 
für den Europarat aber freilich nicht immer befriedigend, 
da sich ähnliche Probleme natürlich gleichermassen im 
Rahmen der Neun stellen können, vJie im Rahmen der 19. Für 
diesen Fall schlägt Tindemans vor, durch eine entsprechende 
Informationspolitik darauf zu achten, dass es nicht zu gra­
vierenden Gegensätzlichkeiten kommt. 

- Allfälliger Beitritt der EG zu gewissen Europarats­
Konventionen. 

- Gemeinsame Aktivitäten in Form von "Agences Specialisees" 
auf gewissen Gebieten. 

- Weitere Entwicklung und Vertiefung der Liaison-I\1echa­
nismen, z.B. der gemeinsamen Tagungen der Beratenden Ver­
sammlung des Europarates und des Europäischen Parlaments. 
Jedenfalls müsste man permanentere Formen der Zusan~enarbeit 
finden als bisher. 

Die Versammlung verabschiedete eine Empfehlung betI'effend 
eine engere Zusammenarbeit und eine fortlaufende Diskussion 
über eine gemeinsame Europapolitik im Rahmen des Europarates 
sowie eine Erweiterung des Informationsaustausches zwischen 
Europarat und EG. 

NICHTMITGLIEDSTAATEN 

3.3. 2. 1. HI.). ST1ffiL 

Im Janre 1973 wurde der Vatikan Mitglied des Europäischen 
Wiederansiedlungsfonds. Die Teiln~~e des Hl. Stuh~an den 
Aktivitäten des Europaratskonnten 1976 gefestigt und ver-

III-69 der Beilagen XIV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)64 von 234

www.parlament.gv.at



- 64 -

tieft werden. Das Ministerkomitee fasste den Beschluss, 
dem Heiligen Stuhl das Recht einzuräumen, Beobachter in 
alle Europarats-Expertenkomitees zu entsenden, welche 
gemäss Artikel 17 des Statuts errichtet sind und in die 
alle Mitgliedstaaten Vertreter zu entsenden berechtigt 
sind. Durch diesen Beschluss wurde einem seit längerem ver­
folgten Anliegen des Vatikans Rechnung getragen. 

Der Generalsekretär hatte im Berichtsjahr Gelegenheit, 
die Beziehungen zwischen Vatikan und dem Europarat mit 
Papst Paul VI pers5nlich zu er5rtern. 

3.3.2.2. SPANIEN 

Die Versammlung beschäftigte sich sowohl bei ihrer Jänner-­
als auch bei ihrer September-Tagung eingehend mit der poli­
tischen Entwicklung in Spanien. Mit Resolution 614 vom Jänner 
1976 wurde die Gewährleistung der Versammlungsfreiheit und 
freien ~1einungsäusserung, der Zulassung aller politischen 
Parteien und die vlahl demokratischer Institutionen auf Grund 
allgemeiner und geheimer Wahlen als conditio sine qua non 
für die Aufnah.i1le Spaniens in den Europarat genannt und die 
Amnestie für alle politisch Verfolgten und Exilierten sowie 
die sofortige Abschaffung des Anti-Terrorgesetzes vom 26.8. 
1975 verlangt. 

Der Bericht einer Delegation der Versammlung über die 
Ergebnisse ihres Aufenthaltes in Spanien, welche der Septem­
ber-Tagung vorlag, enthält bereits die I'1i tteilung, dass die 
spanische Regierung sich bereit erklärt habe, den Grundsatz 
der Volkssouveränität anzuerkennen, ein demokratisches System 
mit Garantien der bürgerlichen Rechte und Freiheiten einzu­
führen, im Dezember 1976 eine Volksabstim:.rnung über die neue 
Verfassung und vor dem 30. Juni 1977 allgemeine Wahlen ab­
zuhalten. 

Mit Resolution 640 gab die Versa:m...i1lhmg ihrer Hoffnung Aus­
druck, dass die vorgesehene Volksabstimmung dem spanischen 
Volk tatsächlich ein demokratisches System, insbesondere auch 
die Presse- und Informationsfreiheit bringen m5ge. Die Ver­
sammlung betonte neuerlich ihre Solidarität mit allen echt 
demokratischen Kräften in Spanien. 

Das Ministerkomitee hat sich mit der Spanienfrage nur am 
Rande befasst, weil der Eindruck bestand, offizielle Erklä­
rungen von aus sen k5nnten den Demokratisierungsprozess in 
Spanien zu dem Zeitpunkt und bei der damaligen, noch sch-I';er 
zu beurteilenden Lage, nachteilig beeinflussen. 
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3.3.2.3. JUGOSLAWIEN 

Die Mitarbeit Jugosla~iens in Expertenkomitees des Europa­
rates setzte sich auch im Berichtsjahr fort, insbesondere in 
den Bereichen Erziehung. und Kultur, Sozial- und Gesundheits­
wesen, Gemeinde- und Regionalfragen. 

Jugoslawische Beobachter nahmen auch an den Fachminister­
konferenzen in Bari (UID'weltfragen) und Athen (Gemeinde- und 
Regionalfragen) teil. 

Der Generalsekretär besuchte im Oktober Belgrad, wo er 
eine Aussprache mit Aussenminister Minic hatte. Jugoslawien 
wiederholte sein Interesse, einigen Abkommen des Europarates 
im kulturellen Bereich beizutreten. 

3.3.2.4. KSZE-FR~GEN 

Im April und Oktober nahmen Experten der Aussenministerien 
an Sitzungen der Ministerdelegierten teil, um einen Gedanken­
und Informationsaustausch über die Fortschritte bei der Durch­
führlillg der Schlussakte von Helsinki zu pflegen. Dabei wurde 
trotz des Austausches einer Fülle von Detailinformationen 
offenkundig, dass die mit der Unterzeichnung der Schlussakte 
verstrichene Zeit eine allgemeingültige Bewertung ihrer Aus­
wirkungen im Hinblick auf Charakter und Umstände dieser Ver­
einbarungen noch nicht erlaube 0 

Auch bei der Mai-Tagung der Aussenminister fand ein aus­
führlicher Meinungsaustausch über diesen Fragenkomplex statt. 
Sie kamen zu ähnlichen Schlussfolgerungen wie die Experten 
und stellten fest, dass bei der Durchführung der Schlussakte 
gewisse, wenn auch begrenzte Fortschritte zu verzeichnen §,Bwese 
seien. Sie unterstrichen erneut die Gleich'\'Jertigkei t aller 
Teile der Schlussakte s o,-Jie deren uneingeschräTl~1{te Gül ti gkei t 
für die Beziehungen zi'lischen allen Unterzeichnerstaaten. 

Bundesminister Bielka erinnerte daran, dass die Abrüstung 
eine essentielle Bedingung für j edv.;ede Politik der Detente 
darstelle.ln dieser Hinsicht seien seit Helsinki jedoch keine 
Fortschritte zu verzeichnen. Es wäre sehr bedauerlich, würde 
sich diese Situation bis zum Belgrader 'rreffen nicht ver­
bessern. 

Die Minister unterstrichen die Bedeutung des Europarates 
als Forum für einen intensiveren Informations- und Gedanken­
austausch zur Vorbereitung des Belgrader Treffens. 

Die Notwendigkeit einer engen Zusammenarbeit der Europa­
rat-Staaten bei der Verwirklichung der Grundsätze der 
Schlussakte von Helsinki und die Koordinierung der Haltllilg 
der ~estlichen Demokratien auf diesem Gebiet ~ar Gegenstand 
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einer ausführlichen Debatte der Versammlung anlässli~h ihrer 
Mai-Tagung. In Resolution Nr. 625 wird die Verwirklichung 
der Grundsätze der KSZE sowohl im Verhältnis zu den Ost­
staat'en als auch innerhalb der Weststaaten (Gastarbei ter) 
verlangt. 

3.3.2.50 BEZIEHUNGEN Z1:JISCHEN EUROPARAT UND NORDAMERIKA 

Kanadische Parlamentarier haben in den letzten drei Jahren 
regelmässig an einem I'Ieinungsaustausch mit der Versammlung 
über Fragen des Jahresberichtes der OECD teilgenon~en. Seit 
1975 besteht aufgrund eines Briefwechsels Einverständnis 
über eine aktivere Zusammenarbeit. 

Auch im Bereich der Regierungsexperten kann die kanadische 
Mitarbeit als rege bezeichnet werden. Insbesondere verdient 
die Mitarbeit im CCJ hervorgehoben zu werden. Darüber hinaus 
haben kanadische Fachleute an zahlreichen Konferenzen, Se­
minaren und Kolloquien teilgenommen, die vom Europarat or­
ganisiert vJurden. 

Das Interesse Kanadas an einer Vertiefung seiner Bezie­
hungen zum Europarat geht auch aus der Eröffnung eines Ge­
neralkonsulates in Strassburg im Herbst 1976 hervor, dessen 
Titulär mit der Beobachtung der Vorgänge im Europarat be­
auftragt wurde. 

Weniger regelmässig gestaltete sich die Mitarbeit von 
Parlamentariern aus den USA an den Aktivitäten der Versamm­
lung. Eine Mitarbeit erfolgte insbesondere im juridischen 
Bereich (CCJ) und bei verschiedenen Konferenzen und Semi­
naren. 

In der Antwort des Ministerkomitees auf die Empfehlung 771 
des Vorjahres heisst es, das Ministerkomitee Herde die "Mög­
lichkeiten der praktischen Zusammenarbeit zwischen dem Euro­
parat einerseits und Kanada und den USA andererseits weiter ir 
Auge behalten und sehe einem laufenden Informationsaustausch 
mit der Versammlung über die zukünftige Entwicklung dieser 
Frage mit Interesse entgegen." Diese Antwort wurde in einer 
schriftlichen Anfrage der Abgeordneten Karasek und Vedovato 
als ausweichend qualifiziert. Das Ministerkomitee erklärte 
hiezu, dass seine Antwort keineswegs als Ausdruck einer 
ausweichenden oder passiven Haltung zu verstehen sei. 

In diesem Zusammenhang verdienen auch die Gedankengänge 
Erv'Jähnung, die Bundeskanzler Dr. Kreisky in seiner Ansprache 
vom 5. Mai vor der Versammlung zum Verhältnis Europa-Nord­
amerika unterbrei tete: dass es leider keinen, \'lirklich alle 
demokratischen L~nder Europas und Nordamerikas umfassenden DOJ 
tischen Dialog gäbe; dass ein solcher gerade mllinblick auf Qi~ 
sehr aktuellen und eminent wichtigen Themen wie EntspannQng 
und Nord-Süd-Dialog heute wichtiger denn je wäre; dass 
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schliesslich Strassburg mit seiner europäischen Tradition 
und Orientierung ihm als ein guter Platz erschiene, einen 
solchen Dialog auf sehr hoher Ebene in Gang zu setzen. 

3.3.2.6. BEZIEHUNGEN ZU DEN UN 

Der Generalsekretär der Vereinten Nationen, Dr. Kurt 
Waldheim, besuchte am h.Mai 1976 den Europarat und hielt 
vor der Versammlung eine Ansprache, in der er sich am 
Vorabend der Tagung der UN-Welthandelskonferenz (UNCTAD) 
in Nairobi vor allem mit der Notwendigkeit eines wirt­
schaftlichen und sozialen Ausgleiches zwischen den Indu­
strie- und Ent\>Jicklungsländern befasste • 

Im September führte der Generalsekretär des Europarates 
mit dem UN-Generalsekretär in New York mit einer Reihe 
seiner Mitarbeiter und einigen Ständigen Vertretern der 
Europarat-Staaten bei den Vereinten Nationen Arbeitsge­
spräche. 

Im Mai nahm der Exekutivsekretär der ECE, Stanovnik an 
einer Tagung der Kommission der Versammlung für Wissenschaft 
und Technologie teil. Im Anschluss daran wurden im Europarat­
Sekretariat Fragen der beiderseitigen Zusammenarbeit erör­
tert. 

Mit Resolution 623 appellierte die Versammlung auf ihrer 
Mai-Tagung an die Mitgliedstaaten, einen grosszügigeren 
Beitrag zum Welternähr~mgsprogramm der FAO und zu der Schaf­
fung einer Lebensmittelreserve für Notfälle gemäss Res. 3362 
der 1~-Generalversammlung zu leisten. 

In ihrer Resolution 637 betonte die Versammlung die Be­
deutung einer engeren Zusammenarbei t zwischen UNESCO -und 
Europarat. Besonders deutlich kam in dieser Resolution der 
Wunsch nach einem ge!Ileinsamen Vorgehen der Europarat-Iiit­
gliedstaaten bei der 19. Generalkonferenz der UNESCO zu:n 
Ausdruck. Die VersammlLL71g schlug vor, auf der UNESCO-Ge­
neralkonferenz die Mitarbeit der Europarat-Staaten in allen 
Bereichen anzubieten, in denen die eu~opäischen Staaten über 
besonders wertvolle Erfahrungen verfügen, z.B. bei der 
Übertragung von Technologien, der Verbesserung der Informa­
tionund der Ver\vendung von Massemnedien. 

Im Ministerkomitee war die Bereitschaft zu erkennen, in 
Hinkunft vermehrt Fragen zu erörtern, mit denen sich die 
UN-Generalversammlung befasst. 
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3.3.2.7. ZUSAMMENARBEIT MIT DER OECD 

3·3·3· 

Im Jänner betonte die Versammlung in Empfehlung 774 die 
Notwendigkeit eines eingehenden Informationsaustausches 
zwischen den westeuropäischen Staaten auf dem Gebiet der 
Kernenergie, insbesondere auch bei Unfällen in Atomkraft­
werken zwecks künftiger Unfall verhütung , im ",lege der Kern­
energiebehörde der OEeD (NEA). 

Der Generalsekretär der OECD, van Lennep, behandelte in 
seinem Bericht an die Parlamentarische Versaw~lung auf der 
September-Tagung Fragen der internationalen wirtschaftlichen 
Zusammenarbeit, vor allem auf dem Gebiet der Entwicklungs­
hilfe, die Richtlinien für die multinationalen Unternehmen 
und die Bekämpfung von Inflation und Arbeitslosigkeit im 
Sinn eines massvollen und dauerhaften ~Jirtschaftswachstums. 

Zu dem Thema wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick­
lungshilfe befürwortete die Versammlung in Resolution 638 ein 
engere Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten, die Vermeidung 
einseitiger l'Iassnahmen zur künstlichen Drosselung der Ein­
fuhren oder Förderung der Ausfuhren, Abkommen zur Sicher­
stellung stabiler und rentabler Preise für Ausfuhrprodukte 
der Entwicklungsländer und, im Rahmen des Nord-Süd--Dialogs, 
eine Harmonisierung der Standpunkte der Industriestaaten. 
Weiters wurde eine verstärkte Zusammenarbeit und Abstimmung 
zwischen den OECD-Mitgliedstaaten auf dem Energiesektor 
sOvJie - insbesondere auch im Rahmen der Vereinten Nationen -
hinsichtlich der AnvJendung von ~Jissenschaft und Technologie 
auf dem Gebiete der Entwicklungshilfe gefordert. 

In der Resolution 639 richtete die Versammlung an die 
multinationalen Gesellschaften den Appell, sich an die von 
der OECD aufgestellten Richtlinien für eine faire und soziale 
Geschäftsführ~~g zu halten. 

SONSTIGE POLITISC}ill FRAGEN 

3.3.3.1. LAGE IM NAHEN OSTEN 

Bei der Jänner-Tagung befasste sich die Versammlung ein­
gehend mit der durch den Bürgerkrieg entstandenen Lage im 
Libanon und dem Verhältnis zwischen Israel und den arabi­
schen Staaten. In Resolution 616 appellierte die 
Versammlung an alle am Konflikt Beteiligten, gemeinsame 
Anstrengungen für eine friedliche Lösung, insbesondere durch 
direkte Verhandlungen, zu unternehmen, und verlangte die 
Anerkennung des Staates Israel innerhalb gesicherter Grenzen. 
Ferner wurden die Mitgliedstaaten ersucht, an einer Versöh- . 
nung der Volksgruppen im Libanon mitzu"Jirken. 
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Sowohl in der Debatte der Versammlung als auch in ihrer 
Resolution 616 wurde an der Resolution der Vereinten Nationen 
vom 10. November 1975, die den Zionismus als eine Form des 
Rassismus verurteilt, scharfe Kritik geübt und die Forderung 
nach einer abgestimmten Politik der Europarat-Mitgliedstaa-~ 
ten im Rahmen der Vereinten Nationen erhoben, um künftig 
jeden Missbrauch von Aktionen zur Bekämpfung des Rassismus 
zu verhindern. 

3.3.:3.2. DIE L"'_GE IN AFRIKA SüDLICH DES ÄQ,UATORS 

Das Rhodesien-Problem, die Apartheid-Politik Südafrikas 
und die Forderung nach Unabhängigkeit für Namibia vJ'urden an­
lässlich der Ansprache von U1i-Generalsekretär 1vJaldheim vor 
der Parlamentarischen Versammlung im 1'1ai 1976 diskutiert ~ 

Bei der September-Tagung lag der Versammlung ein Bericht 
des Politischen Ausschusses über l!Westeuropa und die Lage 
ü .. Afrika südlich des j~quators 11 vor, der zu einer umfassen­
den und äusserst lebhaften Debatte über sämtliche Probleme 
dieses Raumes führte. 

In Resolution 641 verurteilte die Versammlung die Aparthei, 
Politik Südafrikas. Sie appellierte an die Solidarität der 
Mitgliedstaaten mit der afrikanischen Bevölkerung beim Kampf 
um ihre politischen Rechte - bei Beachtung der gerechten 
Ansprüche der weissen Bevölkerung -, verurteilte die fremde 
Intervention in Angola und verlangte den Abzug aller auslän­
dischen, insbesondere der kubanischen Truppen, den Rückzug 
Südafrikas aus Namibia und Abhaltung freiet:' Wahlen in diesem 
Land, ein Mehrheitsregime für Rhodesien (ZimbabvJe), huma­
nitäre Hilfe für die afrikanische Bevölkerung Rhodesiens, 
Beachtung der vom Sicherheitsrat der Vereinten Nationen 
beschlossenen Sanktionen für Rhodesien und des Waffenembargos 
für Südafrika. 

Das Thema soll bis zur Herbeiführung einer gerechten und 
friedlichen Lösung weiterhin auf der Tagesordnung der Ver­
sammlung bleiben. 

3.3.3.3. NORD-SÜD-DIALOG!ENTWICKLUNGSHILFE 

Das Verhältnis zvJischen Industriestaaten und Entwicklungs­
ländern wurde auf der Mai-Tagung der Versammlung eingehend 
erörtert und fand seinen Ausdruck in den Resolutionen Nr. 621 
bzw. 622, in denen an die Industristaaten appelliert wird, 
durch Ausbau der Zusammenarbeit mit den .E..Yltwicklungsländern 
deren sozialen, technischen und 'wirtschaftlichen Fortschritt 
zu fördern. Es wurden die schrittvJeise Reform des interna­
tionalen Wirtschaftssystems, Vereinbarungen über die Stabi-
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lisierung der Export einnahmen , Verbesserung der Organisation 
die sich mit Entwicklungshilfe beschäftigen, und erhöhte 
Priorität der landvlirtschaftlichen EntHicklungsprograrnme, 
gefordert. 

3.3.3. L~. JüDISCHE MINDERHEIT IN DER UdSSR 

Die Versammlung brachte bei ihrer Jänner-Tagung nach 
einer ausführlichen Debatte tiber die Probleme der jÜdischen 
!'linderheit in der UdSSR mit Empfehlung 778 das Bedauern des 
Europarates liber den Rückgang der sowjetischen Auswanderungs­
genehmigungen und über die Verfolgungen bzw. Sch\'Jierigkei ten~ 
denen diese Bevölkerungsgruppe seitens der sowjetiehen Be­
hörden ausgesetzt ist, zum Ausdruck. Zugleich wurden die 
Mitgliedstaaten aufgefordert, bei den sowjetischen Behörden 
für eine bessere Behandlung der jlidischen Minderheiten, ins­
besondere eine grosszligigere Auswanderungspolitik zu inter­
venieren. 

3.3.3.5. FLüCHTLINGE 

Auf der Jänner-Tagung regte die Versammlung mit Empfehlung 
773 eine bessere Behandlung der lide facto II-Fllichtlinge sO'\>Jie 
die allfällige Ausarbeitung einerdiesbezliglichen Konvention 
und eine liberale Anwendung der Genfer Fllichtlingskonyention 
und des New Yorker Protokolls in bezug auf die Anerkennung 
der Fllichtlingseigenschaft an· In ihrer Empfehlung 775 
setzte sich die Versammlung flir die Ausarbeitung eines euro­
päischen übereinkommens betreffend die Übertragung der Ver­
antwortung flir Fllichtlinge zwischen I1i tgliedstaaten des 
Europarates ein. 

Anlässlich der Mai-Tagtmg \'JUrde aufgrund eines Berichtes 
von Abgeordneten Radinger Resolution 628 zur Verbesserung 
der Lage, insbesondere der Unterbringung der portugiesischen 
Flüchtlinge lL.'1d Auswanderer aus den ehemaligen portugiesi­
schen Kolonien durch Hilfsaktionen der Europarat-Mitglied­
staaten, beschlossen. 

Die Empfehlung 787 der September-Tagung hatte die Rar­
monisierung der Verfahren der einzelnen Staaten bei der 
Zuerkennu...llg der Fllichtlingseigenschaft gemäss der Genfer 
Fllichtlingskonvention und des New Yorker Protokolls zum 
Gegenstand. 
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3.3.3.6. KONTROLLE DER HERSTELLUNG UND DES HANDELS r-IIT vlAFFEN 

3.4.1. 

Dieses Problem. war Gegenstand einer Debatte der Ver­
sammlung auf der September-Tagung, die mit Empfehlung 794 
das Ministerkomitee ersuchte,die Regierungen der Mitglied­
staaten aufzufordern, bei den Vereinten Nationen einen 
Vorschlag zur Schaffung eines internationalen öffentlichen 
Registers einzubringen, in dem Produktion und Handel mit 
bestimmten schweren Rüstungsgütern erfasst werden, sowie 
gemeinsame einschränkende Richtlinien hinsichtlich der 
Waffenausfuhr zu erstellen, die insbesondere eine strenge 
Über\vachung der Ausfuhr in Konflikt- und Spannungsgebiete 
zum Ziel haben. 

Resolution 642 forderte die Parlamente der Mitgliedstaa­
ten auf, bei ihren Regierungen auf die Einführung wirksamer 
Kontrollmassnahmen, z.B. der Verstärkung von Handelsbe­
schränkungen, der Beachtung bestehender nationaler und inter­
nationaler Handelssperren, sowie der Untersagung der Waffen­
ausfuhr in Spannungsgebiete, zu drängen. 

ZWISCHENSTAATLICHE ZUSAMMENARBEIT 

MENSCHENRECHTE 

Als neues Mitglied des Europarates hat Portugal am 
22.9.1976 die Menschenrechtskonvention samt Erstem, Drittem 
und Fünftem Protokoll unterzeichnet. 

In der Europäischen Kommission für Menschenrechte war 
Österreich auch 1976 durch Abgeordneten Univ.Prof. Dr. Felix 
Ermacora vertreten. 

Die Ko~~ission registrierte im Berichtsjahr 427 Indivi­
dualbeschwerden (1975: 466, 1974: 445, 1973: 442, 1972: 644). 
440 Beschv-!erden \>Jurden im Bericht sj ahr geprüft. 429 \'Jurclen fü 
unzulässig, 11 für zulässig erklärt. 

Gegen die Republik Österreich wurden 1976 24 Beschwerden 
eingebracht (1975: 34, 1974: 36), davon 21 von österreichi­
schen Staatsbürgern~_ 

Im BeschvJerdefall Christian Müller (Beschwerde Nr. 58L+9/ 
72; Sozialversicherungsangelege~~eit) hat die Kommission 
festgestellt, dass keine Verletzung der Konvention vorliegt. 
Dieser Rechtsmeinung schlossen sich die I'1inisterdelegierten 
mit Resolution DH (76) 2 an. 

Zwei gegen Österreich gerichtete Beschwerden .... "urden für 
nicht zulässig erachtet:· Johann Karner (Bescherde Nr. 6965/75 
Verkehrsstrafangelegenheit) und Enrico Franchini (Beschwerde 
Nr. 6701/74; Strafangelegeru1eit). 
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Die nachstehenden Beschwerdefälle befinden sich noch im 
Stadium der Prüfung: Dr. Erich Gussenbauer (Beschwerde 
Nr. 6087/73; U-Bahnsteuer), Helmut Tossutti (Beschwerde 
Nr. 6720/74 ; Haftangelegenheit), Fritz Schillinger (Beschwere 
Nr. 7034/75; Strafangelegenheit), Ladislav Komar (Beschwerde 
Nr. 7112/75; asylrechtliche Angelegenheit), Margarete 
Kastner u.a. (Beschwerde Nr.7620/76; Enteignung im Zusam­
menhang mit Kommassierungsverfahren), Johann Trögl (Beschwere 
Nr. 7624/75, Sozialversicherungsangelegenheit) und Leo Zand 
(BeschvJerde Nr. 7350/76; arbeitsrecht liehe Ange legenhei t) • 

Österreichs Vertreter im Europäischen Gerichtshof für 
Menschenrechte war im Berichtsjahr Univ.Prof. Dr. Alfred 
Verdross-Drossberg. Derzeit ist kein Österreich betreffender 
Fall vor dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte 
anhängig. 

Im Rahmen des Expertenkomitees für rlenschenrechte began ... 71e:r: 
Beratungen über die Z\oJeckmässigkei t eines Recht szuges an den 
Gerichtshof gegen Entscheidungen der Kommission über die Zu­
lässigkeit von Beschwerden. 

Die Ministerdelegierten haben in Anwendung des Artikels 5a 
der nenschenrechtskonvention beschlossen, falls der Gerichts­
hof eine Konventionsverletzung feststellt, den betreffenden 
Staat aufzufordern, über die ergriffenen Massnahmen zur Berei 
nigung des Falles zu berichten. Das Ministerkomitee verfolgt 
einen solchenhs zur angemessenen Entschädigung des Be­
sch"l'lerde führers. 

In Zusammenarbeit mit der Rechtswissenschaftlichen Fakultä 
der Universität Graz hat der Europaratvom 21. - 23.9. ein 
Kolloquium unter dem Vorsitz des derzeitigen Bundesministers 
Dr. Pahr über die Informationsfreiheit und die Verpflichtung 
des Staates zur Weitergabe von Informationen abgehalten. 
Berichterstatter für Österreich war Univ.Prof. Dr. Adamovich. 

Ein ad hoc-Expertenkomitee wurde mit der Prüfung jener 
Probleme beauftragt, di~ die Parallelität des Pakts der Ver­
einten Nationen über die bürgerlichen und pOlitischen Rechte 
und seines Fakultativprotokolls einerseits und der Menschen­
rechtskonvention andererseits sowie eine Unterzeichnung des 
Ul'T-Pakts durch einen I'1itgliedstaat mit sich bringen könnte. 
Es wurde ein Meinungsaustausch über die Vorbehalte, Inter­
pretation und Anwendung der Pakte gepflogen. Im Rahmen der 
ExpertenkoID~ission für Menschenrechte begann man mit der 
Untersuchung der Möglichkeit einer Ausl'Jei tung der in der 
Menschenrechtskonvention garantierten Rechte im Hinblick auf 
den genannten UN-Pakt. 

Auch die Versammlung beschränkte sich mehrfach mit dem 
Verhältnis der Europäischen Menschenrechtskonvention zum 
UN-Menschenrechts-Pakt und forderte mit Empfehlung 791 auf 
zu prüfen, welche Bestimmungen des (weiter gefassten) Men­
schenrechts-Pakts in die Europäische Menschenrechtskonvention 
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aufgenommen werden k6nnten. Resolutiori 635 appelliert an 
die Mitgliedstaaten des Europarates, auch die Fakultativ­
bestimmung des Artikels 41 des UN-Menschenrechts-Pakts 
(Anerkennung der Zuständigkeit des Menschenrechts-Komitees 
in Streitfällen) anzunehmen. 

3.4.2. SOZIALE UND SOZIO-ÖKONOT1ISCHE FRAGEN 

Die Einhaltung der Europäischen Sozialcharta, die bisher 
von elf Mitgliedstaaten (darunter Österreich) ratifiziert 
und von sechs weiteren unterzeichnet wurde, wird von einem 
Komitee unabhängiger Experten aus den Mitgliedstaaten über­
wacht, die die Zweijahresberichte der Vertragsstaaten üb~ 
die Durchführung der Bestimmungen der Charta prüfen. Österreie 
bereitet seinen dritten Bericht vor. 

Die Sozialrechtsexperten befassten sich mit der Frage der 
Vereinbarkeit der Berufstätigkeit der Frau mit dem Familien­
leben, mit der sozialen Betreuung von Kindern, sowie mit 
der Abnahme der Geburtenrate in Europa. 

Mit Resolution (76) 1 hat das Ministerkomitee eine zwische 
staatliche Grundlage für SicherheitsvorkehrlL~gen und Einhal­
tung hygienischer Bestimmungen am Arbeitsplatz geschaffen. 

Die Gleichbehandlung von Staatsangeh6rigen und Wanderar­
beitnehmern in der Berufsberatung, -ausbildung und -umschu­
lung \J\]ar Gegenstand der Resolution (76) 11 und ein fvIodellar­
beitsvertrag für Wanderarbeitnehmer von Resolution (76) 25. 
Die Beratungen über die Endfassung eines europäischen über­
einkommens über die Rechtsstellung der 1;landerarbei ter wurden 
fortgesetzt. 

Schliesslich verdient die mit Resolution (76) 12 empfohlen 
Einführung eines Schulpasses für ausländische Kinder Erwäh­
nung, der die Aufnahme von Kindern in die Pflichtschulen des 
Gastlandes sowie ihre Übernahme in die Schulen des Heimat­
landes erleichtern soll. 

Die Europäische Ordnung für Soziale Sicherheit \>Jurde von 
Österreich im Jahre 1970 unterzeichnet, bisher jedoch noch 
nicht ratifiziert. 

Das Europäische u~ereinkommen über Soziale Sicherheit wird 
nach Hinterlegung der dritten Ratifikationsurkunde durch die 
Türkei am 1.3.1977 z\'Jischen Österreich, Luxemburg und der 
Türkei in Kraft treten. Dieses ÜbereinkoID..'1len wurde bisher 
auch· von Belgien, Frankreich, Italien und den Niederlanden 
unterzeichnet. Das uDereinkommen regelt die Versicherungs­
ansprüche der Staatsbürger eines Vertragspartners im jeweils 
anderen Land. . 
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Die Regierungsexperten für Soziale Sicherheit befassten 
sich im Berichtsjahr mit dem Schutz der Arbeiter vor Arbeits­
losigkeit, mit der ärztlichen Betreuung bei Erkrankungen in 
einem anderen Staat und mit der Beseitigung der Schwierig­
keiten bei Pensionsauszahlungen an Arbeitnehmer, die Beiträge 
an Sozialversicherungen in verschiedenen Lände~geleistet 
haben. Zur Fertigstellung von u~ereinkommensentwürfen ist es 
allerdings nicht gekommen. 

Das Ministerkomitee schlug den Regierungen Sozialversiche­
rungsmassnahmen zugunsten von Ruhegenussempfängern vor, die 
nach Erreichung des Pensionsalters erwerbstätig bleiben 
(Resolution (76) 32). 

Der Wiederansiedlungsfonds, dem derzeit 14 Staaten ange­
hören, hat im Berichtsjahr den 20. Jahrestag seiner Gründung 
begangen. In den 20 Jahren seines Bestehens hat der Fonds 
Darlehen in der Höhe von mehr als 200 Millionen $ für Projekte 
zur Schaffung von Arbeitsplätzen in Gebieten mit Arbeitskraft­
überschuss gewährt. Österreich ist dem Fonds bisher nicht bei­
getreten. 

Im Rahmen des Teilabkommens im sozialen Bereich, dem Öster­
reich nicht als Vollmitglied angehört, an dessen Aktivitäten 
es jedoch mitarbeitet, wurden die Bemühungen zum Schutz des 
Arbeiters am Arbeitsplatz fortgesetzt. 

Das Ministerkomitee beschloss, in der zweiten Hälfte 1978 
in Strassburg eine Konferenz der für Sozialversicherungsfrage~ 
zuständigen Minister abzuhalten. 

3 .. 4. 3. ERZIEHUNG KULTUR UND SPORT 

Der Europarat ist in den Bereichen der Erziehung, Kultur 
und Wissenschaft vor allem bestrebt, die traditionellen Er­
ziehungs- und Unterrichtsstrukturen allmählich durch ein 
den Gegebenheiten unserer Zeit besser entsprechendes System 
zu ersetzen, neue Kulturkonzepte zu entwickeln, die Schul­
und Universitätssysteme der einzelnen europäischen Staaten 
zu harmonisieren sowie neue Studienprogramm und -techniken 
einzuführen. 

Die Verantwortung für die Durchführung dieses Programmes 
trägt massgeblich der Rat für kulturelle Zusammenarbeit (CCC) 
mit den ihm untergeordneten 4 Ständigen Komitees (1.Hoch---­
schulwesen und Forschung, 2. allgemein- und berufsbildendes 
Schulwesen, 3. ausserschulische Bildung und kulturelle Ent­
wicklung und 4. sportliche Entwicklung). 

Im cce und seinen Komitees arbeiten Beamte und Experten 
aus 22 europäischen Staaten (die 19 Mitgliedstaaten des 
Europarates sowie die übrigen Mitglieder der Europäischen 
Kulturkonvention, nämlich Finnland, der Heilige Stuhl und 
Spanien) zusammen. 
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Österreichische Delegationen nahmen an den beiden im Jahr 
1976 abgehaltenen Tagungen des eee teil und setzten sich, was 
die fachlichen Arbeitsgebiete betrifft, für die VerwirklichUll 
bzw. Weiterführung verschiedener Projekte, an denen Österreic: 
besonders interessiert ist, ein. Dazu geh~rten u.a. die In­
tensivierung der bilateralen Vereinbarungen über die Gleich­
wertigkeiten der akademischen Grade und Diplome, die einheit­
liche Entwicklung des postsekundären Studiums und der Zugang 
zum tertiären Unterricht, Fernstudien, Lehrerbildung, die 
Koproduktuion von Unterrichtsmitteln sowie verschiedene Pro­
jekte im Bereich der Erwachsenenbildung, wie Erfassung von 
Bevölkerungskreisen die bisher keinen wesentlichen Anteil 
an der Kultur genommen haben, Entwicklung der Animation und 
Ausbildung von Animateuren sowie Unterricht moderner Fremd­
sprachen. 

Neben den laufenden fachlichen Angelegenheiten standen 
jedoch zwei andere Fragenkomplexe bei den Beratungen des GGG 
im Vordergrund: einerseits der Beitrag des GCC zum I"littel­
fristigen Arbeitsplanes des Europarates im Zusammenhang mit 
einem von einer Arbeitsgruppe vorgelegten Bericht über \Alertun€ 
und Planung der GGG-Aktivitäten, andererseits die Frage der 
zukünftigen Struktur des CGG, die sich stellte, nachdem die 
Ministerdelegierten im Februar 1976 eine Resolution betref­
fend "Strukturen, Aufgabenbereich und t..rbeitsmethoden der 
Komitees" angenommen hatten. 

Wenn das mit dieser Resolution verfolgte Ziel einer Straf­
fung und Erhöhung der Effizienz der Strukturen des Europarate~ 
auch grundsätzlich von den Delegierten zum GGG bejaht wird, 
so kam doch Besorgnis hinsichtlich der Auswirkungen der erwähr 
ten Resolution auf die künftige kulturpolitische Tätigkeit 
des Europarates zum Ausdruck. 

Österreichischerseits wurde die Auffassung vertreten, dass 
den Mitgliedstaaten der Europäischen Kulturkonvention weiterhi 
die volle Mitarbeit in einem entsprechenden leitenden Gremium 
zu ermöglichen sei und auch Funktionen und Teilnehmerkreis 
der Fachkomitees bei allfälligen strukturellen Änderungen 
gewahrt werden sollten. Ebenso erscheine die weitere Vertretur 
der Parlamentarischen Versammlung in einem Gremium wie dem GGe 
deren Bedeutung von Herrn Abgeordneten Dr. Karasek in seiner 
Eigenschaft als Präsident des Kulturkomitees der Parlamen­
tarischen Versammlung wiederholt unterstrichen wurde - we­
sentlich •. 

Im Einklang mit einer Anregung des Generalsekretärs des 
Europarates wurde die ursprünglich für die Durchführung der 
Reform in Aussicht genommene Frist - Jahresende 1976 - für die 
sen Bereich um ein Jahr verlängert, wodurch die bereits ein­
geleiteten Konsultationen zwischen dem Vorsitzenden des GCG 
und den Ministerdelegierten erleichtert werden sollen. 

Der Europarat ist bemüht, in seinen Mitgliedstaaten eine 
Politik mit dem Ziel einer aktiven sportlichen Betätigung alle 
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Bevölkerungsgruppen zu fördern. Mit Resolution (76) 41 hat 
das Ministerkomitee den Regierungen empfohlen, ihre Sport­
politik nach gewissen Grundsätzen der "Europäischen Sport­
charta", die von den Sportministern anlässlich ihrer Tagung 
in Brüssel im Jahre 1975 angenommen worden war, auszurichten. 

Am 17. Mai fand in Obernai ein informelles Zusammentreffen 
der europäischen Unterrichtsminister statt, in dessen Verlauf 
vor allem die Rolle und die Wirkungsweise der Ständigen Kon­
ferenz der Unterrichtsminister als Instrument der europäische: 
Erziehungspolitik diskutiert wurde. 

Die erste Kulturministerkonferenz auf euronäischer Ebene 
tagte vom 15. - 17.6.1976 in 0810. Die Minister der 22 Mitglit 
staaten des ecc versuchten hier,Grundsätze für eine Politik 
zur Verwirklichung der kulturellen Demokratie aufzustellen. 
Die Überlegungen erstreckten sich auf vier Themen: Kulturpo­
litik als Antwort auf die Herausforderung der modernen Ge­
sellschaft, Kulturpolitik aß Mittel zur Verbesserung der Le~ 
bensqualität in städtischen und ländlichen Gemeinwesen, För­
derung des künstlerischen Schaffens und europäische kul­
turelle Zusammenarbeit. Es wurde u.a. die Schaffung eines 
e.uropäischen Büros für die Verbreitung von Kunstwerken ange­
regt. Ferner wurde beschlossen, den Pluralismus der Kulturen 
durch Förderung der Minoritätsgruppen, beispielsweise der Wan­
derarbeitnehmer, auszubauen. 

Von den zahlreichen Einzelaktivitäten seien jene zwei Ver­
anstaltungen, die in Österreich stattgefunden haben, erwähnt: 
"w.ork-shops 11 im Rahmen der Bildungsforschung in Neusiedl am 
See und ein abschliessendes Kolloquium in Krems über eine 
von 14 europäischen Städten in vierjähriger Arbeit erstellte 
Studie über die Zusammenarbeit von Stadtverwaltung und Bevöl­
kerung bei der Revitalisierung historischer Stadtkerne. 

3.4.4. JUGENDFRAGEN 

Österreich ist im Governing Board des Europäischen Jugend­
zentrums in Strassburg seit 1974 vertreten. 

1976 hat das Ministerkomitee eine bauliche Erweiterung 
des Europäischen Jugendzentrums beschlossen. 

Auf Initiative des Österreichischen Bundesjugendringes hat 
die Österreicpische Bundesregierung beschlossen, dem Europäi­
schen Jugendzentrum den Betrag von ö8 500.000,-- für dringend 
nötige Anschaffungen im Zusammenhang mit der Erweiterung zur 
Verfügung zu stellen. 

Das Jugendzentrum führte 1976 drei Sprachlehrgänge sowie 
24 Informationsseminare durch, die sich insbesondere mit dem 
Freiwilligenhelferdienst, den Problemen der Landjugend und 
der Weiterbildung hauptberuflicher Jugendbetreuer befassten. 
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Im Europ~ischen Jugendwerk - dem von den Mitgliedstaaten 
des Europarates dotierten Fonds zur Finanzierung von Akti­
vit~ten internationaler nichtstaatlicher Jugendorgani­
sationen - war Österreich im Jahre 1976 im Intergovernmental 
Committee durch die St~ndige Vertretung und im Governing 
Board durch den Österreichischen Bundesjugendring vertreten. 

Von den zahlreichen, aus den Fondsmitteln bestrittenen 
Aktivit~ten des Jahres 1976 fanden je eine Grossveranstaltung 
des Bundes Europ~ischer Jugend, des CE~lC (Council of 
European National Youth Commi ttees) und der IUSY (Internationc 
Union of Socialist Youth) in Österreich statt. 

3.4.5. ÖFFENTLICHES GE SUNDHE I TS\.TE SEN 

In diesem Bereich arbeitet der Europarat eng mit dem Euro­
p~ischen Büro der Weltgesundheitsorganisation und anderen ein­
schl~gigen internationalen Organisationen zusammen, wobei dem 
Europarat haupts~chlich die Ausarbeitung von Übereinkommen 
und Resolutionen sowie die Organisation von Schulungskursen 
zukommt. 

Auf diesem Gebiet hat das Ministerkomitee Resolutionen an­
genommen, die sich auf die Verhütung von Kinderunf~llen, die 
Integration der-,Spi t~ler, in das Gesundheitswesen, die Kranken-­
versorgung ausserhalb des Krankenhauses sowie die Forschung 
auf dem Gebiet des Drogenmissbrauches bezogen. 

Im Rahmen des Teilabkommens im Bereiche des Gesundheits­
wesens, an dem Österreich seit 1974, ohne Vollmitglied zu 
sein, mitarbeitet, wurden die Arbeiten über sanit~re Kontrolle 
der Lebensmittel und in der Landwirtschaft verwendete Gift­
stoffe weitergeführt. 

Als einer der wichtigsten Beitr~ge des Europarates auf dem 
Gebiete des Gesundheitsvlesens ist die Ausarbeitung des Euro­
p~ischen Arzneibuches im Rahmen eines Teilabkommens anzusehen, 
das derzeit für 13 Mitgliedstaaten verbindliche Normen für 
Gehalt, Identit~t und Reinheit pharmazeutischer Produkte auf­
stellt. Der Beitritt Österreichs zu diesem Teilabkommen steht 
noch aus. 

Aufgrund des Berichtes der Abgeordneten Hubinek und des 
niederl~ndischen Abgeordneten Voogd beschloss die Versammlung 
Empfehlung 779 und Resolution 613 betreffend eine bessere 
Behandlung der Kranken und Recht der Kranken auf Information 
und ein menschenwürdiges Sterben. 
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3.4.6. NATUR- UND UI"I':1ELTSCHUTZS01;lIE FRAGEN DER RAUMORDNUNG 
mill DES DENlrnA.LSCHU!J:'ZES 

A. Natur und Umweltschutz 

Als 3. ökologische Charta (\-Jassercharta, 1968, Bodencharta 
1973) wurde vom Ministerkomitee die von der ersten Umweltschu· 
ministerkonferenz, Wien 1973 angeregte ükologische Charta der 
Bergregion beschlossen. Weiters wurden die Resolutionen 
betreffend die Erhaltung des mediterranen Buschwaldes und die 
Entwicklung und Erhaltung der europ~ischen Buschlandschaften 
verabschiedet. 

Die Arbeiten für ein europäisches Übereinkommen zum Schutz 
der internationalen Wasserläufe vor Verschmutzung wurden fort­
gesetzt. 

Das Informationszentrum für Naturschutz hat in Zusammen-" 
arbeit mit den nationalen Agenturen eine Informationskampagne 
über die Einhaltung und Gestaltung der Feuchtgebiete begonnen 
und das Jahr 1976 zum Jahr der Feuchtgebiete erkl~rt. 

Die Zweite Umweltministerkonferenz, an der 23 europ~ische 
Staaten und Kanada als Gastland der UN-Konferenz über den 
Lebensraum des Menschen (Vancouver, Juni 1976) teilnahmen, 
tagte am 23. und 24.3.1976 in Brüssel. Die t1inister forderten 
den Europarat auf, möglichst bald ein internationales Rechtsir 
strument zur Erhaltung des Lebens in der Natur und der natür­
lichen Lebensr~ume zu erarbeiten. 

Die Dri tte Europ~ische Uml,\!el tministerkonferenz wird voraus­
sichtlich 1979 in Zürich stattfinden. 

B. Raumordnung 

Die Dritte Europ~ische Raumordnungsministerkonferenz (Bari, 
21. - 23.10.) war dem Thema des "Phänomens der Verst~dterung 
und seiner Bew~l tigung im Rahmen der RauElordnung 11 gewidmet. 
Sie fasste Beschlüsse über die kontrollierte Stadtausweitung, 
die Mitbestimmung der Bevölkerung in Raumplanungsfragen , sO\'1ie 
über die sich durch die Verst~dterung ergebenden Probleme 
der Bergregion (österreichisch-schweizerische Initiative). 

c. Denkmalschutz 

In Fortführung der Bestrebungen des Denkmalschutzjahrs 1975 
waren Bemühungen im Gange, die nationalen Komitees zu einer 
st~ndigen Einrichtung zu machen, um dadurch das allgemeine 
Interesse an den Problemen des Denkmalschutzes zu wecken. 

Bei ihrer September-Tagung regte die Versammlung mit Empfeh 
lung 788 die Schaffung einer unabh~ngigen europäischen In­
stitution für den Denkmalschutz an. 

Dem Problem der Stadterhaltungund Stadt erneuerung waren ei: 
Symposium in Berlin und eine Konferenz in Strassburg gewidment 
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3.4.7. GEI1EINDE- UND REGIONALANGELEGENHEITEN 

Die Elfte "Konferenz der Gemeinden und Regionen Europas " 
früher: "Europäische Gemeindekonferenz" fand vom 26. - 28.4. 
in Strassburg statt. Sie befasste sich mit der Lage der 
Wanderarbeiter in Europa und dem Problem der modernen Ge­
meindeverwaltung. Die Konferenz schlug die Schaffung eines 
europäischen Informationszentrums für Gemeinde- und Regional­
fragen vor. 

Die zwölfte Konferenz (1977) wird die Rolle und die Ver­
antwortlichkeit der Gemeinde- und Gebietskörperschaften in 
der Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik behandeln. 

In Athen fand im November die Europäische Konferenz der 
für Kom~unalfragen zuständiger Mininister statt. Sie prüfte 
den Entwurf einer europäischen Rahmenkonvention über die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit der Gemeinden und Regioner 

Über portugiesische Einladung wird 1977 in Lissabon eine 
ad hoc-Konferenz über Kommunalfragen abgehalten werden. 

3.4.8. JURIDISCHE ZUSAM~lliNARBEIT 

Die zehnte Justizministerkonferenz fand vom 3. - 4.6. in 
Brüssel statt. Es wurde die Entwicklung des Familienrechts, 
die Alternativen zu Freiheitsstrafen und die Massnahmen zur 
Bekämpfung neuer Formen gemeinschaftlich begangener Gewalt­
taten behandelt und auch das Medienrecht erörtert. 

Die Justizminister haben über österreichischen Vorschlag 
die Einberufung einer Familienministerkonferenz e~pfohlen, 
die 1977 in Wien abgehalten werden soll. Diese Konferenz wird 
jene Sachgebiete des Familienrechts festlegen, die sich am 
besten für eine Harmonisierung auf europäischer Ebene eignen. 

Der Europarat hat im Berichtsjahr besonderes Augenmerk auf 
eine Vermenschlichung des Rechts gelegt, wobei die Gebiete 
Familienrecht, Verwaltungsrecht und Strafrecht im Vordergrund 
standen. 

Österreich hat im Berichtsjahr das Europäische Überein­
kommen über die Rechtsstellung des unehelichen Kindes unter­
zeichnet, welches die rechtliche Gleichstellung mit dem ehe­
lich geborenen Kind vorsieht. Es wurde bisher von Dänemark, 
Luxemburg und dem Vereinigten Königreich unterzeichnet sowie 
von Norwegen und Schweden ratifiziert. 

Mit Resolution (76) 5 empfahlen die Ministerdelegierten 
Massnahmen zur Erleichterung des Zuganges finanziell schlech­
ter gestellter Ausländer zu den Gerichten. 

Auf den Gebieten des Verwaltungsrechts haben die l'Tinister­
delegierten einen Konventionsentwurf über die Weiterleitung 
von Anträgffiauf Verfahrenshilfe angenommen,der Anfang 1977 
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zur Unterzeichnung aufgelegt werden wird. vlei ters wurden 
zwei Konventionsentwürfe über die \vei terlei tung von Amts­
hilfeersuchen und über die Auskunftserteilung in Verwal­
tungsangelegenheiten ausgearbeitet. Der erstgenannte Über­
einkommensentwurf wurde bereits vom CCJ angenommen und dem 
I1inisterkomitee zur Annahme empfohlen; an der Endfassung 
des zweiten wird noch gearbeitet. 

Auf verbesserten Konsumentenschutz zielt der Doerein­
kommensentwurf über die Haftung des Erzeugers für seine 
Produkte im Falle von Körperverletzung und Tod ab, der 
ebenfalls Anfang 1977 zur Unterzeichnung aufgelegt wird. 

Dasselbe Ziel verfolgt Resolution (76) 47 zur Bekämpfung 
unlauterer Vertragsklauseln. 

Strafrechtliche Probleme haben den Europarat im Berichts­
zeitraum in besonderem Masse beschäftigt. Mit Resolution 
(76) 2 hat das Ministerkomitee Empfehlungen über die Be­
handlung von Strafgefangenen mit einer langen Haftzeit be­
schlossen und in Resolution (76) 10 mit dem Ziel die Ver­
hängung von Freiheitsstrafen einzuschränken, empfohlen. 

Dem Schutz der Gemeinschaft vor unverantwortlichen Auto­
fahrern dient das bei der 10. Justizministerkonferenz 
(Brüssel, 3. - 4.6.) zur Unterzeichnung aufgelegte Eurouäi­
sehe Übereinkommen über die internationalen Auswirkunge~ 
des Führerscheinentzuges. Dieses Übereinkommen wurde bisher 
von Cypern, Dänemark, Frankreich, Griechenland, Luxemburg, 
Norwegen und der Schweiz unterzeichnet. 

Das wohl bedeutendste strafrechtliche Instrument, das im 
Berichtsjahr ausgearbeitet wurde, ist das Europäische Über­
einkommen zur Bekämpfung des Terrorismus (siehe Punkt 
3.3.1.4). 

4. ORGANISATION FüR 1,rlIRTSCHAFTLICHE ZUSAl'1l'1ENP.RBEIT 
UND EWrVJICKLUNG (OECD) 

Die Angelegenheiten der OECD werden gemäss Bundesmini­
steriengesetz 1973 federführend vom Bundeskanzleramt wahrge­
nommen, ebenso die Angelegenheiten der österreichischen 
Delegation bei der OEcn in Paris. 

Der Tätigkeit der OECD kommt jedoch auch aus aussen­
politischer Sicht in mehrfacher Hinsicht besondere Bedeu­
tung zu. So finden im Rahmen dieser die demokratischen 
Industriestaaten umfassenden Organisation laufend Kontakt­
gespräche über wel tvJirtschaftliche und entwicklungspoli­
tisehe Fragen statt, wie sie vor allem auch in den VN bzw. 
ihren Spezialorganisationen erörtert werden. So befasste 
sich z.B. die hochrangige Rohstoffgruppe der OECD mit ver-
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schiedenen Aspekten des bei der 4. Welthandelskonferenz 
(trnc'rAD) angenommenen Integrierten Rohstoffprogramms oder 
der Entwicklungshilfeausschuss (DAC) mit der Förderung 
des Resourcentransfers in Entwicklungsl~nder bzw. der 
Prüfung der diesbezüglichen Leistungen der OECD-Geberl~nder. 

Besonders hervorzuheben sind die auf 1'1inisterebene statt­
findenden Tagungen des OECD-Rates, deren letzte am 21. und 
22. Juni 1976 in Paris abgehalten wurde. Österreich war 
mit einer Delegation unter Leitung von Bundesminister Dr.kl­
drosch und Staatssey~et~r Dr. Veselsky vertreten. Bei 
dieser Tagung wurde die erstmals 1974 abgegebene handelspoli 
tische Verpflichtungserkl~rung (IITrade Pledge ll

) um ein 
weiteres Jahr verl~ngert. Die Erkl~rung sieht vor, dass die 
Mitgliedstaaten davon Abstand nehmen, importbeschr~nkende 
oder exportfördernde JVIassnahmen zu ergreifen, auch 'v/ern dies 
aus Zahlungsbilanzgründen oder anderen Überlegungen zweck­
m~ssig erscheinen könnte • 

Der OECD-JVIinisterrat genehmigte ferner - bei Stimmenthal­
tung der Türkei - eine Erkl~rung der Mitgliedstaaten der 
OECD über internationale Investitionen und multinationale 
Unternehmen. Diese enth~lt a) Empfehlungen für das Verhalten 
multinationaler Unternehmeungen (Richtlinien), b) den Be­
schluss, dass die 1'1i tgliedstaaten ausl~ndische Firmen in der 
Regel nicht ungünstiger behandeln sollen als inl~ndische 
("national 'treatment") und c) Bestimmungen, dass bei inve­
stitionsfördernden Massnahmen auf die Auswirkungen Bedacht 
zu nehmen ist, die sie auf andere Länder ausüben können. 
Ein Konsultationsverfahren ist in allen F~llen vorgesehen. 
Die Beschlüsse wurden zun~chst für einen Zeitraum von drei 
Jahren in Kraft gesetzt. 

Die vom Umeltkomitee der OECD eingesetzte Arbeitsgruppe 
für grenzüberschreitende Umweltverschmutzung war 1976 mit 
der Ausarbeitung von Grunds~tzen beschäftigt, deren An­
wendung sicherstellen soll, dass Personen, die durch eine 
umweltsch~dliche Anlage im Nachbarstaat gef~hrdet sind oder 
geschädigt werden, von den Behörden und den Gerichten des 
Staates,in dem sich die Anlage befindet, nicht schlechter 
behandelt werden als die Angehörigen dieses Staates. 

5. INTERNATIONALES ENERGIEPROGRAMJVI 

Das 1974 als Reaktion auf die Entwicklung des internat­
tionalen ÖI-I"1arktes ausgearbeitete "Internationale Energie­
programm (IEP)" ist am 19. J~nner 1976 formell in Kraft 
getreten. In der mit seiner Durchführung betrauten "Inter­
nationa.len Energieagentur (IEA) 11 arbeiten derzei t s~mtliche 
OECD-I""Ii tgliedstaaten mit Ausnahme Frankreichs, Portugals, 
Islands und Finnlands mit. 
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Im Jänner 1976 verabschiedete der Verwaltungsrat der 
IEA das "Programm für langfristige Zusammenarbeit l1

• Die­
ses Dokument sieht in Durchführung von Kapitel VII des IEP 
die Koordinierung der nationalen Energieprogramme der Mit­
gliedstaaten vor. Es soll im "lege gemeinsamer I1assnahmen 
verwirklicht werden, welche darauf ausgerichtet sind, 

- die rationelle Energieverwendung (Energieeinsparung) 
zu fördern, 

- die Entwicklung alternativer Energiequellen in den Mit· 
gliedstaaten der IEA und in anderen Ländern zu fördern, 

- neue Technologien für die rationelle Energieerzeugung 
und -verwendung anzuregen und zu fördern sowie 

-die rechtlichen und administrativen Hindernisse sowie 
diskriminierende Praktiken zu beseitigen, die der Ver­
wirklichung des Programmes im Wege stehen. 

Im Rahmen dieser langfristigen Zusammenarbeit wurden 
1976 bereits mehrere Durchführungsübereinkommen unterzeich­
net, die die Zusammenarbeit in speziellen Energieforschungs­
und -entwicklungsbereichen verstärken sollen. Osterreichi­
scherseits wurden in der Berichtsperiode nachstehende Über­
einkommen unterzeichnet: 

- Durchführungsübereinkommen über den technischen Infor­
mationsaustausch auf dem Gebiete der Reaktorsicherheitsfor­
schung und -entwicklung (20. Mai 1976) 

-Durchführungsübereinkommen für ein Programm zur Erpro­
bung von solaren Heiz- und Kühlsystemen (20. Dezember 1976). 

Als allgemeine Massnahme zur Förderung von Investitionen 
für die Entwicklung alternativer Energiequellen sowie zur 
Absicherung derartiger Investitionen gegen Niedrigpreisim­
porte von Erdöl soll ein Mindestpreissystem dienen. Dieses 
sieht vor, dass Importöl innerhalb der Mitgliedstaaten 
nicht unter einem bestimmten Preis (derzeit 7 US-Dollar/ 
barrel) verkauft werden darf. Ein entsprechendes österrei­
chisches Gesetz steht derzeit in Ausarbeitung. 

Die Bemühungen der IEA, auf dem Energiebereich mit dem 
ölproduzierenden und anderen Entwicklungsl~ndern zu einer 
sinnvollen Zusammenarbeit zu gelangen, kommen durch den 
Beobachter-Status der IEA in der Energiekommission der Kon­
ferenz für Internationale Wirtschaftliche Zusammenarbeit 
(CIEC) zum Ausdruck. 

Die Definierung und Ver'diTklichung des im IEP vorgese­
henen Informationssystems konnten grundsätzlich abgeschlos­
sen werden, sodass sich ein wichtiger zwischenstaatlicher 
Informationsaustausch bereits weitgehend automatisch durch­
führen lässt. Bei der Entwicklung einer Internationalen 
Energiedatenbank konnten beachtliche Fortschritte erzielt 
werden. 
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Die Notstandsvorsorge der IEA für den Fall eines 
Ausbleibens der Öllieferungen ist verbessert vlOrden; einer­
seits durch Fertigstellung der funktionstechnischen Vor­
schriften und Verfahrensweisen für das Ölzuteilungssystem, 
andererseits durch kontinuierliche Erhöhung der Notstands­
reserven der Teilnehmerländer (diese sollen am 1. Jänner 
1976 Vorräte für 70 Tage, zum 1. Jänner 1980 bereits für 
90 Tage betragen). 

Als Gründungsmitglied hat Österreich bereits anlässlich 
der Unterzeichnung des IEP - analog zur Sch\'Jeiz und Schvjede:: 
- eine Erklärung abgegeben, nach der die österreichische 
Regierung davon ausgeht, dass die Teilnahme am Doereinkom­
men Österreich nicht daran hinder wird, sich so zu verhal­
ten, wie Österreich dies entsprechend seines allgemein 
anerkannten Status der immerwährenden Neutralität für not­
wendig erachtet. 

Österreichischerseits erfolgte die Ratifizierung des TE? 
Ende Juni 1976, und zwar gleichzeitig mit der Verabschiedung 
einer umfangreichen Durchführungsgesetzgebung (Erdöl-Bevor­
ratungs- und Meldegesetz,BGB1. 318/1976, Energielenkungs­
gesetz, BGB1. 319/1976, Rohstofflenkungsgesetznovelle 1976, 
BGB1.320/1976) , die insbesondere die innerstaatlichen 
Voraussetzungen für ein energiebezogenes Informationssysten 
sowie für das Notstandsprogramm einer kollektiven Sicherung 
der Versorgung der Mitgliedstaaten mit Erdöl und Erdöl­
produkten im Falle zukünftiger Mangellagen geschaffen hat. 

Dem Bundesministerium für AuS\värtige Angelegenheiten 
kommt bezüglich innerstaatlichen Durchführung des IEP le­
diglich die VJahrnehmung aussenpolitischer Belange zu. 

6. WELTRAUMFORSCHUNG (ESAl 

Aufgrund der österreichischen Beteiligung am SPACELAB­
Programm der Europäischen \1eltraumforschungsorganisation 
(ESRO) hat ein österreichischer Delegierter mit fachlicher 
Beratung eines Vertreters der Österreichischen Gesellschaft 
für Sonnenenergie und V/eltraumfragen GesmbH. an den Tagungen 
des SPACELJili-Programmrates teilgenommen. 

Einem Bescflluss der Europäischen Vleltraumkonferenz von 
1972 entsprechend, als Nachfolgeorganisation der Europäi­
schen Weltraumforschungsorganisation (ESRO) und der Europäi­
schen Organisation für die Entwicklung und Konstruktion 
von Trägerraketen (ELDO) eine neue Organisation zu schaf­
fen, unterzeichneten die zehn ESRO-Mitgliedstaaten (Belgien, 
BRD, Dänemark, Frankreich,Grossbritannien, Italien, Nie­
derlande, Spanien, Schweden und Schweiz) am 30. Mai 1975 
die Konvention zur Errichtung e:iner europäischen viel traum-

III-69 der Beilagen XIV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)84 von 234

www.parlament.gv.at



• 

- 84 -

organisation (ESA). Ziel dieser Organisation ist die 
Koordinierung der europäischen nationalen VJeltraumprogramme. 
Gemäss einm Beschluss des ESRO-Rates führt die ESRO bis zum 
Inkrafttreten der ESA-Konvention ihre Tätigkeit unter dem 
Namen "Europäische iriel traumorganisation 11 (ESA) weiter. 

Nachdem Österreich von der ESA anfang 1976 Beobachtersta­
tus in der International Relations Advisory Group (IRAG), 
die sich insbesondere mit der Arbeit des UN-Weltraumaus­
schusses befasst, zuerkannt worden ist, hat der 5sterreichi­
sehe Delegierte auch die Funktion des Beobachters in dieser 
Gruppe ausgeübt. Ihre Aufgabe besteht im wesentlichen darin, 
den Rat der ESA bei der Koordinierung der Politik der Mit­
gliedstaaten in bezug auf andere nationale und internationall 
Organisationen und Einrichtungen zu unterstützen und ihm 
Empfehlungen über die Zusammenarbeit mit anderen internatio­
nalen Institutionen sowie mit~Regierungen, Organisationen 
und Einrichtungen von Nichtmitgliedstaaten vorzulegen. 

7. WIRTSCHAFTSKOrTI'lISSION DER VEREINTEN NATIONEN FÜR 
lIUROPA (ECE) 

In der ECE, dem UN-Organ für die Ost-'\:Jest Zusammenarbeit 
auf ltlirtschaftlichem Gebiet, deren Agenden federführend VOI!l 
Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten wahrgenomme: 
werden, bestand auch 1976 ein Konsens, die fachliche .f\..rbeit 
auf den verschiedensten Gebieten unbeschadet der jeweiligen 
nationalen Hirtschaftssysteme auf langfristige Ziele auszu­
richten. 

Das Jahre 1976 brachte für die ECB jedoch auch insovlei t 
neue Aufgaben, als die Teilnehmerstaaten der KSZE in der 
Schlussakte ausdrücklich den Wunsch festgehalten hatten, bei 
der Durchführung einzelner Bestimmungen über die gesamteuro­
päische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 1t!irtschaft, der 
Wissenschaft, der Technik sO\'lie der Umwelt (Korb 11) von den 
M5g1ichkeiten der ECE Gebrauch zu machen. 

Bei der 31. Plenartagung der ECE wurde daher nach ein­
gehender Beratung eine gewisse Adaptierung der laufenden 
Arbeitsprogramme durchgeführt. 

Knapp vor Beginn der Tagung beantragte die Sowjetunion -
unterstützt von anderen osteuronäischen Staaten - die Abhal­
tung gesamteuropäischer Konferenzen betreffend Umweltfragen, 
Verkehrspolitik und Energiewirtschaft. Diese drei Konferen­
zen sollten in verschiedenen europäischen Hauptstädten unter 
Mitwirkung der USA und Kanadas, die beide zum Mitglieder­
kreis der Kommission zählen, stattfinden. Die Sowjetunion 
vertrat die Auffassung, dass ihre Initiative in der Schluss­
akte von Helsinki begründet sei. Die westlichen Mitglied­
staaten der ECE zeigten sich überrascht und vermissten in 
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den sO\vj etischen Darlegungen e:ine eindeutige KlarsteIlung de: 
Verh~ltnisses zwischen den geplanten Konferenzen und de~ EC: 
selbst. Es best~tigte sich hierin eine Grundhaltung des 
Westens, der in der ECE das geeignetste Instrument für die 
wirtschaftspolitische Zusammenarbeit mit dem Osten erblickt. 

Österreich begrüsste grunds~tzlich eine gesamteurop~ischE 
Zusammenarbeit in den von der Sowjetunion genannten Gebieter 
verwies jedoch darauf, dass hieflir eine für alle Teilnehmer­
staaten annehmbare Form gefunden werden müsste. Ähnlich 
äusserten sich auch die Schv-Ieiz und Schweden. 

Sowohl die sowjetische Initiative wie auch die Durch­
führung der von der KSZE in Korb 11 angeführten Zielsetzun­
gen werden auch 1977 in der ECE behandelt werden. 

Österreich war im Jahre 1976 st~ndig im Büro (Präsidium) 
der ECE durch den Vorsitz imSessional-Komitee vertreten. 

8. DONAUKOMMISSION 

Die auf der Belgrader Konvention vom Jahre 1948 basie­
rende Donaukommission umfasst im Gegensatz zur früheren 
Europ~ischen Donaukom~ission ausschliesslich die Donauufer­
staaten (Sowjetunion, Bulgarien, Ungarn, CSSR, Jugoslawien, 
Rumänien und Österreich; die BRD als Beobachter). 

Im Sekretariat der Donaukommission ist Österreich durch 
zwei Funktion~re (Lei ter der Buchhaltung s01.>lie ein Experte 
in Schiffahrtsfragen) vertreten. 

Für die Periode 1975 bis 1978 hat der Repr~sentant 
Österreichs, Botschafter Dr. Frölichsthal, die Funktion 
des Sekret~rs der Donaukom~ission inne. 

Die Donaukommission hat sich bei ihrer XXXIV. Plenarta­
gung vom 14. bis 25. Juni mit den laufenden P~beiten auf den 
Gebieten der Nautik, der H;ydrotechnik, des Funkwesens und de 
Hydrometeorologie befasst. Dabei wurden die Arbeiten der 
Experten im abgelaufenen Jahr begutachtet und ein Arbeits­
plan für Juli 1976 bis M~rz 1977 sowie ein langfristiger 
Arbeitsplan für den Zeitraum 1976 bis 1979 ausgearbeitet. 

III-69 der Beilagen XIV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)86 von 234

www.parlament.gv.at



• 

- 86 -

IV. vlEV[li;!EITE HULTILb.TERAIE ZUSAf'li"IEHARBEIT 
====================================== 

1. VEREIN'rE NATIONEN 

1 .1. ALLGEME INES 

Die österreichische Mitarbeit bei den Vereinten Nationen 
findet jährlich ihren Höhepunkt in der in He\Y York statt­
findenden Generalversammlung, an der jeweils eine grössere 
Delegation unter der Leitung des Bundesministers für AUS­
wärtige Angelegenheiten teilnimmt. Es darf aber nicht über­
sehen werden, dass sich die Tätigkeit der verschiedensten 
Organe und Gremien der Vereinten Nationen in Hel" York, Genf 
und nicht zuletzt auch in vlien über das ganze Jahr erstreckt. 
Österreich nimmt auch an diesen ll..I'bei ten, entvleder als Hi t­
glied entsprechender Gremien direkt, oder in beobachtender 
Funktion indirekt, regen Anteil. Im folgenden soll nur ein 
kurzer Abriss der wichtigsten Aspekte der Tätigkeit der Ver-· 
einten Nationen gegeben werden. 

Der Sicherheitsrat der VN, der 1976 über 100 Sitzungen 
abhielt, befasste sich schon in seiner ersten Sitzungsserie 
vom 12. bis 26. Jänner 1976 mit der Palästinafrage, die in 
der Folge auch den von der 30. Generalversammlung eingesetz­
ten "Ausschuss für die unveräusserlichen Rechte des palästi­
nensischen Volkes" beschäftigte. D:ie Si tuation in den von 
Israel besetzten arabischen Gebieten war eine weitere Facette 
des Nahostkonfliktes, mit der sich der Sicherheitsrat mehr­
mals zu befassen hatte. 

Ein weiterer grosser Teil der Arbeit des Sicherheitsrats 
war der Situation im südlichen Afrika gewidmet, wobei besonderf 
die Namibia-Frage sowie die Grenzzwischenfälle im südlichen 
Afrika im Mittelpunkt standen. 

Aber auch mit den Fragen der Komoreninsel Mayotte, der 
Situation auf Timor, dem griechisch-türkischen Konflikt in 
der Ägäis und der ~age auf Cypern hatte sich der Sicherheitsrat 
zu befassen. 

Vm den grösseren Konferenzen im Rahmen der Vereinten Nationen 
ist neben der unter einem eigenen Punkt behandelten Seerechts­
konferenz vor allem die Habitat-Konferenz in Vancouver (Mai 
1976) zu erwähnen, die sich mit den Fragen des Siedlungswesens 
und der Schaffung genügenden und geeigneten Wohnraumes auf 
weltweiter Ebene befasste. 

Die Fragen um eine Neue Internationale Wirtschaftsordnung 
standen im Mittelpunkt der Tagungen des Wirtschafts- und So­
zialrats - dem Österreich seit Beginn des Jahres 1976 wieder 
angehört - und der IV. 'ragung der UNCTAD. 

Die Konferenz der Staats- und Regierungschefs der Block­
freien im August 1976 in Colornbo befasste sich ebenfalls 
vornehmlich mit der Situatio~ im südlichen Afrika und dem 
Nahost-Konflikt sowie mit internationalen Wirtschaftsfragen. 
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Österreich nMlm,der bisherigen Fraxis folgend, so wie einige 
andere europäische staaten~wie z.B. Schweden und erstmals 
auch die Schweiz, an dieser Konferenz als Gast teil. 

DIE 31. GEI';rERALVERSAl'1MIJUlTG 

Die 31. Generalversammlung der Vereinten Nationen wurde am 
21. September 1976 am Sitz der Organisation in New York er­
öffneto Am 22. Dezember 1976 wurde die Versammlung ohne for­
mellen Abschluss vertagt, um eine \Viederaufnahme im ersten 
Halbjahr 1977 zum Zweck der Diskussion der Ergebnisse des 
Pariser Nord-SUd Dialogs zu ermöglicheno 

Die österreichische Delegation wurde in der Zeit vom 
7. bis 14. Oktober 1976 vom Bundesminister fUr Auswärtige 
Angelegenheiten, und vom 8. bis 15. Dezember 1976 vom Ge­
neralsekretär für Auswärtige Angelegenheiten geführt. während 
der Ubrigen Zeit wurde sie vom Ständigen Vertreter bei den 
VN geleitet. . 

Neben Bundesminister Dr. vJillibald Fahr fungierten als 
Delegierte die Abgeordneten zum Nationalrat Karl Czernetz, 
Dr. Franz Karasek, Dr. HeinzFischer und Dr. Wolfgang Blenk, 
der Generalsekretär fUr Auswärtige Angelegenheiten Dr. Alois 
Reitbauer und Botschafter Dr. Peter Jankowitsch. 

Als Stellvertretende Delegi8rte fungierten die Abgeordneten 
zum Nationalrat Dr. Tassilo Broesigke und Dipl.VvJ. Helmut 
Josseck, Botschafter Dr. Ludwig Steiner und die Gesandten 
Dr. Karl Wolf, Dr. Wolfgang Wolte und Dr. Thooas Klestil. 

Als Berater gehörten ihr ferner an: Ministre-Conseiller 
Dr. Hellmuth Strasser, Gesandter Dr. Erich Kussbach, General­
konsul Dr. Robert Marschik, die Legationsräte Dr. Hans Georg 
Rudofsky, Dr. Adolf Kuen, Dr. Georg \·ieiss, Dr. Helmut TUrk 
und Dr. Winfried Lang, die BotschaftsseJrJ'etäre Dr. Gerhard 
Pfanzel ter, Dr. Gabriele Holzer, Dr. Doris J'luck, Dr. Ernst 
Sucharipa und Dr. Josef Litschauer, Presserat Dr. Erich Fenkart 
Presseattach~ Ulf Facher und Dr. Alfred Landau. 

1.2.1. ORGANISATORISCHE FRl\GEN 

Angola, Samoa und die Seychellen vJUrden als neue I'1i tglieder 
aufgenommen. Damit hat sich die Zahl der Mitgliedstaaten auf 
147 erhöht. 

Zum Präsidenten wählte die Generalversamm1ung den Ständigen 
Vertreter Sri Lankas, Botschafter Hamilton S. Amerasinghe. 
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Der bisherige, seit 1.1.1972 im Amt befindliche Generalsekret~ 
Dr. Kurt Haldheim wurde von der Generalversammlung durch Akkla 
mation und gemäss einer einstimmig gefassten Empfehlung des 
Sicherheitsrates für eine weitere Funktionsperiode von 5 
Jahren (bis 31.12.1981) wiederbestellt. 

Anstelle der fünf mit Ende 1976 aus dem Sicherheitsrat 
ausscheidenden Mitglieder Guyana, Italien, Japan, Schweden 
und Tansania wählte die Generalversammlung die BRD, Indien, 
Kanada, Mauritius und Venezuela für eine zweijährige Funk­
tionsperiode (1977/78). 

In den Wirtschafts- und Sozialrat (ECOSOC) wurden an Stelle 
von 18 ausscheidenden Mitgliedern Irak, Iran, Italien, Jamaika 
Kolumbien, Mauretanien, Mexiko, Neuseeland, Niederlande, 
Obervolta, Philippinen, Polen, Rwanda, Somalia, Sudan, Syrien, 
Ukrainische Sowjetische Sozialistische Republik und USA von 
der Generalversammlung für eine dreijährige Funktionsperiode· 
(1977/73/79) gewählt. 

Österreich gehört dem ECOSOC seit 1.1.1976 für eine drei­
jährige Funktionsperiode an. 

Die GV'hat für die Periode 1.1.1977 - 31.12.1981 die 
25 Mitglieder der Völkerrechtskommission neu bestellt. Der 
österreichische Völkerrechtslehrer, Univ.Prof. Dr. Stephan 
Verosta wurde mit 97 Stimmen in dieses Gremium gewählt. 

Mit 21.12.1976 sind 15 Sitze des 45 Mitglieder umfassenden 
Rates für Industrielle Entvdcklung (Ul'JIDO-Rat) vakant ge'v'lOrden. 
Osterreich, dessen Funktionsperiode mit dem genannten Zeitpunki 
abgelaufen wäre, wurde von der Generalversammlung für eine 
weitere dreijährige Periode (bis 31.12.1979) gewählt. 

Um die mit 31.12.1976 turnusmässig freiwerdenden 17 Sitze 
in der Kommission für Internationales Handelsrecht (UNCITRAL) 
bewarben sich 17 Staaten. Auch Osterreich, das dieser Kom­
mission bereits bisher angehörte, wurde wieder, und zwar mit 
der höchstmöglichen Stimmenanzahl, gewählt. 

Botschaftssekretär Dr. Gerhard Pfanzelter (Ständige Ver­
tretung Österreichs bei den VN) "mrde von der GV zum Bericht­
erstatter der 2. Kommission (für VJirtschafts-, Finanz- und 
Entwicklungsfragen zuständig) gewählt. 

POLITISCHE FRAGEN 

1.2.2.1. PALÄSTINA UND NAHER OSTEN 

Die 20. GV hatte ein "Komi tee betreffend die Ausübung der 
unveräusserlichen Rechte des palästinensischen Volkes!! errich­
tet, dessen Bericht dem Sicherheitsrat zur Behandlung vorzu-
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legen war. Mangels Zustimmung aller Ständigen Mitglieder war 
der Sicherheitsrat jedoch nicht in der Lage, der Generalver­
sammlung auf der Grundlage dieses Berichtes weitere Schritte 
zu empfehlen~ Das Komitee beschloss daher, den Bericht durch 
den Generalsekretär direkt der 31. GV vorzulegen. 

Der Vorsitzende des Komitees, Botschafter Fall (Senegal), 
appellierte bei Einführung des Berichtes in der GV an die 
arabischen Staaten, eine realistischere Haltung gegenüber 
Israel einzunehmen, und an Israel, seinen Standpunkt in der 
Palästinafrage zu revidieren. 

Der Vertreter der PLO erklärte, für sein Volk gebe es 
hinsichtlich eines staatlichen Territoriums keine Alternative 
zu den von Israel besetzten Gebieten (\Jestbank, Gaza) , auch 
nicht auf libanesischem Gebiet. Die Siedlungspolitik Israels, 
dessen Rolle im südlichen Libanon,und die seitens der USA der 
israelischen Regierung geitlährte Unterstützung 'v'lUrden besonders 
scharf kritisiert. 

Der israelische Vertreter lehnte die Empfehlungen des Pa­
lästinakomitees als "Anleitung zur Zerstückelung eines UN­
Mitglieds" ab und hob insbesondere den mangelnden Hinweis auf 
die SR-Resolutionen 242 (1967) und 338 (1973) hervor. Im 
übrigen wäre es ganz ungewiss, was als "palästinensisches Lane: 
zu betrachten sei; die Nationale Satzung der PLO (1968) be­
zeichne das gesamte ehemalige Mandatsgebiet Palästina als 
palästinensisches Land, d.h. neben Westbank und Gaza auch ganz 
Israel und Jordanien. Trotz aller Gegensätze sei Israel jedoch 
bereit, jederzeit mit seinen Nachbarn in bilaterale Verhandlun­
gen einzutreten. 

Ein hauptsächlich von blockfreien Ländern ausgearbeiteter 
Resolutionsentwurf unterstützte die Empfehlungen des Berichtes 
als eine der Grundlagen für die Lösung der Palästinafrage und 
forderte andere zuständige UN-Gremien und insbesondere den 
Sicherheitsrat auf, die erforderlichen Schritte zur Erfüllung 
der genannten Empfehlungen zu unternehmen. Das Mandat des 
Koraitees wird um ein Jahr verlängert, um die Durchführung sei­
ner Empfehlungen zu verfolgen und der 32. GVhierüber berich­
ten zu können. Diese Resolution wurde mit 90 gegen 16 Stimmen 
bei 30 Enthaltungen (darunter Österreich) angenommen. 

Der österreichische Vertreter betonte in einer Votumser­
klärung, dass nach wie vor die Resolutionen des Sicherheits­
rates 242 (1967) und 338 (1973) der geeignete Rahmen für eine 
friedliche Lösung des gesamten Nahostkonfliktes (einschliess­
lich der Palästinafrage) seien. Diese Resolutionen fänden jedoc 
im Bericht des Komitees ebensowenig Erwähnung wie das Recht 
ISI'aels, seinerseits in anerkannten und gesiCherten Grenzen 
zu leben. 
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Die Debatte über die "Lage im Nahen Osten!! ähnelte in gross 
Masse derjenigen zur Frage "Palästina". Der Sch'v:erpunkt der 
Erklärungen lag bei der Frage der Wiedereinberufung der Genfer 
Nahostkonferenz und des Kreises der Teilnahmeberechtigten, 
wobei Israel nach wie vor die PLO ausgeschlossen sehen möchte, 
die arabische Seite (und mi t ihr die überwiegende I'lehrhei t 
aller Mitgliedstaaten) jedoch den gegenteiligen Standpunkt 
vertritt. 

In der Debatte sprachen erstmalig auch mehrere westliche 
staaten. 

Der österreichische Vertreter erklärte, eine der Hauptauf­
gaben der GV müsse die Beseitigung des zvlischen den Konflikt­
parteien herrschenden Misstrauens und die Herbeiführung einer 
Atmosphäre sein, die auf 'einen Verhandlungserfolg ausgerichtet 
ist. Nur eine auf dem Verhandlungsweg zustandegekommene Rege­
lung würde die bestehenden Differenzen überHinden und eine aus· 
gewogene Lösung herstellen, die für alle Völker des Nahen 
Ostens annehmbar 1Häre. Er unterstützte die Bemühungen des 
Generalsekretärs der VN um baldige \'Jiedereinberufung der Gen­
fer Nahostkonferenz, unterstrich die Vera~twortung der Ko-Vor­
sitzenden dieser Konferenz für die weitere Entwicklung und 
befürwortete die Einbeziehung aller Konfliktsparteien, also 
auch der Palästinenser, in den Verhandlungsprozess. Als Grund­
lage für eine Nahostlösung bezeichnete der österreichische 
Vertreter die Sicherheitsratsresolutionen 242 (1967) und 
338 (1973). 

Ein von blockfreien Ländern (unter Führung ÄgJ~tens) aus­
gearbeiteter Resolutionsentwurf IINahost-Friedenskonferenz" 
enthielt prozedurale Bestimmungen, die zu einer möglichst 
raschen Wiedereinberufung der Genfer Konferenz und zu einer 
neuerlichen Befassung des Sioherheitsrates führen sollten. 
Um den Entwurf so unkontroversiell wie möglich zu gestalten, 
v:urde die Frage der TeilnCli'lmeberechtigung an der Konferenz 
nicht ausdrücklich erwähnt. Dieser Text wurde schliesslich 
mit 122 (darunter Österreich) : 2 (Israel, USA) : 8 Stimmen 
angenom:;len. 

Ein weiterer allgemeiner Resolutionsentwurf (ebenfalls von 
blockfreien Staaten, voran Syrien, ausgearbeitet) verurteilte 
Israel Hegen der fortgesetzten Besetzung arabischer Gebiete 
und der von Israel in diesen Gebieten gesetzten Massnahmen. 
Er enthielt ferner ein neuerliches Ersuchen an alle Staaten, vor 
militärischer und wirtschaftlicher Unterstützung Israels 
Abstand zu nehmen, welche dieses in die Lage versetzen könnte, 
seine Besetzung zu konsolidieren oder die Naturschätze der 
besetzten Gebiete auszubeuten. Dieser Entwurf wurde mit 91 
gegen 11 Stimmen bei 29 Enthaltungen (darunter Österreich) an­
genommen. 
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Ein von Israel eingeführter Resolutionstext, der seine 
Vorstellungen hinsichtlich einer Wiederaufnahme der Genfer 
Konferenz enthielt,wurde nach Abänderungsanträgen der 
Blockfreien noch vor einer Abstimmung über die Zusätze vom 
Einbringer zurückgezogen. 

1.2.2.2. WELTRAUM 

In einer von Österreich ausgearbeiteten und mit den üb­
rigen Mitgliedern der Weltraumkommission, in ~elcher 
Österreich den Vorsitz führt, abgestimmten, mit Konsens 
angenommenen Resolution nahm die GV von der im abgelaufenen 
Jahr von der Kommission und ihren beiden Unterausschüssen 
geleisteten Arbeit Kenntnis und formulierte das Mandat für 
das kommende Jahr. 

Insbesondere wurde der Rechtsunterausschuss beauftragt, 
bereits nächstes Jahr nach Möglichkeit den Entwurf von Prin­
zipien betreffend Fernsehsendungen mittels Satelliten fertig­
zustellen • Die Zweckmässigkei t der Abhaltung einer z· .. !ei ten 
UN-\'leltraumkonferenz soll weiterhin geprüft werden. Fragen 
der Nutzung von Sonnenenergie mittels Weltraumtechnik erhielteT 
erstmals grössere Bedeutung 

Schliesslich nahm die GV die von Österreich ausgesprochene 
Einladung, die nächste 20. Tagung der Weltraumkommission im 
Juni 1977 in \olien abzuhalten, mit Genugtuung an. 

1.2.2.3. ABRÜSTUNG 

Die Abrüstungsdebatte umfasste insgesamt 17 Tagesordnungs­
punkte , vJobei erneut Fragen der atomaren Rüstung im Vorder­
grund standen. 

In noch dringenderer Formwiesen die Vertreter blockfreier 
Staaten darauf hin, dass die Kernwaffenstaaten, allen voran 
die Sowjetunion und die Vereinigten Staaten, lediglich die 
ihnen aus den Atomsperrvertrag erwachsenen Vorteile einer per­
manenten mili tärischen u~erlegenhei t vrahrnehmen, ohne bereit 
zu sein, selbst Leistungen auf dem Gebiet der Abrüstung zu 
erbringen. Auch unter den Vertretern \'Jestlicher Staaten zeigte 
sich eine zunehmende Tendenz, ein Einhalten in der vertikalen 
Proliferation als Voraussetzung für eine Eindämmung der hori­
zontalen Proliferation zu unterstreichen. 

Dieser Standpunkt fand in verschiedenen Resolutionen seinen 
Niederschlag, die den schleppenden Fortgang der SAL-Verhandlun­
gen bedauern, die weitere Durchführung von Kernwaffenversuchen 
verurteilen und alle Kernwaffenstaaten - unter Hervorhebung 
der besonderen Verantwortung der Sowjetunion und der Vereinigte 
Staaten - zur Beendigung des nuklearen Wettrüstens auffordern. 
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Ähnlich \üe bereits die 20. verabschiedete auch die 31. 
GV z'dei Resolutionsentwürfe , die sich mit einem Verbot von 
Kernwaffentests besch~ftigen. 

Ein von Neuseeland erarbeiteter und auch von Österreich 
mit eingebrachter Entwurf, der unter besonderer Hervorhe­
bung der Verant'.'lortung der beiden grossen Kernwaffenstaa­
ten alle Kernwaffenstaaten zu einer Einstellung von Kern­
vJaffenversuchen auffordert und im übrigen eine neuerliche 
Befassung der Genfer Abrüstungskonferenz (CCD) mit der 
Frage des Abschlusses eines umfassenden Teststopvertrages vor­
sieht, wurde mit 105 gegen 2 Stimmen bei 27 Enthaltungen ange­
nommen. 

Mit einem zweiten Entwurf zu dieser Frage setzte die 
SO\\Tjetunion ihre diesbezügliche, auf der 30. GV begonnene 
Initiative fort. Dieser Entwurf fordert erneut die 5 Kern­
waffenstaaten auf, ehestmöglich Verhandlungen über den Ab­
schluss eines allgemeinen und vollständigen Teststopvertrages 
unter Teilnahme von Nicht-Nuklearstaaten an diesen Verhand-. 
lungen aufzunehmen. Dieser Entwurf erzielte 95 Stimmen bei 
2 Gegenstimmen und 36 Enthaltungen (darunter Österreich). 
Für das österreichische Stimmverhalten war u.a. massgebend, 
dass sich die Initiative der Sowjetunion für Verhandlungen 
ausserhalb der CCD, die an die Voraussetzung der Teilnahme 
aller Kernwaffenstaaten geknüpft sind, im abgelaufenen Jahr 
als nicht gangbar erwiesen hat. 

In insgesamt 5 Resolutionen beschäftigte sich die GV erneut 
mit dem Konzept kernwaffenfreier Zonen, wobei vier dieser 
Resolutionen auf konkrete Vorschlage (Afrika, Südasien, Latei~­
amerika und Nittlerer Osten) Bezug nahmen, während der fünfte, 
von Finnland vorgebrachte und einstimmig verabschiedete Ent­
wurf die 11i tgliedstaaten erneut auf die berei tE der 30. GV vor­
gelegene umfassende Studie der CCD zur Frage atomwaffenfreier 
Zonen verwies und der Hoffnung Ausdruck verlieh, dass diese 
Studie sowie die mittlerweile vorliegenden Regierungsstellung­
nahmen Bemühungen interessierter Staaten zur Errichtung derar­
tiger Zonen fördern ~erde. 

Neben den sich aus den atomaren Rüstungen ergebenden Proble­
men bildete der in einem ~nnex zum Bericht der CCD enthaltene 
Entwurf eines Vertrages über das Verbot von umweltverändernden 
Massnahmen zu feindlichen Zwecken einen weiteren Schwerpunk~ 
im Rahmen der Abrüstungsdebatte der 31. GV. Dieser Vertrags­
entVlurf wurde insbesondere von einer Reihe lateinamerikanischer 
Delegationen (allen voran Mexiko und Argentinien) kritisiert, 
weil er nur für solche umwe 1 tverändernde I'lassnahmen anwendbar 
sind soll, die ent'",eder eine bedeutende geographische oder 
zei tliche Ausdehnung haben oder sChWer1rliegender Natur sind. 
Hingegen wurde von den Befürwortern des Vertrags entwurfes ins 
Treffen geführt, dass die Beschr~nkung des Anvlenc.ungsberei­
ches des Vertrages zur Vermeidung unnötiger Streitigkeiten 
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erforderlich sei; ferner stelle der vorliegende Text das 
Maximum dessen dar, zu dem sich die einzigen heiden Staaten, 
die zur Vornahme der in dem Vertrag verbotenen I"Iassnahmen 
im Stande seien, zu verpflichten bereit sind; eine Rück­
verweisung des EntvlUrfes an die CCD vJürde daher dieses 
Organ nur von anderen, vielleicht wichtigeren Arbeiten 
abhal ten. Die GV nahm·.'schliesslich eine auch von Österreich 
(zusammen mit 28 Heiteren Delegationen) miteingebrachte 
Resolution mit 96 Stimmen bei 8 Gegenstimmen und 30 Enthal­
tungen an, mit der der Vertragsentwurf zwar nicht ausdrück­
lich begrüsst, jedoch den Mitgliedstaaten zur Unterzeichnung 
und Ratifikation übermittelt v.JIrd. 

Neben diesen substantiellen Fragen wurden auch gewissen 
Fragen betreffend den Abrüstul1Psmechanismus der VN grosse 
Beachtung geschenkt. Von entscheidender Bedeutung für die 
zukünftige Diskussion von Abrüstungsfragen innerhalb der VN 
dürfte hiebei der auf eine Initiative der Gruppe der block­
freien Staaten zurüc};:gehende Konsens-Beschluss der GV auf 
Abhaltung einer Sondertagung über Abrüstungsfragen im Jahre 
1978 sein. 

In diesem Zusammenhang verdient auch die Annahme eines 
von Schweden und Österreich zusammen mit 7 'dei teren Staa-
ten eingebrachten Resolutionsentwurfes Er1;·.;ähnung, mit detl die 
GV die von einem im Vorjahr eingesetzten ad hoc-Komitee er­
arbeiteten Empfehlungen billigte, die u.a. eine Straffung der 
Arbei tsmethoden der Ersten Kommission der GV sOl.·Iie eine 
Umwandlung der bisherigen ..:ibrüstungsabteilung der VN in ein 
Zentrum der VN für Abrüstung unter Leitung eines Beigeordneten 
(AssLc;t e.nt) Generalsekretärs vorsehen. 

Österreichiscbe Stellungnahmen zur i~brüstung: 

Österreich gab in der Politischen Kommission zwei Erklä­
rungen zu Abrüstungsfragen ab, und z~,!ar eine umfassende Er­
klärung zu allen Abrüstungsfragen unter besonderer Betonung 
des Problemkreises der :nuklearen _"'.brüstung sQ1.·Jie eine vlei tere 
Erklärung, die speziell dem Thema der Einsatzbeschränkung 
von Brand- und anderen konventionellen Waffen aus humanitären 
Gründen gewidmet war und damit dem besonderen österreichi­
schen Interesse an diesem Problemkreis Rechnung trug. 

1.2.2.L~. INTERNATIONALE SICHERHEIT 

Wie bereits in den vergangenen Ja...'1ren nahm die GVzur Frage 
der Festigung der internationalen Sicherheit sinen von block­
freien Staaten vorgelegten Resolutionsentwurf betreffend die 
Durchführung der von der GV im Jahre 1970 verabschiedeten De­
klaration über die Festigung der Internationalen Sicherheit an. 
Österreich stimmte erneut für die Annahme dieses Entwurfes. 
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Neu war ein Resolutionsentwurf der Blockfreien betreffend 
die Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten der 
staaten, der mit 99 Stimmen (darunter Osterreich) ohne Gegen­
stimme bei 18 Enthaltungen angenommen w~de. 

Ein von der Sowjetunion eingebrachter Vorschlag auf 
Abschluss eines wel tv,rei ten Ge"wal tverzichtsabkommens vmrde 
unter einem eigenen, neuen Tagesordnungspunkt behandelt. 
Dieser Vorschlag blieb nicht unbestritten. So \'[urde vor allem. 
von Seiten der westlicheri Staaten gegen die sowjetische Ini­
tiative ins Treffen geführt, dass der vorgeschlagene Vertrags­
entwurf einseitig lediglich ein Prinzip der Satzung der VN 
betone, und damit den Grundsatz des Gevlal tverbotes von den 
anderen Grundsätzen, mit denen er in engstem Zusammenhang 
stehe, 10slBse. Eine solche Vorgangsweise würde die Verbind­
lichkeit der Satzung der VN in Frage stellen. Die GV verab- " 
schiedete schliesslich einen von der Sowjetunion vorgelegten 
Resolutionsentwurf, mit dem die Mitgliedstaaten zu Stellungmb~ 
zu dem Vertragsentwurf aufgefordert wurden, mit 88 Prostimmen, 
bei 2 Gegenstimmen (Albanien und China) "und 31 Stimmenthal­
tungen (darunter Österreich). Der Bsterreichische Vertreter 
unterstrich in diesem Zusammenhang das grundsätzliche Bster­
reichische Interesse an der Beachtung des Grundsatzes des Ge­
waltverzichtes, aber auch an der Beachtung der anderen, mit 
diesem Grundsatz untrennbar verbundenen Prinzipien, v/ie z .B. 
des Prinzips der friedlichen Beilegung von Streitigkeiten. 

1.2.2.5. DIE P~ARTlffiIDPOLITIK SÜDAFRIKAS 

In der Debatte der GV wurde die Apartheidpolitik einhellig 
und wesentlich schärfer verurteilt als in früheren Jahren. 
Seitens afrikanischer Staaten wurde Skepsis über die MBg­
lichkeiten einer friedlichen LBsung des Problems ausgedrückt. 

Die Kritik an Staaten, die ihre politischen, wirtschaftlich~ 
und anderen Beziehungen zu Südafrika fortsetzen und zum Teil 
auch ausbauen, wurde verstärkt, und einige Staaten (BRD, Frank­
reich, Grossbritannien, Israel, Japru'1 und die USA) wurden na­
mentlich kritisiert. 

Der Bsterreichische Vertreter gab in der Debatte eine Er­
klärung ab, in welcher nochmals die unmissverständliche Ab­
lehnung der Apartheidpolitik durch die Österreichische Bundes­
regierung zum Ausdruck kam.Ausserdem wurde clieNotwendigkei t einer 
friedlichen Regelung betont. 

Zum Tagesordnungspunkt Apartheid wurden 11 Resolutionen 
verabschiedet. Österreich stimmte für jene, die die Politik 
der Errichtung sogenannter Bantustans, d.h. von der Republik 
Südafrika letztlich stark abhängig bleibenden Staaten (home_ 
lands), verurteilt und die Unabhängigkeit der Transkei daher 

III-69 der Beilagen XIV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 95 von 234

www.parlament.gv.at



- 95 -

als nichtig bezeichnet. Weiters wurden die Resolutionen 
unterstützt, die sich mit der Dotierung des Trust Fonds für 
Südafrika (von Österreich miteingebracht), der Lage der 
politischen Gefangenen, der Verurteilung der rassischen 
Diskriminierung im Sport (Apartheid im Sport), dem Arbeits­
programm des Sonder aus schusses gegen Apartheid und Inve­
stitionen in Slidafrika - die Resolution bezweckt eine Frli­
fung der Unterbindung neuer Investitionen - sowie dem vom 
Sicherhei tsrat schon 1963 beschlossenen 1:Jaffenembargo gegen 
Slidafrika befassten. 

Zu den Resolutionen betreffend.die Lage in Südafrika, in 
der auch der bewaffnete Kampf als zul~ssig erkl~rt.wird, die 
wirtschaftliche Zusammenarbeit mit Südafrika, die jede Z'.l­
sammenarbeit als feindlichen Akt gegen die unterdrückten 
Völker Süd afrikas darstellt, und betreffend das Aktionspro­
gram~ gegen Apartheid, in der u.a. der Abbruch diplomatischer 
Beziehungen gefordert wird, übte Österreich Stimmenthaltung. 

Zu der Resolution betreffend die Beziehungen zwischen 
Israel und Südafrika gab Österreich eine Gegenstimme ab, da 
eine Verbindung zwischen der Problematik in Slidafrika und jene: 
im Nahen Osten nicht zweckm~ssig erschien. 

1.2.2.6. P ALAsrrIN AFJ.JÜCHTLINGE 

Die Diskussion liber die Pal~stinafllichtlingshilfsorgani­
sation der VN (UNR\vA - Uni ted Nations Relief and \'lorks Agency 
for Palestine Refugees in the Near East) beleuchtete finan­
zielle, humanit~re und auch politische Aspekte des Problems 
der Pal~stinaflüchtlinge. 

Der Vertreter Österreichs, das die lHffi1d.A sei t langem fi­
nanziell unterstützt und seit Jänner 1976 in v/ien auch einen 
Teil des Hauptquartiers dieser Organisation vorübergehend 
beherbergt, hob in seiner Erklärung die finanziellen Pro­
bleme der UnW:JA hervor. 

Österreich hat zvJei im Konsensweg angenommene Resolutions­
ent\r·.rlirfe (11Hilfe an im Gefolge der Feindseligkeiten vom 
Juni 1967 dislozierte Personen 11, 11 Arbeitsgruppe betreffend 
m\fmvA-Finanzierung") miteingebracht und auch drei \,rei teren 
Ent' .. rür fen llEi lfe an. Palästinafllich tlinge 11, l1Flüch tlinge seit 
1967 11

, IfPalästinaflüchtlinge im Gazastreifen" zugestimmt. 
Hinsichtlich des zuletzt genannten Entwurfes hat jedoch der 
österreichische Vertreter in einer Votums erklärung festgehal­
ten, dass Flüchtlinge nur dann in die Gaza-Lager von Israel 
zurückgebracht werden sollten, wenn sie diese nicht aus ei­
gener Hahl verlassen hatten. 
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1.2.2.7. FHIEDENSERHALTENDE OPERATIONEN 

Dem mit der Ausarbeitung einschlägiger Richtlinien be­
fassten Sonderausschuss bzv[. dessen Arbeitsgruppe ist es 
im Jahre 1976 gelungen, eine vorläufige Einigung über 
Teile der zu erstellenden Richtlinien zu erreichen. Der 
zweite Teil des l'Iandats der Arbeit sgruppe, nämlich die 
Prüfung praktischer Fragen der Durchführung der friedens­
erhaltenden Operationen, ':lar während der Sitzungen im 
abgelaufenen Jahr nur am Rande behandelt worden. 

In der Debatte unterstrich der österreichische Vertreter 
die Bedeutung dieses zw~iten Teiles des Mandates der Ar-
bei tsgruppe und schlug clie Abhaltung von Ausbildungskursen zur 
Vorbereitung friedenserhaltender Operationen unter der Agide 
der VN vor. Auch der Frage der persönlichen Sicherheit der 
Kontingentteilnehmer sollte erhöhte Aufmerksamkeit gewidmet 
werden. Mit besonderem Nachdruck verwies Österreich auf die 
unbefriedigene finanzielleSituaticn der friedenserhaltenden 
Operation auf C;ypern (UNFICYP). Die Resolution, die das T'Iandat 
des Sonderausschusses in dem Österreich Mitglied ist, ver­
längert, wurde im Konsenswege angenommen (Österreich war 
Mi teinbringer ) • 

1.2.2.8. ISRAELISCHE PRAKTIKEN IN DEI'T BESETZTEN GEBIETEN 

Der GV lag erneut ein Bericht des bereits von der 28. GV 
eingesetzten Sonderausschusses zur Untersuchung von Menschen­
rechtsverletzungen in von Israel besetzten Gebieten vor. 
Insgesamt wurden zu diesem Themenkreis 4 Resolutionen ver­
abschiedet. 

Die Resolution betreffend die israelische Siedlungspolitik 
bedauerte die Errichtung israelischer Siedlungen im besetzten 
Gebiet. Der Text dieser Resolution, die auch von Österreich 
unterstützt '/JUrde, beruhte Hei tgehend auf der Konsenserklärung 
des Sicherheitsrates vom 11. November 1976. 

Eine weitere, ebenfalls mit der österreichischen Stimme 
angenommene Resolution fordert Israel auf, die 4. Genfer 
Konvention zum Schutz der Zivilbevölkerung in den besetzten 
Gebieten anzuwenden. 

Der Resolution betreffend die Verlängerung des rIandats des 
Sonderausschusses und der Resolution betreffend die behauntete 
?-bsichtliche Zerstörung von Kuneitra durch Israel versagte 
Osterreich wegen der zu weit gehenden Formulierung die Zu­
stimmung und übte Stimmenthaltung. 
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1.2.2.9. CYPERN 

Cypern verlangte wie im Vorjahr die Behandlung dieser 
Frage und begründete dies mit der Nichterfüllung der im Zu­
sammenhang mit Cypern verabschiedeten Resolutionen des 
Sicherheitsrates und der GV durch die Türkei sowie mit dem 
Stillstand in den Volksgruppengesprächen. Die GV beschränkte 
sich darauf, auf frühere Resolutionen zu ven'Jeisen und den 
Generalsekretär um Fortsetzung seiner guten Dienste zu 
ersuchen (vgl. auch Abschnitt 1.2.3.4.). 

1.2.2.10.ABLEITUNG VON GA1TGESHASSER BEI FARAKK_A. 

1.2.3. 

Über Antrag von Bangladesh wurde die GV mit der Frage der 
Ableitung von Gangeswasser durch den in Indien gelegenen 
Farakka-Damm befasst. Durch intensive V~rmittlungsbemühungen, 
an denen auch Österreich beteiligt 'dar, gelang es, eine von 
Indien wie Bangladesh akzeptierte LBsung in der Form einer 
Konsenserklärung zu finden, die dem Plenum zur Kenntnis ge­
bracht wurde. Darin wurden die Parteien zu direkten Verhand­
lungen ermuntert und jeder der Parteien die HBglichkeit offen­
gehalten, der 32. GV im Gegenstand zu berichten. 

WIRTSCHAFTS- unD EIU';/ICKLUNGSFRAGEN 

Die zentrale Rolle der GV bei der Gestaltung der inter­
nationalen Entvlicklungspoli tik spiegelt sich in der Vielzahl 
der Resolution (insgesamt 54, davon 12 von Österreich mit­
eingebracht) wider, von denen der weitaus überwiegende Teil 
mi t Konsens angenommen Hurde. Nur zehn Entvlürfe wurden einer 
Abstimmung unterzogen, Ivobei seitens der westlichen Gruppe le­
diglich die Vereinigten Staaten und zwar in sechs Fällen 
Gegenstimmen abgaben. 

Wenngleich es unter den in der Gruppe der 77 zusammenge­
schlossenen Entwicklungsländern (Vorsitz:Pakistan) an Vertre­
tern .einer harten Linie gegenüber den Industrieländern nicht 
fehlt, bekennt sich eine Mehrheit dieser Länder nach wie vor 
zu dem Geist der Zusammenarbeit, 'die er den Dialog zV.Jischen 
Nord und Süd in den VN seit der VII. Sondertagung der GV kenn­
zeichnet. Nichtsdestoweniger brachten die Entwicklungsländer 
in einer Reihe von Resolutionen wachsende Besorgnis über ihre 
sich ständig verschlechternde wirtschaftliche Lage und über diE 
Stagnation in den Verhandlungen über die Errichtung einer neuer: 
gerechteren und stabileren internationalen 'vlirtschaftsordnung 
zum Ausdruck. 
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Angesichts der Verschiebung der für Dezember 1976 vorge­
sehenen abschliessenden I"linistertagung der Konferenz über 
Internationale Wirtschaftliche Zusammenarbeit wurde die 31. GV 
über Antrag der Gruppe der 77 lediglich vertagt, um. gegebenen­
falls in der 1. Jahreshälfte 1977 zur Überprüfung der Ergeb­
nisse des Pariser Dialogs ,,'lieder zusammentreten zu können. 

Darüber hinaus wurden auch die Weichen für die 32. GV ge­
stellt, welche eine umfassende Bestandsaufnahme der Fort­
schritte in der Durchführung der 2. Internationalen Entwick­
lungsstrategie und der Resolutionen betreffend die Errichtung 
einer neuen internationalen 1tJirtschaftsordnung durchführen 
und gleichzeitig geeignete I'lassnahmen für die Vorbereitung 
einer neuen internationalen Entwicklungsstrategie beschliessen 
soll. 

Von den angenommenen Beschlüssen verdienen nachstehende, 
wegen ihrer grundsätzliChen oder konkreten Bedeutung, besonder, 
Hervorhebung: 

In einer von der Gruppe der 77 eingebrachten Resolution 
gaben die Entwicklungsländer ihrer tiefen Besorgnis und Ent­
täuschung Ausdruck, dass die Konferenz für Internationale 
'Vlirtschaftliche Zusammenarbeit (Paris) bisher keine konkreten 
Resultate erzielen konnte. 

Hinsichtlich des Schuldenproblems der Entwicklungsländer 
wird eine generelle und \'lirksame Lösung im Rahmen der Pariser 
Konferenz bzw. der UNCT.A.D gefordert. 

Die Vorbereitung einer neuen internationalen Entwicklungs­
strategi~ für die 80er Jahre soll 1977 im ~inklang mi~ den 
Zielsetzungen einer neuen internationalen Wirtschaftsordnung 
in Angriff genommen werden. 

Die 32. GV soll unter einem eigenen Tagesordnungspunkt die 
Durchführung der Internationalen Ent\'licklungsstrategie der 
Beschlüsse der VI. und VII. Sondertagung der GV über die Er­
richtung einer !liTeuen Internationalen 'ilirtschaftsordnung" und 
der "Charta der 1dirtschaftlichen Rechte und Pflichten der 
Staaten!l überprüfen. 

Die Statuten des im Vorjahr beschlossenen Sonderfonds für 
Binnenentwicklungsländer wurden gebilligt und die Mitglied­
staaten aufgerufen, Beiträge zum Fonds zu leisten, welcher bei 
der Lösung von Transport- und Transitproblemen der Binnenent­
wicklungsländer finanzielle Hilfe leisten soll. 

Das Jahr 1979 wurde zum Internationalen Jahr des Kindes 
erklärt und UNICEF mit seiner Vorbereitung betraut. 

Zur Ent\flcklungsproblematik siehe auch die Abschnitte 
IV • 2 und IV. 3 • 
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1.2.4. SOZIALE UND MENSCHENRECHTLICHE FRAGEN 

1.2.4.1. DIE SITUATION DER l'1ENSCHEl-.TRECH'rE IN CHILE 

Hiezu wurde ein von Österreich miteingebrachter Resolu­
tionsentwurf mit 95 Stimmen bei 12 Gegenstimmen und 25 Ent­
haltungen angenommen, in dem so wie in der vorjährigen Reso­
lution die Bestürzung über die fortdauernde Verletzung der 
Menschenrechte in Chile, einschliesslich der Anwendung der 
Folter, zum Ausdruck gebracht wird und die chilenische Re­
gierung aufgefordert \ürd, ohne Verzug alle Hassnahnen zur 
Wiederherstellung der Menschenrechte und Grundfreiheiten zu 
setzen. -Uoerdies-Hurde die I'1enschenrechtskonoission aufge­
fordert, Hilfsmassnahmen für die Opfer vorzuschlagen und die 
Konsequenzen der verschiedenen den chilenischen Behörden 
zuteil gewordenen Formen von Hilfe zu untersuchen. Auch bei 
der 32. Tagung der I"lenschenrechtskommission'und der 60. Ta­
gung des Wirtschaft~- und Sozialrates waren Resolutionen 
zur Chilefrage von Osterreich miteingebracht worden. 

1.2.L~.2. INTERNATIONALES JAHR BEHINDERTER PERSONEN 

Eine diesbezügliche, von Österreich miteingebrachte Reso­
lution erklärt das Ja..'1r 1981 zum "Jahr der behinderten Per­
sonen" mit dem Thema "Volle Partizipation". Das Jahr dient 
unter anderem auch der Entwicklung effektiver Vorbeugungsmass­
nahmen zur Verhinderung der Invalidität sOl:Jie von Rehabili ta­
tionsmassnahmen. 

Unter dem Tagesordnungspunkt Weltsoziallage wurde von 
Österreich eine Resolution miteingebracht, die sich mit der 
Durchführung der im Vorjahr von der GV angenommenen Deklara­
tion über die Rechte behinderter Personen beschäftigt und mit 
Konsens angenommen wurde. 

1.2.4.3. POLITIK UND PROGRPJ1I"IEBETREFFEND DIE JUGEND 

In einer von Österreich mit eingebrachten Resolution werden 
die Mitgliedstaaten aufgefordert, der Durchführung der Dekla­
ration über die Förderung der Ideale des Friedens und der ge­
gensei tigen _i.chtung und des Verständnisses bei der Jugend 
grösseres AUßenmerk zuzuvJenden. Die Resolution vJUrde mit 
Konsens angenommen. 
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Eine weitere von Österreich miteingebrachte Resolution, 
die ebenfalls mit Konsens angenommen wurde, besch~ftigt 
sich mit dem Freiwilligenprogramm der VN und seiner Bedeu­
tung bei der Durchführung von Jugendprogrammen. 

Bei der 32. Tagung der Menschenrechtskommission wurde 
über österreichische Initiative eine Resolution zum 1'hema 
.Jugend und f-1enschenrechte angenommen. 

1 .2.4. 1+. FOLTER UND ANDERE FORl'IEN UNT1ENSCHLICHER BEHiUmLUNG 

Nachdem Österreich zu dieser Frage schon bei der 32. Ta­
gung der Menschenrechtskommission initiativ geworden war, 
Hurde bei der 31. GV der VN eine von Österreich miteinge­
brachte Resolution mit Konsens angenommen. Der ''tlirtschafts­
und Sozialrat wird darin aufgefordert, den Entwurf eines 
Verhaltenskodex für Polizeiorgane vordringlich zu behandeln; 
die I'1enschenrechtskommission soll der GV bei ihrer 33. Sitzung 
einen Prinzipienentwurfilir den Schutz aller inhaftierten oder 
festgehaltenen Personen vorlegen. Weiters wird die Weltge­
sundheitsorganisation eingeladen, einen Kodex ärztlicher 
Ethik für die Behandlung festgehaltener Personen zu erstellen 

1.2.4.5. UN-FRAUEHDEKPJ)E: GLEICmU:IT, ENT',lICKLUNG, FRIEDE 

Die Debatte zu diesem Tagesordnungspunkt war im wesent­
lichen der Diskussion des Programmes für die erste Hälfte 
der UN-Frauendekade gevJidmet. In einer von Österreich mi t­
eingebrachten und mit Konsens angenommenen Resolution wurde 
die Errichtung einesOInternationalen Trainings- und Forschungs­
institutes zur Förderung der Frauenuin Teheran beschlossen. 

1.2.4.6. BESEITIGUNG ALLER FORI'IEN RELIGIÖSER INTOLERA:~Z 

Zu diesem Tagesordnungspu.nkt nahm die GV mit Konsens eine 
von Österreich miteingebrachte Resolution an, in der die 
I'1enschenrechtskommission aufgefordert wurde, ihre Arbeiten an 
einer Deklaration über die Beseitigung aller Formen von reli­
giöser Intoleranz und Diskrimination so rasch als möglich 
abzuschliessen. 
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1 .2.4.7. BERICHT DE;S FLÜCHTLINGSH OCHKOI'TI1ISSARS DER VIf 

1.2.5. 

Ein von Österreich mit eingebrachter und im Konsenswege 
angenommener Resolutionsent':.JUrf sprach dem Flüchtlingshoch­
kommissar t~erkennung für seine Tätigkeit aus und fordert 
die Regierungen zur weiteren Unterstützung seiner Bemüb.'J.ngen 
zur Lösung der Flüchtlingsfrage auf. 

Eine weitere, von Österreich initiativ eingebrachte Reso­
lution überträgt dem FlüchtlingshochkoJlmissar die ..L~usübung 
der Funktionen der inder Internationalen Konvention über die 
Verminderung der Staatenlosigkeit vom 28. August 1961 vorge­
sehenen internationalen Hilfsstelle. 

NATIONALE ERFAHRUNGEN BEI DER ERZIELUNG VTEITREICHENDER 
SOZIALER UND \,iIR'I'SCH'::'-FIiL1CHER VERANDERlTNG.t;N ZuI-l Z'dl:.CKE 
DES SOZIALEn FORTSClmI'rTES 

Eine von Österreich miteingebrachte Resolution betontedie 
Bedeutung des Genossenschaftswesens für die Erzielung sozialer 
Fortschritte und lud die Regierungen ein, über ihre Erfahrunge 
auf dem Gebiet des Genossenschaftswesens zu berichten, um eine 
eingehende Debatte bei der 33. GV zu ermöglichen. 

KOLONIAL- UND TREUHPlmSCHP-FTSFRAGEN 

Im Mittelpunkt der Debatte standen nach wie vor die Pro­
bleme betreffend Südrhodesien (Zimbabwe) und Namibia. In 
diesem Zusammenhang beschloss die GV mit Konsens u.a. die 
Abhaltung einer Konferenz zur Unterstützung der Völker Zim­
babwes und Namibias in I'-1aputo, l"Iozambique, im Frühjfu'1r 1977. 
Daneben widmete sie jedoch - wie schon im Vorjahr - auch 
einer Reihe kleinerer ~[lerri torien vermehrte Aufmerksamke i t. 
Dabei zeigte sich, dass es nicht einfach ist, die Prinzipien 
der Dekolonisierung und insbesondere das Recht der Selbstbe­
stimmung gegen Gebietsansprüche von mächtigeren Hachbarstaaten 
zu verteidigen. 

1.2.5.1. NM1IBIA 

Diese Frage nahm in diesem Jahr bei vlei tern den breitesten 
Raum ein. In der Debatte kam u.a. die Enttäuschung darüber zum 
Ausdruck, dass Südafrika einer Aufforderung des Sicherheits­
rates vom Jänner 1976 betreffend die Abhaltung freier ")ahlen 
unter VN-Aufsicht nicht gefolgt war und der Sicherheitsrat 
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auch nicht in der Lage gewesen war, Sanktionen gegen Südafrika 
zu beschliessen. Die im August 1976 veröffentlichten Ergebniss, 
der sogenannten Verfassungsgespräche von Windhoek stiessen 
auf einhe llige lib lehnung. Ver schiedentlieh wurden we stliche 
Staaten wegen Zusammenarbeit mit Südafrika, vor allem bei d~r 
Uranausbeutung in l'T ami bia, kri ti siert. Der be"l·.,raffnete Kampf 
wurde im~er wieder als die einzige realistische Hoffnung be­
zeichnet, wenngleich man direkte Verhandlungen zwischen Süd­
afrika und der Befreiungsbewebung in Namibia begrüssen '.vlirde, 
sofern diese unter VN-Aufsicht stattfinden und auf die Modali­
täten eines Machttransfers beschränkt sind. In einer ausführ­
lichen Stellungnahme insbesondere zur 1,.jünschbarkei t einer Ver­
handlungslösung, hat Österreich die Bereitschaft erklärt, seine 
neutralen Boden für solche Gespräche zur Verfügung zu stellen. 

Die zur Namibiafrage jeweils mit grosser Mehrheit oder im 
Konsenswege beschlossenen Resolutionen befassen sich u.a. mit 
der allgemeinen Lage in Namibia, J:lit der Frage von auf Namibia 
bezüglichen Handelsbeziehungen mit Südafrika, mit dem inter­
nationalen Status cer S\~UiPO und cer Rolle verschiedener UN-Or­
gane und Organisationen. U.a. wurde eine neuerliche Befassung 
des Sicherheitsrates zwecks Verhtingung von Sanktionen gefordert 
und S'vIAPO der Beobachterstatus zuerkannt. Unabhängig von einer 
Entscheidung des Sicherheitsrates sollen alle Staaten von 
gewissen Formen militärischer Zusammenarbeit Abstand nehmenc 

Österreich stimmte für alle Resolutionen mit Ausnahme jener 
betreffend die allgemeine Lage in Namibia (Stimmenthaltung), 
worin u.a. ausdrücklich der bewaffnete Kampf unterstützt 
wird. Diese "politische 11 Resolution wurde mit 107 Stimmen bei 
6 Gegenstimmen und 12 Enthaltungen angenommen • 

• 1.2.5.2. SüDRHODESIEN 

Im Hinblick auf die laufenden Verhandlungen unter britische~ 
Vorsitz in Genf zwischen dem Smith-Regime und den Befreiungs­
bewegungen war die Debatte zu dieser Frage sowohl zeitlich als 
auch inhaltlich im Vergleich zu früheren Jahren eingeschränkt. 
Viele Debattenteilnehmer begrüssten die Verhandlungen und 
drückten die Hoffnung auf ihren Erfolg aus. Allgemein wurde die 
Forderung gestellt, den Druck auf das Smith-Regime durch Ein­
haltung der Sanktionen voll aufrechtzuerhalten; nach Ansicht 
einer Reihe von Delegationen selbst durch die Verstärkung des 
bewaffneten KaJ:lpfes. 

Die politische Resolution zu dieser Frage, die u.a. auch 
auf die Genfer Konferenz Bezug nimmt und Grossbritannien auf­
fordert, seiner Verantwortung als Verwaltungsmacht nachzukom­
men, wurde im Konsenswege angenommen. Eine Resolution betref­
fend die Rhodesiensanktionen wurde ~it 124 Stimmen (darunter 
Österreich) bei 7 Enthaltungen angenommen. 
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1.2.5.3. TIMOR 

1.2.6. 

Die Integration dieser ehemaligen portugiesischen Kolonie 
in Indonesien wurde von einigen Staaten, vOI'Niegend der Drit­
ten Welt, als mit den Prinzipien der Dekolonisierung und ins­
besondere dem Selbstbestimmungsrecht nicht im Einklang ste­
hend kritisiert. Andere, u.a asiatische, arabische und viele 
westliche Staaten, teilten diese Ansicht nicht und fanden die 
Vorgänge realistisch und korrekt. Einige wenige Länder der 
Dritten Welt, darunter insbesondere ehemalige portugiesische 
Gebiete, legten einen Resolutionsentwurf vor, der das Vorgehen 
Indonesiens kritisiert, eine neuerliche Befassung des Sicher­
hei tsrates und die Aufnahme eines eigenen Punktes in die Tages· 
ordnung der 32. GV fordert. Diese Resolution '{JUrde vom Plenum 
mit 68 Stimmen, 20 Gegenstimmen und 49 Enthaltungen (darunter 
Österreich) angenommen. 

ADIHNISTRATIVE UND BUDGETÄRE FRAGEN 

1.2.6.1. FINP .. NZIERUNG DER UN-FRIEDENSTRUPPEN IM l'UiliEN OSTEN 

Nach Verlängerung des 11andates der UNEF (stationiert auf· 
Sinai) bis 24.10.1977 und der ffiTDOF (stationiert auf dem Golan: 
bis 31.5.1977 vJUrde für die Finanzierung dieser friedenserhal­
tenden UN-Operationen nach dem von der 28. GV beschlossenen 
Beitragsschlüssel ein Betrag von US-$ 97,7 Millionen bis 
24. Oktober 1977 genehmigt. 

1.2.6.2. BEITRAGSLEISTUNGEN DER 11ITGLIEDSTAAT'EN 

Der 31. GV lag ein vom Beitragskomitee ausgearbeiteter Be­
richt über di e Anpassung der Bei tragsguoten der einzelnen I'li t­
gliedstaaten für den Zei traum 1977-79 vor. Er.:;sah eine Er­
höhung für 28 Mitgliedstaaten bei gleichzeitiger Verminderung 
der Beitragsleistungen für 30 Mitgliedstaaten vor. Die Bei­
träge von 80 Mitgliedsländern bleiben unverändert. Für 81 
Mitgliedstaaten war ein Mindestbeitrag von 0,02 % festgesetzt 
worden. 

Der Beitrag Österreichs wurde von 0,56 % auf 0,63 % d.i. 
von ca. 1,79 Millionen auf 2,16 Nillionen Dollar erhöht. 

Bereits im Verlauf der 2ge und 30. GV war es zu Kontroversen 
über die Art der Festsetzung der Beitragsleistungen gekonmen, 
die im Verlauf der diesjährigen GV ihren Höhepunkt erreichten. 
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Die erdölproduzierenden Länder, deren Beitragsquoten am be­
trächtlichsten gestiegen waren, machten sich zum Wortflli'1rer 
jener Länder, die die neue Beitragsskala ablehnten, die Bei­
behaltung der alten Beitragsquoten sowie die Erstellung neuer 
Kriterien zur Festsetzung der Beitragsleistungen forderten. 
Es konnte jedoch schliesslich ein Konsens erzielt werden, 
nach welchem die neue Beitragsquotenskala für 1977 angenommen 
wurde. Das gleichzeitig von 13 auf 18 Mitglieder erweiterte 
Beitragskomitee wurde aber beauftragt, der 32. GV einen 
umfassenden Bericht vorzulegen, der die Basis einer neuen 
Beitragsskala darstellen könnte, sowie neue statistische 
Methoden und Kriterien auszuarbeiten. Nach diesen Kriterien 
sollen künftige Beitragsfestsetzungen der von den wirtschaft­
lichen Schwankungen abhängigen Zahlungsfähigkeit der einzelnen 
Länder Rechnung tragen, wobei extreme Erhöhungen zu vermeide~ 
wären. Der I1indestbeitrag wird künftig aus Rücksichtnahme auf 
die ärmsten Entwicklungsländer von 0,02% auf 0,01 herabge- . 
setzt werden. 

VÖhTffiRRECH'TLICHE FRAGEN 

1.2.7.1. STAATENNACHFOLGE IN VERTRÄGEN 

Der von der Völkerrechtskommission in jahrelanger Arbeit 
fertiggestellte Konventionsentwurf ist nunmehr von einer 
BevollmäChtigtenkonferenz in einen definitiven Vertragstext 
umzuwandeln. Da sowohl ein enger sachlicher Zusammenhang 
mit dem 1968/1969 in Wien kodifizierten Recht der Verträge be­
steht, als auch der Ruf 1:Jiens als UN-Zentrum durch die Ab­
haltung einer grossen Staatenkonferenz gefestigt vlird, hat die 
Bundesregierung die Einladung der Konferenz nach Wien ausge­
sprochen. 

Die GV hat in einer im Konsensweg verabschiedeten Resolutio:l 
diese Einladung dankbar angenommen und beschlossen, aie Konfe­
renz im April/l'-1ai 1977 für die Dauer von sechs Wochen in \1ien 
abzuhalten. Es ist dies - seit 1961 - die fünfte grosse völker­
rechtliche Kodifikationskonferenz, die in Wien stattfindet. 

1.2.7.2. KOI1fIISSION FÜR IN'rERNATIONALES HAlillELSRECHT (UNCITRAL) 

Der von dieser Expertengruppe fertiggestellte Konventions~ 
entwurf über die Güterbeförderung zur See enthält eine Neure­
gelung der Haftung der Seefrächter für Schäden am Frachtgut; 
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diese Neuregelung ist sowohl flir die Entwicklungsl~nder als 
auch flir Industriestaaten ohne Handelsflotte wie Österreich 
von grosser Bedeutung. Der Konventionsentwurf wird im Jahre 
1978 von einer Bevollm~chtigtenkonferen~ zu finalisieren sein. 

Die unter massgeblicher Bsterreichischer Mitarbeit von der 
Kommission erstellten Schiedsregeln sollen es dem internatio­
nalen Handel erleichtern, allf~llige Streitigkeiten aus Ver­
trägen rasch und kostensparend beizulegen. Die GV nahm diese 
Regeln positiv zur Kenntnis. 

Ferner begrüsste es die GV, dass die Kommission bei ihrer 
10. Tagung, welche im Frühjahr 1977 in 'dien stattfinden 1:Jird, 
die von einer Arbeitsgruppe erstellten neuen Rechtsregeln für 
den internationalen Vlarenkauf einer abschliessenden t}berprüfun( 
unterziehen wird. 

Drei auf den IDWITRAL-Bericht bezugnehmenden Resolutionen, 
die von Österreich miteingebracht worden waren, wurden im 
KonsensvJeg angenommen. 

1.2.7.3. INTERNATIONALES ÜBEREINKONMEN GEGEN GEISELNAHI'IEN 

Österreich schloss sich von allem Anfang an einer InitiativE 
der BRD an, die darauf gerichtet war, ein ad hoc-Komitee zu 
schaffen, das ein übereinkommen gegen Geiselnahmen vorbereiten 
soll. Motive für das Bsterreichische Engagement waren, wie der 
Bsterreichische Vertreter feststellte, sowohl das bekannte 
Eintreten Österreichs für den internationalen Schutz der Men­
schenrechte und die Tradition der neutralen Staaten, sich für 
eine Humanisierung der Konflikte einzusetzen, als auch jene 
leidvollen Erfahrungen, die Österreich selbst in den Jahren 
1973 und 1975 mit dem internationalen Terrorismus machen 
musste. 

Vlährend die Staaten der ,,'restlichen Gruppe und viele latein­
amerikanische Staaten diese Initiative mit Nachdruck fBrderten 
und die Staaten Osteuropas ihre Billigung erkennmliessen, 
bestand bei den Staaten Asiens und Afrikas die Sorge, eine 
solche Konvention kBnne die Aktionsfreiheit der Befreiungs­
bewegungen einschränken. Diese Staaten wollten vor allem si­
cherstellen, dass nur "unschuldige!! Geiseln in den Genuss 
des S~hutzes einer künftigen Konvention kommen, nicht aber die 
verantwortlichen Politiker sogenannter kolonialistischer und 
rassistischer Regime, gegen die die Befreiungsbewegungen 
kämpfen. 

Nach vJochenlangen Verhandlungen gelang die Verabschiedung 
einer Kompromissresolution im Konsenswege, die zwar eine 
Qualifizierung der Geiseln vermeidet, Gern ad hoc-Komitee aber 
keine näher spezifizierten Richtlinien für seine Arbeit 
(z.B. Grundsatz·der Bestrafung oder Luslieferung der Täter) 
auferlegt. 
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WIRTSCHAFTS- UND SOZIAIJRAT DER VN (ECOSOC) 

Österreich ist seit 1. Jänner 1976 für eine dreijährige 
Funktionsperiode Mitglied des Rates und gehört damit zum 
zweiten Mal diesem zentralen wirtschafts- und sozialpoli­
tischen Gremium der VH an (1. Mitgliedschaft: 1963-65). 

Die Funktionen und Befugnisse des aus 54 Mitgliedstaaten 
bestehenden Rates sind in der Satzung der VN, Artikel 62 
bis 65 geregelt und umfassen im wesentlichen die Ausarbeitung 
von Empfehlungen in internationalen \'Iirtschafts-, sozial-
und entwicklungspolitischen Angelegenheiten, die Achtung 
und vJahrung der 11enschenrechte und Grundfreiheiten und die 
Koordinierung der Tätigkeiten der Spezialorganisationen des 
Systems der VN. 

Die Tätigkeit des Rates ist für Österreich in mehrfacher 
Hinsicht von Interesse: einerseits bildet der ECOSOC ein be-· 
deutendes internationales Forum für die Erörterung ·wichtiger 
wirtschaftlicher, sozialer und menschenrechtlicher Fragen, 
andererseits stellen seine Berichte und Empfehlungen eine 
nützliche Informationsquelle für die Beurteilung globaler 
Entwicklungen dar. Eine nähere Kenntnis dieser Entwicklungen 
und ihres Einflusses auf Österreich ist nicht nur für die 
Gestal tung der Aussen-, vlirtschafts- und Sozialpolitik unseres 
Landes von Bedeutung, sondern kann auch der österreichischen 
Wirtschaft wertvolle Hinweise für unternehmenspolitische Ent­
scheidungen vermitteln. 

Angesichts des Umfanges und der Vielfalt der im Rat erörter­
ten Probleme ergibt sich für Österreich die Notwendigkeit, 
für seine Tätigkeit im ECOSOC Scrn.,rerpunkte zu setzen. Darunt er 
kann jedoch nicht eine Beschränkung der österreichischen Mit­
arbeit auf einige wenige Fragen verstanden werden, sondern eine 
besonders aktive Auseinandersetzung mit jenen Aspekten der 
Ratsarbeit, die österreichische Interessen direkt berühren 
oder im Lichte der Grundsätze und Ziele der österreichischen 
Aussenpolitik von vorrangiger Bedeutung erscheinen. 

Der Rat hielt 1976 eine Organisationstagung (Jänner, New 
lork) und zwei Haupttagungen (60. Tagung, Frühjahr, New York; 
61. Tagung, Sommer, Abidjan/Genf) ab. Die Frühjahrstagung war 
überwiegend sozialpolitischen und menschenrechtlichen Fragen, 
die Sommertagung wirtschafts- und entwicklungspolitischen Ange­
legenheiten bzw. Koordinationsproblemen gewidmet. 

Schwerpunkte der österreichischen l'li tarbei t bildeten bisher: 
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1.3.1. WIRTSCHAFTS- UND SOZIALPOLITISCHER BEREICH 

Österreich hat sich aktiv an den Beratungen über die 
Förderung der internationalen Entwicklungszusa~menarbiet 
auf der Grundlage der Beschlüsse der VI. und VII. 20nder­
tagung der GV beteiligt und zwar insbesondere im Zusammen­
hang mit der Ausarbeitung der IIErklärung von Abidjan tl

, deren 
Annahme mit Konsens und ohne Vorbehalte erfolgte. Diese 
anlässlich der ersten Tagung des Rates auf afrikanischen 
Boden gefasste Erklärung ist als Ausdruck der Bereitschaft 
der staaten zur verstärkten internationalen Zusammenarbeit 
und als Anerkennung der Ivachsenden Bedeutung Afrikas für 
die künftige Gestaltung dieser Zusammenarbeit zu verstehen. 

Im Hinblick auf das österreichische Interesse an der 
Förderung der internationalen wissenschaftlich-technischen 
Zusammenarbeit sowie der Rolle Wiens als Sitz einschlägiger 
internationaler Organisationen, hat die Bundesregierung bei 
der 61. ECOSOC-Tagung die Einladung ausgesprochen, die 1979 
geplante Konferenz der VN für Vlissenschaft und Technik in 
Wien abzuhalten. Die Entscheidung über den Ort der Konferenz 
soll bei der 32~ GV der VN getroffen vlerden. 

Über österreichische Initiative nahm der ECOSOC bei seiner 
61. Tagung einhellig eine Resolution über die Intensivierung 
der internationalen Zusammenarbeit bei der Erschliessung nicht-: 
konventioneller Energieouelle::J., insbesondere Sonnenenergie, er:.. 
Als erster ~:;chri tt zur Durchführung der diesbezüglichen Empfe:C::.­
lungen des Rats fand im Oktober 1976 in Laxenburg (IIASA) und 
\{ien (illTIDO) eine Tagung der .A.rbei tsgruppe IIEnergie 11 des 
Beratenden Komitees für die Anwendung von Wissenschaft und 
Technik (ACAST) statt. 

• 1.3.2. HUIHJ1ITÄRER UND HENSCHLICHER BEREICH 

Eine besondere Anerkennung seiner Bemühungen im humanitären 
und menschenrechtlichen Bereich erfuhr Österreich bei der 
60. Tagung des Wirtsch~fts- und Sozialrates der VN durch seine 
\hederVlahl in die l'1enschenrechtskommission der VN. Auf men­
schenrechtlichem Gebiet wirkte Österreich bei dieser Tagung 
aktiv am Zustandekommen von Beschlüssen zur Frage der Menschen­
rechte inhaftierter Personen, zum Arbeitsprogramm der l'1enschen­
rechtskommission und zur Chilefrage mit. Sein aktives Interesse 
an humanitären Anliegen brachte Österreich bei Beschlussfassung' 
über Hilfsmassnahmen an Katastrophengebiete zum Ausdruck. Ein 
besonderes österreichisches Engagement wurde auch den Fragen 
der Gleichberechtigung und Förderung der Frauen und der Welt­
frauendekade der VN entgegengebracht. 
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Botschafter Dr. Erik Nettel, der der aus 26 unabhängigen 
Experten bestehenden I'1inderhei tenschutzkommission der VN an­
gehBrt, wurde zu Beginn der 29. Tagung im August 1976 ein­
stimmig zum Vizepräsidenten ge1:Jähl t. 

1.3.2.1. RASSENDISKRnUNIERillTGSKONVENTION 

Bei der 5. Tagung der Vertragsstaaten im Jänner 1976 vJUrde 
Sektionschef Dr. vlillibald Pahr, zum 11i tglied des 18 Experten 
umfassenden Komitees für die Beseitigung der rassischen Dis~ 
kriminierung gewählt. 

Der zweite von Österrich auf Grund der Konvention erstattet( 
Bericht wurde vom Komitee bei seiner 13. Tagung im März 1976· 
als zufriedenstellend zur Kenntnis genommen. 

DIE SEERECHTSKONFERENZ 

Nach den beiden vorangegangenen Seerechtskonferenzen der 
Vereinten Nationen im Jahre 1958 und 1960 wurde die 3. See­
rechtskonferenz im Dezember 1973 in New York erBffnet. 

Im Jahre 1976 fanden die ~-. und die 5. Tagung dieser Konfe­
renz (nach Tagungen in Caracas - 1974 - und Genf - 1975 -) 
wieder in New York statt. 

Ungleich den vorangegangenen Seerechtskonferenzen geht es 
diesmal nicht so sehr um die Kodifizierung bestehenden Rechts, 
sondern vielmehr um die Schaffung einer neuen, umfassenden 
Rechtsordnung, die u.a. erstmalig die Ausbeutung der Boden­
schätze auf dem r'1eeresboden regeln soll. Andere Hauptfragen 
sind die Ausdehnung des Küstenmeeres bis 12 Seemeilen, die 
Schaffung einer exklusiven \-Iirtschaftszone für Küstenstaaten 
bis zu 200 Seemeilen, die Regelung der freien Durchfahrt 
durch Meerengen, das Transitrecht für Binnenstaaten, die Betei­
ligung der Binnen- und geographisch benachteiligten Länder 
an Fischvorkommen und Bodenschätzen in den ~';irtschaftszonen 
sowie schliesslich die Regelung der wissenschaftlichen Mee­
resforschung und die Verschmutzungskontrolle. Geplant ist 
die Schaffung einer internationalen i'leeresbodenbehBrde, die 
die husbeutung der Meeresschätze kontrollieren und die Er­
träge auf alle Staaten verteilen soll. 

\<Jegen der NeU:.'3.rtigkei t und Komplexität dieser Themenstel­
lung sowie auch 11>r egen der grossen Teilnehmerzahl (156) ist 
es in den bisher abgehaltenen 5 Tagungen nicht mBglich gev;e­
sen, zu einem endgültigen Ergebnis zu gelangen. Dennoch Har 
man einhellig c.er Auffassung, dass ein Zusammenbruch der Kon-
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ferenz zu einer Serie von einseitigen Massnahmen der Küsten­
staaten und in der Folge zu schwerwiegenden Konflikten füh­
ren würde und dass daher eine Fortsetzung der Verhandlungen 
trotz der grossen Schwierigkeiten wünschenswert sei. Die 6. 
Tagung der Konferenz wird neuerlich in New York vom 23. Mai 
bis 8. Juli 1977 stattfinden. 

Österreich hat seit Beginn der Vorbereitungsarbeiten für 
die Konferenz (1968) den Vorsitz in der Gruppe der Binnen-
und geographisch benachteiligten Staaten inne. Diese Gruppe 
umfasst derzeit 51 Mitglieder. Neben der Wahrnehmung spezifiscl 
5sterreichischer Interessen war die 5sterreichische Delegation 
zur Seerechtskonferenz daher stets bemüht, auch die Anliegen 
dieser Staatengruppe zu vertreten und gleichzeitig auf die 
Erzielung von Kompromissl5sungen hinzmlirken. Diese Bemühungen 
sind bereits von vielen Seiten gewürdigt worden und tragen 
nicht unerheblich zu einer stärkeren 5sterreichischen Position 
im internationalen Leben bei. 

Die aktive Mitarbeit Österreichs an den Arbeiten der See­
rechtskonferenz ist Ausdruck des grundsätzlichen Interesses, 
einen vertragslosen Zustand auf den Weltmeeren hintanzuhalten 
und gleichzeitig die 5sterreichischen Interessen im Zusammen­
hang mit der Neuordnung des Seerechts zu bewahren. Solche 
5sterreichische Interessen bestehen unter anderem an der 
Erhaltung der Freiheit der I''Ieere, besonders der Schiffahrts­
freiheit, an der Beteiligung bei der Ausbeutung der Naturschät: 
am Meeresboden sowie an der gr5sstm5glichen Freiheit der wis­
senschaftlichen Meeresforschung. Besonders bedeutsam erscheint 
die Sicherung des Zugangsrechts Österreichs zum Meer. 

1.5. ÖSTERREICHISCHE BETEILIGUNG AN DEN FRIEDENSERHALTENDEN 
OPERATIOlTEN DER VN 

Österreich beteiligte sich an den friedenserhaltenden Mass­
nahmen der VN sowohl in Cypern, im Rahmen der IIUnited Nations 
Peace-keeping Force in C;y-prus 11 (UNFICYP) als auch im Nahen 
Osten im Rahmen der IIUnited Nations Disengagement Observer 
Force ll (UNDOF) und der IIUnited Nations Truce Supervision 
Organisation 11 (UNTSO). 

An der Cypernaktion ist Österreich seit deren Beginn im 
Jahre 1964 beteiligt. Zunächst wurden ein 5sterreichisches 
Polizeikontingent und eine SaDitätseinheit (Feldspital) ent­
sendet. 1972 wurde auch ein :tüli tärkontingent für den Dienst 
bei ffi{FICYP abgestellt. Das Feldspital \1Urde im April 1976 
aufgelöst; v/eiter Dienst im Rahmen der Ul{-Kontingente lei­
steten das Militärkontingent von 320 Mann und das Polizeikon­
tingent in Stärke von 32 Mann. 
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Im Oktober 1973 v,ar einem Ersuchen des Generalsekretärs der 
VN entsprechend ein österreichisches Truppenkontingent für 
den Dienst bei der wiedererrichteten IIUnited Nations Emergency 
Force tt (UNEF 11) durch Verlegung eines Teiles des österreichi­
schen Cypernkontingents bereitgestellt worden. Im Zuge der 
Aufstellung der UHDOF wurde das österreichische Kontingent 
im Juni 1974 vom Suez-Kanal in das syrisch-israelische Grenz­
gebiet (Golanhöhen/Hermongebirge) verlegt. Der Kommandant 
der UNDOF ist seit Juli 1975 ein Österreicher (Generalmajor 
Hannes Philipp). Das Österreichische UNDOF-Kontingent ist 
520 11ann stark. 

Im übrigen versehen noch 10 österreichische Offiziere 
und 2 Unteroffiziere Dienst im Rahmen der UNTSO. 

Die Finanzierung der friedenserhaltenden Operationen der 
VN auf Cypern erfolgt durch freiwillige Beiträge von Mit­
gliedstaaten. Die Operationen im Nahen Osten werden durch 
Pflichtbeiträge finanziert. 

Österreich sieht die friedenserhaltenden Operationen als ei~ 
der erfolgreichsten P..ktivitäten der VN an. Die UN-Truppen lei­
sten einen allseits anerkannten echten Beitrag zu.r Befriedung 
bzw. zur Vermeidung von Feindseligkeiten in Konfliktgebieten. 
Die Teilnahme österreichischer Truppen- bZ\·I. POlizeikontingent€ 
an solchen Aktionen stellt somit einen Beitrag zur friedens­
erhaltenden Funktion der VN dar. 

1.6. INTEREATIONALER \rlÄHRUNGSFONDS UND \1ELTBP1~KGRUPPE 

Angelegenheiten internationaler Finanzinstitutionen sowie 
des Verkehrs mit diesen werden gemäss Bundesministeriengesetz 
1977 vom Bundesministerium für Finanzen wahrgenommen. Vom 
aussenpolitischen Standpunkt kommt der Tätigkeit dieser In­
stitutionen, insbesondere im Zusammenhang mit der Entwick­
lungspolitik der VN besondere Bedeutung zu. 

Im Bezug auf den Internationalen \.Jährungsfonds gilt dies vor 
allem für die Beschlüsse von Kingston über die Reform des Welt­
währungssystems und die Schaffung eines IITrust Fonds ll zugunsten 
der ärmeren Entwicklungsländer bzw. die Verbesserung der Aus­
gleichsfinanzierungsfazilität des Fonds; hinsichtlich der Welt­
bankgruppe für die auch von Österreich unterstützte 5. Wieder­
aufstockung der Internationalen Entwicklungsorganisation (IDA) 
und die Kapitalerhöhung der Bank. 

Bei der Jahrestagung der genannten internationalen Finanz­
institutionen (Manila, 2. - 7. Oktober 1976) war Österreich 
durch eine Delegation unter der Leitung von Vizekanzler 
Dr. Androsch vertreten. 
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2. NORD-SÜD-PROBLEHATIK 

2.1. ALLGEI1EIN 

Das vor allem durch den Verlauf der VII. Sondertagung der 
GV der VN (September 1975) geschaffene Klima der Kooperation 
in Fragen der Entwicklungspolitik hatte auch 1976 im wesent­
lichen angehalten. Zwar schienen die Verhandlungen bei der IV. 
Welthandelskonferenz wiederholt zu scheitern, schliesslich 
konnte aber doch weitgehendes Einverne~men, insbesondere 
über das Heitere Vorgehen im Ro~stoffberei eh, erzielt I,,rerden. 
So konnten von den 16 bei der 4. Welthandelskonferenz gefasstel 
Resolutionen mit einer Ausnahme (Rolle transnationaler Unter­
nehmenu :16 Enthaltungen, darunter Österreich) mit Konsens ange­
nommen \'!erden. 

Erhöhte Bedeutung dürfte in Hinkunft auch den Bemühungen 
der EntitIicklungsländer um eine engere gegensei tige.n Zusammen­
arbeit 3ukommen. So befasst sich das bei der V. Gipfelkonferen: 
der blockfreien Staaten im August 1976 in Colornbo angenommene 
Aktionsprogramm für wirtschaftliche Zusammenarbeit fast aus­
schliesslich mit Fragen der Kooperation der Entrwicklungsländer 
untereinander bzw. der Koordinierung ihres Vorgehens gegenüber 
den Industriestaaten. Verschiedentlich sind auch Ansätze für 
einen "Alleingang" dieser Länder für elen Fall erkennbar, dass 
die Verhandlungen mit den Industriestaaten im Rahmen der VN 
oder der Konferenz für internationale wirtschaftliche Zusammen­
arbeit nicht zu den er'darteten Ergebnissen fü."tJ.ren. 

2.2. VIERTE 'dELTHPlfDEIJSKONFERENZ (UNCTAD IV) 

Die 4. vIel thandelskonferenz (UNCTPJ) IV), eine für die 
zukünftige Gestaltung der Beziehungen zwischen Industrie- und 
Entwicklungsländern besonders bedeutungsvolle Konferenz, fand 
vom 3. bis 31. Mai in Nairobi statt. 

Die Ent\-.ricklungsländer präsentierten hieba einen umfangrei­
chen Forderungskatalog, der den Industriestaaten in nur sehr 
geringem Masse akzeptabel erschien und die Verhandlungen 
äusserst schwierig gestaltete. Es ist in diesem Zusammenhang 
bemerkenswert, dass einerseits eine stärkere Geschlossenheit de 
Gruppe der 77 zu registrieren VIar, während andererseits inner­
halb der Industriestaaten bisweilen beträchtliche Meinungsver­
schiedenheiten bestanden. 

Die umfangreiche Tagesordnung der Konferenz umfasste unter 
anderem die Sachfragen: Grundstoffe, Halbfertig- und Fertig'llarer: 
Technologietransfer, ';,Jährungs- und Finar-:zfragen, Binnenent':Jick­
lungsländer und am wenissten entwickelte Lärider, Zus8nsenarbeit 
unter den Entwicklungsländern, Handelsbeziehungen zwischen 
Ländern mit verschiedenen Wirtschafts- und Sozialordnungen und 
institutionelle Fragen. 

III-69 der Beilagen XIV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)112 von 234

www.parlament.gv.at



- 112 -

Österreich war bei der UNCTAD IV durch eine Delegation 
unter der Leitung von Bundesminister Dr. St~ribacher vertreten 
Die Delegation trat insbesondere durch die uoernahme einer 
Vizepr~sidentschaft sowie der Funktion eines Sprechers der 
\'lestlichen Gruppe in der Frage der Handelsbeziehungen zi'Jischen 
L~ndern mit verschiedenen Wirtschafts- und Sozialordnungen 
in Erscheinunß. Sie bemühte sich weiters, vor allem an einem 
auch für die Entwicklungsl~nder akzeptablen Kompromiss in der 
Rohstoffrage aktiv mitzuwirken. 

Trotz der bei den meisten Fragen zu Tage getretenen Diver­
genzert der Auffassungen der Industriestaaten bzw. Entwicklungs­
l~nder kann man das Resultat der 4. Welthandelskonferenz inso­
fern als positiv bezeichnen, als es in der zentralen Frage, 
n~mlich der zukünftigen Gestaltung der Rohstoffm~rkte bz·w. des 
Rohstoffhandels, zu einem Kompromiss kam,demzufolge in der 
n~chsten Zeit Verhandlungen über das von den Entvlicklungs­
l~ndern angestrebte "Integrierte Rohstoffprogramm ll abzuhalten 
sein werden. 

Hauptpunkte dieses Programms sind die Errichtung eines 
"Gemeinsamen Fonds" zur Finanzierung von Ausgleichslagern und 
der Abschluss von Vereinbarungen über eine Reihe von Rohstoffe] 
vlie z.B. Zucker, Tee, Baumwolle, Jute, Kautschuk, Kupfer etc. 

Wesentliche Ziele dieses neuen Konzepts sind eine Stabili­
sierung der Rohstoffpreise auf angemessener Höhe, eine SicherUI 
des Absatzes, die Erhaltung des realen \,jertes des Einkommens 
der Entwicklungsl~nder aus Rohstoffe}""Porten, eine Ausweitung 
der verarbeitenden Industrie der Produzentenl~nder und die 
Diversifizierung ihrer Exporte. 

Österreich unterstützt als rohstoffimpor~rendes Land eine 
Lösung der Rohstoffragen im Rahmen internationaler Doereinkom­
men, denen so,,:ohl Produzenten als auch Konsumentenl~nder an­
gehören. Diese grunds~tzlich positive Haltung hat Österreich 
auch durch den Beitritt zu allen bisher bestehenden Grundstoff­
abkommen (Kaffe, Kakao, Weizen und Zinn) dokumentiert. 

Entsprechend dem bei der 4. Welthandelskonferenz erzielten 
Konsens wurden bereits im Herbst in Genf Vorverhandlungen über 
den Gemeinsaraen Fonds une. einzelne Grundstoffe (Jute, Kautschu~ 
Kupfer) aufgenommen, an denen auch Österreich unter l'1itHirkung 
von \rJirtschaftsexperten teilnahm. 

Der Erfolg dieser Verhandlungen, denen im Laufe der n~chsteL 
ein bis eineinhalb Jahre noch weitere über diverse andere Roh­
stoffe folgen werden, dürfte das zukünftige Verh~ltnis zwische::: 
den Industriestaaten und den L~ndern der Dritten Welt massgeb­
lieh beeinflussen. 

Die n~chste (5.) Welthandelskonferenz wird 1979 voraussicht­
lich in Manila abgehalten werden. Darüberhinaus soll 1978 unteI 
den Auspizien der UNCTAD eine Konferenz der VN über einen 
Verhaltenskodex betreffend den Transfer von Technologie einbe­
rufen werden. 
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2.3. INTERNATIONALER FONDS FüR LAND1tlIRTSCHAFTLICHE 
~NT~'IICKLUNG (IF An) 

Die Schaffung dieses Fonds, der durch die Ge\Vährung von 
begünstigten Krediten und nicht rückzahlbaren Zuschüssen 
die landwirtschaftliche Produktion in den Entwicklungslän­
dern fördern und damit vor allem die Nahrungsmittelversor­
gung in den ärmsten Ländern verbessern helfen soll, war 
von der Helternährungskonferenz (Rom, November 197Lf) be­
schlossen \Vorden. 

Der Fonds soll als eine neue Spezialorganisation der 
VN errichtet werden und über ein Kapital von einer Milliarde 
Dollar verfügen, das gemeinsam von den OECD-Ländern und den 
OPEC-Staeten, et\Va im Verhältnis 600 zu 400 aufgebracht 
werden soll. Dieses Ziel wurde noch 1976 erreicht, sodiss 
das Abkommen über die Schaffung des Fonds am 21. Dezember 1976 
zur UnterzeiChnung aufgelegt werden konnte. 

Die Bundesregierung beschloss am 1. Juni 1976, den Bei­
tritt Österreichs zum Fonds in Aussicht zu nehmen und einen 
Beitrag von 4,8 Millionen Dollar, verteilt auf drei Jahre, 
zuzusagen. Das für die Unterzeichnung notwendige innerstaat­
liche Begutachtungsverfahren steht vor dem Abschluss, sodass 
mit der Unterzeichnung des Abkommens durch Österreich anfangs 
1977 gerechnet werden kann. 

3. El'l~1tlICKLUNGSHILFE 

3 • 1. ALLGEI''IE IN 

Auf Grund des Bundesministeriengesetzes (BGBl. 389/73) und 
des Entwicklungshilfegesetzes (BGBl. 474/74) fallen die Ange­
legenheiten der Entwicklungshilfe, soweit hiefür nicht das 
Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten zuständig ist~ 
in die Kompetenz des Bundeskanzleramtes. Dem Bundesministerium 
für Auswärtige Angelegenheiten obliegt jedoch in allen Fragen 
der Entwicklungshilfe der Verkehr mit dem Ausland, die Ver­
handlung von Staatsverträgen, die Vertretung österreichischer 
Interessen in internationalen Organisationen (mit Ausnahme der 
OECD) und der Verkehr mit' den österreichischen Vertretungs­
behörden im Ausland. Das Bundesministerium für Auswärtige An­
gelegenheiten wirkt bei der Fortschreibung des Dreijahres-Ent­
wicklungshilfeprogrammes, das der längerfristigen Planung auf 
diesem Gebiet dient, mit. 

Ferner ist das Bundesminis-terium für Auswärtige Angelegenhei 
ten im Beirat für Ent 1:licklungshilfe, lm Exportfinanzierungs­
und im Starthilfekomitee vertreten. 
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Für die Entwicklungsbanken ist das Bundesministerium für 
Finanzen feder fQt}rend. 

Die Entwicklungsl~nder sind im steigenden Masse bemüht, 
als gleichl',ertige Partner in einem wel t'dei ten Dialog verstan­
den und akzeptiert zu werden; in ihren Bestrebungen werden 
sie durch die Erfolge der erdölexportierenden L~nder best~rkt. 
Das abgelaufene Jahr hat in den zählreichen Foren, in denen 
sich dieser Dialog abspielt, zweifellos Fortschritte im gegen­
seitigen Verstehen gebracht und dazu beigetragen, dass Lei­
stungen an die Entwicklungsl~nder nicht isoliert, sondern 
letztlich als Beitrag zu der von ihnen angestrebten neuen 
internationalen Wirtschaftsordnung betrachtet werden. 

MULT ILATERP..LE ENT\1IC KLUiJ GSH ILFE 

3.2.1. ORG1ilHSATION DER VN FtlR INDUSTRIELLE ENT\·JICKLUNG (UNIDO) 

Auf dem für die Entwicklungsl~nder zentralen Sektor der 
industriellen Entwicklung stellt' die UNIDO 
ein Forum dar, das, wie sich in jüngster Zeit ge-
zeigt hat, eine immer grössere Rolle in der Begegnung zwi­
schen den Industriel~ndern westlicher und östlicher Pr~gung 
und den Entwicklungsl~ndern spielt. 

Die Organisation feierte am 17. November 1976 den 10. Jah-
restag ihrer Gründung. . 

Entsprechend ihrer von der Lima-Konferenz beschlossenen Um­
wandlung in eine Sonderorganisation'der VN, befasste sich 1976 
ein Plenarkomi tee der UN-GV in 4 Tagungen in lilien mit der Aus­
arbeitung eines neuen Statuts. Für M~rz 1977 ist eine weitere 
Tagung geplant. 

Im UHIDO-Sekretariat 1tJUrde im Jahr 1976 eine tiefgreifende 
Reorganisation wirksam, deren wesentliche Elemente die Straf­
fung des Aufbaues und die Errichtung eines internationalen 
Zentrums für industrielle Studien sind. 

Der aus 45 Staaten - darunter Österreich - bestehende UNIDO­
Rat trat 1976 in Wien zu seiner 10. Tagung, das St~ndige Komite 
zu seiner 7. und 8. Tagung zusammen. Die wichtigsten Beschlüsse 
betreffen die Schaffung eines Fonds für industrielle Entidick­
lung, eines Systems von Konsultationen zVlischen Industrie- und 
Entwicklungsl~ndern sowie die Errichtung einer Bank für indu­
strielle Technologie im Rahmen der UNIDO. 

Von besonderer Bedeutung für die rn'HDO er",.,ies sich eine im 
September auf rlinisterebene in Hien abgehaltene Tagung, die 
sich mit der Erarbei tung einer 'vIel tvrei ten ~;tu(he über die 
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Industrialisierung befasste. Österreich war durch Staatsse­
kretär Dr. VeselskyvertJ:·eten.Ende 1976 tagten in Wien z'\~ei, 
aus Experten von 25 Staaten, darunter Österreich, bestehende 
Komitees zur Vorbereitung von Konsultationstagungen auf den 
Gebieten der Kunstdünger- bzw. der Eisen- und Stahlin:J.ustrie'. 

Im Jahr 1976 leistete Österreich einen Zuschuss zum m~IDO­
Budget in der H5he von 1.584.000,-- 58 (1975: 1.284.000,--5S) 
für 3 Seminare auf dem Sektor der Kunststoff technik und der 
Erzeugung von Kunstfasern, die in \dien abgehalten ';!Urden. Die 
Durchführung derartiger Ausbildungsprogramme gemeinsam mit 
der UNIDO hat es erm5glicht, Fachleute aus den Entl.·:icklungs­
ländern nach Österreich zu bringen und namhafte Forschungs­
institute einzuschalten. 

3.2.2. ENTwICKLUNGSPROGR.Al'IT-I DER VN (UNDP) 

Österreich geh5rt dem Ver1:laltungsrat des UUDP seit 1972 
ohne Unterbrechung an. Die jetzige Funktionsperiode läuft 
Ende 1978 aus. 

Der 5sterreichische Beitrag 1976 belief sich auf 5S 58,5 
l'1io. (VS-$ 3,2), vlas gegenüber 1975 eine Erh5hung von rund 
15 % darstellte. Obwohl diese Steigerungsrate der mit Res.7973 
(28) vom 14. Dezember 1972 empfohlenenH5he entspricht, blieb 
der 5sterreichische Beitrag erneut hinter den Leistungen ver­
gleichbarer europäischer Staaten wie Finnland (US-$ 5,65 Mio.) 
Norwegen (US-$ 21,28 Mio.), Dänemark (US-$ 39,1 Mio.) und 
Belgien (US-$ 9,4 Mio.) erheblich zurück. 

Ferner hat Österreich einen Beitrag von 8 Mio. Schilling 
zum UlIDP-Sonderkonto für den 'vJiederaufbau der Suezkanalregion 
geleistet. 

Die 21. Tagung des Verwaltungsrates (Anfang 1976, in New 
York) befasste sich vor allem mit der Liauiditätskrise des m\D~ 
Die Forderung nach einer besseren Koordi~ierung von Finanz­
kontrolle und Programmplanung stand jedoch nicht im \·Jider­
sprucb zur grundsätzlichen Bejahung der Funktion des m~DP als 
Kernstücl-c der Tätigkeiten der VN auf dem Gebiet der Entvlick­
lungsbilfe. 

Anlässlich der 22. Ratstagung (15.6. - 5.7.1976, Genf) 
konnte - ungeachtet der weiterbestehenden finanziellen ProbIens 
ein umfassendes Programm zum Vliederaufbau Guatemalas nach derr. 
Erdbeben vom Februar 1976 beschlossen werden. Zur Diskussion 
gelangten vor allem das Erfordernis einer besseren Koordinie­
rung zwischen dem urmp und den Sonderorganisationen, die stär­
kere Berücksichtigung der am wenigsten entwickelten Länder bei 
den H~sprogrammen und die technische Zusammenarbeit unter den 
Entwicklungsländern. 

Im Jahr 1975 hatte das UNDP den Einsatz von 82 5sterreicbi­
sehen Experten finanziert und 5sterreichische Ausrüstung im 
Wert von rund 15,5 Mio. öS angekauft. Der Gegemvert der Lei-
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stungen österreichischer Konsulentenfirmen, die für das 
UlillP tätig waren, betrugen ca. 2,25 l"1io. öS. Die entspre­
chenden Zahlen für das Jahr 1976 liegen noch nicht vor. 

Gemäss einem diesbezüglichen Abkommen zwischen Österreich 
und den UN/UlillP stehen zur Zeit 4 Österreicher als Junior 
Professional Officers (JPO) für ein Jahr in Ver'.-Jendung. Ein 
JPO wird in der UNDP-Zentrale in New York eingesetzt, wäh­
rend jeweils ein Praktikant bei den Aussenstellen des rn~DP 
in Bolivien~ Cap Verde und Guinea tätig ist. Die Gesamtkosten 
für den Einsatz der Praktikanten in der Höhe von rund 1,5 
Mio. öS werden von Österreich getragen. 

Ein österreichischer JPO wurde nach Beendigung seines 
Praktikums im Anril 1976 in den Personalstand des lThilF über­
nommen und ist weiterhin in der l'1ongolei tätig. 

Der UNFP (Bevölkerun§!:sfonds der VN) ist dem millP-Ver'dal­
tungsrat unterstellt, als dessen Mitglied Österreich die 
Tätigkeit des Fonds mitbeeinflussen kann. 

Der österreichische Beitrag betrug im Jahr 1976 öS 500.000,· 
(1975: 400.000,-- ÖS). 

Das ISVS (International Secretariat for Volunteers 
Service) stellte anfangs 1976 seine Tätigkeit ein, sodass 
eine verstärkte österreichische Unterstütz.ung der ähnlich 
gelagerten Tätigkeit des UNI[ (Freivlilligennrogramm der VN) 
angezeigt war. Ende 1976 arbeiteten mehrere hundert Freiwil­
lige (darunter 10 Österreicher) in rund 50 Entwicklungsländern 
für das Programm, das organisatorisch zum UNDP gehört. 

Ein finanzieller Beitrag Österreichs zum U1~-Special 
Voluntary Fund, dessen Mittel für den Einsatz von Frei1dil­
ligen aus den Entwicklungsländern selbst und vor allem für 
die ärmsten Entwicklungsländer ver'l'lendet werden, war im 
Jahre 1976 aus budgetären Gründen noch nicht möglich. 

3.2.3.KINDERHILFSl,'fERK DER VN (UNICEF) 

Die 31. GV des UNICEF beschloss in einer von Österreich 
miteingebrachtenund mit Konsens angenommenen Resolution, 
das Jahr 1979 zum Internationalen Jahr des Kindes zu erklären. 
Hiedurch soll die Öffentlichkeit besser über die besonderen 
Bedürfnisse des Kindes informiert werden, insbesondere über 
die Notwendigkeit, Programme für Kinder in die nationalen 
Pläne für wirtschaftliche und soziale Entwicklung einzubezie­
hen und langfristige Massnahmen auf nationalem und internatio­
nalem Gebiet zu Gunsten der Kinder einzuleiten. 

Der österreichische UNICEF-Beitrag 1976 betrug 5 l"1io.öS 
und v/ar beim Bundesminis teri um für soziale Ver';lal tung 
budgetiert. 
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3.2.4. INST ITUT DER VN FtJR AUSBILDUN G UND FORSCHUl'T G (UNIT P.R) 

Aufgabe des UNITAR ist die Schulung von Diplomaten und 
internationalen Beamten aus Entwicklungsländern und die 
Durchführung von Forschungsprojekten über r-1aterien der inter­
nationalen Kooperation. 

Als Teil dieser Tätigkeit veranstaltet das UlfITP~ all­
jährlich auf Schloss Hernstein ein dreitätiges Kolloquium 
mi t dem Zweck, leitenden Beamten der VI\!" sowie der Sonder­
organisationen Gelegenheit zu bieten, sich unabhängig von 
ihren offiziellen Funktionen mit aktuellen Problemen der 
VN, wie etwa 1976 mit Fragen im Zusammenhang mit der neuen 
internationalen Wirtschaftsordnung, zu befassen. 

Österreich erhöhte seinen Beitrag an das Institut von 
245.000,-- öS (1975) auf 350.000,-- (1976), wovon ein 
Teil zur Finanzierung des Hernstein Kolloquiums herange­
zogen wurde. 

In Verhandlungen mit dem UNITAR wurden 1976 Fortschritte 
in der österreichischerseits angestrebten Einbeziehung 
Wiens in das bisher weitgehend auf New York konzentrierte 
reguläre Seminarprogramm des Instituts erzielt. 

3.2.5. ENT'v-JICKLffi'1GSBP1TKEN 

Das Ratifikationsverfahren betreffend die Annahme des Über­
einkommens zur Errichtung der Inter-Ar.lerikanischen En t'.ücklIEl;?::' 
bank durch Österreich Hurde 1976 aogeschlossen (die österrei­
chische Ratifikationsurkunde wurde am 10. Jänner 1977 bei der 
Organisation Amerikanischer Staaten in Washington, dem Sitz 
der Bank, hinterlegt.) 

Österreich bildet mit den nicht-regionalen 11itgliedern 
Japan, Spanien, Schweiz, Jugosla'dien und Israel eine Stimm­
rechtsgruppe, die einen Exekutiv-, einen stellvertretenden 
Exekutivdirektor und einen technischen Berater stellt. Der 
stellvertretende Exekutivdirektor dieser Stim~rechtsgruppe 
wird von der Schweiz (für 3 Jahre), von Österreich, Jugosla­
wien und Israel (für jeweils 2 Jahre) nach dem Rotationsnrin­
zip nominiert. Österreich wird für den Zeitraum 1981/83 ~um 
erstenmal zum Zug kommen. 

Österreich ist nicht-regionales Mitglied der Asiatischen 
Entwicklungsbank. Im Direktorium der Bank bildet Osterreich 
mit der BHD und Grossbritannien eine Stimmrechtsgruppe. Gemäss 
einer Vereinbarung aus dem Jahr 1971 kommt Österreich nach 
dem Rotationsprinzip für den Zeitraum 1977/79 wieder ein Vize­
direktorposten zu. 

Im April 1976 ist Österreich mit rund 114 Nio. öS dem Asia­
tischen Entwicklungsfonds beigetreten. Diese Beitragsleistung 
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erBffnet der ~sterreichischen Wirtschaft bedeutende MBglich­
keiten durch die Beteiligung an internationalen Ausschreibun­
gen des Fonds. 

Die Afrikanische Ent<tJ'icklungsbank hat gemäss ihren Statuten 
keine nicht-regionalen Mitglieder. Ein Beitritt zum Fonds der 
Bank, zu dem auch nicht-afrikanische Staaten Beiträge leisten, 
war für Österreich aus budgetären Gründen bisher nicht m~glich 

3.3. BILATERALE ENT'dICKLUHGSHILFE 

Bilateral wird die ~sterreichische Entwicklungshilfe als ge­
bundene Projektshilfe gewährt. Die erfolgreich begonnenen Pro­
jekte wurden 1976 weitergeführt • 

Am 19. T1ärz 1976 wurde in Jakarta ein Abkommen mit Indone­
nien über die Technische Zusammenarbeit bei der Planung einer 
grossen Papier- und Zellulosefabrik in Ostkalimantan unterzeicr 
net. Der Aufwand an Entwicklungshilfemittel ist mit rund 
9 Mio. ~S veranschlagt. Die Verwirklichung dieses Grossprojekt~ 
unter internationaler Beteiligung, dessen Kosten auf etwa 
300 Mio. US-$ geschätzt werden, würde der österreichischen 
Maschinenindustrie grosse LiefermBglichkeiten und der öster­
reichischen Papierindustrie eine langfristig gesicherte Roh­
stoffquelle er~ffnen. 

In Bandung vmrde am 4. Oktober 1976 ein Lehrgang für Sch\-vei;: 
inspektoren er~ffnet, für welchen rund 5 Mio. öS Entwicklungs­
hilfemittel bereitgestellt wurden. 

Am 1. Juli 1976 vmrde in Wien ein Abkommen mit Pakistan 
über die Errichtung eines Wintersport- und Somrnererholungs­
zentrums in T-1alam Jabba sowie ein Finanzhilfeabkommen über 
30 Mio. ~S für das gleich Vorhaben geschlossen • 

Am 12. Juli 1976 wurde in Kuala Lumpur ein Abkommen über die 
Ausarbeitung einer Zweckmässigkeitsstu~ie zur Errichtung eines 
HÜttem"erl<:es unterzeichnet. 4 Mio. ÖS ':IUrden nalaysia hierfür 
geschenkweise zur Verfügung gestellt. Über die Ge\:lährung eines 
Darlehens in Höhe von 18,5 Mio. öS zu dem gleiche Zweck wurde 
am 25. August ebenfalls in Kuala Lumpur ein Finanzhilfeabkommen 
unterzeichnet. 

Am 26. November 1976 wurden die Ratifikationsurkunden zu een 
beiden Abkommen mit Tunesien über die Technische Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet der Tierzucht (genetische Verbesserung durch 
Lieferung von Zuchtstieren bzw. weiblichen Zuchtrindern) in 
Wien ausgetauscht. 

Mit Ägypten wurde anlässlich der Tagung der österreichisch­
ägyptischen Gemischten Kommission für wirtschaft liehe und 
technische Zusammenarbeit im Jänner 1976 in '.!ien, mit Tunesien 
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im Rahmen des offiziellen Besuches von Aussenminister Chatty 
in Österreich auch die Entwicklungszusammenarbeit diskutiert. 

Im M~rz 1976 weilten zwei Delegationen Algeriens zu Ge­
spr~chen über die Entwicklungshilfe auf dem Gebiet der Vieh­
zucht und Forstwirtschaft in Österreich. 

Der Abschluss folgender Vertr~ge ist in Aussicht geno~men: 

Projektbezogene Abkommen mit Ägypteg und AIGjerien über 
die Errichtung von Musterfarmen, mit Kenia über die Bster­
reichische Beteiligung an dem Aufbau einer eigenst~ndigen 
Wochenschau, die Prospektion von Minerallagerst~tten und die 
Erzaufbereitung im Taita-Taveta-Gebiet, Rahmenabkommen über 
technische Zusammenarbeit mit Ägypten, Indonesien, Kenia, 
Peru und Sambia, ferner ein neues Finanzhilfeabkommen mit 
Sambia. 

Ein Expertenbüro im Bundesministerium für AUS1',ärtige An­
gelegenheiten fungiert als Vermittlungsstelle für den Einsatz 
Bsterreichischer Exnerten im Rahmen des Technischen Hilfs­
programms der VN, der UNIDO, der Internationalen Arbeitsor­
ganisation und des Internationalen Handelszentrums. Dieses 
Büro veranlasst auch die regelm~ssige Verlautbarung offener 
Expertenstellen in den l'Iassenmedien. Im Rahmen der vor­
ervJähnten Programme, die vom Ul\fDP finanziert werden, standen 
im Jahre 1976 33 Bsterreichische Experten im Einsatz. 

Ferner vermittelt das Bundesministerium für Aus\'lärtige 
Angelegenheiten Studienplätze für UN- und UNIDO-Stipendiaten 
in Österreich. 

Auch 1976 erfolgten die Ausschreibungen der Bsterreichi­
sehen Entwicklungshilfestipendienaktionen (Spezialausbildung 
von Arzten, Speziallehrgang für Zollbeamte, Hochschulkurs 
für Prospektion und Bergbau, Hochschullehrgang für Limnologie, 
Ausbildung von hBheren Postbediensteten, Fremdenverkehrslehr­
gang sowie erstmalig Lehrgang zur Ausbildung von Fremden­
verkehrslehrern an der Fremdenverkehrsschule Klesheim, all­
gemeine Entwicklungshilfestipendienaktion) durch das Bundes­
ministerium für Auswärtige Angelegenheiten bZ\-I. die Bster­
reichischen VertretungsbehBrden im Ausland. Das Bundesmini­
sterium für Auswärtige Angelegenheiten ist bei den intermini­
steriellen Auswahlsitzungen für Zuerkennung der Stipendien 
vertreten. 
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4. INTERNATIONALE ATOT-1ENERGIEBEHÖRDE (IAEO) 

4.1. EINFÜlIRUNG 

Die XX. Ordentliche Tagung der Generalkonferenz der 
IAEO vJurde in der Zeit vom 21. bis 28. September 1976 über 
Einladung der brasilianischen Regierung in Rio de Janeiro 
abgehalten. 

Der Pr~sident der brasilianischen nationalen Kernenergie­
kommission , Professor Hervasio Giumaraes de Carvalho, vmrde 
einstimmig zum Pr~sidenten der Tagung gew~hlt. 

Von den 109 Mitgliedstaaten der IjI.EO vlaren 79 (gegenüber 
89 im Jahre 1975) durch Delegierte vertreten. Die Volksre­
publik China hat den durch das Ausscheiden der Republik 
China freigewordenen Platz noch nicht eingenommen. 

Die Arbeit konzentrierte sich auf folgende Themen: 
Die Rolle der Kernenergie in der künftigen Energiepolitik; 
Verbesserung der Sicherheitskontrollen; Kernenergie und Um­
weltschutz, regionale Zentren für den Brennstoffzyklus; 
technische Hilfe; Erforschung neuer Uran-Lagerst~tten. 

Im Gegensatz zu den Tagungen der letzten beiden J~~re, 
bei denen keine kontroversiellen politischen Fragen behandelt 
worden waren, haben bei der Tagung in Rio die Diskussionen 
politischer Probleme wiederum den Grossteil der Sitzungszeit 
in Anspruch genommen. 

4.2. AUm AHl1E NEUER I'lIT GLIEDST AATEN 

Nicaragua wurde durch Konsens in die IAEO aufgenommen, 
wodurch sich der Mitgliederstand auf 110 erhBht hat. 

4.3. EINLADUNG JlJ'J DIE PALAsTINENSISCHE BEFREI1JNGSORGANISATION 
(PI;O) L :ALSBEOBACH'I'i.8 ;\1,T D.t;lT SI':rZUNGEl'~ DER GENERALKONl"ERENZ 
11EI LZUlTEHI'ffiN 

Dieser Tagesordnungspunkt wurde auf Verlangen des Irak 
behandelt. Nachdem die Generalkonferenz in dieser Frage zu 
keinem Konsens kam, wurde der Antrag in einer Abstimmung 
mit 46 Ja- gegen 4 Neun-Stimmen (Israel, Südafrika, USA, 
Costa Rica) bei 21 Stimmenthaltungen angenommen. Österreich 
hat sich, wie die rleisten übrigen 1:1estlichen staaten, der 
Stimme enthalten. 
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4.4. FRAGE DER ZULASSUNG SÜDAFRIKAS 

Im Allgemeinen Komitee (General Committee), 1;lelches auf 
Grund einer Änderung der Geschäftsordnung nunmehr auch als 
Beglaubigungsausschuss fungiert, wurden vom Vertreter Ni­
geriens, unterstützt von den Delegierten einiger anderer 
Staaten, EinvJände gegen die Anerkennung des Beglaubigungs­
schreibens Süd afrikas wegen der dort praktizierten Apart­
heid-Politik erhoben. Nachdem die Abstimmung im Komitee 
Stimmengleichheit ergeben hatte, erklärte der Präsident der 
Tagung, der auch den Vorsitz im Allgemeinen Komitee führt, 
dass er als Staatsangehöriger eines EntvJicklungslandes 
zwar mit der Haltung Nigeriens sympathisiere, eine Aner­
kennung des Beglaubigungsschreibens für den Delegierten 
eines Staates, der ordentliches I'li tglied der IAEO sei, bei 
Vorliegen ge\'lisser formaler Bedingungen zu erfolgen habe j 

er werde daher das Beglaubigungsschreiben des südafrikani­
schen Delegierten vorläufig anerkennen,die endgültige Ent­
scheidung aber durch das Plenum fällen lassen. 

Eine Reihe von Entwicklungsländern und Jugoslawien brachte 
sodann einen Resolutionsentwurf ein, indem nicht mehr die 
"Nichtanerkennung des Beglaubigungsschreibens des süd afrika­
nischen Delegierten", sondern die Aberkennung des Status 
Südafrikas als "most advanced country" der afrikanischen 
Region gefordert wurde, mit dem die automatische jährliche 
Kooptiierung Südafrikas in den Gouverneursrat der IAEO ver­
bunden ist. 

Nach Verhandlungen, die die letzten 4 Sitzungstage fast 
ausschliesslich in Anspruch nahmen, konnte schliesslich eine 
Konfrontation vermieden werden. Die Sponsoren der Resolution 
verzichteten auf eine formelle Abstimmung, nachdem der Prä­
sident der Generalversammlung, Professor D. Carvalho (Bra­
silien), folgende Erklärung abgegeben hatte: 

"Es ist offensichtlich, dass die Mehrheit der Mitglied­
staaten die Apartheid-Politik der südafrikanischen Re­
gierung ablehnt und dass dies eine ernsthafte Verur­
teilung .der von der südafrikanischen Regierung ange­
wandten Politik bedeutet. Ich wurde dahingehend informiert, 
dass aufgrund eingehender Verhandlungen, die in der von 
mir eben gemachten Erklärung ihren Niederschlag gefunden 
haben, die Generalkonferenz, unter Berücksichtigung dieser 
Erklärung, jetzt bereit ist, den Resolutionsvorschlag 
über die Anerkennung von Beglaubigungsschreiben, Hie er 
vom Allgemeinen Komitee dem Plenum vorgelegt \-Iorden ist, 
anzunehmen." 
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BERICHT DES GOUVERNEURSRATES 

Der XX. Ordentlichen Tagung lag der Bericht des Gouver­
neursrates über die Tätigkeit der IABO vom 1. Jänner bis 
31. Dezember 1975 vor, womit sich der Berichtszeitraum 
erstmals mit dem Kalender- bzw. Budget jahr deckt. 

Es 1trurden darin als Sch\>lerpunkte der Tätigkeit der Or­
ganisation die Sicherheit und Kontrolle bei der Anwendung 
und Verbreitung von Kernenergie und deren Auswirkungen auf 
die Umwelt angeführt, sowie die Erstellung von Programmen 
zur Einführung von Nuklearenergie und Nukleartechnologie in 
den Mitgliedsländern. 

Nachstehende Punkte des Berichts erscheinen von beson­
derem Interesse: 

LJ-. 5.1. TECHl'TISCHE KOOPERATION mrn AUSBILDm~G 

Im Jahre 1975 standen für technische Hilfe und Ausbildung 
9,8 I'1io. US-Dollar (1973: 6,L~ Mio., 1974: 7,9 I'1io.) zur Ver­
fügung. 

Hie schon in den vergangenen Jahren stand Afrika bei der 
Vergabe mit 20 Staaten an der Spitze, gefolgt von Asien, dem 
Fernen Osten und Lateinamerika mit 16 Ländern,Europa mit 11 
Ländern und dem Nahen Osten mit 6 Ländern. 

Technische Hilfe und Ausbildung haben im Jahre 1975 insge­
samt 77 Länder von der IABO erhalten. Diese gliedern sich 
wie folgt auf: 

52 Länder ""aren lediglich Empfangsstaaten , 
25 Länder gewährten und beanspruchten Hilfe, 
20 Länder ste 11 ten nur technische Hilfe zur Verfügung ohne 
selbst eine solche zu beanspruchen. 

Im Jahr 1974 waren 51 Länder Empfangsstaaten, 23 Länder 
gaben und beanspruchten Hilfe und 19 Länder stellten nur 
Hilfe zur Verfügung. 

4.5.2. ATOI1WAFFENSPERRVERTRAG UND SICHERHEITSKOlFrROLLABKOnr'1EN 

Bis zum Ende des Berichtszeitraumes hatten 95 kernvmffen­
lose Staaten den Atomwaffensperrvertrag (NPT) ratifiziert, 
weitere 14 Staaten hatten ihn bisher unterzeichnet. Seither 
haben 2 weitere Staaten den Atomivaffensperrvertrag ratifiziert, 
sodass einschliesslich der 3 Atommächte nunmehr 100 Staaten 
Vertragspartner des NPT sind. 
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1975 hat die IAEO 515 Inspektionen in 39 Staaten (im 
Vorj ahr 4-74 Inspektionen in 38 Staaten) durchgeführt. Diese 
Inspektionen erfolgten in Kernkraftwerken, nuklearen Brenn­
stoffanlagen oder anderen Einrichtungen wie z.B. Forschungs­
reaktoren. 

Die Errichtung eines Safeguard Analytical Laboratory 
(SAL) in Seibersdorf \-mrde im November 1975 beendet und Gle 
Arbeit in gewi~'se'ilBereichen bereits Anfang des Jahre s 1976 
aufgenommen. 

45 5. :3. KERN'ZiliAFT mm REAKTOREN 

Ende 1975 belief sich die Kapazit~t der Kernkraftwerke 
auf 76.000 l''IVJ, das sind nahezu 5 % der I,"eltelektrizit~ts­
erzeugung. Trotz einer 4fachen Steigerung des Preises für 
Uraniumerz und einer Verdoppelung der Kosten für die An­
reicherung, betrugen die Kosten für Nuklearbrennstoff, der 
in Kernkraftwerken verwendet wird, nur 1/3 bis 1/4 vom 
Preis des Ölbrennstoffes, somit hielt der wirtschaftliche 
Vorteil der Kernkraft gegenüber aneeren Formen der Energie­
erzeugung an. Dennoch gab es einen beachtlichen Rückgang 
bei den Auftr~gen für neue Kernkraftwerke von 75.000 l'Thl 
im Jahre 1974 auf 28.000 MV in 1975. 

Auf Grund der Wirtschaftskrise in einem Grossteil der 
Mitgliedstaaten stieg der Verbrauch von elektrischer Lnergie 
nur geringfügig oder stagnierte. Das Ende der wirtschaftlichen 
Rezession l~sst alle:::dings .. -lieder ein Ansteigen der .Auftr~ge 
für die Errichtung von KernkraftvJerken erl'larten. Im Be:::ichts­
zeitraum 1975 wurden einige Verkaufs- und Versorgungsüberein­
kommen geschlossen, die auf ein starkes Anwachsen und eine 
Verbreitung von Kernkrafblerken in Asien, im Nahen Osten und 
in Lateinamerika w~hrend der n~chsten 10 Jahre hinweisen. 

Die Vorbereitungen für die Konferenz über Kernenergie UGa 
ihr Brennstoffzyklus im Mai 1977 in Salzburg, für die über 
2000 Teilnehmer erwartet werden~ haben bereits begonnen. Im 
Laufe des Jahres 1975 wurde von der IAEO eine zusammenfassendE 
Studie über die Errichtung von Zentren für Kernbrennstoff­
zyklus auf regionaler Ebene herausgegeben. 

Zahlreiche L~nder haben Interesse an Informationen über 
Erkenntnisse aus Kernexplosionen für friedliche ZVJecke be­
kundet. Daher wurde im J~nner 1975 im Sekretariat der I.AEO 
eine Ste lle für PN"E-ver1"rand te Leistungen eingerichtet. Dazu 
hat der Gouverneursrat einen ad-hoc Beirat eingesetzt, der 
allen interessierten Staaten zur Teilnahme of-fensteht •. In 
diesem Gremium, an dessen Sitzungen auch ein Vertreter des 
Bündeskanzleramts/Sektion V teilgenoTrr:ne~l hat, ,,!erden alle 
Aspekte der Kerne)::plosionen für friedliche Z'\'!ecl:.:e unter be­
sonderer Berücksichtigung gesetzlicher, verfahrensm~ssiger, 
wirtschaftlicher und gesundheitspolitischer Gesichtspunkte, 
behandelt werden. 
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4.5.4. SICHERHEIT tJND tJmJELTSCHUTZ 

. Die Vorbereitungsarbeiten flir einen umfassenden Katalog 
an Sicherheitsvorschriften und Sicherheitsrichtlinien, der 
alle Gesichtspunkte bei Errichtung und Betrieb von Kern­
kraftwerken betrifft, dauerten bereits 2 Jahre. Fortschritte 
konnten erzielt werden in der Ausarbeitung von 5 Sicher­
heitsvorschriften und 8 Richtlinien, die die Organisation 
von jenen Regierungs-Verwaltungsstellen betreffen, die mit 
der Errichtung und dem Betrieb von Kernkraftanlagen befasst 
sind. 

4.5.5. IN'TERN AT IONALES NUKLEA ... -qINFORI'lATIONSSYSTET-l (HnS) 

Im Laufe des Jahres 1975 beteiligten sich 46 Mitglieds­
staaten und 13 internationale Organisationen am kernwissen­
schaftlichen Informationssystem der IAEO, in dem mehr als 
63.000 verschiedene Punkte behandelt wurden. 

4.5.6. BESCHÄFTIGTENSTAND DER liEG 

4.6. 

Am 31.12.1975 verfligte das Sekretariat der IP~O liber 
390 Konzeptsbeamte (P-Posten und darüber), 648 GS-Posten 
(Verwaltungsdienst) und 242 M-Posten (Hilfsdienste). Der 
Beschäftigungsstand 1975 belief sich auf insgesamt 1230 
Personen, somit hat sich der Gesamtstand des Personals 
von 1974 (1244 Personen) bis 1975 um 36 Personen erhBht., 
Die Erhöhung betraf P-Posten (+ 12), GS-Posten (+ 21) 
und M-Posten (+ 3). 

"'AHLEN IN DEN GOUVERNEURSRAT 

Gemäss Art. VI.1 der Satzung wurden vom Gouverneursrat 
folgende 12 .l"Iitgliedsstaaten als flmost advanced countries" 
zu Mitgliedern des Gouverneursrates bis zur nächsten Ordent­
lichen Tagung bestimmt: Australien, Brasilien, Kanada, Frank­
reich, BRD, Indien, Italien, Japan, Slidafrika, Sowjetunion, 
Grossbritannien, USA. 

Gemäss Art. VI A 2 "'laren von der Generalkonferenz elf 
Mitgliedstaaten in den Gouverneursrat zu vl~"'llen. Der Sitz­
verteilung auf regionale Gruppen entsprechend, hatten sich 
folgende Länc.er, deren \-1a.,."J.l fast durch';Jegs mit grosser i'leer­
heit erfolgte, um einen Sitz im Gouverneursrat beworben: 
Äg-.fpten, Argentinien, Be Igi en, Halaysia, Mexiko, Pakistan, 
Panama, Portugal, CSSR, Niger und Nigeria. 
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4.7. BUD GET DER IP.EO FüR 1977 

Die Generelkonferenz hat das ihr gemäss Art. XIV Ades 
Statuts der IAEO vom Gouverneursrat vorgelegte Budget für 
das Jahr 1977 gebilligt. 

Das Budget gliedert sich in "Regular'l und ftOperational''- Budget. 
Die im Rahmen des IIRegular Budget ll für 1977 vorgesehenen: 
Ansätze belaufen sich auf 43.501.000 US-Dollar; nach Abzug 
der geschätzten Einnahmen in der Höhe von 3.151.000 US-Dollar, 
Überschüssen aus den Jahren 1974, 1975 und 1976 von 3.350.000 
US-Dollar, beträgt der von den Mitgliedsländern aufzubringende 
Betrag 37.000.000 US-Dollar, was gegenüber 1976 eine Stei­
gerung von 2.763.000 Dollar oder 8,1 % bedeutet. 

Die freiwilligen Bei träge zum 11 General Fund 11 vlUrden mit 
6.000.000 US-Dollar veranschlagt, sodass zusammen mit diversen 
Einnrulmequellen ein Gesamtbudget von 51.006.000 US-Dollar zur 
Verfügung steht. 

Der "\vorking Capi tal Fund 11 für 1977 wurde wie in den ver­
gangenen Jahren mit 2.000.000 US-Dollar veranschlagt. 

Auf der Ausgabenseite wurden die 1,'lichtigsten Positionen 
wie folgt budgetiert (in Klammer die Steigerung gegenüber dem 
berichtigten Budget 1976): 

Sicherheitskontrollen 
Verwaltung 
Allgemeine Dienstleistungen 
Information und technischer Dienst 
Nukleare Sicherheit und Umweltschutz 
Technische Hilfe und Ausbildung 
Gemeinsame Projekte mit der FAO 

US-Dollar 

7.951.000 
4.709.000 
4.177.000 
2.905.000 
3.326.000 
1.867.000 
2.512.000 

(+ 
(+ 
(+ 
(+ 
(+ 
(+ 
(+ 

23,4 %) 
9,7 %) 

13,5 Q": ) /0 

0,5 %) 
6,6 %) 

11,8 %) 
9,7 %) 

Österreich hat den Empfehlungen des Gouverneursratffi zu­
gestimmt und vorbehaltlich der parlamentarischen Genehmigung 
wie in den Vorjahren einen freiv:illigen Bei trag zum General 
Fund zugesagt. Der freiwillige Beitrag beläuft sich entspre­
chend der öst6rreichischen Beitrassquote auf 34.800 US-Dollar 
(1976: 31.900 US-Dollar). Für Stipendien wurden wie in den 
Vorjahren - ebenfalls vorbehaltlich der parlamentarischen Ge­
nehmigung - 170.000 öS zugesagt. 

Als Schwerpunlcte im Programm der IAEO in den kommenden 
Jahren wurden die verstärkte Aufnahme von Fachleuten im Rahmen 
der technischen Hilfe, die Intensivierung der F6rschungspro­
gramme auf den Gebieten der Ernährung und Landwirtschaft, der 
Biomedizin sowie der nuklearen Sicherheit und Umweltschutz, 
genannt. 

Im Rahmen der regionalen Brennstoffzyklus-Zentren sollen 
die Auswirkungen der Am·,rendung von nuklearen Brennstoffen auf 
die Umwelt sowie deren wirtschaftliche, rechtliche, organisato-
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rische und finanzielle Aspekte untersucht werden. Der Konfe­
renz über "Kernkraft und ihr Brennstoffzyklus tf

, die im Mai 
1977 in Salzburg abgehalten wird, muss besondere Bedeutung 
im Hinblick auf die zukünftige Erstellung von Kernkraftpro­
grammen beigemessen werden. Weiters wird die ZusamJ1enarbeit 
mit dem Internationalen Institut für angewandte Systemanalyse 
(IIASA), der VJeltgesundhei tsorganisation (l/JHO) und dem Um­
vIel tprogramm der VN (UNEP) intensiviert werden. 

4.8. BEITRAGSQUOTEN DER MITGLIEDSTAATEN FÜR 1977 

Die Generalkonferenz beschloss über Vorschlag des General­
direktors die Aufschlüsselung der Beitr~ge zum Budget für 1977 

Die österreichische Beitragsquote betr~gt für 1977 
0,58798 % (1976: 0,58656 %). Osterreich wird insgesamt einen 
Anteil am Regular-Budget von 217.553 US-Dollar (1976: 200.820 
US-Dollar) zu leisten haben. 

4.9. ERÖFFNUl~GSDATUT1 DER XXI. ORDENrrLICHEN TAGUNG 

Die XXI. Ordentliche Tagung der Generalkonferenz wird 
wieder in \.Jien, 'vW die IAEO ihr 20j~hriges Bestandsjubil~um 
feiert, stattfinden. Als Eröffnungsdatum wurde Montag, der 
26. September 1977, festgesetzt. 

4.10.ZUSAYJ.l''IErrSETZUNG DER ÖSTERREICHISCHEN DELEGATION ZUR XX.OR­
DENTLICHBN TAGUNG DE?c Gl::Nic;RALKOHFERENZ 

Delegierte: 
Ausserordentlicher Gesandter und bevollm~chtigter 
Minister Dr. Johann Manz, Bundesministerium für 
Ausw~rtige Angelegenheiten 

Stellvertretende Delegierte: 
Ausserordentlicher Gesandter und bevollm~chtigter . 
Minister Dkfm. Dr. Thomas Klestil, Bundesmini­
sterium für Ausw~rtige Angelegenheiten 

Ministerialkommissär Dr. Fritz Werner Schmidt, 
Bundeskanzleramt - Sektion V 

Generalkonsul Dr. Andreas Somogyi, Generalkonsulat 
Rio de Janeiro 
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5. VERKEHRSFRAGEN 

Österreich ist seit 2. April 1975 Mitglied der Z\vischen­
staatlichen Beratenden Seeschiffahrtsorganisation (INCO). 

Die Änderung des D~ereinkommens über die Zwischenstaat­
liche Beratende Seeschiffahrtsorganisation samt Anlagen 
(I1'1CO Resolution A. 315 -ES.V vom 17. Oktober 1974) wurde 
gemäss Art. 50 Abs. 1 B-VG im Dezember 1976 genehmigt, wäh­
rend das im Rahmen der II1CO erarbeitete Übereinkommen 

0972}über internationale Regeln zur Verhütung von Zu­
sammenstössen auf See samt Anlagen Ende 1976 der verfassungs­
mässigen Genehmigung zugeführt wurde. 

Der in Malaga-Torremolinos im Jahr 1973 erarbeitete 
Internationale Fernmeldevertra~, der mit 1. Jänner 1977 den 
Fernmeldevertrag von Montreux {1965) ersetzt, wobei insbe­
sondere die sich ergebenden technischen Neuerungen auf die­
sem Sektor Berücksichtigung fanden, wurde der verfassungs­
mässigen Genehmigung zugeführt. 

Die österreichische Ratifikationsurkunde zu den vom A'VII. 
Weltpostkongress 1974 in Lausanne beschlossenen Staatsver­
trägen betreffend Neuregelungen des zwischenstaatlichen Post.­
rechtes wurde am 29. Juli 1976 hinterlegt. 

Das im Rahmen der ECE erarbeitete EuroDäische Überein­
kommen über die Hauntstrassen des Internationalen Verkehrs, 
vlelches frühere Vereinbarungen über die rlEuropastrassen" den 
neuen Gegebenheiten anpasst, wurde am 29. Dezember 1976 von 
Österreich unterzeichnet. 

Österreich hat sich an den Arbeiten zur Vorbereitung 
der Projektierung eines Fernstrassensystems (TEM-TranseuroDea~ 
Motorway) im Bereich der Staaten Polen, CSSR, Ungarn, Oster­
reich, Jugoslawien, Italien, Griechenland, Bulgarien, Rumä­
nien und Türkei beteiligt. 
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V. ANDERE BEREICHE DER AUSSENPOLITIK 
================================= 

1. AUSLANDSKULT1~POLITIK 

1.1. BILATERALE BZIEHUNGEN 

1.1.1. ALLGEMEINES 

Aufgabe der Auslandskulturpolitik ist es, durch die Dar­
stellung Bsterreichischer Kultur und Lebensform sowie durch 
den kulturellen Austausch zum besseren Verständnis der kul­
turellen Eigenart Österreichs und zu seiner Verankerung im 
Bewusstsein anderer VBlker, zur Stärkung seiner Rolle in der 
Staatenwelt und zur gegenseitigen kulturellen Bereicherung 
beizutragen. 

Dabei gilt es allerdings - über die Vermittlung der viel­
fältigen kulturellen Werte der Vergangenheit hinaus - die be­
sondere Aufmerksamkeit auf die \-.rissenschaftlichen Aldivi täten 
und das künstlerische Schaffen der Gegenwart zu richten. Im 
Sinne einer ausge\·.,rogenen Darstellung des kulturellen Öster­
reichbildes im Ausland war man im Berichtsjahr bestrebt,nicht 
nur den über die Grenzen bekannten festen Bestand des kultu­
rellen Erbes weiterhin zu verbreiten, sondern Österreich vor 
allem als ein Land mit lebendiger, moderner kultureller Kreati· 
vi tät darzustellen. Grosser vlert wurde darauf gelegt, die 
Verflechtung der aus Österreich stammenden kulturellen Impulse 
mit den geistigen Entwicklungen des Auslands aufzuzeigen. 

Die begrenzten finanziellen MBglichkeiten lassen für die 
Zukunft die Erstellung eines kulturellen Rahmenprogrammens 
angezeigt erscheinen. Erste diesbezügliche ttberlegungen Hurden 
im Berichtsjahr angestellt. Um aber bis zur Erstellung eines 
solchen Rahmenprogramms die für die ltulturelle Auslandsarbeit 
vorhandenen Budgetmittel mBglichst zweckmässig einzusetzen, ha1 
die 1975 im Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten 
eingerichtete KontaktsteIle im Berichtsjahr eine sehr umfang­
reiche Tätigkeit entfaltet. 

Im Interesse einer mBglichst umfassenden Darstellung des 
österreichischen Kulturlebens war man bestrebt, auch die kul­
turellen Leistungen der Bundesländer deutlich werden zu lassen. 
Kulturelle Manifestationen wie die Salzburger- und Bregenzer 
Festspiele, der Kärntner I'1usikalische Sommer und der SteirischE 
Herbst, das Internationale Brucknerfest in Linz, das Grill­
parzer Symposion auf der Burg Forchtenstein aber auch verschie­
dene Symposien wie in St. Veit a.d. Glan, Lindabrunn, Alpbach 
oder die Salzburger Humanismusgespräche, gabe~ Anlass, über 
das jeweilige Ereignis hinaus im Ausland für Osterreich kul­
turell zu werben. 
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Über das Kontaktkomitee zur Koordinierung der Auslands­
kulturpolitik zwischen Bund und Ländern Hurden die Bundes­
l~nder liber die massgeblichen kulturellen Aktivit~ten Öster­
reichs im Ausland informiert und verst~rkte direkte Initia­
tiven der Landeskulturreferate angeregt. Eine solche Hitarbeit 
erwies sich vor allem auf den Gebieten des wissenschaftlichen 
Austausches,der Präsentation moderner österreichischer Autoren 
im Ausland und bei Ausstellungen unter Heranziehung des Po­
tentials der Landesmuseen und -archive als fruchtbar. 

Um den vielf~l tigen Aufgaben gerecht zu werden, l,.,rar man 
um besondere Methoden bemliht. Unter anderem wurden durch die 
Veranstaltung von Symposien die bisherigen Aktivit~ten er­
weitert. Diese Symposien gruppierten sich um '\üssenschaftliche 
literarische und künstlerische Themen (Ödön von Horvath-Sym­
posion, London; Rainer l'1aria Rilke-Symposion und Symposion übe: 
die \hener Psychotherapeutische Schule, Zagreb; Fri tz Hoch­
w~lder-Symposion, Teheran; Architektur-Symposion, Istanbul; 
Musikhistorisches Symposion, Rom). Um auch neue Interessenten­
kreise im Ausland anzusprechen, wurden fast alle VeranstaltungE 
gemeinsam mit kulturellen Institutionen und Universit~ten des 
Auslands durchgeführt, wobei meist kulturelle Persönlichkeiten 
des Gastlandes mit herangezogen wurden. 

Um der Darstellung österreichischen Kulturschaffens eine 
möglichst grosse Breitenwirkung zu sichern, war man, wo immer 
dies möglich war, bemüht, die Massenmedien des Gastlandes ein=.: 
schalten. 

Durch Initiativen der Kulturinstitute und der Vertretungs­
behörden konnte auch die Zahl der Einladungen an kulturelle 
Persönlichkeiten des Auslandes nach Österreich erhöht werden. 

Zur Unterstützung der kulturellen T~tigkeit im Ausland vmras 
auch eine Reihe von Initiativen in Österreich selbst gefördert, 
so etwa;Stiftungsfonds Pro Oriente, Europäisches Forum Alpbac:2, 
Österreichisches Lateinamerikainstitut. 

Alle kulturellen Aktivitäten im Ausland wurden im Sinne 
eines erweiterten Kulturbegriffes durchgeführt, viO':::>ei die 
Wissenschaften von der Medizin bis zur Philosophie und von 
der Technik bis zum Völkerrecht miteingeschlossen \'laren. Zu­
sammen mit Musik, bildender Kunst, Architektur, Literatur und 
Theater wurde ein umfassendes Programm angestrebt, dessen 
Orientierung, bei aller Beachtung des kulturellen Erbes, auf 
die Gegenvlart und Zukunft gerichtet war. 

Die einleitenden Bemerkungen zum Abschnitt 11 über die 
bilateralen Beziehungen, wonach die Intensität offizieller 
staatlicher Kontakte nur wenig über die Dichte der faktischen 
Beziehungen aussagt, gelten in besonderem Nass flir den kul­
turellen Bereich. Im Verh~ltnis zu den westlich-demokrati­
schen Ländern überwiegen naturgemäss jene kulturellen Kontakte, 
die sich ohne Einflussnahme durch staatliche Stellen entwickel:::. 
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1.1.2. VERTRAGLICHE VEREINBP.RUNGEN 

Im Berichtszeitraum sind Kulturabkommen mit Indonesien 
(BGBl. Nr. 271/1976) und Spanien (BGBl. Nr. 480/'1976), ein 
wissenschaftlich-technisches u~ereinkommen mit Rumänien 
(BGBl. Nr. 622/1976), Abkorumen über die Gleichwertigkeit der 
Reifezeugnisse mit Bulgarien (BGEl. Nr. 148/1976) und Jugo­
slavJien (BGBl. Nr. 4-79/1976) sovüe ein v,Tei teres Regierungs­
übereinkommen mit Rumänien (BGBl. Nr. 53/1976) in Kraft ge­
treten. Am 31. 12. 1976 standen damit folgende z\üschenstaat­
liche Vereinbarungen auf kulturellem bzw. wissenschaftlich­
technischen Gebiet in Kraft: 

16 Kulturabkommen: ji~gypten, Belgien, Bulgarien, Frankreich, 
Grossbritannien, Indonesien, Italien, Jugoslawien, Luxemburg, 
I1exiko, Norwegen, Polen, Rumänien, Spanien, UdSSR und Ungarn. 
5 wissenschaftlich-technische Abkommen bzw. Übereinkommen: 
Bulgarien, Italien, Frankreich, Rumänien und Ungarn; 

4- Abkommen über die Gleich\'Jertigkei t von Reifezeugnissen und 
im Universitätsbereich: Bulgarien, Finnland, Italien und 
Jugoslawien. 
10 Regierungsübereinkommen : ~\g;ypten, Bulgarien, Jugoslawien 
(3 Übereinkommen), NOr\'legen, Polen, Rumänien, UdSSR und USA; 

2 Spezialabkommen über Zusammenarbeit auf geologischen Gebie­
ten: eSSR und Rwanda (im letzten Fall gemeinsam mit der Sccwei: 

Kulturabkommen mit Iran und Ungarn, ein wissenschaftlich­
technisches Abkommen mit Rumänien, ein Abkommen über Gleich­
wertigkeit im Universitätsbereich mit Bulgarien sOHie ein Ab­
kommen über die Gleich\"lertigkei t der Reifezeugnisse mi t Liech­
tenstein wurden unterzeichnet. In Durchfül1rung bestehender Ab­
kommen wurden Regierungsübereinkommen mit Ägypten und Jugo­
slaVJien paraphiert. 

Verhandlungen für den Abschlus s von Kulturabkommen "'''lurden 
mit der eSSR und der DDR, für den Abschluss von Abkommen über 
die G lei.ch\vertigkei t im Uni versi tä tsbereich mit Jugoslawien 
und Rumänien und für den Abschluss eines Abkorumens über die 
GleichvJertigkei t von Reifezeugnissen mi t Rumänien eingeleitet. 
Gemischte Kommissionen zur Durchführung bestehender Abkommen 
sind in 3 Fällen zusammengetreten. 

1.1.3. AUSSTELLUlTGEN 

Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten hat 
im Berichtsjahr insgesamt 61 österreichische und ausländische 
Ausstellungen betreut bzw. veranstaltet. Im folgenden sollen 
nur die wichtigsten Ausstellungen erw~hnt werden: 
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Die gemeinsam mit dem Österreichischen Bundestheaterverband 
vorbereitete Ausstellung "\;Tiener Burgtheater , 1776 - 1976 ~I 
wurde im Jubiläumsjahr in 31 Ländern in 4 Kontinenten gezeigt, 
wobei intensive Kontakte des Burgtheaters zu einzelnen aus­
ländischen Bühnen durch die Bereitstellung gezielter Zusatz­
exponate (Schautafeln und Originaltheaterkostüme) dokumentiert 
wurden. 

Im Rahmen der mehrjährigen Welttournee ist die vJanderaus­
stellung "Österreich zeigt den Kontinenten Hundertwasser" 
(Versicherungswert rund 40 Mio. ~S) in 5 weiteren Länder prä­
sentiert worden. Über 330.000 Besucher wurden seit Beginn die­
ser Tournee gezählt. 

Eine aus Anlass des 100. Geburtstages bzw. 50. Todestages 
von R .1'1. Rilke erstellte vlanderausstellung fand vor allem in dE 
germanistischen Instituten mehrerer Länder grosse Beachtung. 

Die bisher gr~sste vlotruba-Ausstellung erzielte im Rahmen 
des Maggio Musicale Fiorentino im Forte Belvedere in Florenz 
beachtlichen Erfolg. 

Schliesslich fanden auch die gemeinsamemit der graphischen 
Sammlung Albertina vom Bundesministerium für Auswärtige Ange­
legenhei ten vorbereiteten vlanderausstellungen "Facsimilia der 
Albertina" und I'Pacsimilia von Klimt .und Schiele" in verschie~ 
denen Ländern grossen Anklang. 

Folgende weitere Wanderausstellungen wurden im Laufe des 
Berichtsjahres vom Bundesministerium für Ausvlärtige Angelegen­
heiten organisiert: 

- Hundert\'rasser-Graphik in den USA, 
- Brauer-Graphik in Polen, 

"Neun junge Künstler aus Österreich 11 in Italien und 
Frankreich, 

- "Zeitgen~ssische ~sterreichische Textilkunst ll in den USA 
- Hans Fronius in Frankreich, Luxemburg und Belgien, 
- Herzmanovsky-Orlando in der BRD, 
- "Musikland Osterreich" in Belgien und der BRD, 
- IIÖsterreicher im Exil" in Frankreich und Luxemburg. 

Weiters wurden in der Vorbereitung und Durchführung ent­
sprechend unterstützt: 

Einzelausstellungen ~sterreichischer Künstler wie 
Hollegha, J:los\-Jitzer, Tairych, in den USA, 
Peter Richard Oberhuber in Lindau, 
"I'1oderne Ikonen" von Anton vlollenek in Kairo, 
Kurt Kramer in Teheran, 
Edda Mally in Südafrika u.a.m. 
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Österreichische Kollektivausstellungen 
Zeitgen5ssische 5sterreichische Kunst mit 15 Vertretern 
wie Hrdlicka, Sch5m..,rald, Decleva in Nor1Vegen und Frankreich, 
Frohner, Hatzl, Korab in Stockholm und YJestberlin, 
der 5sterreichische \'Jerkbund in riailand, 

- vliener Künstlerhaus in Sofia, 
- Beiträge zur Staderneuerung in Tokio, 
- Partituren zeitgen5ssischer Musik in New York, 

Österreichische Architektur 1945 - 1975 in Istanbul, 
- Kinderzeichnungen: "How do I see the USA", in elen Vereinigte 

Staaten. 

Österreichische Beteiligungen an internationalen Ausstellungen 
im Ausland: 
- 15. Internationale Karikaturausstellung in Knokke (Belgien), 
- Ausstellung der Internationalen Vereinigung für Sch5ne . 

Künste in Athen, 
- Kinderkunstausstellung in Kuala Lumpur und 

Kunstkalender in Indien. 

Biennalebeteiligungen: 

VIII. Internationales Festival für Malerei in Cagnes (Frank­
reich), 

- Triennale der riedaillenkunst in Udine, 
- V. Graphikbiennale in Florenz, 
- 111. Internationale Biennale für Kunst von Kindern und 

Jugendlichen in Argentinien. 

1.1.4. HUSIK 

Die Vertretungsbeh5rden und Kulturinstitute haben in Zusam­
menarbei t mit ausländischen I1usikveranstal tern in vie le11 Fäl­
len das Auftreten ~sterreichischer Musiker bzw. riusikensembles 
ermöglicht. 111 der Programmgestaltung war man bemüht, die 
Bedeutung österreichischer Komponisten des 20. Jahrhunderts 
stärker hervorzuheben. Schliesslich wurde Hert darauf gelegt, 
dass solch~ Veranstaltungen nicht nur in den Hauptstädten 
sondern auch in anderen Städten des je\veiligen Landes durchge­
führt 'VJerden. 

Folgende Veranstaltungen seien erwähnt: 

Tourneen österreichischer Musiker vorwiegend der jüngeren 
Generation: 

- Kovacic-Petermandlj Affetti Musicali; Haydn-Trio; Salz­
burger Streichtrio: alle England, Frankreich. 

- Duo Kitt-Deutsch; Igo Koch; Wiener Streichtrio; 
- \-Jiener Fl~tentrio: Iran, Türkei, Arabische Länder. 
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- \-liener Schubert-Quartett: UdSSR 
- Kurt Rapf: England 
- Sängerknaben des Stiftes Altenburg: Frankreich 

Neben diesen Tourneen wurden u.a. folgende Veranstaltungen 
durchgeführt: 
- K. & K. Experimentalstudio für elektronische l'1usik (Gunda 

König - Dieter Kaufmann): Frankreich, Rom, Oslo, Stockholm 
- Alexander Jenner: Istanbul 
- Wiener Bläser Qu.intett: London 
- Die Knabenchöre von St. Florian und Altenburg 

(Weltkongress der Pueri Cantores 1976 in London) 
- Alban Berg-Quartett: \-lestberlin 
- Rene Clemencic: Budapest 
- \-Tiener Streich-Quartett: To}cio 
- Ensemble 11usica Antiqua: Ottm'la 
- Neunesse-Chor, Schönberg-Chor: Tel Aviv 
- Ensemble "Kontraste 11 (I'lusik des 20. Jahrhunderts): Florenz 
- Arik Brauer: Warschau 

Bei zahlreichen musikalischen Veranstaltungen waren österreichi 
sehe Vertretungen eingeschaltet, ohne dass finanzielle Subven­
tionen erforderlich waren: 

- Alfred Bendel: \'Testber lin, Tel Avi v, Canberra 
- Friedrich Gulda: Westberlin 
- Rudolf Buchbinder: Canberra, Ottawa, Kopenhagen 
- Jörg Demus: Canberra, Tokio, Caracas, Ottawa, Bangkok 
- Paul Badura-Skoda: Athen, Warschau, Lüttich, Buenos Aires 

Opernaufführungen: 

- Hochzeit des Fi9aro (Grazer Oper): Nairobi, 7 Vorstellungen 
Die Fledermaus ~dargestellt von einem österreichischen 
Operettenensemble): Scmtiago de Chile 

- Die lustige Witwe (Volksoper): Den Haag, 6 Vorstellungen 
- Die Entführung aus dem Serail (Volksoper): Bratislava, 

1 Vorstellung 
- Der Zigeunerbaron (Grazer Oper): Luxemburg, 3 Vorstellungen 

Musikalische Seminare, Symposien: 

- Prof. Paul SchilhaivsK:-J: Perfektionskurs für Liedgesang , 
Mozartopern und Klavierbegleitung am Kulturinstitut Paris 

- Klaus Ager: Elektronische Musik in Österreich, Istanbul 
- Symposion: Aufbruch und Tradition der Kultur - Stellung 

Wiens um 1900 im Spiegel der Musikgeschichte, Rom 
- Musik in Mitteleuropa 1900 - 1930, Görz 
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1.1.5. LITERATUR 

Mehr als in früheren Jahren wurden literarische Veran­
staltungen gemeinsam mit Universit~ten oder lokalen Kultur­
institutionen durchgeführt. Die gute Aufnahme der österreichi­
schen Schriftsteller zeigte sich vielfach an den lebhaften 
Diskussionen, die sich an den jeweiligen Vortrag oder die 
Lesung anschlossen. 

Unter den Veranstaltungen sind hervorzuheben: 

- Peter Handke (Los Angeles) 
- Barbara Frischmuth (New York, Bonn, 1tluppertal, Düsseldorf) 
- Peter Rosei (Den Haag, Bonn, Wuppertal, Düsseldorf) 
- Gernot \,jolfgruber (Bonn~ Düsseldorf, \"Tuppertal) 
- Peter Henisch (Niederlande) 
- György Sebestyen (London, Niederlande) 

H.G. Artmann (Budapest, Harschau, Poznan) 
- Hilde Spiel (Krakau, Warschau, USA) 
- Forum Stadtpark - Alfred Kolleri tsch, i:Jolfgang Bauer, 

Gerd F. Jonke (Vlrozla'd, Poznan, Harschau) 
- Peter Daniel Wolfkind (Zagreb) 
- Ernst Jandl (Zagreb) 
- Fri tz Hoch\'J~lder (S;ymposien über das dramatische Schaffen 

des Dichters in Teheran und Istanbul, mit u~ersetzung und 
Aufführung des Dramas "Lazaretti" im iranischen Fernsehen. 

- Erich Fried (London) 
- Jeannie Ebner (Istanbul) 

Man~s Sperber (London) 
- Heinrich Schnitzler, l1Arthur Schnitzler-Abend ll (Pa.ris) 
- Paul Hoffmann ("Sigmund Freud-Briefe" (Tel Aviv). 

1 .1 .6. BUGH- UND VERLAGS\-/ESEN 

Auch w"ährend cEs Jahres 1976 hat sich der Hau-ptverband 
des österreichischen Buchhandels mit Gemeinschaftsausstellun­
gen seiner Verlage an den Buchmessen in Warschau und Frank­
furt/Main beteiligt. Auf der Internationalen Buchausstellung 
Berlin waren ebenfalls österreichische Verlage vertreten. 

In mehreren Buchakticnen wurden wichtige Universit~ten 
des Auslandes mit wissenschaftlichen Werken und Literatur 
aus Österreich für Studienzwecke versorgt. 

Das St. Georgs Kolleg in Istanbul, die österreichische 
Schule in Guatamala und andere Schulen erhielten Bücher und 
Lehrmittel. 
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1 .1 .7. FILHE, TONBjJ:mzR, r1ASSEN1-IED JEN 

Ein besonders grosser Personenkreis (rund 93.000) konnte 
durch die Vorführung von Lang- und Kurzfilmen (insgesamt 
312 Streifen) angesprochen werden. 

43 in Europa und uoersee ausgeschriebene internationale 
Filmfestspiele wurden mit 34 österreichischen Filmen be­
schickt. Ausser Spielfilmen handelte es sich um Kultur- und 
Dokumentarfilme, aber auch wissenschaftlich-technische Filme, 
sowie Filme für Kinder und Jugendliche. Der :Film "Kinder­
totenlieder" des Jungfilmers Titus Leber \'Jurde bei 5 Film­
festspielen gezeigt und erhielt in Besanqon den Publikumspreis, 
5 weitere Filme wurden ebenfalls mit Preisen ausgezeichnet. 

2600 Tonbänder mit Husikprogrammen, Informationen über 
die österreichische Geschichte und über Österreich im allge­
meinen in deutscher, englischer, französischer, spanischer . 
und portugiesischer Sprache (darunter 265 Bänder des Bundes­
pressedienstes) wurden an die Vertretungsbehörden im Ausland 
gesandt. Sie fanden vielfach bei Radiostationen, Universi­
täten, Kulturinstitutionen und Vereinen Verwendung. 

Über die Rundfunk- und Fernsehaufnahmen vieler von den 
österreichischen Kulturinstituten und Vertretungsbehörden or­
ganisierter Veranstaltungen hinaus wurden zahlreiche Rundfunk­
und Fernsehsendungen angeregt und für sie rlaterial beschafft. 
Eine grössere Anzahl von ausländischen Zeitungen behandelte 
über Initiative der Vertretungsbehörden und Kulturinstitute 
kulturelle Themen in österreichischem Zusammenhang und erhielt 
dafür entsprechende Unterlagen. Unter anderem brachte Times 
Literary Supplement eine Österreich-Nummer. In regelmässigen 
Österreich-Sendungen ausländischer R~ndfunkstationen sowie 
Österreich-Beilagen wichtiger Zeitungen, die von österreichi­
schen Vertretungsbehörden initiiert wurden, konnte für einen 
vJ'esentlichen kulturellen Anteil gesorgt werden. 

1.1.8. ÖSTERRSICH-vjQCHEN 

Bei den von der Bundeskamf:1er der gewerblichen \1irtschaft 
im Zusammenarbeit mit der Österreichischen Fremdenverkehrs­
werbung laufend organisierten Öst erreich\vochen Hurden kulture 11 
Veranstaltungen zur Abrundung des Österreichbildes durchge­
führt (beispielsweise in I.xelles/Brüssel mit einer Kollekti v­
ausstellung von vier österreichischen Künstlern und mehreren 
Konzerten). 

Kulturelle Österreich\'lOchen fanden im Berichtszeitraum im 
Rahmen des österreichisch-belgischen Kulturabkommens in Lüttic:::' 
statt. :r-1ehrere AusstelluEgen (E. Fuchs , Expressiver Realismus, 
historische Kleidermodelle, alte Landkarten aus Beständen der 
Österreichischen Nationalbibliothek sowie eine österreichische 
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Buchausstellung) versuchten, ein möglichst breites Spektrum 
zu präsentieren. Filmvorführungen in Verbindung mit Vorträgen 
sowie mehrere Konzerte österreichischer Ensembles (Johann 
Strauss Orchester, Kontrapunkte) ergänzten dieses Programm, 
das sich grosser Breitenwirkung erfreute. 

Neben der l"li twirkung bei den obenenvähnten ÖsterreichvJOche::J. 
sind auch einige Wien-Präsentationen des Wiener Fremdenver­
kehrsverbandes und des Kulturamtes der Stadt "lien zu er l,'lähnen. 

1.1.9. VORTRAGE lThTD EINZEVlERANSTALTm~GEN 

Mit Einzelvorträgen bzw. Veranstaltungen war man bestrebt, 
möglichst verschiedenartige Bereiche der Wissenschaft zu be­
handeln. Dabei wurde auf eine breite geographische Streuung 
Bedacht genommen: 

- Prof. Walter vJeiss: IIZ e itgenössische östereichische LiteratuJ 
(an 8 Universitäten in Frankreich) 

- Prof. Roger Bauer: Hugo von Hofmannsthal u.a. (an 5 Uni­
versitäten in Frankreich) 

- Prof. Alfred Doppler: Il Österreichische Lyrik"(an 3 Universi­
täten in England) 
Prof. "lerner \.Jelzig: I/Österreichische Literatur" (Sofia) 

- Dozent vJendelin Schmidt-Dengler: li Österreichische Li teratur 
der Gegenwart"(an 3 Universitäten in Polen, Moskau) 

- Prof. Arnold Keyserling: I1Österreichische Philosophie, der 
vliener Denkstil ll (an 5 Universitäten in Polen, London) 

- Prof. I'1ario vJandruszka: IIConfro!1ti linguistici: Italiano -
Francese - Inglese - Tedesco" (Rom) 

- Prof. Erich Zöllner: 111000 Ja.1.re Österreich" (Rom) 
- Dozent Arthur Rosenauer: "Klimt, Schiele, Kokoschka" (Buda-

pest) 
- Prof. Hermann Fillitz: "Adolf LooslICI:Jarschau) 
- Prof& Leo Gabriel: "Dialektik und integrale Logikll(Tokio) 
- Prof. William Johnston: "Kul turgeschichte Österreichs 11 (NeH 

York) 
-_ Dr. Harald Leupold-Löl"venthal: "Sigmund Freud" (5 Vorträge ir: 

Israel, 1'1adrid) 
- Dr. Reinhard Knoll: "Rolle der politischen Parteien" (an 3 

Universitäten in Fxankreich) 
- Prof. Anton Pelinka: "Österreich nach 1945 11 (Hestberlin, 

UdSSR) 
- Prof. Robert Reichhardt: 11 Stadtplanung t

\ (Paris) 
- Architekt Dipl.Ing. Karll"lang:

"
Soziales Design"(Belgrad) 

- Prof. Reinhold Gieselmann:!lStadterneuerungH(Budapest) 
- Prof. Erika v!einzierl: liDer österreichische \Jiderstand gegen 

den Faschismus (Budapest) 
- Dr. Karl Stuhlpfarrer : "l'iinderhei tenprob le~ne in Österreich:! 

(an 3 Universitäten in Frankreich) 

III-69 der Beilagen XIV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 137 von 234

www.parlament.gv.at



- 137 -

- HermannGmeiner: "Kinderdörfer ll (Finnland) 
- Prof. Irenäus Eibl-Eibesfeldt: 11Verhaltensforschung" 

(i:lestberlin) 
- Prof. Karl vleghaupt: n Strahlentherapie" (4 Vorträge im Iran) 
- Prof. Roman Sexl: ['Theoretische Physik" (Kairo) 
- Dozent Karl Irsigler: medizinische Vorträge (Kairo) 
- Prof. Josef Meyrath: Mikrobiologie (Kairo) 
- Prof. Otto Mayerhofer-Krammel: Anästhesiologie 

(Kairo, Ottawa) . 
- Prof. Stefan Verosta: 11Österreichische Neutralität" 

(mehrere Universitäten in den USA) 
- Prof. Horst Haschek: "\..,Tiener medizinische Schule 11 (New York) 
- Prof. Hans Strotzka: Sozialpsychologie (an 3 Universitäten 

in Polen) 
- Prof. Friedrich von Hayek: Nationalökonomie (mehrere Univer­

sitäten in Australien, Neuseeland und Japan), 

1 • 1 • 10. VlISSENSCHAFT 

Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten war 
bestrebt, die wissenschaftlichen Aktivitäten in Zusammenarbeit 
mit den Universitäten und anderen wissenschaftlichen Insti­
tutionen des Auslandes auszuweiten. 

Aus der Vielzahl der Aktivitäten seien folgende genannt: 

a) Symnosien: 
- 11Zum 120. Geburtstag Sigmund Freuds über die \1iener Schule 

der Psychotherapie und die Psychotherapie in Jugoslawien l' 

(Zagreb) ; 
- I1Symposion über Raumplanung" (l,ondon); 
- I1Clemens Holzmeister und die t,ürkische Architektur" (Istan-

bul); 
- 11 Ödön von Horv ath 11 (London); 
- "Rilke in Jugoslm'1ien ll gemeinsam mit dem kroatischen Schrift· 

stellerverband in Jugoslawien (Zagreb); 
- "Vienna and the modern movement" (Los Angeles); 
- IIAufbruch und Tradition der Kulturen - Stellung Vliens um. 

1900 im Spiegel der l-1usikgeschichte" (Ror:J.); 
Beteiligung an den Symposien: 

- "Musik in 1'1i tteleuropa 1900 - 1930" (Görz); 
- "Marketing und Ausbildung im deutschsprachigen Raum mit 

besonderer Berücksichtigung Österreichs" (Istanbul); 
- IISigmund Freud" (Madrid); 
- "Die weltliche Herrschaft der geistlichen Fürsten in 

Italien und Deutschland 11 (Insti tuto Storico in Trient). 
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b) Austausch von Wissenschaftern und Studenten 

11i t 13 Staaten (Ägypten, Belgien, BRD, Dänemark, Frank­
reich, Grossbritannien, Italien, Jugosl81.·rien, Niederlande, 
Polen, Rumänien, UdSSR, CSSR) erfolgte auf der Basis indi­
vidueller Einladungen ein Austausch von Universitätsprofesso­
ren. Dabei werden regelmässig Gastvorträge an den einladenden 
Universitäten gehalten. Insgesamt handelt es sich dabei im 
Studienjahr 1976/77 um 54 Einladungen und Gegeneinladungen. 

Der Austausch von Wissenschaftern und Studenten mit den 
USA v/ird fast ausschliesslich über die Fulbright Kommission 
abge\'iickel t, in der das Bundesministerium für "-i.uswärtige 
Angelegenheiten vertreten ist. 

Im Studienjahr 1976/77 sind 52 5sterreichische Germanisten 
als Lektoren an ausländischen Universitäten tätig. 

Äm 31. Dezember 1976 waren 17 5sterreichische Lektoren 
in Frankreich, 12 in Grossbritannien, 11 in Italien, 3 in 
der UdSSR, 2 in der Türkei, 2 in Portugal sowie je 1 Lektor 
in Guatemala , Japan, POlen, Rumänien und Jugosla:wi en tätig. 

Die in Ent\",ricklungsländern tätigen Lektoren sind unter 
V .1.1.13. lIEntwicklungshilfe 11 angeführt. 

Zur Belebung und Verbesserung des Sprachunterrichts \1urde 
ein - 150 Sprachassisten umfassendes - Austauschprogramm 
durchgeführt. Dieser Austausch erstreckte sich auf Grossbri­
tannien, Frankreich, Italien, Belgien und die USA, 'wobei 
Frankreich mit einem Anteil von etwa einem Drittel an der 
Spitze liegt. 

Die 5sterreichischen Vertretungsbeh5rden und Kulturinsti­
tute sind in das Ausschreibungs- und Auswahlverfahren für die 
Stipendienaktionen des BundesminiSteriums für Wissenschaft 
und Forschung, Bundesministerium für Unterricht und Kunst und 
des Bundeskanzleramtes einbezogen. Ihnen obliegt die Betreuung 
der Stipendiaten im Gastland. 

c) Wissenschaftliche Veranstaltungen 

Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten war 
regelmässig bemüht, 5sterreichischen Wissenschaftern die Teil­
nahme an wissenschaftlichen Veranstaltungen irr:. Ausland zu 
erm5glichen. In einigen Fällen hatte es einen wesentlichen An­
teil an der Gestaltung solcher Veranstaltungen.Es sei auf 
die starke 5sterreichische Einschaltung in das Austro-Swiss­
German Semester der University of California, Los Angeles, 
verwiesen, bei dem ein substantieller Programinbeitrag vor­
berei tet und abgevdckel t wurde. 

Die Mitwirkung am Österreichischen Studien- und Forschungs­
zentrum der Universität Rouen wurde mit Arbeiten auf verschie­
denen Gebieten der Geisteswissenschaften und wissenschaftliche: 
Publikationen fortgesetzt. 
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An Eigenveranstaltungen sind die Seminare des Kulturin­
stituts Istanbul zu erwahnen: 

1. Übersetzungsprobleme der Literatur und des Theaters 
2. Philosophie-Unterricht in der Türkei 
3. österreichisches und türkisches Theater. 

d) Wissenschaftliche Kooperatiosprojekte: 
Im Rahmen der in Kraft stehenden 16 Kulturabkommen und 

der 5 wissenschaftlich-technischen Abkommen wird laufend eine 
grosse Anzahl von gemeinsamen Projekten verfolgt. Besonders 
hervorgehoben seien jene, an deren Organisation die Öster­
reichischen Kulturinstitute beteiligt sind. 

Naturhistorisches f'Iuseum in '.lien und Naturhistorisches 
:r1useum Teheran (Vorbereitung einer IIFauna Iranica"); . 

- Pal~ontologisches Institut der Universit~t Wien und Geologi­
sches Institut der Universit~t Teheran (urgeschichtliche 
E:xpedi tion) ; 

-Laboratorium für Kunststoff technik 'vJien und Polytechnikum 
Teheran(Kunststofftechnik); 

- Universit~t Wien, Universität Mesched (Limnologie); 
- EntvIicklung von Abfallverv:ertungsanlagen für Alurn.inium- und 

Kupfersp~ne (Department for Production Engineering der Ain 
Shams Universität und Fa. BBhler); 

- GeochemischeProbleme im Hochdammbereich Assuan - insbesonde::::, 
Isotopenanwendung, seltene Erden, Kaolin (~wischen Bundesver­
suchs- und Forschungsanstalt Arsenal urid Naturwissenschaftli­
cher Fakultät Assuan); 

- Erstellung einer metallogenetischen Karte (Erzlagerstätten)j 
der Bstlichen \-Jüste Äg"Jptens (I1ontanuni versi tä t Leoben, im 
Rahmen des Internationalen Korrelationsprogrammes in Zusammen 
arbei t mit dem Ägyptischem Geologi sehen Dienst. 

- Radiochemische Untersuchungen von Spurenelementen in Nil­
wasser, -schlamm und .Feldfrüchten (Atominstitut der Öster­
reichischen Hochschulen - Universit~t Assiut und Assuan); 
Kooperationsprojekte zwischen dem Mikrochemischen Labor der 
Universität Kairo und der Universität Graz; 

- Gesamtdokumentation der Tempelinschriften von Philae im 
Auftrag der Österreichischen Akademie der Wissenschaften; 

- Ausgrabungen in Ephesus, Theben Rezayeh in Zusammenarbeit 
mit den zuständigen arch~ologischen Stellen des jeweiligen 
Landes. 

e) Vlissenschaftliche Publikationen 

Im Ausland erscheinende Publikationen, die spezifisch 
Bsterreichische Themen behandeln, wurden gefBrdert. Es handelt 
sich hiebei um Publikationen, deren Herausgabe nur durch diese 
Förderung möglich wird, wie z.B.: 

- IIAustriaca -Cahiers universitaires d'information sur 
l'Autriche" (2 Hefte), Österreichisches Studien- und For­
schungszentrum an der Universit~t Rouen; 
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- IlRomische Historische Mitteilungen tl (Kulturinstitut Rom) 
- tlRom in der Neuzeit" (Kul turinsti tut Rom) 

"Austrian History Yearbook tl (Rice University, USA). 

1 .1 .11. SCHULEN Ir1 AUSLAND 

Im Rahmen der Auslandskulturpolitik betreut das Bundes­
ministerium fUr ßusw~rtige Angelegenheiten - mit Ausnahme 
des rein p~dagogischen Bereichs - das st. Georgs Kolleg in 
Istanbul, das Instituto Austriaco-Guatemalteco in Guatemala 
City, die Fachschule Reza Pahlevi in Teheran und die Fach­
schule Reza Pahlevi in Isfahan. 

Die beiden erstgenannten Schulen sind Privatschulen nach 
dem Recht des Gastlandes und werden vom Bundesministerium für 
Unterricht und Kunst durch Entsendung von Subventionslehrern 
unterstützt. Am St. Georgs Kolleg, dem eine Allgemeinbildende 
Höhere Schule für M~dchen und Knaben sowie eine HandelsakademiE 
mit etwa insgesamt 1300 Schülern angehören, waren 1976 41 
österreichische Subventionslehrer t~tig. Die Tatsache, dass 
sd..ch die Absolventen als 1'1ul tinlil<::atoren des von Österreich 
vermittelten Wissens erweisen,~macht sich fUr Österreich zu­
nehmend positiv bemerkbar. 

Am Instituto Austriaco Guatemalteco unterrichten seit dem 
Jahr 1975 19 österreichische Subventionslehrer. Das Instituto 
Austriaco Guatemal teco umfasst einen z\vei.j~hrigen Kindergarten, 
eine einj~hrige Vorschule, eine sechsj~hrige Grundschule 
sowie eine fünfj'@rige Allgemeinbildende Höhere Schule. 

Das Bundesministerium für Ausv:~rtige Angelegenheiten fUhrt 
ferner zusammen mit dem Bundesministerium für Unterricht und 
Kunst den organisatorischen Teil der Zusammenarbeit mit der 
iranischen Ausbildung technischer Fachlehrer durch. Am Teheran 
Vocational Teach8I"s 'rraining Insti tute sind 2 österreichische 
Diplomingenieure, am Isfahan Technical Vocational Training 
Center ein Teamleiter und 2 Fachlehrer t~tig. 

1.1.12. SPRACF~URSE 

An einer Reihe österreichischer Kulturinstitute werden 
Kurse für deutsche Sprache mit besonderer Bedachtnahme auf 
österreichische Literatur und Landeskunde durchgeführt. 

Hörerzahlen: Paris: 
Rom: 
\.Jarschau: 
Teheran: 

380 Hörer 
115 Hörer 
480 Hörer 
200 Hörer 
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1.1.13. PROJEKTE KULTURELLER ENT\nCKLUNGSHILFE 

Die nachfolgend genannten Projekte wurden iru. Bundesmini­
sterium für Aus'V1ärtige Angelegenheiten geprüft, vorberei tet 
und aus Mitteln der kulturellen Entwicklungshilfe finanziert: 

- Unterstützung des Neubaues der Hädchenschule tlLiceo I'lonsenor 
Daniel Rivero" (Bolivien). 

- Ermöglichung der Teilnahm'e ägyptischer T1i ttelschullehrer 
an Sommersnrachlcursen in Österreich; 

- Einsatz von Hans Graf als Dirigent beim Iraqi National 
Symphony Orchestraj 

- Entsendung des 11uslkethnologen Dr. Gerhard Kubik an das 
Institute of African Studies der Universität Nairobij 

- Entsendung von Mag. Barbara Wiegele als Lektor der Germa­
nistik an die Universität Abidjan (Elfenbeinküste); 

- Verlängerung der Entsendung von Mag. Gertraud WachtIer 
als Lektorin an das Germanistische Institut der Universität 
Dakar; 

- Österreichischer Lektor für die Fremdsprachenhochschule 
Istanbul (Dr. Luzius); 

- Videoanlage für die Universität Trujillo (Peru); 
- Entsendung eines Experten an das Institute of Music and 

Drama, Khartoum (Georg vlagner); 
- Entsendung von zwei Anthropologen an die Katholische Uni­

versität von Ecuador (Quito)(Dr. Fritz Trupp und Dr. Franz 
J. Haller) i 

- Entsendung eines l'1usikethnologen an das Institute of Papua 
New Guinea Studies (Dr. Gerald F. Messner); 

- Büchergaben aus den Sachgebieten \.Jissenschaft, Österreich­
kunde und Literatur an zahlreiche Universitäten, ausserdem 
Notenmaterial (u.a. Ägypten, Türkei, Kolumbien, Brasilien, 
Indien, Nigeria, Philippinen); 

- Beistellung von medizinischen Geräten für das österreichi­
sche St. Georgs-Spital in Istanbuli 

- Verl~ngerung der Entsendung des österreichischen Ethnologen 
Dr. Vlal ter I J ichl an die Universität Dakar (Senegal); 

- Unterstützung des Deutschunterrichtes in den Österreicher­
Siedlungen in Brasilien; 

- Kooperation auf musikalischem Gebiet: tlJunge Talente der 
Türkei stellen sich vor tl (Kulturinstitut Istanbul); 

1.1.14. JUGENDAUSTAUSCH 

Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten 
hat auch im Jahre 1976 auf dem Gebiet des bilateralen Jugend­
austausches Hilfestellung geboten. 

Besondere Vereinbarungen über einen bilateralen Jugend­
austausch bestehen mit Israel. Von den in verschiedenen Be-
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reichen durchgeführten Aktivi täten wären der Austausch z\'lischE 
einer Musikgruppe aus Ramat Can und der Chorvereinigung "Jung 
WienIl , der vom Bundesministerium für Auswärtige AngelegenheitE 
auch finanziell gefördert wurde, hervorzuheben. 

MULTILATERALE KULTUR- Ul'ID ~dISSENSCHjl..FTSPOLITIK 

1 • 2. 1. ALLGEl'1E nms 

Die multilaterale Tätigkeit des Bundesministeriums für 
Auswärtige j~ngelegenhei ten im Bereich der Kulturpolitik er­
streckt sich in erster Linie auf die TeilneJlme an der vJel t­
weiten Aktivität der UNESCO, auf ge\visse, von den VN behandelt 
Probleme und Projekte sowie - im europäischen Bereich - auf 
die MitvIirkung an der kulturellen Zusammenarbeit im Europarat , 
der wissenschaftlich-technologischen Zusammenarbeit mit den 
Europäischen Gemeinschaften im Rahmen der EG-COST, am Euro­
päischen Laboratorium für r-Iolekularbiologie usu. Hiezu komme::J. 
spezifische Aufgaben im Zusammenhang mit der Durchführung der 
KSZE-Beschlüsse. 

Die Durchführung all dieser Aufgaben erfolgt in engem 
Zusammenwirken mit den fachlich zuständigen Ressorts, in erste 
Linie dem Bundesministerium für Unte~richt und Kunst und dem 
Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung. 

Hinsichtlich der kulturellen Zusammenarbeit im Rahmen des 
Europarates (CCC) wird auf Abschnitt 111.3.4.3. verwiesen. 

1.2.2. UN-UNIVERSITÄT 

Die grundsätzliche Bereitschaft zur Zusammenarbeit Öster­
reichs mit der ON-Universität, die ihren Sitz in '~okio hat, 
wurde anlässlich der 31. GV der VH und der 19. Generalkon­
ferenz der UNESCO erneut unterstrichen. Für eine Assoziierung 
werden österreichischerseits das Institut für Limnologie der~ 
Akademie der Wissenschaften, das Forschungszentrum Seibersdorf 
sowie die Diplomatische Akademie in Betracht gezogen. 

1.2.3. EG-COST 

Die von den Europäischen Gemeinschaften initiierte Zusam­
menarbeit von 19 europäischen Staaten auf dem Gebiet der wis­
senschaftlichen und technischen Forschung (EG-COST) vJUrde im 
Jahr 1976 erfolgreich weitergeführt und erscheint auch für 
die nächsten Jahre gesichert. 
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Einen Schi'Jernunkt innerhalb dieser Zusammenarbeit bildeten 
die Vorbereitungsarbeiten zur Durchführung einer europäischen 
konzertierten Aldion auf dem Gebiet des Verkehrswesens ("Elek­
tronische Hilfen für den Verkehr auf grossen Fernverkehrs­
strassen"), an denen innerstaatlich neben dem Bundesministe­
rium für Ausw~rtige Angelegenheiten auch das Bundesministe­
rium für Wissenschaft und Forschung, das Bundesministerium für 
Inneres, das Bundesministerium für Bauten und Technik und 
das Bundesministerium für Verkehr teilnahmen. Seitens Öster­
reich ist geplant, sich mit zi'Jei Projekten an dieser Aktion zu 
beteiligen. 

Die Schweiz und Österreich unterzeichneten eine Erkl~rung, 
in der die beiden L~nder ihre Absicht bekundeten, im Rahmen 
der COST auf dem Gebiet der supraleitenden elektrischen 
Maschinen konzertierte Forschungen durchzuführen. 

Österreich beteiligte sich ferner an den COST-Aktionen 
lI\-Jerkstoffe für I"Ieerwasserentsalzungsanlagen ll (Metallurgie) " 
"vlerkstoffe für Gasturbinen" (Netallurgie), 
"Forschungsarbeiten über das physikalisch-chemische Verhalten 
von SchvJefeldioxyd in der Atmosph~re 11 (Umweltverschmutzung), 
"Einfluss atmosph~rischer Bedingungen auf die Ausbreitung 
von elektromagnetischen VJellen", 
"Prospekti vstudie über den Verkehr zwischen Ballungszentren . 
bis 19(35" und 
"Schaffung eines Europ~ischen Zentrums für mittelfristige 
Vlettervorhersage". 

Die beiden ersterw~hnten Aktionen auf dem Gebiet der Me­
tallurgie, an denen namhafte österreichische Firmen und 
ein österreichisches Hochschulinstitut mitwirkten, konnten 
zu einem für alle Beteiligten befriedigenden vorläufigen Ab­
schluss gebracht werden. Angesichts der guten Ergebnisse wurde 
von den Mitgliedstaaten in Aussicht genommen, die gemeinsame 
Arbei t an dem Forschungsvorhaben tli:lerkstoffe für Gasturbinen" 
um drei Jahre zu verl~ngern. 

Weiters wird derzeit noch die Möglichkeit einer Beteili­
gung Österreichs an Forschungsprojekten auf dem Gebiet der 
Nahrungsmitteltechnologie geprüft. 

1.2.4. EUROPi'i.ISCHES LABORATORIUI1 FÜR MOLEKULA..BBIOLOGIE 

1975 trat das Übereinkommen zur Errichtung eines Europäi­
schen Laboratoriums für Molekularbiologie (EI-1BL) auch für 
Österreich in Kraft. Das Laboratorium ist ein Sondervorhaben 
der Europäischen Konferenz für flolekularbiologie (Art. 11 
Abs. 2 des tJ'bereinkommens, BGBl. Nr. 273/1970/ und soll sich 
auf solche Forschungsvorhaben konzentrieren, die die Möglich­
keiten einzelner, insbesondere kleinerer staaten Euronas über­
steigen 'dürden und mit deren Hilfe Fortschri tte auf den .Ge­
bieten der Genetik, Proteinsynthese und Immunologie erreicht 
werden sollen. 
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Der Aufbau des in Heidelberg zu errichtenden Zentral­
labors sOlvie der diesem angeschlossenen zwei auswärtigen 
Forschungsstätten - eine beim Laboratorium für Hochenerge­
tische Physik in Hamburg, die andere beim Institut Laue­
Langevin in Grenoble - ging im Jahr 1976 zügig voran. 

Österreich war auch im Berichtsjahr im Beratenden Wis­
senschaftsausschuss des Laboratoriums vertreten. 

1.2.5. KULTURELLE ASPEKTE DER KSZE-SCHLUSSAKTE 

Im Zusammenhang mit der Durchführung der Beschlüsse der 
KSZE auf dem Gebiet der Zusammenarbeit und des Austausches 
im Bereich der Kultur und der Bildung \'lUrde eine Reihe von 
Kontaktgesprächen geführt, an denen neben Vertretern der 
interessierten Ressorts Renräsentanten von Organisationen 
in den Bereichen der Liter~tur und des Verlag~wesens, des 
Theater- und Musil{vwsens, der l1assenmedien und des Films, 
der bildenden Kunst sowie der vJissenschaft und des Bildungs­
wesens teilnahmen. Hiebei wurden die MBglichkeiten zur Ver­
besserung der kulturellen Kontakte, die sich aus der Schluss­
akte ergeben, dargelegt und bereits gev.JOnnene Erfahrungen 
ausgetauscht. 

1.2.6. 19. GENEHAIKONFERENZ DER lJlfESCO 

A. Einleitung 

Die 19. Generalkonferenz der UNESCO, die vom 26. Oktober 
bis 30. November 1976 auf Einladung der Regierung von Kenia in 
Nairobi tagte, Vlar die erste Generalkonferenz der UNESCO, die 
auf afrikanischem Boden abgehalten ':rurde und sei t der' Fertig­
stellung des Hauptqu2J:'tiers der UNESCO in Paris vor zwanzig 
Jahren die erste, die nicht am dauernden Sitz der Organisation 
stattfand. Sie 1rrurde durch den Präsidenten des Gastlandes, 
Jomo Kenyatta, feierlich erBffnet. 

Drei afrikanische PersBnlichkeiten hatten massgeblichen 
Einfluss auf den Verlauf der Konferenz und trugen dazu bei, 
dass sie trotz I:lancher Gegensätze zum erfolgreichen Abschluss 
kaL; es waren dies der einstimmig zum Präsidenten der 19. Ge­
neralkonferenz gewählte kenianische Erziehungehlinister 'J:aai tta 
Toweett, der 19'74 zum Generaldirektor der UNESCO gewählte Se:1e­
galese Amadou Mahtar M'Bow und schliesslich das Exekutivrats­
mitglied Botschafter L~on Boissier-Palun (Benin), der zum 
Präsidenten des Reda.ktions- und Verhandlungskomi tees gevlähl t 
wurde. 
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Dieses erstrials bei einer Generalkonferenz ins Leben geru­
fene Komitee hatte entscheidenden Anteil daran, dass in den VE 
handlungen der Kommissionen auftauchende Schwierigkeiten und 
Gege~s~tze vor der Befassung des Plenums wenigstens teilweise 
prozedural oder durch Kompromissformulierungen beigelegt \'ler­
den konnten. Ihm gehBrten Vertreter von 25 Staaten, darunter 
seitens der auch Osterreich umfassenden Wahlgruppe I die 
Delegierten Belgiens, Frankreichs, Italiens, NOI''.'Jegens und 
der USA, an. Pr~sident der ~Jahlgruppe I ist seit September 197 
der St~ndige Vertreter Österreichs bei der UNESCO, w. Hofrat 
Dr. Alwin Westerhof. 

Ob1;JOhl nicht verhehlt werden soll, dass manche Probleme 
nicht gelBst, sondern vorerst vertagt wurden, kann doch fest­
gestellt werden, dass der vor und w~hrend der Konferenz wieder 
holt erw~hnte "Geist von Nairobi\\ sich durchaus positiv bemerk 
bar machte. Es bestand der Eindruck, dass die Konferenz von de 
afrikanischen Staaten gleichsam als eine Einladung an die an~ 
deren Mitgliedstaaten betrachtet wurde, an deren mBglichst rei· 
bungslosem Verlauf seitens der afrikanischen Delegierten ein 
gewisses Interesse bestand. Sie haben deshalb durch ihr Ver­
halten und ihre Stimmabgaben ' . .vesentlich dazu beigetragen, dass 
der Zeitplan der Konferenz im grossen und ganzen eingehalten 
und politische Konfrontationen in Grenzen gehalten werden 
konnten. 

Die grundlegende Haltung und die wesentlichen Anliegen 
der österreichischen Delegation 'du.rden w~hrend der einleitend(~: 
Generaldebatte in der Rede Bundesministers Dr. Willibald Pahr, 
der die österreichische Delegation leitete, zusammenfassend 
dargelegt (siehe Beilage D) 

Seit der 18. Generalkonferenz hat sich durch die Aufnahme 
von Ane;ola, Grenada, 1"Iocambique, Papua-Neuguinea, Seychellen 
und Surinam die Zahl der l1i tiliedstaaten der UlfESCO auf 141 
erhöht. 

Das von der 19. Generalkonferenz verabschiedete Bud~et für 
1977/78 in Höhe von 224,413.000 UB-Dollar, das erstmals auch 
Kaufkraft- und W~hrungsverluste berücksichtigt und somit sp~­
tere Nachforderungen vermeiden soll, wurde ohne Gegenstimme 
angenommen; nach dem von den VN festgelegten Verteilungs­
schlüssel entfallen auf Österreich 0,62 Prozent - für das 
Biennium 1975/76 waren es 0,55 Prozent - des Gesamtbudgets, 
somit 1,341.060 US-Dollar. Ein grosser Teil der Budgetaufwen­
dungen dient Entwicklungsvorhaben. 

Nachdem Österreich seit der 17. Generalkonferenz (1972) 
durch Hochschulprofessor Kurt Blaukopf im Exekutivrat der 
UNESCO vertreten war, schied es turnusgem~ss mit dem Ende der 
19. Generalkonferenz aus diesem Gremium aus, wobei der Ge­
neraldirektor bei der ~öerreichung der UNESCO-Verdienstme­
daille an das ausscheidende öster~eichische Mitglied dessen 
Beitrag zur T~tigkeit des Exekutivrates besonders würdigte. 
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Um bei der Zusammensetzung des Exekutivrates der grösseren 
Zahl von Mitgliedstaaten aus der Dritten Welt Rechnung zu 
tragen, wurde die Zahl der Sitze von bisher 40 auf 45 erhöht • 

. Hiebei wurden der vJahlgruppe I (Westeuropa , USA, Australien, 
Kanada, Neuseeland) 10 (unverändert), der vlahlgruppe 11 (Ost-
europa) 4 (unverändert), der Wahlgruppe 111 (Latein-
amerika) 8 (bisher 7), der Wahlgruppe rv (Asien) 7 (bisher 6) 
und der I-lahlgruppe V (Afrikanische und arabische Staaten) 
16 (bisher 13) Sitze zugesprochen. 

Ein von Schweden eingebrachter Vorschlag - für den auch 
Österreich stimmte - auf Einführung eines \1eisungsrechtes der 
Mitgliedstaaten an die von ihnen nominierten Exekutivratsmit­
glieder fand nicht die notwendige Mehrheit. Ein mexikanischer 
Abänderungsantrag, wonach die Regierungen in aussergeVJöhnli­
ehen Fällen ein von ihnen nominiertes 1'1 i tglied ablösen können, 
wurde mit 66 Stimmen (darunter auch jenen Österreichs und 
SCh\oledens) gegen acht Stimmen bei 32 Enthaltungen angenommen·. 

vlar es bisher bei der vlahl in die übrigen Komi tees - vom 
Rechtsausschuss bis zu den verschiedenen Arbeitskomitees -
üblich, aufgrund von Vorschlägen der 1'1 i tgliedstaaten Kandida­
tenlisten aufzustellen und in freiem vJettbevJeI'b - bei einer 
gewissen Berücksichtigung politischer oder geographischer Kri­
terien - Kandidaten zu wählen, so schlugen diesmal die afri­
kanischen Vertreter im Interesse angemessener Repräsentation 
eine Verteilung der Sitze in den Komitees nach dem im Exeku­
tivrat angewendeten Schlüssel vor; obwohl seitens der Wahl­
gruppe I auf den Vorrang wissenschaftlicher Interessen, das 
Bedürfnis nach geeigneten Fachleuten usw. hingewiesen wurde, 
konnten die Afrikaner mit Unterstützung der übrigen viahlgruppe 
ihre Auffassung durchsetzen. 

Österreich wurde neuerlich zum Mitglied des Internationalen 
Koordinationsrates des Programms "Der Mensch und die Biosphäre l 

gewählt an dessen Arbeitsprojekten über Hochgebirgsökologie 
und Gevrässerkunde es hervorI'agenden Anteil nimmt. 

Im Plenum, in den drei Programmkommissionen (Kommission I: 
Natur- und Sozialwissenschaften, Kommission 11: Erziehung, Kul­
tur, Kommunikation, Kommission 111: Allgemeine Programm­
fragen) und in der Administrativkommission der 19. Generalkon­
ferenz war Österreich durch die Mitglieder seiner Delegation 
vertreten, die sich vlie folgt zusammensetzte: 

Delegierte: 

Dr. vJillibald Pahr 
Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten 

Dr. Georg Schlumberger 
Ao. und bev. Botschafter 

Dr. Heinrich Blechner 
Ao. Gesandter und bev. Minister 
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Hofrat Dr. Alwin Westerhof 
Ständiger Vertreter Österreichs bei der UlfESCO 

Hochschul-Professor Kurt Blaukopf 
Mitglied des Exekutivrates der UNESCO 

Stellvertretende Delegierte: 

Univ.Prof. Dr. Wilhelm Weber 
Präsident der Österreichischen UlrESCO-Kommission 

Hofrat Dr. Minna Lachs 
Vizepräs. der Österreichischen illTESCO-Kommission, 
Vorsitzende des Fachausschusses für Erziehung 

Univ.Prof. Dr~ Ernest Troger 
Vorsitzender des Fachausschusses für 
NaturvJissenschaften der Österreichischen UNESCO-Kommission 

Dr. Harald Gardos 
Bundesministerium für Unterricht und Kunst 

Botschaftssekretär Dr. Peter Wilfling 
Österreichische Botschaft Nairobi (zugleich Delegations­
sekretär) 

Berater: 

Dipl.Ing. Dr. Hans Foramitti 
Wissenschaftlicher Oberrat im Bundesdenkmalamt 

Dr. Faul T\'larOch 
Generalsekretär des ORF 

B. Fragen vorwiegend politischen Charakters 

Die Frage der Vollmachten Chiles, die durch Ost staaten 
und der Republik Vietnams, die durch die USA in Frage gestellt 
\1urden, gab Anlass zu einer Abstimmung über den beide erwähnte 
staaten einschliessenden Vorschlag des Vollmachtenkomitees. 
Dieser 'wurde mi t 78 gegen eine Stimme bei 16 Enthaltungen (vor­
Vliegend Oststaaten) angeno~men, vIObei Österreich im Sinne des 
von ihm vertretenen Grundsatzes der Universalität für die Zu­
lassung beider Staaten stimmte. 

Zu den schv,rierigsten Fragen, die der 19. Gene:ralkonferenz 
vorlagen, gehörten die mit Israel im Zusammenhang stehenden 
Tagesordnungspunkte: 

- Definition der Regionen im Hinblick auf die Durchführung 
regionaler UtmSCO-Aktivitäten; 

- Durchführung der Resolution 13 der 18. Generalkonferenz, 
betreffend die erzieherischen und kulturellen Einrichtungen 
in den von Israel besetzten arabischen Gebieten; 
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- Durchführung der von der 18. Generalkonferenz angenommenen 
Resolution über die Ausgrabungen, in Jerusalem. 

Diese Punkte hatten schon bei der 13. Generalkonferenz 
P...nlass zu lebhaften Kontroversen gegeben, wobei es zu Beschlüs 
sen kam, die von Teilen der ',1el töffentlichkei t kritisiert VlUr­

den und - insbesondere durch die teilweise Einbehaltung des 
Mitgliedsbeitrages der USA, der einem Viertel des Budgets der 
illTESCO entspricht - für die 'I'ätigkei t der Organisation sch';ler­
wiegende Auswirkungen hatten. 

Was die Zulassung Israels zu den regionalen Aktivitäten 
der europäischen Region betrifft, so 'dar ein entsprechendes 
Ansuchen Israels 1974 in der zuständigen Kommission - nach 
einem ersten Votum mit dem Stimmenverhältnis 30 : 30 - schlies 
lich mit einer eher knappen r-Iehrhei tabgelehnt 1,-JOrden, liJObei 
von den westeuropäischen Staaten zwar die meisten wie Öster­
reich für die Zulassung votierten, aber Sp&~ien eine Gegen- ' 
stimme abgab und Fran};:reich 801:1ie einige andere Staaten Stir;u:a­
enthaltung übten. Henn durch diese Entscheidung Israel auch 
nicht - wie oft fälschlich interpretiert wurde - aus der 
mmsco ausgeschlossen \vurde, konnte es doch als einziger I''1i t­
gliedstaat an Regionalaktivitäten nur noch als Beobachter teil, 
nehmen. 

Im Hinblick auf die bereits er'vlähnten Umstände legten der 
Generaldirektor und zahlreiche Mitgliedstaaten auch im Interes 
der Organisation 1tlert auf eine Regelung, di e durch einen Be­
schluss des Exekutivrates im Ja..h.re 19'75 - v/eIcher die Aufnahr:J.e 
eines Staates in eine Region von der "breiten Zustimmung" der 
ihr angehörenden 1'11 tgliedstaaten abhängig machte - vorbereitet 
wurde. Von der Gruppe der Ständigen Vertreter der OECD-Staaten 
bei der UIrßSCO wurden übrigens zur Behandlung dieses Probless 
Sondierungen eingeleitet, an denen auch der Ständige Vertreter 
Österreichs beteiligt war. 

Bei der Behandlung des Beschlusses des Exekutivrates in der 
Programmkommission 111 der 19. Generalkonferenz Hies der Präsi­
dent der Redaktions- und Verhandlungs[;ruppe darauf hin, dass 
es zunächst nicht um die Zuordnung zu einer bestimmten Region 
gehe - darüber müssten die 11i tglieder selbst entscheiden -, 
sondern um das in der Resolution verankerte grunds~tzliche Rect 
eines jeden Hitgliedstaates auf Teilnahme an regionalen Aktivi­
täten. Seitens der Oststaaten und arabischen Staaten Hurde Z':';2.1. 

dieses Prinzip bejaht, seine Anvlendung auf Israel aber mit der 
Begründung abgelehnt, dass dieser Staat nicht zu Europa gehöre~ 
Resolutionen der Generalkonferenz verletzt und bisher auch 
keine Kontrollkom~ission in die besetzten arabischen Gebiete 
zugelassen habe. Eine Reihe westlicher, afrikanischer und 
lateinamerikanischer Staaten sO'\'lie China machten für die Anv;en­
dung der Resolution geltend, dass es hiebei nicht um Israel, 
sondern um ein für alle Mitgliedstaaten geltendes grundsätzli­
ches Recht gehe. 
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Bei der Abstimmung über die erwähnte Resolution im Plenum 
wurde sie mit 70 positiven Stimmen bei keiner Gegenstimme und 
17 Enthaltungen . gebi lligt, vlobei die Oststaaten Stimmenthaltun. 
übten, die arabischen Staaten aber nicht mitstimmten. 

Der Präsident der Generalkonferenz konnte nach entsnrechen­
den Konsultationen dem Plenum bekanntgeben , dass eine Flehrhei t 
der Mitgliedstaaten der europäischen regionalen Gruppe keinen 
Einwand gegen die Teilnahme Israels an den europäischen Regio­
nalaktivitäten habe, Has zur Kenntnis genor:lmen Hurde. Aller­
dings machten nach der Beschlussfassung osteuropäische und ein· 
zelne arabische Staaten Vorbehalte geltend. Durch diesen 
Beschluss der Generalkonferenz ist die Teilnahme Israels an 
den europäischen Regionalaktivitäten somit künftig möglich, 
womit sein Status normalisiert wurde. 

Bei der Durchführung der auf die tJ~en'lachung; der erzieheri­
schen und kulturellen Einrichtungen in den von ~srael besetzte~ 
arabischen Gebieten bezÜglichen Resolution der 13. Generalkon­
ferenz - bei der Osterreich 1974 Stimmenthaltung geübt hatte -
hatte sich Israel zunächst geweigert, mit dem Generaldirektor 
zusammenzuarbeiten; schliesslich aber \tJUrden - neben den von 
arabischen Staaten und der PLO beigestellten Angaben - auch 
israelischerseits Informationen zur VerfÜgung gestellt. Unmit­
telbar vor der 19. Generalkonferenz hatte sich Israel bereit­
erklärt , nach der Konferenz eine dreiköpfige UNESCO-I'1ission 
einreisen zu lassen, womit allerdings der Resolution noch kei­
neswegs in vollem Umfang Rechnung getragen wurde. 

Der Kommission 111 der 19. Generalkonferenz lag ein von 
der Gruppe afrikanischer und arabischer Staaten eingeb~achter 
Resolutionsantrag vor, in dem unter Hinweis auf die erwähnte 
Resolution der 18. Generalkonferenz u.a. die Haltung Israels 
verurteilt und der Generaldirektor zur Entsendung einer Unter­
suchungskommission eingeladen .,'JUrde, vIObei Informationen von 
den arabischen Staaten und von der PLO eingeholt werden soll­
ten. Später erhTei terten die Einbringer ihren Antrag dfu'1in, das~ 
auch Informationen der israelischen Besatzungsbehörden berÜck­
sichtigt werden sollten, stimmten jedoch gegen - auch von 
Österreich unterstützte - Abänderungsanträge, die eine IIVerur­
teilung'! vermeiden \\Tollten. 

Bei der absatzweisen Abstimmung über den Antrag in der 
Kommission stimmte Österreich - v-'ie die grosse Mehrheit - für 
jene Absätze, die den Zugang zu nationaler Erziehung und Kul­
tur als grundlegendes Recht bejahen, eine militärische Be­
setzung als Bedrohung der Menschenrechte und des Friedens wer­
ten und die Entsendung der Mission durch den Generaldirektor 
befünwrten, enthielt sich bei einigen anderen Absätzen der 
Stimme und votierte - gemeinsam mit der Schvleiz, Scrnleden und 
westeuropäischen staaten - gegen den die Verurteilung enthal­
tenden Absatz, der jedoch mit 73 gegen 13 Stimmen bei 19 Ent­
hal tungen angenommen wU2:'de. Die Gesa121tresolution 'durde in der 
Kommission mit 73 gegen sechs Stimmen bei 30 Enthaltungen -
darunter Öste~reibh, die Schweiz, die nordischen und zahlreiche 
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westeuropäische Staaten - angenommen. Im Plenum war später 
das Stimmenverhältnis 61 gegen fünf bei 28 Enthaltungen. 

Bezüglich unter israelischer Kontrolle durchgeführten 
Ausgrabungen in Jerusalem hatte die 18. Generalkonferenz eine 
Resolution angenommen, in der u.a. dem Generaldirektor auf­
getragen wurde, Israel bis zur Einstellung dieser Grabungen 
keinerlei UNESCO-Hilfe zu gewähren. Bei der 19. Generalkon­
ferenz \'lurdeein ähnlicher Resolutionsantrag von 29 arabi­
schen und anderen Staaten eingebracht, wobei neuerlich der 
Entzug jeder UNESCO-Hilfe bei Fortsetzung der Grabungen be­
stätigt wurde. Bei der absatzweisen Abstimmung in Kommission I 
übte Österreich v..riederhol t Stimmenthaltung, votierte jedoch -
wie übrigens auch die vergleichbaren und zahlreichen west­
europäischen Staaten - gegen die Verweigerung von U1~SCO-Hilfe 
und schliesslich auch gegen die Gesamtresolution die in der 
Kommission mit 70 gegen 25 Stimmen bei 14 Enthaltungen, im 
Plenum mit 61 gegen 19 Stimmen bei 16 Enthaltungen, angenom­
men wurde. 

Zu der schon erwähnten Misstimmunß gegenüber der UllliSCO 
in Teilen der Öffentlichkeit vor allem auch in den USA hatte 
neben den Israel betreffenden Beschlüssen der 18. Generalkon­
ferenz auch die im Rahmen der Organisation vorbereitete "Erklä· 
rung über die Grundsätze für die Verwendung der Massenmedien 
zur Förderung des Friedens und der internationalen Verständi­
gung und zur Bekämpfung von Kriegspropaganda, Rassismus und 
Apartheid" beigetragen. Ein entsprechender Entwurf war schon 
der 18. Generalkonferenz vorgele,gen und wurde schliesslich 
einem Ausschuss von Regierungseh~erten, der im Dezember 1975 
in Paris zusammentrat, zur vJei teren Behandlung zugevJiesen. 
Dort war der Text - der u.a. in seinem Art. XII erklärt, die 
Staaten seien für die Aktivitäten der Massenmedien unter ihrer 
Jurisdiktion im internationalen Bereich verantvlOrtlich - noch 
um eine Bezugnahme auf die, auch von österreich abgelehnte, 
sogenannte Zionusmus-Resolution (Res. 3379) der UN-GV erwei­
tert vlorden. Daraufhin hatten die Delegierten der EvlG-Staaten, 
Norwegens, Kanadas und der USA ihre Teilnahme beendet, \"ährend 
jene Osterreichs, der Schweiz und Schwedens zwar weiter der 
Expertentagung beiwohnten, aber schliesslich gegen den von 
dieser mit 41 positiven Stimmen, acht Gegenstimmen und drei 
Enthaltungen angenommenen Text votierten. 

In seiner Rede während der Generaldebatte liess der Bun­
desminister für Ausi"lärtige Angelegenheiten keinen Zweifel 
daran, dass die österreichische Delegation schon im Hinblick 
auf grundlegende Verfassungsbestimmungen den der Generalkon­
ferenz vorliegenden Text nicht unterstützen könne. 

Als dieses Thema in Kommission 111 behandelt wurde, ver­
suchte Brasilien - unterstützt u.a. von Senegal - sogleich 
eine Verweisung an das Redaktions- und Verhandlungskomitee zu 
erreichen, was jedoch von Staaten des Ostblocks und der Drit­
ten Welt zunächst abgelehnt wurde, worauf es zu einer längeren 
Debatte kam. In deren Verlauf wurde österreichischerseits auf 
die Ausführungen .Bundesministers Dr. Pahr verwiesen, das 
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besondere Verstlindnis Österreichs - als eines relativ klei~en 
Landes - ißr die technischen Bsdtirf~isse der Entwicklurgs­
länder auf dem Inloi"'I:1atiol1S3ektor unte::'strichcn und sc111:Less-
1 · h' . T' 1"" ,.' • , • -r-' <' t " -I ; 
,lC~ 1m hln0~lCK aUI ale ln aer veDac~e zu:agege~re~enen Cle-
fen I\'I8in1..lngsve~c~)chiE)den.hei teD die \'!ei teI'beha:ldlung der A:nze­
legenhei t i:1 einem kleinGl'cn Grcmi'L1Pl als z~';eckT:J.ä:3sig b8Zeic.b.7.)8":: 

Boharrten vor allem die Oststaa·Le:o. anf einer sofortigen 
Beschlussfo.ssung tiber den vorlicgt:.nc1en Dekla:.eati.onseut:.\,;nrf,> so 
beRnt:ceq;te anöere:cseits Kolumbien eine Ver;,,reisung an die 
200 Generalkonferenz. während Ju~osl&wien mit UnterstützuD~ . ~ , ~ 

·h(5"\:r·D·~-C"'1c .0 i; "1"\ r~*1 c, Pn1,~ . .)-:,-11~)"1-P rl'n-"";f"'r"; c.,.~ - ...... " ... · ........ c~ ·r:r·~ .J...("",,1.' r_o'" 0.--'''1 (;/'" ..... \ ..r::A.l..:::'.J.1: ~ .I. •• ~ ~L A':::_":::'~~~~ .:.-Jo.J7(.~.J:~l.,;·_:. i.. ::.> ... .J.._~:!., , .... -:. \.,;-J .\ . .1eL'" c ... t..l~) ... l.L:, :: . .1 .. -:';', .. .:;..t:.t . .:.\::~~: 

KOUffilSSlOn jL~ zu bllccrrd8D Ar~8~ts0~B8Chuss e~~t~a~. Als G8r 
b e:t~8 i t: s el.-:\·'I~i~1:1 t e _~\11 i~::efi~~; I3:I:'Q[~ j~"li."oD~3 l:i.LC J: ]30 211(. i.gü.I~.g d er rtlel~i-=~ 
t ." D' /.... I l' y. f' '1'" '" - h - . ..," -OrlE.~Cn8n eO.3.I.J,;e g._elc ... l e,~J...s vlle\."C"I' ",cr.l.ag, zog SC~~.u.eSS.L.leD., 

Kol\.unbiel1 seinen J~ntr3.g zurücic und Jüy~osla\..;'ien erkli:irJl~G 2.ic.:h 
llli t dem b:::'2..sili2.nischen Ant.rag in der ~-l~orm ~ (clSS das vorl:i.8~ 
gende, ])o}:ument dem Redaktions- und Verh8l"l,::UungSG,L"-Sseh1..i.3S n,i 1: 
späterer \'Jisdervorlagee,Tl dns Plenum zugevlieE:eD \-lerden solle ~ 
e:Lnverst2..ndeD e Die s \'mrcle I:1:l t 7(3 Stii:lllif;l1, elcn'unter ö:::~ tc;n::'c:.c}:" ~ 

1 l - ~'J' " 0 ' t' ", , ~ -l' ., gegen ;/ bCJ,ill.D.lSn, VOI't,{J,egeno. von st;s aat.en, De:-L SeCJ.lE~ Lnl~l1C: .. .1-

tungen zum Beschluss erhoc)elJ 5 

Nach J.2.nseren Verho.ndlur:.gen im e:c'\':::1.nnt8JJ. Komi te',:: lebte. d:.cs~; 
~c11J l' D S ,....1-i C'h '1 P\'1 p-J e' ... ··r1 8i 1-' '" n }1 p co (' '1 ., t~ c,'-' c.' r nt-'··') 0' (T':P r-JU')'~ -'T> 0:::> .' _ v ..:>_,_ ; \". _'~", J. ,'J.~\.J.,.u. ,'_ ,,1;:;"_ "~',J ).Lc, .J.. J',,L,.,d.l.~ ... c'.C, ,.l.J~\.. c:. "'-"~ ) 
i.I~ dem. (lel' Ger18r8~}_(lir,3}~.Jcor ei~Ge18_dc1J ~·;l)..rde 'J 11(~t;.e:C"licll J.l.Il-'C}-l 

J~).::pe).'tr::m einen De~:lar8t.ionsent'durf vl)rbeJ.'si ten zu las:3en :'l:::ld 
an·li. erG :L m L·}.ch-t e clf-:J: E)~peJ:t GYJkonsul)ca ti or.;J:~ll e". :or'd 81.' li l~.}-l 
scheinende Aktionen VOl'zt<.schIagen i der neue TE:.xtc1J.t\'nrci' solle 
den ni tgliec1stae.ten Ende 19'77 oder L1fe.ug 1978 vorgelegt une. 
die Angelegenheit auf die Tagesordnung der 20. Gener2.1konferenz 
gesetzt Herden. Dieser .l\ .. i'1trag l,-iurde vom PlellUr.l ohne Absti.::lI::cur"C 
angenommen~ 

l.J, (''" .,.,,'{: Cl're':> Vrn'f~~o ~''''+':n 1 -,,,-;;(.,-.,' ,,'t. .. 1: ':'oC'-,f.' ::1,-,'Y'"" '=' ~,enn '-' O,,,l v ,,-1 ,,1v _"v· .c ~ D, Vl, .. ',1.L ... n ) v,,, .... c .'" ,L I,d,J. «,I.,~ ',0',' '.' ' .... '-. <::'~ c:.1J,~, 

l~orltrO'! e:::' Eie J. J~En l)un.l{.'t: e n \i 2I)1L.j_ 80 G:::1 \:f~I\jC;!.l r:·C)Dn.~~~ 8 *7 :Et:S s cl j4' ()·3 

8.tlCh j~m Zl'l:_sal~:TJlt.;nl1L~1}S rni t e:i.n2lf1 -- -'lO;.: 3"]~1,ulLt e\.llf :n.o:evlcgiSCL"t8 
und tunesische Ini.tiati ven zurückg:ehen,cien ~ Besc.hlust:; be z'üS'­
lieh des Arbeitsprogr&_ill~S ge:::>ehen \'lerden, der für' die E'ördeJ:'-:.wg 
, I.r ' . , ,-, t . 1"' -... .. .... 1" '1 - . ,J... , -aes' n orm.a'ClonS\'18sens ln .Gny.llC~.lUnSSl.8.nd ern zusa l.Z lCD03 ;jl ... t.i.: "t 
von rund. 150 .. 000 US-DollaI' vorsieht 0 
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Ent\'lürfe kam, wurde der Themenkreis dem Verhandlungs- und 
Redaktionskomitee zugewiesen, welches einen Resolutionsent­
wurf vorlegte, der nach kleinen Abänderungen bzw. Ergänzungen 
ohne formelle Abstimmung angenommen wurde. Diese Resolution 
weist unter Bezugnahme auf bereits von internationalen Gre­
mien gefasste Beschlüsse auf die Verpflichtung der Mitglied­
staaten zum Abbau regionaler und internationaler Spannungen 
und zur Unterstützung von hlstrengungen im Interesse des 
Friedens, der Menschenrechte und der Abrüstung hin, ruft sie 
zum Kampf gegen Kolonialismus und Apartheid auf und lädt den 
Generaldirektor zur Förderung entsprechender Studien ein. Der 
Generaldirektor sowie der Exekutivrat \ ..... erden - nach der Fest­
stellung, dass Menschenrechtsverletzungen innerhalb des Komne­
tenzbereiches der UNESCO häufiger würden, nach einer Verur-~ 
teilung derselben und der Feststellung, dass die UNESCO keine 
richterliche Funktion habe - ferner eingeladen, die Respektie­
rung der Menschenrechte im Kompetenzbereich der UNESCO weiterhi 
zu beobachten, geeignete Vorgangsweisen zu ihrer Gewährlei­
stung zu prüfen und die Koordination mit anderen in Betracht 
kommenden UN-Organensicherzustelleno Die Resolution enthält 
ferner einen Appell zur Durchsetzung der bezüglich Südafrikas, 
Namibias und Zimbabwes gefassten Beschlüsse. 

Die in dem Text enthaltenen Bezugnahmen auf die interna­
tionale "Entspannung" führte zu heftigen Kontroversen zvlischen 
dem Vertreter der VR China und Delegierten osteuropäischer 
staaten. Die Beibehaltung des Wortes IEntspannung"\'I"urde je''I''eils 
von grossen !-lehrhei ten gegen die Stimmen von China, Pakis tan 
und Bangladesh besdiossen. 

Unter den ohne weiteres angenommenen Ergänzungsanträgen zu 
diesem Text befand sich der jugoslawische Vorschlag, auch das 
Problem der Assimilierung von Minderheiten in die vom General­
direktor vorzusehenden Studien einzubeziehen, was analogen Be­
schlüssen bezüglich des Arbeitsprogrammes entspricht; Öster­
reich wurde in diesem Zusammenhang nicht erwähnt. 

Ein Resolutionsentwurf, der den vom Exekutivrat geforder­
ten Ausschluss Süd afrikas von Tagungen der Z\'iischenstaatlichen 
Ozeanographischen Kommission gebilligt, wurde, obwohl eine 
Reihe von Delegierten - daxunter jene der Schweiz, SchVledens 
und Norwegens - die Unvereinbarkeit des hltrages mit dem Prin­
zip der Universalität geltend gemacht hatten, mit 63 gegen 

.19 Stimmen (darunter Österreich, Schweiz, Schweden, Norwegen, 
westeuropäische staaten) bei fünf Enthaltungen angenommen. 
Auch der österreichische Delegierte betonte, dass österreich im 
Hinblick auf das von ihm vertretene Prinzip der Universalität 
dagegen stimmen , ..... erde. Er verwies aber im übrigen darauf, dass 
Österreich in Erklärungen und Voten in den zuständigen Gre­
mien der VN stets in der entschiedensten Weise gegen Rassismus 
und Apartheid Stellung genommen habe. 

Bezüglich der Menschenrechtsverletzungen in Chile kam es 
zur einstimmigen Annahme einer Resolution, in der die chile­
nische Regierung neuerlich zur vollen Respektierung der Grund-
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freiheiten und Menschenrechte aufgefordert und der General­
direktor eingeladen wird, die ihm geeignet erscheinenden 
Massnahmen im Hinblick auf die Respektierung der Menschen­
rechte in Chile und jedem anderen Mitgliedstaat, wo es ernste 
Gründe für die Annahme einer Verletzung von Menschenrechten 
gebe, zu ergreifen und erforderlichenfalls den Exekutivrat 
zu konsultieren. 

Ein von der Sowjetunion eingebrachter Antrag betreffend den 
Beitrag der UNESCO zu einem für die internationale Abrüstung 
förderlichen Klima löste scharfe Attacken Chinas gegen die 
IISupermächte;l, besonders gegen die "Sozialimperialisten", aus. 
Zwei vietnamesische Zusatzanträge, denen zufolge u.a. gerechte 
nationale Befreiungskämpfe durch Abrüstungsbestrebungen nicht 
beeinträchtigt werden sollen, wurden mit erheblicher Meh~heit 
bei zahlreichen Enthaltungen (darunter Österreich, Schweiz) 
und wenigen Gegenstimmen angenommen. In der Debatte äusserten 
eine Reihe vorwiegend westlicher Staaten Vorbehalte bezüglich 
der Resolution, wobei u.a. die fragliche Zuständigkeit der 
UNESCO, die Notwendigkeit von Abänderungen im bereits beschlos­
senen Arbeitsprogramm und im Budget sowie - besonders auch von 
Japan - der Vorrang von Entscheidungen auf pOlitischer Ebene 
liervorgehoben Hurden. 

Bei der Abstimmung über die Resolution, die beispielsweise 
die Durchführung von Studien über "Abrüstung und die Beseiti­
gung des Analphabetismus" und IIAbrüstung und die kulturelle 
Entwicklung der Menschheit" sowie die Einführung entsprechen­
der Zielsetzungen im Arbeitsplan vorsieht, wurde diese mit 55 
gegen drei (China Pakistan, Bangladesh) Stimmen bei 37 Enthal­
tun~en (darunter 8sterreich, die SchHeiz, westeuropäische Staa­
ten) angenommen. Der österreichische Delegierte erklärte, die 
Stimmenthaltung sei keineswegs durch mangelndes Interesse an 
der Abrüstung begründet. Die österreichische Regierung und das 
öster'reichische Volk seien gerade heute an der Abrüstung höchst 
interessiert, weshalb man auch über die Wahl Wiens zum Tagungs­
ort diesbezüglicher Gespräche besonders befriedigt sei. Öster­
reichischerseits lege man grössten Wert auf konkrete, konzer­
tierte Abrüstunßsbestrebungen auf politischer Ebene und wünsche 
nach Kräften zu deren Erfolg beizutragen; Österreich habe auch 
in den bereits mit diesem Problem befassten Gremien der VN 
positiv zu Abrüstungsinitiativen Stellung bezogen und trete 
für die Abhaltung der in Aussicht genommenen Sondersitzung der 
GV über die Abrüstung ein. 

Zu einer einstimmig angenommenen Resolution über die Neue 
Internationale \-Jirtschaftsordnunß wurde u.a. der Exekutivrat und 
der Generaldirektor aufgefordert, bei der wissenschaftlichen 
Entwicklung, beim Technologietransfer sowie bei der endogenen 
Ausarbeitung von Technologien den Entwicklungsländern behilf­
lich zu sein, diese bei der Eindämmung der Auswanderung quali­
fizierter Spazialisten zu unterstützen und ihren besonderen 
Bildungsbedürfnissen Rechnung zu tragen. 
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Ein von Rumänien eingebrachter Resolutionsantrag, der die 
Zusammenarbeit der europäischen Hitgliedstaaten im Lichte der 
KSZE-Schlussakte zum Gegenstand hat, 'durde nach kleineren Mo­
difikationen einstimmig angenommen; neben der Zusammenarbeit 
durch bilaterale Kontakte !'vird darin den Mitgliedstaaten auch 
die Nutzung aller multilateralen Möglichkeiten - wie Minister­
konferenzen, Tagungen von UNESCO-Kommissionen und Aktivitäten 
nichtgouvernementaler Organisationen - nahegelegt. Der General­
direktor wurde zur Ausarbeitung einer Information über die der 
UNESCO möglichen Beiträge für das Belgrader Treffen im Jahre 
1977 eingeladen. 

Ein Resolutionsentwurf der Sowjetunion betreffend inter­
nationale kulturelle und wissenschaftliche Zusammenarbeit, 
der u. a. Einflussnahmen auf Informationsträger sovde die Pro­
klamierung eines llInternationalen Jahres der Kultur und der 
kulturellen Beziehungen ll vorsah, wurde aufgrund eines mit 
38 Stimmen (darunter Österreich und vergleichbare Staaten) 
gegen 19 Stimmen bej elf Enthaltungen angenommenen BRD-Antrages 
auf die 20. Generalkonferenz vertagt. 

c. Das Arbeitsprogramm und der Beitrag österreichs 

Eine elnlgermassen vollständige Darstellung des bei der 
19. Generalkonferenz für die Jahre 1977/78 beschlossenen 
Zweijahresprogramms und des in Aussicht genommenen Sechsjah­
resplanes 'l .. lÜrde den Rahmen dieses Berichts sprengen. Im 
folgenden sollen zunächst einige der wichtigsten Aspekte des 
Arbeitsprogrammes - auf das auch in der diesem Bericht 
beigeschlossenen Rede Bundesministers Dr. P~hr Bezug genommen 
wurde - zusammenfassend erwähnt und anschliessend die von 
den Mitgliedern der österreichischen Delegation in den Pro­
grammkomitees eingebrachten Resolutionsanträge und abgegebenen 
Erklärungen resumiert werden. 

Das vom Sekretariat vorbereitete Arbeitsprogramm mit sei­
nen Hauptabschnitten Erziehung, Naturwissenschaften, Sozial­
wissenschaften sowie Kultur und Kommunikation wurde von der 
19. Generalkonferenz in allen wesentlichen Teilen gebilligt. 
Zu den zahlreichen Beschlüssen, welche die Delegierten fassten, 
gehören u.a.: 
- eine erste grundlegende Empfehlung zum Ausbau der Erwachse­

nenbildung in aller 'vJel t; 
- die Einsetzung eines - zunächst provisorischen - zwischen­

staatlichen Ausschusses zur Erarbeitung einer internationa­
len Charta für Leibeserziehung und Sport sOi'lie die Errichtung 
eines Sport-Sonderfonds, der insbesonders Ländern der Dritten 
\-felt bessere Ausgangsbedingungen ermöglichen soll; 

- die Erweiterung des bisherigen illfISIST-Programms zu einem 
allgemeinen UllliSCO-Informatikprogramm, das als selbständige 
Einhei t der naturvlissenschaftlich-technischen Dokumentation 
(auch in Bibliotheken und Archiven) dienen, die Zusammenar­
beit zwischen Mitgliedstaaten erleichtern und die Planung 
nationaler Informationssysteme fördern soll; 
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eine Empfehlung zur Gel,'lährleistung des freien demokratischen 
Zugangs zur Kultur für die Allgemeinheit und zur aktiven 
Teilnahme am kulturellen Leben der Gesellschaft; 

- eine Empfehlung zum internationalen Austausch von Kulturgut; 
- eine Empfehlung zum Schutz und zur Wiederbelebung histori-

scher Bezirke; 
- ein Zusatzprotokoll zum Abkommen über die Einfuhr von Gegen­

ständen erzieherischen, wissenschaftlichen und kulturellen 
Charakters. 
Vertagt wurde u.a. ein vor allem von Ent\'licklungsländern 

unterstützter Resolutionsantrag, der die Rückführung von aus 
besetzten oder früher unselbständigen Gebieten entfernten Kul­
turgütern in die Ursprungsländer zum Gegenstand hat. 

Was den Beitra der österreichischen Dele ation zur fach­
lichen Arbelt der 1 • Generalkonferenz betrlfft, so brachte . 
sie eine Reihe von Resolutionsanträgen ein, die fast sämtlich 
bei der Behandlung der jeweiligen Programmpunkte angenommen 
oder berücksichtigt wurden und folgende Themen zum Gegenstand 
hatten: 
- Durchführung der UNESCO-Empfehlung betreffend die Erziehung 

für internationale Verstfu1digung, Zusammenarbeit und Frieden 
sOvlie Erziehung über 11enschenrech te und Grundfreihei ten: 
Anregung zur Erforschung psychologischer und sozialer Ur­
sachen von Aggressionen, zur Durchführung aktionsorientierter 
über den engen Schulbereich hinausgreifender Projekte,sowie 
zur Überprüfung von Lehrmaterialien; 

- Ervlachsenenbildung: Aufforderung zur vermehrten Berücksichti­
gung unterprivilegierter Gruppen wie Gastarbeiter, Frauen 
und Behinderter im einschlägigen Arbeitsprogramm der U1~SCO; 

- Benachteiligung von Frauen bei der Berufsausbildung: Forde­
rung von Massnahmen, um diese Ausbildung auch in wirtschaft­
lich weniger günstigen.Zeiten ohne Diskriminierung zu ge­
währleisten, sowie von Massnahmen, um Frauen nach Unterbrechu 
gen der Berufslaufbahn - gegebenenfalls durch entsprechende 
Ausbildung - wieder den Eintritt ins Berufsleben zu ermög­
lichen; 

- Soziale Integrierung behinderter Kinder: Einladung an den 
Generaldirektor zur Vorbereitung von Programmen im Hinblick 
auf die Einbeziehung der Eltern als Kotherapeuten (in Zusam­
menarbeit mit Psychologen, Psychiatern und Erziehern); 

- Berufsausbildung behinderter Kinder: Anregung zur Durch­
führung eines internationalen Seminars über hiefür besonders 
geeignete Methoden; 

- überwindung kultureller Schranken: Da solche trotz vermehrter 
Kontakte (Fremdenverkehr, l'-1assenmedien) häufig zu missver­
ständlichen Verhaltensinterpretationen Anlass geben, Ein-

: ladung' an. die UNESCO, das Studium interkultureller Kontakte 
im Arbeitsprogramm vermehrt zu berücksichtigen; 

- "Teilnahme am kulturellen Leben": Forderung einer substantiel­
len mi ttelfristigen \~achstumsrate für den so bezeichneten 
UNESCO-Programmbereichj 
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Statistiken im Kulturbereich: Einladung zur Berücksichtigung 
statistischer Daten über die Produktion und Verbreitung audic 
visueller Aufzeichnungen; 

- Unterricht auf dem Gebiet der Menschenrechte: Einladung zu 
verstärkter Zusammenarbeit z\iischen den wissenschaft lich Tä­
tigen und den interessierten Lehranstalten einschliesslich 
der Universitäten und zum internationalen Erfahrungsaustausch 
bezüglich der Anwendung moderner Lehrmethoden auf diesem 
Gebiet. 

Miteingebracht ivurden von der österreichischen Delegation 
die oberwähnte Resolution betreffend das UNISIST-System, eine 
von Griechenland ausgehende Resolution mit dem Ziel einer von 
der illfESCO geförderten weltweiten Anstrengung zur Rettung 
der gefährdeten Monumente der A~(ropolis sOHie eine von Belgien 
ausgehende Resolution, auf Grund derer die U1~SCO das Patronat 
über die anlässlich des 400. Geburtstages des Malers Rubens 
durchgeführten Veranstaltungen ~bernimmt. 

Die zahlreichen von den Mitgliedern der österreichischen 
Delegation vorgebrachten fachlichen Erklärungen bezogen sich 
u.a. auf verschiedene Themen aus dem Bereich der Erziehung -
i'lobei z .B. ein Hinweis auf den Einsatz von Lehrern mit jugo­
slawischen Qualifikationen bei der Erziehung von Gastarbeiter­
kindern einen zustimmenden. Kommentar der jugoslai'lischen Dele­
gation auslöste - und der Berufsbildung , vlobei u. a. Probleme 
der Frauen, der behinderten Kinder usw. zur Sprache kamen, auf 
Themen aus dem Bereich der Naturwissenschaften und der Wissen­
schaftspolitik und schliesslich auf das sozialwissenschaftliche 
Programm der UNESCO und auf Initiativen im Bereich des Schutzes 
von Kulturgütern und der Denkmalpflege. 

Die österreichischenFachleute empfanden den durch die 
Generalkonferenz ermöglichten Erfahrungs- und Meinungsaustausch 
als durchaus wertvoll. So schwierig es ist, für die verschiede­
nen Arbeitsbereiche gemeinsame Schlussfolgerungen zu ziehen, 
dürften solche sich am ehesten in zwei Feststellungen zusammen­
fassen lassen: Erstens wurde ein gei'lisser Trend zur Regionali­
sierung konstatiert, zweitens wurde während der Generalkonfereuz 
eine lITel hlei te Tendenz zu Problemlösungen durch interdisziplinär 
Zusammenarbeit noch deutlicher. 

D. Laufende Zusammenarbeit mit der UNESCO. 

Die laufenden Kontakte mit dem Sekretariat der illiESCO erfolge 
im Wege über die Ständige Vertretung Österreichs bei der UNESCO 
in Paris. Auch im Berichtsjahr ging es in erster Linie darum, zu 
den zahlreichen von der ~~SCO behandelten fachlichen Fragen 
Stellungnahmen und Berichte der jeweils interessierten Stellen 
in Österreich zu beschaffen und zu verarbeiten, ViOZU die Mi tVlir­
kung bei der Vorberei tung von Expertentagungen sO'die die Nominie 
rung der jeweiligen Teilnehmer kam. Zwei Sitzungen des Exekutiv-
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rates der ~~SCO, in dem Österreich von 1972 bis zum Ende 
der 19. Generalkonferenz durch Hochschulprofessor Kurt 
Blaukopf vertreten war, bedurften eingehender Vorbereitung, 
da ihre Beschlüsse im Hinblick auf die 19. Generalkonferenz 
der UNESCO von erheblicher Bedeutung waren. 

2. AMTSSITZFRAGEN 

2.1. '-lIEN ALS KONFERENZSTADT 

Die GV der VN hat im Jahre 1974 beschlossen, \-lien in das 
Konferenzschema der VN einzubeziehen. Eine endgültige Ent­
scheidung über die Gleichstellung Wiens mit Genf und New York 
wird aber erst im Jahre 1979 erfolgen. Sie wird dann positiv 
ausfallen, wenn es bis zu diesem Zeitpunkt gelingt, eine 
möglichst grosse Zahl von Konferenzen in vlien erfolgreich 
abzuwickeln. 

In diesem Sinne war das Bundesministerium für Auswärtige 
Angelegenhei ten bestrebt, v/ien als Tagungsort für die Ab­
haltung wichtiger inte~nationaler Konferenzen anzubieten, 
bzw. den reibungslosen Ablauf der hier stattfindenden inter~ 
nationalen Konferenzen durch eine möglichst sorgfältige und 
intensive Betreuung sei~ens des Ressorts zu gewährleisten. 

Anlässlich der GV der VN im vergangenen Herbst, hat Öster-
reich offiziell die Einladung ausgesprochen, die für das . 
Jahr 1979 geplante Vleltkonferenz für Wissenschaft und 
Technik in Wien abzuhalten. 

Im Berichtsjahr wurden mit einigen Unterbrechungen all­
wöchentlich die Truppenabbaugespräche "Verhandlungen über die 
Verminderung von Truppen und R;;.,':;tungen und damit zusammenhän­
gende Massnahmen in .Mitteleuropa" l'IFRI1 fortgesetzt. Die orga­
nisatorische Betreuung dieser Gespräche, die die Bedeutung 
Wiens als Ort wichtiger internationaler Begegnungen unterstrei­
ehen, oblag dem Bundesministerium für Ausvrärtige Ange legenhei te: 

Anfang August hat im Konferenzzentrum Redoutensaal eine 
Konferenz der Finanzminister der OPEC stattgefunden. Dieses 
mit allen technischen Einrichtungen eines modernen Konferenz­
betriebes auscestattete Konferenzzentrum, das vor allem in 
sicherheitsmässiger Hinsicht strengsten l'1asstäben gerecht \\Tird, 
hat sich bei diesem Anlass besonders bewährt. Dies war vor 
allem deshalb wichtig, da sich im Gefolge des Terroranschlages 
auf die OPEC-Ministerkonferenz am 21. Dezember 1975 gewisse 
Tendenzen bemerkbar gemacht hatten, das Sekretariat dieser 
Organisation zu verlegen. 
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In diesem Zusammenhang verdient festgehalten zu werden, 
dass die OPEC im Herbst des Berichtsjahres ein neues Amtssitz 
gebäude angemietet hat. Das Bundesministerium für Ausivärtige 
Angelegenheiten hat sich über Wunsch der beiden Vertrags­
partner in die Mietverhandlungen eingeschaltet und konnte zu 
einem erfolgreichen Abschluss des Mietvertrages beitragen. 
Es hat auch bei der Überprüfung der Sicherheitsvorkehrungen 
des Gebäudes vor dessen Inbetriebnahme mitgewirkt. 

Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten 
war bei der Organisation und Betreuung nachstehender Kon­
ferenzen, die im Kongresszentrum Hofburg stattfanden, be­
teiligt: 

- UNIDO-Statutenkonferenz: vier Konferenzabschnitte wurden 
im Berichtsjahr abgehalten; eine fünfte Konferenz soll 1977 
stattfinden. 

- 6. Sitzung des Permanent Committee of the Industrial 
Development Board der illiIDO 

- 10. Sitzung des Industrial Development Board der UNIDO 
- 25. Vollversammlung der UNSCEAR 
- Seminar t1Training for Trainers" (Verwaltungsexperten) 

Die Sitzung des Board of Governors der IAEA sowie eine 
Tagung über die friedliche Nutzung der Atomenergie wurde in 
den Redoutensälen abgehalten. 

Im Juni des Berichtsjahrs fand eine vom Europarat ver­
anstaltete Grosskonferenz Europäischer Parlamentarier im 
Parlamentsgebäude statt, die vom Bundesministerium für Aus­
wärtige Angelegenheiten weitgehend vorbereitet und betreut 
wurde. Ferner trafen sich im Herbst des selben Jahres inter­
nationale Finanzexperten in den Redoutensälen zu einer Kon­
ferenz über integrierte Budgetsysteme. 

Der si.ch aus dem Amtssitz Internationaler Organisationen 
und anderer Internationaler Institutionen in Wien - hier 
seien genannt: IAEA, UNIDO, IIASA, UNSCEjI..R, OPEC und UNR\.JA -
ergebende Aufgabenkreis wies folgende Schwerpunkte auf: 

Beratung und Vermittlung von Kontakten sowie Interven­
tionen zugunsten dieser Organisationen und ihrer Funktionäre 
bei österreichischen Stellen. 

Im Rahmen der Bemühungen, die Infrastruktur \-liens als 
Konferenzstadt zu verbessern, wurden seitens des Bundesmi.­
nisteriums für Auswärtige Angelegenheiten im Berichtsjahr 
die bereits im Vorjahr eingeleiteten Intensivkurse für Kon­
ferenzdolmetscher mit illfO-Niveau wieder aufgenommen. Diese 
Kurse wurden in Zusammenarbeit mit der Konferenzabteilung 
der UNIDO und dem Dolmetschinstitut der Universität Wien 
veranstaltet. Bei ihrer Durchführung wurden die Sprachlabors 
der Diplomatischen Akademie und - auf grund eines besonderen 
Entgegenkommens der Vereinigung österreichischer IndustrielleJ 
- Einrichtungen des Hauses der Industrie herangezogen. Die 
Ergebnisse waren bisher zufriedenstellend. 
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2.2. IAK\-!; NUTZUNG DER BtlRO- UND KONFERENZRÄill1LICHKEITEN 
DURCH DIE VN 

Die Frage der Ansiedlung weiterer Internationaler Or­
ganisationen bzw. die optimale Nutzung der ab 1978 verfüg­
baren R~umlichkeiten im Donaupark ist eines der wichtigsten 
Anliegen der österreichischen Aussenpolitik. 

Aufgrund eines Memorandums über "Die Einbeziehung I·liens 
in den Ul'iJ"-Konferenzkalender und über die Verlegung vlei terer 
UN-Sekretariatseinhei ten nach vlien 11 arbeitete der General­
sekret~r der VN für die GV 1975 einen Bericht aus, der die 
diesbezügliche Situation in Wien darstellte (Raumangebot 
UNO-City) und Vorschl~ge über die optimale Nutzung dieses 
österreichischen Aneebotes erstattete. Die GV nahm eine 
auf Grundlage dieses Berichtes von Österreich eingebrachte 
Resolution mit Konsens an. Diese Resolution, die vor allem 
festlegt, dass vor einer weiteren Anmietung oder vor einem· 
Kauf von Büror~umen in New York und Genf das Raumangebot 
in v/ien mit Priori t~t berücksichtigt werden soll, Hurde 
von mehr als 20 Staaten aus allen Regionalgruppen der Welt 
als Kosponsoren miteingebracht. Die Vorschl~ge des General­
sekret~rs wurden grundsätzlich angenommen, der beauftragt 
wurde, in Konsultationen mit allen betroffenen Sitzstaaten 
und unter Berücksichtigung der Kommentare der GV 1975 kon­
krete Vorschläge für die GV 1976 vorzubereiten, die die Mit­
gliedsstaaten in die Lage versetzen würden, definitive Be­
schlüsse über die Verlegung weiterer UN-Einheiten nach Wien 
zu fassen. 

Das Bundesministerium für Aus\'l~rtige Angelegenheiten war 
unter Einschaltung aller österreichischen Vertretungsbehörden 
im Ausland bemüht, das österreichische Angebot an Büro- und 
Konferenzräumen im Donaupark, sowie die berechtigte Erwartung 
einer optimalen Nutzung allen UN-I1itgliedstaaten bewusst zu 
machen und ihre Unterstützung zu sichern. 

Gleichzei tig war das Bundesministerium für Ausvlärtige 
Angelegenheiten als Bindeglied und Koordinator zwischen den 
bereits in Wien ansässigen Internationalen Organisationen 
(vor allem der I)~A - International Atomic Energy Agency und 
der UNIDO - Uni ted Nations Industrial Development Organizatior 
einerseits und allen betroffenen österreichischen Behörden 
sowie der mit Planung, Bau und Finanzierung befassten IAKi,.J-AG 
(Internationales Amtssi tz- und Konferenzzentrum \-/ien AG) 
anooreTseits tätig. Hiebei ging es vor allem darum, die WünschE 
der Internationalen Organisationen hinsichtlich der Ausge­
staltung der neuen Amtssitze und der dazugehörenden Infra­
struktur mit den technischen und finanziellen Gegebenheiten 
in Einklang zu bringen und die diesbezüglich von Österreich 
eingegangenen Verpflichtungen in jeder Richtung abzugrenzen. 

Ferner war das Bundesministerium für Aus\..;ärtige Ange legen­
heiten bemüht, bei bedeutenden Internationalen Konferenzen 
durch Entsendung eines Vertreters die Frage der optimalen 
Nutzung des Donauparkzentrums publik zu machen und gleichzeiti 
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mit den anderen Delegationen im Hinblick auf das österrei­
chische Anliegen bei der 31. GV Fühlung zu nehmen. Bei diese: 
Gelegenheiten \-1urde nicht nur \-Jert auf persönliche Kontakt­
nahme gelegt, sondern auch publizistische Begleitmassnahmen 
durch Verteilung von Werbebroschüren und anderen Publikation~ 
ergriffen. Bei den Konferenzen handelt es sich im einzelnen 
um folgende: . 

- ECOSOC-Tagung in Nairobi 
- HABITAT-Konferenz in Vancouver 
- Konferenz der Blockfreien in Colombo 
- 20. Ordentliche Tagung der Generalkonferenz der 

lAEO in Rio de Janeiro 
I 

Zusätzlich wurde in Wien ein internationales Pressege­
spräch mit einer grösseren Anzahl ausländischer Journalisten. 
in der Hauptsache von Zeitungen, die in der Dritten Welt 
erscheinen, abgehalten. Eine Ausvlahl der hierüber erschienenE 
Artikel wurde vom Bundesministerium für Auswärtige Angelegen­
heiten zusammengefasst publiziert und während der 31. GV in 
New York verteilt. 

Nachdem bereits im Frühjahr 1976 Gespräche mit den Sitz­
staaten USA und Schweiz geführt wurden, um ein Einvernehmen 
hinsichtlich der aus New York und Genf zu verlegenden Ein­
heiten zu erzielen, entwickelten sich über Drängen der Schwej 
daraus Dreiergespräche am Rande der 31. GV im September ;1970. 

Die GV 1976 hat schliesslich eine von Österreich zusammen 
mit 25 weiteren Staaten eingebrachte Resolution, die teil­
weise auf einem Kompromiss mit den anderen betroffenen Sitz­
staaten (Sch\'Jeiz und USA) beruht, mit Konsens einstimmig an­
genommen. Österreich hat damit einen nicht unbeachtlichen 
Erfolg erzielt, aus dem sich folgende Konsequenzen ergeben: 

1) Ab F'ertigstellung des IAK.W im Jahre 1978 wird die ge­
samte Anlage (also auch der von der IAEO nicht mehr benötigtE 
und Österreich bz'''l. den VN angebotene Turm A-2) in den Ver­
antwortungsbereich der VN übernommen -Turm A-1 fällt bereits 
in den Verantvrortungsbereich der lAEO. Das heisst, dass die 
VN nicht nur für die entsprechende Besiedlung zu sorgen haben 
werden, sondern auch die gesamten Betriebs- und laufenden 
Erhaltungskosten tragen. 

Gleichzeitlg tritt die Beschränkung in Kraft, wonach in 
Genf und in New York zusätzlicher Büroraum von den VN erst 
nach Berücksichtigung der Raumreserven in Wien angeschafft 
werden kann. 

2) Zusätzlich zu lAEO und UNIDO werden etappenweise 1.000 
Büroplätze des IAKW durch andere Dienststellen der VN belegt 
werden (500 Fachbeamte aus Genf und New York, 500 lokal auf­
zunehmende Verwaltungskräfte). Dieser Stufenplan beginnt 
bereits 1978 und hat bis Ende 1982 mit dem Ziel der Unter­
bringung der erwähnten 1.000 Personen abgeschlossen zu sein. 
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3) Die "Derei tsdu.rch die verganßene GV 1ronk~et versetz,tC!:'l 
1?J0 Fachbeamte , die mit den dazugehörigen VervJ('ll tungs;-:rEiften 
260 Pl~tze flillbn werden, stellen lediglich den ersten Teil 
dieser 1 .. 000, und Z\'lar für das Jahr 1978 (teihicise für 1979) 
dar. Es handelt sich hiebei UEl die Abteilungen für Sozi8le 
Entwicklung (Gentre for Socia1 Development snd Humanitarian 
Affairs) 8.U.S He,,.; 10:;:k 1..111d Genf mit zusan:n.en 60 l?achbsamten. 
eine Neuerrichtunc einer Ver\':al tungseinhei t n:i t 5 F2<chbea"Ji.teD 
und 7 General Service Staff, dem Ausbau des Iniormationsdien­
stes der VN, aller Abteilungen der Suchtgiftbekä:npfung 
(Narc()tic lJrugs Divison) C;.us Genf mit L;·9 Profe;3sionals 30',Jj.e 
einer Abteilung aus dem Rechtsdepart-;:aent in Hel'T York (I::."CGJ'.'-· 
national Trade Law Branch) mit 10 Professionals. 

Auf Grund der 1976 von der 31. GV tsschlossen9D ne~61ut~Gil 
\~:~Lrd dj_0 3:Sw C;V' /i~)'7f) S:2S'C zu. l)e~:)cll}.i(:'~~~'3e:n. h.a~~:·s~, \\relc}}e \~Js.i.~··· 
taren konkreten Einheiten (vornehmlich jedoch aus den Bereiche 
Wissenschaft und Technik, Energie und Natursch~tze) ~en~ss der 
für Vlien angestrebten funl:tioneller! Sch\'rerpuuktbilduilg in 
den folgenden Jahren nach Wien kommen sollen. . 

4) Nach der letzten Phase diesos Ve:r'setzuD.e;splanes l11üs~~en 
jedenfalls gem~ss der vorliegenden Resolution 1000 zus~tzliche 
BüroDl~tze besetzt sein. Insgesamt werden damit D8Ch ?erech-

" ........... -::\ ... l.':l'" 'Tr"\T •. Tr1't· "'r")C'l /,(;.(:!''':A ;7-;~~T~-;.;:-::;:-:~::-:.~r·T~~.-> -";~,:-::-:--:\":~,~·t·~~~::-:: ....... +:"",\ ... -, rlLl:.l:·:\c:n u.l.,..I ~ .1.\ l.m t. ~-..... .'J...:........ I")(} .,' +C_U i' .;-!..,.lh..,t,::., I.' L' '::,! .L_1 .. l.; \.:" .;. ~~! .... 1~.~r c:" ..... v·:".,. .. L ~/:':~!.J. 

Ti5e~';'} 0 TI cll s -rem d:-T~\80--UDQ-YtJj"JJ O-:GTtJ'-äh r e-;T(j"2·)--;;-";~~!-SÖ·"-.i~S~-:(~sc;:-)~e-;}'-'+ 
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Professionals a~s Genf und New York + jährlich die ao. ca. 
1 "'iO 101:;:0.1 angeste llten Vervtal tUl1gsbO&mt811 ~ im J'a..1-J.:::e 19ß:5 
4281 Personen) .. 

JT])JCH TI,Il:" GS-- U"ITD .M3Yi·POLITJK 

Österreich ist auf Grund seiner geographischen Lage vor 
a1Iern Erstasylland im Verhältnis zu seinen Nachbarstaaten. 
Es hat diese Aufgabe in der Vergangenheit erfüllt und erfüllt 
sie auch weiterhin. 

Durch die Beteiligung an internationalen H:Lli'saktio;1GD, 
vor allem des Flüchtlingshochko"8.missars der VlT (lJTECR) une. ries 
zwischenstaatlichen Komitees für europ~ische Auswand~rung 
(IGEl'I), erfuhr die österreichische Stellung als Erstasyll8.nJ 
eine bedeutende geographische Erwei teI'ung. So haben in de,} 
letzten Jehren auch I'lüchtlinge aus verschiedsZ18n aussereurc­
päischen L~ndern in Österreich Zuflucht und eine neue Heimat 
gefunden .. 
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Neben der Flüchtlingshilfe wird versucht, im Einzelfall 
durch Intervention aus ausschliesslich humanitären Gründen 
zugunsten von politisch,rassisch oder aus religiösen Gründen 
Verfolgten helfend einzuwirken. 

Die geographische Lage Österreichs sowie die historischen 
Bindungen mit einer Reihe von Staaten im osteuropäischen Raum 
die ein grundsätzlich verschiedenes politisches System auf­
weisen, haben auch Auswirkungen auf z'Vlischenmenschliohe Be­
ziehungen der österreichischen Staatsbürger mit den Bürgern 
dieser staaten. Eine der Aufgaben des Bundesministeriums für 
Auswärtige Angelegenheiten ist es daher, den Österreichern 
bei der Lösung dieser Probleme, die für den einzelnen oft eil 
besondere Härte bedeuten, behilflich zu sein, wobei nunmehr 
durch die Beschlüsse von Helsinki eine wichtige Grundlage 
zur Vertretung dieser Anliegen gegenüber den ausländischen 
Staaten geschaffen wurde. Hiebei geht es in erster Linie daruIl 
Ausreisegenehmigungen für Einzelpersonen zum Zwecke der Fa­
milienzusammenführung, des Verwandtenbesuches, der Eheschlie­
ßung oder aus anderen humanitär berücksichtigungswürdigen 
Gründen zu ervvirken. 

Im Jahre 1976 haben sich insgesamt 1.818 Personen um die 
Gewährung des Asylrechtes in Österreich beworben. Davon stammE 
1.435 aus europäischen und 383 aus aussereuropäischen Ländern. 

Von den szt. aus Uganda Vertriebenen befinden sich noch 
40 in Österreich. 

Aus Chile sind bis Ende 1976 insgesamt 310 Personen, 
davon 68 im Berichtszeitraum, nach Österreich eingereist und 
hier verblieben. Hievon wurden insgesamt 267 Personen 1tlohnunge 
zur Verfügung gestellt. 

Auf Grund eines weiteren Appells des UNIICR hat sich Öster­
reich im Sommer 1976 zur Aufnahme von weiteren 250 Personen 
mit verschiedenen südamerikanischen Staatsbürgerschaften aus 
Argentinien bereiterklärt, von denen bis Jahresende 117 Per­
sonen in Österreich eingetroffen sind. 

Im Hinblick auf die im Jahre 1975 ausgedrückte österreichi­
sche Bereitschaft zur Aufnahme v.ietnamesischer und kambodscha­
nischer Asylwerber sind bis Ende 1976 196 Personen, davon 51 
im Berichtszeitraum, in Österreich eingetroffen. 

Weiters hatte Österreich aufgrund eines Ersuchens des UWACR 
im September 1975 der Aufnahme von rund 100 Kurdenflüchtlingen 
zugestimmt, und daraufhin im Jahre 1976 insgesamt 102 Personen 
Asyl gewährt 0 

Von den in den Lagern und Heimen des Bundes untergebrachten 
europäischen Asylwerbern konnten 714 Personen im Jahre 1976 
auswandern. 

Für die Flüchtlingsbetreuung in Österreich wurden im 
Jahre 1976 rund 75 I''Iio. öS aufgewandt. 
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3.2. HILFSWERK DER VN FÜR PALÄSTINAFLÜCHTLINGE 

Die Aufgabe der UNR\,fA (Hilfsv.,rerk der VN für Palästinaflüch­
linge) besteht in der Betreuung, Verpflegung, Schulung von 
Personen, die durch die Feindseligkeiten im Nahen Osten in 
Mitleidenschaft gezogen wurden. Die Organisation ist in sämt­
lichen betroffenen Ländern tätig und war Ende 1975 gezwungen, 
den Sitz ihrer obersten Verwaltungsorgane interimistisch 
nach Wien zu verlegen. Der österreichische Beitrag zum Hilfs­
werk betrug 1976 1,320.000 Schilling. 

3.3. KATP..BTROPHE:NHILFE 

Auch bei einigen Naturkatastrophen im Ausland hat die Bun­
desregierung die entsprechenden Hilfsaktionen unterstützt. 
Hinsichtlich der Hilfeleistungen im norditalienischen Erd­
bebengebiet wird auf Abschnitt 11 (Italien) ver,.;iesen. Die 
Hilfeleistungen anlässlich des Erdbebens in Guatemala im 
Februar beliefen sich auf einen Wert von 1 Million Schilling, 
jene im Zusammenhang mit der Erdbebenkatastrophe in der Ost­
türkei im Dezember auf 1,7 Millionen Schilling. 

3.4. GENFER DIPLOMATISCHE KONFERENZ ÜBER DAS IN BEWAFFNETEN 
KONFLIKTEN ANZUHEND:2:1wE HUl1All"ITARE RECHT 

Die Konferenz, deren Ziel es ist, zwei Zusatzprotokolle 
zu den Genfer Konventionen zum Schutz der Kriegsopfer 1949 
auszuarbeiten, hat im Frühjahr 1976 (21. April - 11. Juni) 
ihre dritte Session abgehalten. Henngleich auch diesmal auf 
Kommissionsebene substantielle Fortschritte (35 Artikelent­
würfe) erzielt werden konnten, sind doch so wichtige und zum 
Teil kontroversielle Materien offen geblieben, wie Frigen des 
Repressalienverbots, der Vorbehalte, des Kriegsgefangenen­
status der Guerillakämpfer, der internationalen Untersuchungs­
kommissionen, des Zivilschutzes, sowie des Beitritts natio­
naler Befreiungsbewegungen zu den Zusatzprotokollen. 

Am Ende der Tagung beschloss die Konferenz in einer Resolu­
tion, dass die für das Frühjahr 1977 vorgesehene vierte Sessio 
zugleich die letzte sein soll. 

Auf der Tagesordnung der Konferenz steht seit Anbeginn 
auch das Problem des Verbotes bzw. der Beschränkung der Ver­
wendung bestimmter, besonders grausamer konventioneller 1tlaf­
fen, mit dem sich eine eigene ad hoc-Kommission befasst. Zur 
Vorbereitung der Arbeiten dieser Kommission fand im Februar 
1976 in Lugano eine Regierungsexpertenkonferenz statt. Der 
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Bericht der Expertenkonferenz diente der ad hoc-Kommission 
als Arbeitsunterlage. Trotz gründlicher Vorarbeiten gelang es 
der Konferanz auch anlässlich der dritten Tagung nicht, in 
diesem Bereich Artikelentwürfe anzunehmen. 

Die Ergebnisse der dritten Session wurden im Herbst auf 
der 31. Generalversammlung der VN von der ersten (Waffen­
verbote) und der sechsten Kommission (ZusatzprotokOlle zu 
den Genfer Konventionen) erörtert. 

3.5. SOZIALE, MENSCHENRECHTLICHE UND HUMANITÄRE FRAGEN 
!)\1 RAI-UIEN DER GV DER VN lTND .LN EC 080C 

4. 

Auf den Abschnitt IV.1.2.4. und 103. wird verwiesen. 

KONSULARISCHE AUFGABEN 

Die Tätigkeit auf konsularischem Gebiet reicht vom Schutz 
der Interessen des einzelnen Staatsbürgers, der Hilfeleistung 
für Österreicher im Ausland, der Ausstellung von Reisepässen 
und Staatsblirgerschaftsnachweisen, der Erteilung von Sichtver­
merken, der Übermittlung von Dokumenten und Beglaubigung von 
Urkunden, der Verfolgung von Unterhaltsansprüchen, der Ab­
wicklung von Nachlässen, der Erledigung von Rechts- und Amts­
hilfeersuchen bis zum Abschluss von Verträgen, die diese Auf­
gaben im internationalen Verkehr regeln und erleichtern. 

4.1. RECHTSSCHUTZ 

Die zunehmende Anzahl der ins Ausland reisenden österrei­
chischen Staatsbürger hat es auch im Jahre 1976 mit sich ge­
bracht, dass die österreichischen Vertretungsbehörden gegenübe 
den ausländischen Behörden für österreichische Staatsbürger, 
die mit den Gesetzen des Gastlandes in Konflikt geraten waren, 
im gros sen Umfang Rechtsschutzaufgaben wahrzunehmen hatten. 

Im wesentlichen hatten die Vertretungsbehörden - immer von 
dem Grundsatz ausgehend, dass in ein schwebendes Verfahren 
nicht eingegriffen werden kann - dafür Sorge zu tragen, dass 
die Staatsbürger in Gerichtsverfahren Rechtsbeistand erhielten 
alle Möglichkeiten des Berufungsverfahrens und - bei Versagen 
der rechtlichen Argumente - des Gnadenweges ausschöpfen konnte: 
Die Vertretungsbehörden waren auch bemüht, die Freilassung des 
Inhaftierten gegebenenfalls gegen Kautionserlag oder Abtretung 
der Strafverfolgung nach Österreich zu erreichen. 
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Die Zahl von Verkehrsunfällen in Nachbarstaaten, in die 
österreichische Staatsbürger verwickelt waren, "'lar relativ 
hoch. Manchmal führen schwere Verkehrsunfälle, die mit Ver­
letzungen oder gar tödlichem Ausgang von Staatsangehörigen 
des Gastlandes verbunden waren, zu längerer Untersuchungshaft 
und hohen Haftstrafen. Auch hier konnten dieösterreichischen 
Stellen eine Reihe von Strafverfolgungsabtretungen sowie 
Freilassung gegen Kaution erreichen. 

Neben den Eigentumsdelikten nehmen in immer stärkerem 
11ass die Rauschgiftdelikte , insbesondere junger Menschen, 
die Tätigkeit der österreichischen Vertretungsbehörden in 
Anspruch. Marokko, die Türkei, Afghanistan, Indien und Thail~ 
sind die Hauptreiseziele der Süchtigen bzw. Suchtgiftschmuggle 

In den kommunistischen Ländern liefen auch 1976 einige 
Strafverfahren gegen österreichische ueschäftsleute wegen so­
genannter Wirtschaftsdelikte (Provisionszahlung, Anbieten von 
Geschenken und Wirtschaftsspionage). Die Gesetzeslage auf 
diesem Gebiet ist von der in Österreich grundsätzlich ver­
schieden; vor allem der Tatbestand der sogenannten WirtschaftE 
spionage, wie er in diesen Länder gehandhabt wird, ist der 
österreichischen Rechtsordnung fremd. Wirtschaftsdelikte gel­
ten in kommunistischen Staaten als Verbrechen, die oft in 
Sonderverfahren entschieden werden. 

Auch in Ländern der Dritten viel t waren einige Österreicher 
in Strafverfahren \.,regen VJirtschaftsdelikte verwickelt. 

4.2. HILFELEISTUNG n'1 AUSLAND 

Gelegentlich kommen österreichische Staatsbürger im 
Ausland etwa infolge einer Erkrankung, Verlust oder Dieb­
stahl des Reisegeldes oder durch unzureichende Kenntnis der 
Landesbedingungen u.'1verschuldet in eine Notlage, die ein 
rasches und unbürokratisches Eingreifen der Vertretungs­
behörden, insbesondere durch die Ge'währung von Heimsende-
und Unterstützungsdarlehen, notwendig macht. 1976 waren 
\..Jieder Hunderte von Heimsendungen notwendig. F'ür Unterstützun­
gen (Hilfeleistung an im Ausland lebende, notleidende öster­
reichische Staatsbürger) standen dem Bundesministerium für 
Auswärtige Angelegenheiten 360.000,-- öS zur Verfügung. 

Wie schon im Jahre 1974 wurde atich 1976 eine Tagung der 
Sozialreferenten der österreichischen Vertretungsbehörden 
veranstaltet. Die zweitätige Veranstaltung hat sowohl Gele­
genheit zu einem nützlichen Erfahrungsaustausch der mit Sozi­
alaufgaben betrauten Beamten untereinander als auch zu 
einem fruchtbaren Gedankenaustausch mit den in Frage kommen­
den Funktionären der ZentralstelIen im Inland. 
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4.3. EVAKUIERUNGSl"'LASSNAIWJEN 

Auch die in verschiedenen Teilen der Welt entstandenen 
Krisensituationen-wie im Libanon-machten Evakuierungsmass­
nahmen von österreichischen Staatsangehörigen erforderlich. 
Der Bürgerkrieg ~m Libanon erlaubte zwar keine planmässige 
Evakuierung von Osterreichern oder anderen Ausländern auf 
dem Luftweg (die Fahrt zum Flughafen war ·oft mit Lebens­
gefahr verbunden), die österreichischen Staatsbürger \'Iurden 
jedoch aufgefordert, das Land zu verlassen undvon der 
österreichischen Botschaft laufend betreut. 

4.4. AUSLANDSÖSTERP~ICHER 

a) Die Gesamtzahl der österreichischen Staatsbürger im 
Ausland kann gemäss der im \.Jege der österreichischen Vertre­
tungsbehörden mit dem Stichtag 1. Jänner 1975 durchgeführten 
Erfassung der Auslandsösterreicher und den inz\-Jischen einge­
tretenen Änderungen mit rund 360.000 angenommen werden. 

b) Der durch das Bundesgesetz vom 16. November 1967 errich 
tete "Fonds zur Unterstützung österreichischer Staatsbürger 
im Ausland " (BGBl. i'Ir. 381) hat im Jahre 1976 1002 bedürf-
tigeNPersonen in ~5 Staaten Zuwendungen - in der Regel halb­
jährlich - mit einer Gesamtsumme von öS 4,296.000,-- zuer­
kannt, die im Wege des Bundesministeriums für AusvJärtige An­
gelegenheiten durch die zuständigen österreichischen Vertre­
tungsbehörden, von denen jeweils auf Grund der Bedürftigkeit 
der Unterstützungmverber der bezügliche Antrag an den Fonds 
zu stellen ist, ausgezahlt wurden. 

Der Fonds wird zu gleichen Teilen durch den Bund und durch 
die Länder subventioniert; im Jahre 1976 betrugen diese Sub­
ventionen je öS 2,000.000,--. Bei dem Subventionsbeitrag der 
Länder richtet sich die Quote des einzelnen Bundeslandes nach 
der durch die letzte Volkszählung für das betreffende Bundes­
land ermittelten Bevölkerungszahl. 

c) Bei der von den Betreffenden jeweils überaus dankbar 
begrüssten jährlichen \'JeilLnachtsaktion des Bundesministeriums 
für Auswärtige Angelegenheiten wurden im Jahre 1976 an 834 
bedürftige Auslandsösterreicher in 14 Staaten, zumeist hoch­
betagte, teils alleinstehende, hilflose bzw. kranke, bett­
lägerige Personen, und auch Kinder, Sach- bzw. Geldspenden 
in einer Gesamthöhe von öS 175.879,27 verteilt. 

d) Durch die Subventionierung durch den Bund und durch 
die Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft des im Jahre 195 
gegründeten "Auslandsösterreicher\·;erkes!! lmrde auch im Jahre 
1976 die von dieser Vereinigung in Zusa~~enarbeit mit dem 
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"Weltbund der Österreicher im Ausland" herausgegebene Vier­
teljahresschrift "Der Auslandsösterreicher" finanziert, 
die kostenlos in aller Welt den Auslandsffiterreicher-Ver­
einen und den Gesellschaften von Freunden Österreichs zur 
Verfügung gestellt und auch an die österreichischen Vertre­
tungsbehörden, Kulturinstitute und Aussenhandelsstellen 
sowie an verschiedene Stellen und Einzelpersonen in Öster­
reich verteilt wird. 

e) An dem Auslandsösterreicher-Treffen vom 10. bis 12.Sep­
tember 1976, in Wien, das durch den Bundesminister für Aus­
wärtige Angelegenheiten eröffnet wurde, nahmen als Vertreter 
des sogenannten "10. Bundeslandes Ir 423 Teilnehmer von 31 Aus­
landsösterreicher-Vereinen, die in 17 Staaten Europas, Nord~ 
und Südamerika "bzw. in Australien ihren Sitz haben, teil. 
Im Rahmen dieser Tagung fand wiederum die Ordentliche Haupt­
versammlung des "Weltbundes der Österreicher im Ausland", 
der Dachorganisation der Auslandsösterreicher-Vereine, statt. 

4.5. ÖSTERREICHISCHES VERMÖGEN IM AUSLAND 

a) Vermögensangelegenheiten 

Einzelfälle von österreichischen Staatsbürgern, die in­
folge ausländischer EnteignungsmassnahmenVermögensverluste 
erlitten haben, werden laufend in mehreren L~ndern bearbeitet. 
Im Zusammenwirken mit den Vertretungsbehörden \vurden Schritte 
unternommen, um in Krisenherden wie Angola, Libanon etc. 
die von Österreichern erlittenen Schäden zu erfassen. 

b) Nachlassangelegenheiten 

Einen Schwerpunkt des Rechtsschutzes österreichischer 
Staatsbürger bilden die Nachlassachen, also jene Fälle, in 
denen österreichischen Staatsbürgern eine Erbschaft oder 
Legat im Ausland anfällt oder anfallen könnte. Durch die Ver­
tretungsbehörde, oftmals unter Einschaltung der Vertrauensan­
wälte, werden, soweit dies gewünscht wird, die Interessen 
der österreichischen Erben \.'iabrgenommen. Die Erbschaft muss 
vielfach sichergestellt, oft auch Erben in Österreich ausge­
forscht und bei der Abwicklung des Verfahrens durch Fühlung­
nahme mit den ausländischen Behörden bzw. Nachlassverwalter 
geholfen werden. 

4.6. SCHUTZMACHTTÄTIGKEIT 

Bei der seinerzeitigen Übernahme von Schutzmachtfu~~tionen 
hat die Bundesregierung die Auffassung vertreten, dass Öster­
reich diese FQ~ktion sowohl aus humanitären als auch aus Grün­
den der nachbarlichen Beziehungen ausüben sollte. 
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~ufgrund der von Bulgarien der CSSR und JugoslE,i\!ien 
an Osterreich gestellte Ersuchen um übernahme der Schutz­
machtfunktion in Israel wurde 1967 mit israelischer Zustim­
mung bei der österreichischen Botschaft in Tel Aviv ein 
Schutzmachtbüro errichtet. Ebenso wurde 1973 über Ersuchen 
Bulvariens und Unsarns um ~~ernahme der Schutzmacht funktion 
in Chile mit Zustlmmung der chilenischen Regierung bei der 
Österreichischen Botschaft in Santiago ein Schutzmachtbüro 
errichtet. 

Die Tätigkeit der beiden angeführten Schutzmachtbüros 
umfasst folgende Aufgaben: 

a) Wahrnehmung konsularischer Agenden für StaatsbÜrger 
der vertretenen Staaten: 

- Sichtvermerksangelegenheiten - teils im eigenen Itlirkungs­
bereich nach den vom betreffenden Staat erhaltenen Rieht-· 
linien, teils unter Einholung der Zustimmung des vertre­
tenen Staates. 

- Weiterleitung von Anträgen im Wege des Bundesministeriums 
für Auswärtige Angelegenheiten an den vertretenen Staat, 
betreffend Passneuausstelllli~gen und Verlängerungen der 
Gültigkeitsdauer von Reisepässen, von Anträgen auf Entlas­
sung aus dem Staatsverband des vertretenen Staates, auf 
Rückkehr in den vertretenen Staat, auf Aufenthaltsgene~~i­
gung im vertretenen Staat, auf Zustimmung zur Verlängerung 
der Aufenthaltsbewilligung im Aufenthaltsstaat, auf Ge­
nehmiglmg einer Ehesehliessung, ferner Angelegenheiten 
betreffend Nachforschungen, Nachlassachen, Zustellungen von 
Verständigungen, Dokumenten und Gerichtsstücken im Wege der 
Behörden des Empfangsstaates. 

Die von den vertretenen Staaten vorgeschriebenen Verwal­
tungsgebühren werden j evJeils durch das Schutzmachtbüro in der 
entsprechenden Landeswährung eingehoben und durch das Bundes­
ministerium für Auswärtige Angelegenheiten im Schillinggegen­
wert gegenüber dem vertretenen Staat anlässlich der viertel­
jährlichen Vorschreibung der Refundierung der auf den betref­
fenden Staat entfallenden Kosten für die Tätigkeit des Schutz­
machtbüros verrechnet. 

b) Humanitäre Angelegenheiten: 

Familienzusammenführungen, Gnadengesuche an den vertrete­
nen Staat. 

c) VervJaltung der staatseigenen Immobilien des vertretenen. 
Staates im Emnfanhsstaat: 

Hierbei handelt es sich hauptsächlich um.die Beaufsichti­
gung und um die Wahrnehmung der laufenden Erfordernisse zur 
Instandhaltung der ehemaligen Gesandtschafts- bzw. Botschafts­
gebäude samt Mobiliar, ferne"r um Vermietungen anderer staats­
eigener Objekte der vertretenen Staaten. 
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d) Abwicklung noch anhängiger wirtschaftlicher ftJ1ge­
legenheiten zwischen dem vertretenen Staat und dem 
Empfangsstaat 

e) Übermittlung von Presseinformationen an den vertre­
tenen Staat sowie Beschaffung von Publikationen für den 
vertretenen Staat aus dem Empfangsstaat und umgekehrt. 

5. ORG.ANISATION DES AUSHÄRTIGEN DIENSTES 

5.1. BUDGET 

Mit den dem Bundesministerium für Auswärtige Angelegen­
heiten auf Grund des Bundesfinanzgesetzes 1976 beim Kapitel 
20 llÄusseres ll zugewiesenen 11i tteln konnte das Auslangen 
gefunden werden. Überschreitungen bei verschiedenen Ansätzen, 
wofür die entsprechenden Genehmigungen ordnungsgemäss einge­
holt vwrden waren, konnten durch Ausgabenrückstellungen bei 
anderen Ansätzen im eigenen Ressort mit einer einzigen Aus­
nahme (internationale Konferenzen in Wien), für die aber das 
Bundesministerium für Finanzen im Rahmen der Pauschalvorsorge 
Mittel bereitstellte, bedeckt werden. 

Auch im Berichtsjahr war es erforderlich, die Richtlinien 
für die Besoldung der im Ausland verwendeten Bediensteten an 
die geänderten Lebensverhältnisse im Ausland anzupassen und 
Unzulänglichkeiten weiter abzubauen. 

Besondere Aufmerksamkeit erforderte das Problem der Miet­
kosten im Ausland, die im Hinblick auf eine sehr rasch stei­
gende Tendenz in vielen Ländern zu einer schweren finanziellen 
Belastung zahlreicher Bediensteter führte. Die Frage der Woh­
nungskostenbeiträge bzw. der Vergütungssätze war Gegenstand 
eingehender Überlegungen. Entsprechende Vorschläge, die den 
anderen zuständigen Ressorts zugeleitet wurden, bildeten den 
Gegenstand von interministeriellen Besprechungen, die aber noc 
nicht abgeschlossen werden konnten. 

5.2. PERSONALANGELEGENH:BITEN 

Das Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten ver­
fügte :Bnds 1976 über insgesamt 1359 Bedienstete (hievon 540 
weibliche), von denen etwa ein Drittel in der Zentrale und 
zwei Drittel bei den insgesamt 96 Berufsvertretungsbehörden lID 
Ausland (63 Botschaften; 9 andere diplomatische Missionen, 
in erster Linie bei internationalen Organisationen; 17 Konsu­
late und 9 Kulturinstitute) tätig waren. Weitere Vertretungs­
behörden konnten angesichts des akuten Personenmangels und 
Fehlens der finanziellen Mittel im Jahre 1976 nicht errichtet 
werden. 
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Zwecks Nachbesetzung der durch Übertritte in den Ruhestand 
freigewordenen Dienstposten im Höheren Auswärtigen Dienst fan 
den im Jahre 1976 zwej Ei~nungsprüfungen statt. Hingegen wur­
den bei den Dienstzweigen Höherer Auslandskulturdienst und 
Gehobener Verwaltungsdienst mangels freier Dienstposten im 
Jahre 1976 keine Eignungsprüfungen abgehalten.· 

Während des vergangenen Jahres sind auf Grund des Bundes­
gesetzes über die Ausschreibung bestimmter leitender Funktion, 
BGB1. 700/1974, zwei Sektions leiter- und sieben Abteilungs­
leiterposten ausgeschrieben und nach Durchfüh~ung des vorgese­
henen Verfahrens neu besetzt worden. 

Darüber hinaus vlurde allen in Frage kommenden Bediensteten 
des Bundesministeriums für Auswärtige p.-ngelegenhei ten Gelegenb.e: 
gegeben, ihr Interesse an im Ausland freiwerdenden His­
sionschefs- und Amtsleiterposten der Zentrale zur Kenntnis 
zu bringen. Hiedurch hat die bereits seit längerer Zeit be­
stehende Übung, freie Verwaltungsattache- und Sekretärinnen­
posten auszuschreiben, eine von den Bediensteten sehr begrüsst 
Erweiterung gefunden. 

Im Hinblick auf die ausserordentlich grosse Bedeutung von 
Fremdsprachenkenntnissen für den Dienst im Bundesministerium 
für AusvJärtige Angelegenheiten vmrde im Jahre 1976 im ver­
stärkten Masse der Besuch von Kursen zur Erweiterung der 
Sprachkenntnisse der Bediensteten der Zentrale ermöglicht. 
Wie im Vorjahr Hurde auch im Jahre 1976 ein Fortbildungskurs 
in Form von Vorträgen und Diskussionen für jüngere Jahrgänge 
des Höheren Auswärtigen Dienstes veranstalte. 

In der jüngeren Vergangenheit zeigte sich wiederholt die 
Notwendigkei t, das Bundesminis terium für Aus\värtige Jl.ng ele­
genheiten jederzeit, das heisst also auch Hährend der Nacht­
stunden, über die vlochenende und an Feiertagen erreichen zu 
können. Die erforderlichen Vorbereitungen für die Einrich­
tung eines ausserhalb der normalen Dienstzeit erreichbaren 
Bereitschaftsdienst ab Jänner 1977 wurden getroffen. 

Zur besseren medizinischen Betreuung der Bediensteten des 
Bundesministeriums für AusHärtige Angelegenheiten Hurde ein 
Vertrauensarzt bestellt. 

Darüber hinaus wurden die Bemühungen, für alle Bediensteten 
des Bundesministeriums für Auswärtige Angelegenheiten einen 
ständigen verbilligten Mittagstisch zu schaffen, fortgesetzt. 

5.3. HONORARKONSULATE 

Im Jahre 1976 bestanden 173 honorarkonsularische Vertre­
tungen Österreichs im Ausland. 6 Honorarkonsulate Hurden neu 
eröffnet und zwar in Auckland (Neuseeland), Heraklion (Kreta), 
Honululu, Kingston (Jamaica), Kolding (Dänemark) und r-ladras 
(Indien). 1 Honorarkonsulat (Lourenqo I'larques (I1o~ambique) 
wurde geschlossen. 

17 Honorarkonsuln wurden neu bestellt, 7 sind aus ihrem Amt 
geschieden. 2 Honorarkonsulate - Taormina (Italien) und 
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Douala (Kamerun) - wurden zusätzlich mit Pass- und Visabe­
fugnis ausgestattet. 

5.4. AMTSRÄUME DER ZENTRALE 

Durch Anmietung zusätzlicher Räumlichkeiten, die 1977 
bezugsfertig sein werden, wird die in der Zentrale herrschende 
Raumnot etwas gemildert werden können, ohne dass damit das 
Gesamtproblem in befriedigender Weise gelöst wäre. 

5.5. RESIDENZEN UND AMTSGEBÄUDE IM AUSLAND 

Auch im Jahre 1976 konnte eine Verbesserung der Unterbrin­
gung der Österreichischen Vertretungsbehörden im Ausland durch. 
Kauf und Neubau von Gebäuden erzielt 't.'lerden. 

So wurden Residenzen in Kinshasa, Lusaka und Madrid sowie' 
ein Amtsgebäude in Den Haag käuflich erworben. 

Ferner wurde der Neubau des Botschaftsgebäudes in Tokio 
fertiggestellt und das Amtsgebäude in Bonn hinsichtlich der 
Aussenarbeiten vollendet. 

Begonnen wurden im Jahre 1976 Neubauten in Dakar (Residenz) 
und in Lusaka (Amtsgebäude). 

Schliesslich konnten im abgelaufenen Budget jahr die Re­
sidenz in München einer Gesamtsanierung und die Botschaftsge­
bäude in Sofia und wndon 'so'.Jie das bundeseigene Gebäude in 
Athen einer Teilsanierung unterzogen werden. 

5.60 FERl'iMELDEVERBINDUNGEN 

Die Fernmeldeverbindungen zwischen dem BundesminEterium 
für Auswärtige Angelegenheiten und den österreichischen Ver­
tretungsbehörden werden derzeit fast ausschliesslich in Form 
von FS-Verbindungen abgewickelt. I'lit wenigen Ausne,hmen besitzer 
fast alle Berufsvertretungsbehörden sowie eine Reihe von Ho­
norarkonsulaten bereits eigene FS-Anschlüsse. 

Im Jahre 1976 wurden noch folgende Vertretungsbehörden 
(in chronologischer Reihenfolge) mit FS-Anschlüssen ausge­
stattet: Tripolis, Abidjan, Kapstadt, Istanbul, München und 
Kuala Lumpur. 

Der Anschluss an das FS-Netz der Botschaften in Damaskus, 
Kabul und Buenos Aires ist bereits eingeleitet bz\~. beabsichti§ 

Zu der bereits seit längerem bestehenden Funkverbindung mit 
der Botschaft Peking kam im Berichtsjahr jene mit der Botschaft 
Lissabon. Eine \"lei tere Funkstelle bei der Botschaft in Rom 
wurde vorbereitet. 
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5.7. SICH.ERHEITSl'1oASSN.AHl"IEN 

Bereits seit mehreren Jahren, insbesondere seit Einsetzen 
einer organisierten Terrortätigkeit gegen diplomatische Ein­
richtungen wurde dem besonderen Schutz der österreichischen 
Vertretungsbehörden im Ausland erhöhtes Augenmerk zugewendet. 
Namentlich durch den Einsatz gezielter technischer Nassnahmen 
nach einem Prioritätenplan, bei dem in der Regel regionale 
Gesichtspunkte im Vordergrund standen, wurde getrachtet, noch 
bestehende Risiken zu beseitigen. 

Durch die Entwicklung des internationalen Terrorismus im 
Jahre 1975 zeichnete sich eine erhöhte Gefährung auch der 
diplomatischen 11issionen ab, welche eine Intensivierung des 
vorliegenden Sicherheitskonzeptes erforderlich machte. 

Wenngleich österreichische Vertretungsbehörden und Be­
dienstete im Ausland durch solche Gewaltakte nicht direkt 
betroffen worden sind, ist beabsichtigt, so schnell wie mög­
lich sämtlicheösterreichische Vertretungsbehörden im Ausland 
mit den auf Grund der gewonnenen Erfahrungen als notwendig 
erkannten Schutzeinrichtungenzu versorgen. 

Es wurden daher in der letzten Zeit an einer grösseren 
Anzahl, bisher noch nicht optimal geschützter österreichischer 
Missionen im Ausland die Sicherheitsmassnahmen bedeutend ver­
stärkt und damit einhergehend eine beschleunigte Absicherung 
für den Rest der Vertretungsbehörden in die Wege geleitet. 

Diese Arbeiten, die zuweilen auch gewisse bauliche Verän­
derungen erforderlich machen, werden gegenwärtig unter ~ln­
satz nicht unbeträchtlicher Budgetmittel mit Nachdruck fort­
gesetzt. 

c. 5.8. KOMI1UNIKATIONSZENTRUT1 FüR KRISENFÄLLE 

Die bereits im Jahre 1974 eingeleiteten l"Iassnahmen zur Scha 
fung eines Kommunikationszentrums für Krisenfälle konnte im 
Jahre 1976 zum Abschluss gebracht werden. Durch Installation 
einer Reihe von direkten Nachrichtenverbindungen verfügt nun­
mehr das Bundesministerium für ° Auswärtige Angelegenheiten ins­
besondere in Krisenfällen über ein modernes Instrument zur 
Bewältigung der hiebei auftretenden Kommunikations- und 
Führungsprobleme. 
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5.9. DIPLOMATISCHE AKADEMIE 

Im Februar 1976 schloss der 11. Lehrgang der Diploma­
tischen Akademie bestehend aus 12 Österreichern und 10 Aus­
ländern sein Studium erfolgreich ab. Die Herkunftsländer der 
ausländischen Hörer waren: ERD, Japan, Libanon, Luxemburg, 
Polen,Schweden, Sudan, Tunesien, USA und Venezuela. Die Di­
plomarbeiten der Absolventen erstreckten sich auf Themen 
der internationalen Politik und Wirtschaftsbeziehungen sowie 
Geschichte. 

Der 12. Lehrgang, der im Wintersemester 1976 das Studium 
aufnahm, umfasste 28 Hörer davon 13 Österreicher. Die 15 aus­
ländischen Hörer kamen aus folgenden Ländern: Belgien, Bul­
garien, BRD, Griechenland, Iran, Italien, Jemen, Korea, 
Libanon, Liechtenstein, Niger, Peru, Philippinen, Schweiz und 
Türkei. 

Im September 1976 fanden die Aufnahmsprüfungen für den 
13. Lehrgang statt, der 20 Hörer umfasst davon 9 Österreicher 
und 11 Ausländer aus folgenden Herkunftsländern: Belgien, 
Bulgarien, Elfenbeinküste , Finnland, Italien, Jugoslm..rien, 
Philippinen, Polen, Tunesien, UdSSR und USA. 

Austauschprogramme werden mit der Escuela Diplomatica 
Madrid und der Ecole Nationale d'Administration Paris durch­
geführt. Die Bundesakademie für öffentliche Verwaltung Bonn 
und die International Peace Academy hielten Seminare an der 
Diplomatischen Akademie ab. Im Austausch mit Gästen an der 
Diplomatischen Akademie nahmen Hörer an Sprachkursen in 
Madrid und Paris teil. Weitere Hörer studierten in Moskau 
am Internationalen Seminar für russische Sprache, Englisch 
in London und in den USA sowie Arabisch in Damaskus. 

Die Diplomatische Akademie fungiert weiterhin als Sekre­
tariat der Arbeitsgruppe der Direktoren von Diplomatischen 
Akademien und Instituten für Internationale Beziehun~en aus 
vier Kontinenten und ist für die Einberufung der jährlichen 
Tagungen dieser Arbeitsgruppe, die abvlechselnd in Wien und 
am Sitz einer ausländischen Institution stattfinden, verant­
wortlich. 

5.10. INTERNATIONALES DIPLOMATENSEl'UNAR 

Das vom Bundesministerium für Auswärtige Angelegenheiten 
veranstaltete 19. Internationale Diplomatenseminar auf Schloss 
KIesheim (28. Juli bis 7. August) stand unter dem Hauptthema 
I1Energie- und Rohstoffragen in der internationalen Politik ll

• 

An diesem Seminar nahmen 41 junge Diplomaten aus 37 Ländern 
aller"Kontinente teil. 
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Beilage A 

Vortrag des Bundesministers für Auswärtige 
Angelegenheiten, Dr. Willibald Pahr, vor der 
Österreichischen Gesellschaft für Außenpolitik 
und Internationale Beziehungen, am 4. November 1976 

DIE ÖSTERREICHISCHE AUSSENPOLITIK - RüCKBLICK UNTI AUSBLICK 

Meine Damen und Herren 

Es ist in diesem Rahmen iviederhol t festgestellt worden 
- zuletzt am 4. Juni des vergangenen Jahres durch meinen Amts-­
vorgänger Dr. Erich Bielka - dass die österreichische Aussen­
politik gevüssen Leitlinien folgt, über die ein breiter innen­
politischer Konsens besteht und die daher auch nach aussen hin 
als unver:rückbar erscheinen. Gerade v-legen des besonderen Charak­
ters dieser Ihnen allen bekannten Leitlinien glaube ich, dass 
ich in den folgenden Ausführungen nicht näher darauf eingehen 
muss. Ich den~e dabei an die Erhaltung der Unabhängigkeit, an 
die Bedeutung des Staatsvertrages, an das daraus resultierende 
Bestreben nach guten Beziehungen zu den Signatarstaaten dieses 
Vertrages, an die Verpflichtungen, die aus der immerwährenden 
Neutralität Österreichs und aus dem Bekenntnis zur Satzung der 
Vereinten Nationen fliessen, an die Politik gutnachbarlicher 
Beziehungen und an die Zugehörigkeit und I"Ii tarbei t im pluralis­
tisch - demokratischen Europa. 

Diese Leitlinien stellen sozusagen den Rahmen, aber auch die 
Begrenzung für jede Aussenpolitik unseres Landes dar. Erst in­
nerhalb derselben können konkrete Ziele formuliert, Schwerpunkte 
gesetzt iverden. Neben diesem unverrückbaren Rahmen ist unse-
rer Aussenpolitik aber noch eine zweite, flexible und sich 
ständig ändernde Grenze gesetzt, die in der Summe der aUssen­
politischen Zielsetzungen aller anderen Staaten, oder kürzer 
in der uns u.mgebenden geopoli tischen viel t liegt. 

\-.Jie sieht diese 1,lel taus? Sie ist auch heute im vlesentlichen 
durch z\vei sich voneinander absetzende Staatensysteme , das 
v,festlich demolcratische und das kommunistische, gekennzeichnet. 
Österreich liegt an der Trennlinie dieser Systeme. Auf beiden 
Seiten ist ein Großteil der Staaten mili tä.risch organisiert. 
Das neutrale Österreich liegt im Spannungsfeld der militärstra­
tegischen Überlegungen beider Seiten. 

In jedem System ist eine Grossmacht vorherrschend, die welt­
weite Interessen verfolgt. Jeder Interessenskonflikt zwischen 
diesen Grossme.chten irgend'\:'lo auf der VIel t - und dazu kann 
heute praktisch jede Konfliktsi~uation Anlass geben - hat daher 

./ . 
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Rückwirkungen auf Europa und somit auch auf Österreich. 

Diese Tatsache ... drd uns von Zeit zu Zeit aus Anlass großer 
politischer Ereignisse in Erinnerung gerufen, wie etwa, wenn 
das amerikanische Volk einen neuen Präsidenten vJähl t, oder 
vlenn sich die Führungsspitze der Volkrepublik China verändert. 
Wie bei Eisbergen handelt es sich aber hiebei immer nur um 
die sichtbaren Spi fzen der \·,Tandlungen im politischen Leben. 
Darunter liegt die ständig in Be\-<legung befindliche \-lel t der 
internationalen Beziehungen in der nichts gefährlicher i'Järe, 
als einen bestehenden Zustand als unveränderlich anzunehmen. 

Zur Wahrung seiner eigenen Interessen vlird Österreich daher 
nicht nur die politischen Vorgänge auf der ganzen Helt aufmerk­
sam verfolgen, sondern auch im Rahmen seiner :r1öglichkeiten ver­
suchen, jede Konfrontation zvlischen den beiden in Europa gegen­
überstehenden Systemen sO\<7ei t zu mildern, dass daraus keine 
Bedrohung des Friedens und der Sicherheit resultieren kann. 
Dieses Grundanliegen der österreichischen Aussenpolitik, das 
in alle Richtungen geht 'und alle Sparten der Aussenbeziehungen 
berührt, kann am besten mit dem Begriff "Entspannungspolitik" 
umrissen werden. 

Das sogenannte Gleichgewicht des Schreckens hat im Laufe 
der letzten 15 Jahre dazu geführt, dass sich die vfelt sehr v<1eit­
gehend daran gewöhnt hat , mit diesem Gleichge\ücht des Schreckens 
zu leben und zu versuchen, die Möglich~{eiten zu einer Entspannung, 
die in einer solchen Situation gegeben sind,auszunützen. Dies 
hatte seine Ursache vor allem in der Erkenntnis, dass jede Aus­
tragung von Konflikten mit militärischen l1itteln zur totalen 
Vernichtung ,.;reiter Teile der Hel t führen müsste. Eine Rolle 
spielte aber auch die Einsicht, dass ein \ürtschaftlicher Fort­
schri tt i'Jesentlich davon abhing, vJie man die politische Lage 
stabilisieren und dabei eine kontinuierliche Zusammenarbeit der 
Volkswirtschaften über ideologische und gesellschaftliche Ver­
schiedenheiten hinweg sicherstellen könnte. 

Wurde in den ersten Jahren der Entspannungspolitik ver­
sucht, auf bilateralem Gebiet zuerst sehr zögernd, dann in 
immer stärkeren r1asse durch Absnrachen zViischen LfüJ.dern ver­
schiedener gesellschaftlicher Struktur zu einem Abbau der 
Spannungen und zur Regelung gegenseitiger Probleme zu kommen, 
so ist in den späten 60iger Jahren immer mehr der Gedenke populär 
geworden, der Entspannung auch kräftige multilaterale Impulse zu 
geben. 

Es ist richtig, die erste Idee einer europäischen Sicher­
heitskonferenz ist von östlicher Seite ausgegangen. Österreich 
hat diese Idee von allem Anfang an unterstützt, 'weil wir schon 
immer dafür eintraten, eine Regelung von Konfliktstoffen und 
Schi·Jierigkei ten im direkten Gespräch zu suchen; auch haben die 
Ereignisse der Nachkriegszeit uns selbst einen reichen Stock 
an Erfahrungen darüber gebracht, dass solche Verhs,ndlungen 
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zwischen Ländern verschiedener Gesellschaftsordnung dann gute 
Ergebnisse bringen können, wen sie mit Sachkenntnis und im 
Bei'i'Usstsein des eigenen Standortes geführt 'Herden. 

Bevor sich die Idee der Konferenz für Sicherheit und Zu­
sammenarbeit in Europa kow{retisiert hat, hat man in West 
und Ost dehr unterschiedliche Auffassungen über das, was ge­
schehen soll, gehabt. Im Osten dachte mrul vor allem an eine 
grossangelegte Konferenz der Staatschefs, die einige wenige 
Grundsätze der Dltspannungspolitik beschliessen sollten. Deren 
praktische Ausführung i.rurde sich dann von selbst ergeben .. 

Ebenso ist es eine geschichtliche Tatsache, dass im Westen 
anfangs ein bIosses Entspannungsschauspiel befürchtet mlrde, 
das man für wenig nützlich hielt. Erst in bilateralen Kontakt­
gesprächen hat sich dann ein Bild der Höglichkeiten und des 
Wünschenswerten einer solchen Konferenz ergeben. 

Der österreichische Standpunkt war von allem Anfang an klar. 
Wir haben die Konferenzidee begrüsst, gleichzeitig aber darauf 
Wert gelegt, dass die Vorbereitungen dazu sehr gründlich er-­
folgen. Die österreichische Erfahrung mit Problemen der West­
Ost-Politik hat zweifellos in dieser Phase sehr viel geholfen. 
Wir gingen ohne Illusionen, aber mit sehr viel ~~tem willen in 
diese Konferenz. 

Heute können wir sagen, dass das Ergebnis dieser Konferenz 
durchaus beachtlich ist. Es' sind keine 'i'i'under geschehen, solche 
hatten wir nie er\fJartet. Es konnten aber Grundsätze des Ver­
haltens festgelegt und neue Verhaltensnormen in vielen Detail­
bereichen aufgestellt werden. Das Ergebnis ist 1'l'Ohl als ein 
Maximum dessen zu bezeichnen, \fJas sich in dieser Phase der 
Ost-Westbeziehungen für die Entspannung herausholen liess. 

Was dieses Ergebnis allerdings in der Praxis wert ist, 
hängt allein von der Verwirklichung der Absichtserklärungen ab. 
Die Schlussakte von Helsinki sind zwar kein Vertrag, da sie 
aber von allen Regierungschefs Europas, Kanadas und den USA 
unterzeichnet wurden, ko~~t ihnen ein hoher Grad von Ver­
pflichtung zu. An dieser Realisierung der Schlussakte als einen 
Schritt für weitere Fortschritte der Entspannung im bilateralen 
Bereich zu arbeiten erscheint mir daher als eine der vJichtigsten 
AUfgaben der österreichischen Aussenplitik. Dem korr~t auch eine 
grosse Bedeutung bei der Entwicklung bilateraler Beziehungen 
zu. 

Aus dem Konferenzverlauf und aus den Schlussakten selbst 
geht klar hervor, dass die Beschlüsse eine Einheit darstellen 
und als Ganzes verwirklicht iverden müssen. Es ist aber ver­
ständlich, dass es für jeden Staat Sch'werPt:-nkte gibt, denen 
er eine besondere Bedeut-ung beimisst. Für Österreich ist dies, 
es w~rde schon oft gesagt, der humanitäre Bereich. 

Es ist und bleibt eines der Leitmotive der österreichi-
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schen Aussenpolitik gegenüber anderen Staaten, die Bezogenheit 
der Politik auf den einzelnen Nenschen sicherzustellen. Dem 
entspricht nicht nur das Eintreten und die Hilfestellung in 
Einzelfällen, ob es sich nun um politische Häftlinge, urG 
Familienzusammenführungen oder um Flüchtlinge handelt, sondern 
auch die rege Mitarbeit in allen mit Menschenrechten befassten 
Organen der Vereinten Nationen. Dieses humanitäre Anliegen 
unserer Aussenpolitik, das vdr nie moralisierend, sondern im­
mer helfend verstanden haben wollen, gründet sich aber auch 
in der Einsicht, dass es eine gerechte und stabile \-Iel t 
nur dann geben kann, wennWürde und Wert jedes einzelnen Men­
schen geachtet werden .. Nach dem eben Gesagten erscheint es aber 
·auch selbstverständlich, dass wir gerade die Verviirklichung 
der humanitären Anliegen der Schlussakte von Helsinki, die bis­
her trotz des guten \villens vieler Staaten nur langsam vor sich 
ging, besonders ausfmerksam verfolgen werden. 

Eines muss allerdings festgestellt 'VIerden : Bei der KSZE 
sind bisher die militärischen Aspekte der Sicherheit zu klll~Z 
gekommen. Ursprünglich bestand ja die Idee, dass die KSZE und 
die Truppenabbaugespräche ungefähr zur gleichen Zeit, aller­
dings ohne Junktim, stattfinden sollten. Im Dolru_ment von 
Helsinki gibt es nur bescheidene Ansätze für vertrauensbildende 
I'Iassnahmen auf dem militärischen Sektor.. Die sist ein erster 
kleiner Schl'itt in die richtige Richtung, aber es ist ein viel 
zu kleiner Schritt. 

Die Truppenabbaugespräche in Wien haben leider bisher 
keinerlei greifbaren und sichtbaren Fortschritt gezeigt. 
Wir sind uns aber dessen be'hTUsst, dass die Abrüstung nicht nur 
ein poli tisch sch~ .. Jieriges Problem ist, sondern sich vor allem 
auch technisch überaus schwerbewältigen lässt. Der Umstand, 
dass sich über die 'hTirkung modernster \vaffensysteme zunehmend 
nur ganz wenige Spezialisten einigermassen ein Bild schaffen 
können, hat zur Folge, dass jede politische Entscheidung über-­
aus schwer zu fällen ist. Dabei dürfen wir nicht vergessen, dass 
auch HissenschaftIer und Techniker irren können. 

Natürlich kann die Frage des Truppenabbaues und der Ab­
rüstung nicht allein aus der europäischen Sicht betrachtet 'VJer­
den. Die Truppenabbaugespräche waren aber auch bisher nicht 
ganz umsonst.. Sie haben geholfen, die gegenseitigen Sts_nd­
punkte abzuklären und sie haben vor allem auch einen "dchtigen 
Beitrag zur viirklichkei tsnahen Einschätzung des jevJeiligen 
Potentials und der Abrüstungs- und Truppenreduzierungsmög­
lichkeiten in Europa gegeben. 

Ich habe bereits über das Gleichgewicht des Schreckens 
gesprochen, mit dem wir in Europa zu leben gelernt haben. 
Dieses Gleichgei.'licht konnte nur entstehen, 1-'leil sich aus der 
E'ntvlicklung der furchtbarsten aller bekannten 1'18.ssenvernich­
tungsmittel, nämlich der Kermvaffen, völlig neue Konsequen-
zen erga.ben. :Mit der Erkenntnis, dass diese Haffen nicht mehr 
aus der vIel t zu schaffen seien, verstärkten sich die Bemühungen 
der Grossmächte, Henigstens d.ie Heiterverbreitung von Kern-

. /. 
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waffen zu verhindern und sich damit gleichzeitig ihre I1onopol­
stellung zu erhalten. Der Atomsperrvertrag, den Österreich als 
eines der ersten Länder unterzeichnet hat, war Ausfluss die-
ser Bemühungen. Leider haben sich die Hoffnungen, die nicht 
nur iür in diesen Vertrag gesetzt haben, nicht erfüllt. Es 
handelt sich hier aber nicht nur um das Bedauern darüber, dass 
sämtliche Nuklearwaffenmächte auch heute noch KernVlaffenver­
suche in der Atmosphäre oder unterirdisch durchführen, oder dass 
ein weiterer Staat eine NuklearexplQsionskapazi tät ent'lvickel t 
und cl am i t neue Unsicherhei tsfe~ktoren im Vertrags system aufge­
zeigt hat, oder dass über L~O Staaten ~ und darunter eine Reihe 
der sogenannten Fastnuklear- oder SchvJeller:unächte - den Ver­
trag noch nicht ratifiziert haben. Darüber hinaus nämlich hat 
es die rasante Entvlicklung der Kerntechnologie zu friedlichen 
Zwecken mit sich gebracht, dass die Herstellung von Atomwaffen 
für eine grosse - und ständig vlachsende - Zahl von Staaten keine· 
besonderen technischen Probleme mehr auflürft. Ja sogar die bis­
her nur in der Phantasiewelt der Verfasser utopischer Romane 
beheimateten Vorstellungen von mit A tomi'laffen ausgerüsteten 
Verbrecherbanden sind heute nicht mehr ganz von der Hand zu 
weisen. Wir stehen also vor einer völlig neuen Situation, in 
der die Frage der Verhinderung der Weiterverbreitung von Atom­
waffen zu einer ausschliesslich politischen zu werden droht. 
Ziel der österreichischen Bemühungen im multilateralen Rahmen 
vvird es daher sein müs'sen, das schon bestehende Kontrolls'~Tstem 
der liEO vJei ter auszubauen und zu verstärken, neue Aspekte, wie 
die bereits erv1ähnten Kernexplosionen zu friedlichen Z\"lecken 
in das bestehende System einzubinden und sich darüber hinaus 
aber auch für alle jene Hassnahmen einzusetzen, die geeignet 
erscheinen,die am Atomsperrvertrag kritisierten politischen 
Ungleichhei ten - eben jene r-Ionopolstellung der Kernwaffen­
staaten - abzubauen und damit vor allem bei den Schwellen­
mächten die Motivation für die eigene Entwicklung von Atom­
vlaffenzu verringern. Unser Eintreten für ein umfassendes Test·­
stopverbot und für Abrüstungs- oder Rüstungskontrollmassnahmen 
auf dem konventionellen Sektor muss auch in dieser globalen 
Perspektive gesehen werden. 

Echte Fortschritte in der Abrüstung, im regionalen und 
globalen Rahmen, werden aber letzten Endes auch ein Gradmesser 
fiir die GI aubvJürdigkei t der Ent [-3pannungsp oli tik sein. 

Nicht nur auf dem Gebiet der Riistungskontrolle hat die 
Entspannung eine vlei t über den regional-europäischen Rahmen 
hinausgehende Bodeu tung. Erst "lenn auch die sogenannte Dritte 
vIel t davon überzeugt werden kann, dass eine Ruhigstellung in 
Europa nicht eine Intensivierung der Einflussnal'.tIIle und Hegemonie­
bestrebungen der Grossmächte auf anderen Kontinenten - denken 
wir nur an Angola oder an den Indischen Ozean - zur Folge hat, 
1tlird die Entspannungspolitik als ein Bei trag zur Sicherung des 
\{el tfriedens anerkannt und umgekehrt in :Suropa nicht durch 
Rückwirkungen von aussen beeinträchtigt werden. 

Hir alle mussten erfahren, dass die Entwid::lu:c.g im r:fahen 
Osten nicht nur eine uWllittelbare Aus'wirkung auf Europa, 
sondern auf die ganze vIel t hatte und hat. Die Energiekrise 
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aber auch Akte des internationalen Terrorismus, die ihre 
\.[urzeln im Konfl~kt im Nahen Osten hatten, haben viele Staaten, 
einschliesslich Öste:::-reichs direkt berührt. Die Vorgänge im 
Nahen Osten 'i'lerden aber österreichischersei ts auch schon 
deshalb mit besonderem Interesse verfolgt, weil Österreich 
seit jeher traditionell enge Beziehungen zu allen Staaten 
dieser Region unterhält. 

Bei der Lösung dieses dornenvollen Problems sollte der 
von Österreich stets vertretene Grundsatz zum Durchbruch kommen, 
dass die Durchsetzung der Rechte und Interessen aller 8-1'1 diesem· 
Konflikt beteiligten staaten und Völker nur durch Kompromisse 
erreicht werden kann. 

vlie ich erst unlängst vor der Generalversammlung der 
Vereinten Nationen auszuführen Gelegenheit hatte~ müssten zur 
Erzielung eines dauerhaften und gerechten Friedens im Nahen 
Osten die in den Sicherheitsratsresolutionen 24-2 und 338 um­
rissenen Grundsätze beobachtet werden. 

Meine Damen und Herren, 

Rüstungskontrolle und internationale Sicherheit können, 1'lie 
ich eben ausführte, heute weder nur regional, noch auch nur 
exklusiv von einigen 'venigen Staaten betrieben \verden. 

Ebenso ist die Spaltung der Welt in reiche und arme 
Länder in den letzten Jahren immer mehr zu einer Quelle inter­
nationaler Spannungen und Konflikte geworden, in denen die 
wachsende Interdependenz der Staaten keineswegs die harmoni­
sche Entwicklung ihrer Beziehungen garantiert, sondern viel­
mehr neue 11ethoden der Konfliktbeilegung erfordert. Friedens­
sicherung vlird daher in der Zukunft in erhöhtem r'lasse in der 
Be\',räl tigung der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklungspro­
bleme der Länder der Dritten vIel t zu bestehen habeno 

Wir stehen heute erst am Beginn eines komplexen und tief­
greifenden Emanzipationsprozesses dieser Staaten, der auf die 
industrialisierte Vlel t nicht ohne Rück"t'drkungen bleiben wird$ 

Hir wissen heute noch nicht, in 'VJelcher Form dieser \Jandel 
erfolgen und vJie sich die Beziehungen z\üschen Nord und Süd 
letztlich gestalten werden. Eines steht jedoch fest: Im Inter­
esse der Erhaltung des internationalen Friedens und der Funktions­
fähigkeit der Hel twirtschaft \'lird es notl'Jendig sein, Lösungen 
für die Probleme der Entwicklungsländer nicht durch Konfron-· 
tation, sondern durch Kooperation zu finden. 

Die Österreichische Bundesregierung hat sich in der Regie­
rungserklärung vom 5. November 1975 ausdrücklich zur Unter­
stützung aller derartiger Bemühungen bekannt, um auf diese 
Weise zur Schaffung einer gerechteren und krisenfesteren in­
ternationalen \'lirtschaftsordnung beizutragen. 

Eine e.uf den Grundsätzen der Partnerschaft aufbauende 
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Zusammenarbei t zi1ischen Industrie;... und. Entwicklungsländern wird 
insbesondere auf folgende Zielsetzungen auszurichten sein: 

1. Stabilisierung der internationalen Grundstoffmärkte in 
einer dem Uirtschaftsi1achstum und der 'Vlirtschaftlichen Ent­
wicklung aller Staaten fBrderlichen Weise; 

2. Erschliessung neuer Rohstoff- und Energiequellen im 
'''ege einer engeren Kooperation z'1tlischen Produzenten- und Konsumen­
tenländern und Z'Nar auf der Grundlage der Gleichberechtigung 
und unter v.!ahrung der legitimen Interessen beider Seiten; 

3. Verminderung des bestehenden 1'lirtschaftlichen Ungle ich­
gewichts z'I,lischen Industrie- und Entvlicklungsländern durch 
solidarische Zusammenarbeit im Rahmen einer umfassenden inter­
nationalen Ent"\'iicklungsstrategie. 

Österreich hat angesichts seiner relativ hohen Importab­
hängigkeit bei verschiedenen Rohstoffen und seiner starken 
Aussenhandelsverflechtung ein erhöhtes Interesse an der Sicher­
ung seiner Versorgung mit Grundstoffen und Energie. 

Darüberhinaus "lird der beschleunigten Entv1icklung der 
Infrastruktur der Länder der Dritten \'lel t besQndere Aufmerk­
samkei t zu 'widmen sein. Ich möchte in diesem Zusammenhang auf 
die diesbezüglichen Vorschläge des Herrn Bundeskanzlers ver­
weisen, die gegenwärtig Gegenstand von Konsultationen im 
Rahmen der Vereinten Nationen sind. 

Nit der wachsenden Bedeutung des Nord-Süd-Verhältnisses in 
der internationalen Politik treten neben poltische und stra­
tegische Überlegungen immer mehr solche i'Jirtschaftlicher, 
technologi scher, ökologischer be ziehungm:Jeise gesellschafts­
politischer und menschenrechtlicher Natur. Die sich aus dieser 
wesentlichen Verbreiterung des Spektrums der internationalen 
Beziehungen auch für Österreich ergebenen Rücki'lirkungen und 
l'1öglichkeiten werden im einzelnen noch einer eingehenden Prüfung 
bedürfen. ' 

Ich begrüsse es daher, dass im Rahmen der Österreichischen 
Gesellschaft für Aussenpolitik Arbeitskreise gebildet 'Wllrden, die 
sich mit der KläYüng der Bedeutung der Forderungen nach einer 
neuen 'Hel twirtschaftsordnung und ihrer AusvJirkungen für Öster­
reich und für die österreichische Ausseripolitik befassen wird. 

Friedenssicherung und \"el twirtschaft stellen aber nur 
einen Teil jener Probleme dar, die heute zu der enormen Aus­
weitung und Intensivierung des multilateralen Sektors geführt 
haben~ In den-letzten Jahren haben sich immer neue 
Aufgabengebiete ergeben, die nur noch global gelöst vJerden 
können. Ob es jetzt um den Schutz der Um ... ~el t, um die Sicherung 
der vJel ternährung, um die viel tl'~ei te NutzbarD18,chung von 1:lissen­
schaft und Technologie, um Bevölkerungsfragen oder um die Energie 
und Rohstoffversorgung geht, gemeinsam ist diesen Problemen, 
dass sie llicht isoliert behaD,del t 'werden können. \-Ienn man sich 
weiters vor Augen h~lt, dass die 3. Seerecbtskonferenz w~hrend 
bisher 5 Irafsl.lngen über 30 \'lochen lang an die 1000 Delegierte 
und E:xperten und fast ebensoviele intern8,tionale Beamte -be-
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schäftigt hat, ohne dass bisher ein Abschluss erreicht wurde, 
so beginnt man zu verstehen, v:ie schvlierig schon allein die 
mechanische Bevläl tigung dieser Aufgaben 'ih}'irdo Dies gilt im 
besonderen für einen Staat wie Österreich dem dafür nur ein 
sehr beschränkter Personalstand zur Verfügung steht •. 

. Die Folge war nicht nur die Schaffung immer neuer Sonder-
organisationen im ~ahmen oder auch ausserhalb der Vereinten 
Nationen, sondern auch die Herausbildung neuer Formen der 
multilateralen Diplomatieo Natürlich gibt es bei diesen Or­
ganisationen Leerläufe und daher auch den verständlichen \,Junsch 
nach grösserer Effizienz und besserer Verwendung der vor­
handenen tIi ttel e 

viiI' sollten uns aber auch dessen beitrusst sein, dass gerade 
diese Au S'i>Je i tung der Aufgaben der Vereinten Nationen ebenso wie 
die Verdreifachung ihrer ]VIi tglieclerzahl seit der Gründung eine 
dementsprechend radikale Änderung im \-Jesen und Funktionieren 
der Organisation zur Folge haben müsste. Erst vor ",enigen \-lochen 
habe ich aus Anlass des Jahrestages der Vereinten Nationen dafür 
plädiert, dass vür uns bei einer NeubevJertung der Vereinten 
Nationen - und eine solche erscheint dringend geboten - weniger 
von der Kluft zvlischen den Idealen der Satzung der Vereinten 
Nationen und dem ~~erdruss endlos erscheinender Debatten ill1d 
unannehmbar formulierte Resolutionen leiten lassen, als viel­
mehr vom nüchtern abgeschätzten praktischen Nutzen eines 
permanenten Verhandlungsforums. 

Unsere Rolle bei den Vereinten Nationen, die Hützlich­
kei t dieses vJel tforums, ist uns heute so sehr nur Selbst­
verständlichkeit geworden, dass wir oft übersehen, bei der 
nohvendigen IU'itik an den Schattensei ten des, \1enn ich hier 
eine Pressestimme zitieren darf, lIinternationalen Kasperl­
theaters 11, auch eine Ab\'lägung mit den positiven Aspekten 
vorzunehmen. 

l"leine Damen und Herren. wenn ich mich aber nun ,>lieder 
Europa und unseren unmittelbaren Nachbarn zuwende, so erscheint 
gerade dieser Bereich besonders geeignet, einen direkten Bei­
trag zu leisten, der der Idee der EntspannuD.g, neue Impulse 
geben könnte. 

Ein wichtiger Beitrag für die internationale Entspannung 
schiene mir zunächst darin zu bestehen~ da,ss wir nicht nur 
im Erfinden von entsprechenden Resolut:Lonstexten bei inter­
nationalen Organisationen mitarbeiten, sondern, ohne die Be­
deutung der Arbeit solcher Organisationen herabmindern zu 
wollen, vor allem versuchen, die Proble~e~ die 118n selbst 
hat, . mi t seinen engeren und vleiteren Nachbe.rn direkt zu 
regeln. 

Gutnachbarliche Beziehungen sind für uns~ dies habe 
ich schon gesagt, eine Selbstverständlic~~eit. Seit der Er­
langung unserer Unabhe.ngigkei t haben 1riir die Beziehungen zu 
allen Nachbarn ohne Rücksicht auf deren Gosellschaftsordnung 
auf allen Sektoren aufzubauen versucht. rreilich ü:d:: die 
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Qua1ität dieser Beziehungen verschieden" Mit der CSSR zum 
Beispiel ist es erst vor z~'iei Jahren zu einer Normalisierung 
gekommen. Ich gebe unumvrunden zu, dass noch viel guter \-lille 
und ernstliche Bemühungen nötig sein werden, um weitere Ver­
besserungen zu erreichen. 

1'1i t Jugoslawien - um ein vmi teres aktuelles Beispiel 
unserer Nachbarschaftsbeziehungen herauszugreifen - hat es in 
den letzten Jahren den Anschein, als ob das Volksgruppen-
problem den Fortbestand der seit Beginn der Sechziger-Jahre 
auf einem sehr hohen Stand angela'lgten EntitJicklung gefährden 
könnte. Henn sich auch nicht bestreiten lässt, dass mit Jugo­
'slm\Tienbezüglich der Stellung der slov18nischen und kroatischen 
Volksgruppen in Österreich unterschiedliche Auffassungen bestehen, 
die seit Anfang der 70-er Jahre stärker zum Vorschein getreten sind 
so möchte ich doch darauf him'Jeisen, daß die sehr umfangreichen 
und vielschichtigen Beziehungen zu unserem südöstlichen Nach-
barn auf allen anderen Gebieten - sei es der vJirtschaft, des 
Transport'wesens, des Fremdenverkehrs, der Gastarbei ter und des 
Kulturaustausches - zufriedenstellend verlaufen und sich viel­
fach vertieft haben. 

Ein beachtlicher Fortschritt konnte (von der breiteren 
Öffentlichkei tunbemerkt) in den letzten 1'10naten bei dem seit 
Jahrzehnten umstri ttenen Problem der Archive erzielt 1:Jerden. 
Auf internationaler Ebene besteht seit vielen Jahren eine serlI' 
gute Zusammenarbeit, die vor allem bei der KSZE und immer­
wieder bei den Vereinten Nationen zum Ausdruck gekommen ist. 
Hie Sie \vissen, hat Österreich erst vor kurzem einen jugo­
slawischenVorschlag bezüglich l"Iinderheitenschutz bei den Ver­
einten Nationen positiv aufgegriffen. 

Umso bedauerlicher finde ich es, dass Jugoslawien alle 
Anstrengungen gerade dieser Bundesregierung zur Erfüllung des 
Artikels 7 des Staatsvertrages und darüber hinaus zu:?:' Förderung 
der 1'1inderhei ten nicht zur Kenntnis nehmen will. Die s gilt 
besonders seit der Erlassung des VOlksgruppengesetzes. Dieses 
Gesetz, vom Nationalrat einstin;""Ilig beschlossen, verfolgt den 
Z'weck, die wenigen noch nicht erfüllten BestiIlL'llungen des Ar­
tikels 7 des Staatsvertrages zu vervürklichen, und dctrüber 
hinaus T'1aßnahmen einzuleiten, die den Bestand und die 'vlei ter­
entvlicklung der Volksgruppen in Österreich sichern sollen. 
Die Entscheidungen der Bundesregierung über diese l'1assnahmen 
sollen durch die am 14. November d.J~ stattfindende geheime 
Erhebung der 11uttersprache, die im ganzen Bundesgebiet durch­
geflihrt werden wird, erleichtert werden. Es ist hiebei keines­
wegs so, dass ~ i'lie verschiedentlich behauptet i'lird, die Er­
flillung des Artikels 7 des Staatsvertrages vom Ergebnis dieser 
Erhebung abhängig gemacht vlird: Dieses Ergebnis soll ledig­
lich eine Orientierungshilfe für die von der Bundesregierung 
aufgrund des Volksgruppengesetzes zu treffenden I'lassnahmen sein. 

Ich vrü.rde es sehr bedauern, i'Jenn diese Erhebung infolge 
einer der Hinclerhei t nicht zutre.glichen, unklugen PropagEtnc1a 
oder sogar Boykottierung verfälscht UI.10. cle,s Ergebnis d8.her 
unbrauchbar gemacht 'wür'de. Die Bundesregierung versucht, solchen 
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Manipulationen durch Aufklärung entgegenzU'l,1irken, und es ist 
zu hoffen, dass alle Österreicher, vJie immer ihre I"1uttersprache 
sei, die nötige politische Reife besitzen, um ehrlich und 
verantvJOrtungsbevrusst jene Sprache anzugeben~ die sie als 
ihre Muttersprache ansehen. Durch die Form der Erhebung 
ist gevJährleistet, dass jeder Staatsbürger die l"IögliclL1{ei t 
hat~ seine Angabe geheim und damit vor Beeinflussungen sicher 
machen kann. 

Die seit 110naten besonders heftige jugoslavüsche Presse­
kampagne soll uns nicht hindern, jene I'Iassnahmen zu ergreifen, 
die ,ür aufgrund unserer internationalen Verpflichtungen für 
notwendig und daruberhinaus zugunsten der Volksgruppen für 
nützlich erachten. Auch die schärfsten und ungerechtesten An­
griffe sollen uns nicht beirren, in unserem Bestreben, die 
freundschaftlichen Beziehungen und die gegenseitige vorteil­
hafte ZusaL'1menarbei t mit Jugoslmüen aufrecht zu erhalten. 
Selbstverständlich erleichtern die Haltung der jugoslav'.iischen 
Medien und die Äusserungen einzelner POlitiker, unsere Be­
mühungen nicht. Sie ermuntern vielmehr jene Kräfte, die kein 
Interesse an guten gegenseitigen Beziehungen zwischen unseren 
beiden Lände:cn besitzen. I'leiner eigenen Auffassung nach schadet 
jedoch eine Verschlechterung unserer Beziehungen nicht nur den 
Interessen beider Staaten sondern würde auf längere Sicht au.ch 
der europäischen Entspannung zuvJiderlaufen. 

Das Einvernerunen, das Österreich mit Italien vor sechs 
Jahren hinsichtlich der Ervlei terung der Autonomie für Süd­
tirol und des dafür erstellten Zeitplans erzielt hat, vJar 
auch in letzter Zeit Anlass für wichtige Fortschritte. Ich 
bin sicher, dass die Bemühungen in dieser Frage, die von bei­
den Seiten im Geiste gutnachbarlicher Zus8Emenarbeit behandelt 
wird, in naher Zunkunft weitere Fortschritte hinsichtlich der 
noch ausständigen 11assnahmen bringen wird 0 

Ich habe schon eingangs erklärt, dass Zugehörigkeit 
und Hitarbeit im demokratisch-pluralistischen Europa eine 
jener J-iei tlinien unserer Aussenpolitik ist ,die keiner weiteren 
Erklärung bedürfen. Österreich hat sich von Anfang a...1l intensiv 
für alle :Flormen der europi:dschen Zus8.mmenarbei t und Integration 
interessiert und sich daran auch sOvJei t 'wie möglich beteiligt 0 

Ausschliesslich die aus unserer immeri'lährenden Neutralität 
fliessendenVerpflichtungen haben uns davon Abstand nehmen 
lassen, Vollmitglied der europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
zu Herden. vIir ha1)en cl.aher auch immer jeden Fortschritt in 
der Integration Europas - auch der politischen - als eine 
Stärkung der europäischen Staatengemeinschaft begrüsst. Gerade 
die sich nun allmählich abzeichnenden Erfolge der :r:~eun in der 
poli tischen Zusammenarbeit stellen uns mJ.ll aber vor das 
Dilemma, auf vJelche vleise diese Ent<rlicklung forgesetzt vIerden 
kann, OlTIle eine Gefährdung der Einheit und des Gefühls der 
Zusammengehörigkeit des gesamten ",restlichen Europas zu riskiereno 
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.. Zu einer Zei t ~ in der Griechenland und Portugal zu einer de­
mokratischen Staatsform zurückgekehrt - und in Spanien erste 
Anzeichen dafür gegeben sind - würden vJir es als besonders 
bedauerlich, ja tragisch, empfinden, vrenn nun der Gr"v_nclstein 
für eine neuerliche Z'I'Ilei teilung gelegt ·würde 0 Daher vJird 
Österreich seine Bemühungen um die Belebung existierender 
11echanismen - wie et'ltla des Europars,tes - der intraeuropäischen 
Konsultation nicht nur fortsetzen sondern sogar verstärken. 
Die Tatsache, dass sOHohl 2.ndere Nichtmitglieder der ll/eun, 
als auch die EG elbst sich dieses Problems be'dusst sind, 
\1ird seine Lösung, dessen bin ich sicher, sehr erleichtern. 

Meine Damen und Herren, 

ldenn ich sie nun schon viel zu lange über jene Aspekte 
der Aussenpolitik informiert habe, die man als klassische Aussen­
poli tik zu bezeichnen pflegt, so dürfen \,ür doch nicht ver­
gessen, dass in der heutigen Zeit jenen aussenpolitischen 
Aufgaben eine wesentlich grössere Beachtung zusteht, die viel 
unmittelbarer mit den Leistungen der Einzelnen und der Ent­
wicklung des Gemeinwesens im eigenen Land in Zusarnmenhang 
stehen. Dies trifft umso mehr für jene Staaten zu, die sich 
nicht als Grossmä.chte auffassen. Erlauben sie mir daher einige 
Worte zur Aussenhandels- und Auslands}~lturpolitik, und 
schließlich auch .. zu den aussenpolitischen Aspekten des grössten 
Bauvorhabens in Osterreich, des Donauparkzentrums. 

Der Aussenhandel trä.gt mit rund einem Drittel zum öster­
reichischen Bruttonationalprodukt bei. Daher muss es eines der 
Ziele und wesentlicher Bestandteil der österreichischen Aussen­
politik sein, optimale Verh~ltnisse fUr den Aussenhandel zu 
schaffen~ und Zi'lar mit allen Ländern und mit allen \-1irt­
schaftssysternen der Welt. 

Diese Förderung des Aussenhaudels bedeutet im markt'i·.'irt­
schaftlichen Bereich im wesentlichen das Streben nach Re­
duzierung und Absqhaffung der Zölle und der nicht-tarifarischen 
Handelshemmnisse • Die 'VJichtigsten Stati_onen dieser Poli tik 
"'laren die österreichische Ih tgliedschaft c.er EF'TA. Die Unter­
zeichnung unseres Freihandelsabkommens nü t den EG und die 
Verbesserung der Beziehungen zu den StaatshanJelsländern des 
Ostens, die am Aussenhandel Österreichs einen prozentuell 
deutlich höheren Anteil haben als am Aussenhandel fast aller 
anderen markt'Nirtschaftlich orientierten Länder. 

Die künftige Hauptaufgabe i"lird darin liegen, den unge­
hinderten \\Tarenaustcmsch auch auf jenen Gebieten zu verwirk-­
lichen, a_uf denen er noch nicht gevJährleistet ist, bZ'd .. für 
jene Produkte, die bisher ZI<Jar noch vom freien Vlarenverkehr 
ausgeschlossen sind, dennoch al)er angesichts der StruJ::::tur 
unserer Hirtschaft von 'VJGsentlicherBedeut-üng ;:3inc1 \ \'i~L8 z.B .. 
die land'Hirtschaftlichen Erzeugnisse. 
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\1ei ters \\'erden wir uns verstärkt bemühen, auch auf jenen 
Gebieten eine grössere europäische Zusammenarbeit zu er­
reichen, die viellei~ht auf den ersten Blick ausserhalb der 
klassischen \Virtschaftspolitik liegen, deren Bedeutung für 
eine gedeihliche Ent\'Jicklung, aber auch für das künftige 
Konkurrenzverhältnis, jedoch immer mehr zunimmt. Ich erinnere 
hier nur an die weiten Bereiche des Umweltschutzes oder der 
Sozialgesetzgebung. 

In allen diesen Bemühungen vJerden vlir uns von der bereits 
ausgeführten politischen Überlegung leiten lassen, dass das 
Eu tstehen einer unüber'br-lickbaren Kluft z\'Ji sehen dem IlEu.ropa 
der Neun tI und dem übrigen Europa verhindert vJerden mus s • 

Daher ist es auch nicht das Ziel der von Österreich vor­
geschlagenen Gipfelkonferenz der EFTA-Staaten - und das sei 
hier in aller Deutlichkeit gesagt - eine Blockbildung der EFTA­
Staaten gegenüber den EG oder gegenüber anderen Staaten in die 
\.Jege zu leiten. Österreich hält auch auf diesem Sektor daran 
fest, dass eine Lösung der anstehenden Probleme nur mitein~nder, 
und nicht gegeneinander gefunden 'vlerden kann. 

In diesem Zusammenhang sollte die Rolle der EeE hervorge­
hoben 'VJerden, die ein "'Jichtiges Organ der 'I"iirtschaf'tlichen 
Zusammenarbeit der Länder Europas, über alle systembedingten 
Grenzen hinaus, darstellt, und einen bedeutenden Bei trag ZUlU 
Abbau der Handelsschranken leistet. 

Ich brauche nicht darauf hinzu'tveisen, vIelehe Bedeutung 
im Rahmen der Aussenpolitik der Kul turpoli tile ZUkOIDL1t. \)ir kön­
nen es immer wieder feststellen, mit welcher Zielstrebigkeit 
und mit vielchem Erfolg grosse Staaten ihr kulturelles Poten­
tial als eminent politisches l'Iittel einsetzen. Für uns ist 
der kul t-urelle Austausch mi t andern Partnerländern nicht nur 
eine \vertvolle Bereicherung, sondern auch ein Bei trag zur 
Bewahrung unserer Eigenständigkei t. Dadurch, dass 'I'Jir unseren 
Schatz an Hissen und Können anderen Völkern zur Verfügung 
stellen, sei es durch aktive I'1i tcu"'bei t in den internationalen 
kulturellen Institutionen, sei es im bilateralen Verhältnis 
zu den entwickelten und den sich noch immer entwickelnden 
L~ndern, stärken wir unsere Rolle in der Staatengemeinschaft. 

Wir müssen uns allerdings vor Augen halten, dass jede 
kul turelle Tätigkeit im Ausla...'1.d ihre materielle Basis haben 
muss ~ Ni t der Budgetrealität konfrontiert, sehen vlir uns daher 
genötigt, eine Art Schwerpunktprogramm für unsere kulturelle 
Auslandstätigkeit zu erarbeiteno Für die nächsten Budgetjehre 
beabsichtigt mein Hinisterium, ein kulturelles Rahl'.1enprogramTIl 
zu erstellen. Schwerpunkte 'V.Jerden besonders dort liegen, l'lO 

pereits ein Ausstrahlungsbereich der österreichischen Kultur 
traditionell gegeben , .. Jar, d_h. in unseren Nachbarländern. Ohne 
Z1tleifel vvird auch dem Südosten Europas unsere besondere Auf­
merksa.mkei t zu gelten haben • Alte Iml turelle Be ziehungen be­
stehen schliesslich mit dem Hahen Osten, der schon im.!"Ilsr ein 
Schni ttpunkt der Kultur d.reier Kontinente \var und 8.ueb. heute 
vlieder für eine AusstrahllJ.ng öste:creici.1ischen Kultur-gutes zu 
den jungen Völkern Asiens und Afrikas dienen kcum. 

../. 
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Im angelsächsischen Raum und im übrigen westlichen Europa 
liegt das Problem eher darin, dass wir uns bisher mit der Ver­
wal tung und Verbrei tun.g unseres sicherlich grossen kul turel-
len Erbes begnügt haben. 

Aufgabe der österreichischen Auslruldskulturpolitik aber 
muss es vielmehr sein, bei voller Aufrechterhaltung des Vergan­
genen, der Welt ein Bild des heutigen, lebendigen Österreich 
zu übermitteln; ein Bild seiner Leistungen nicht nur auf dem 
Gebiet der Künste, sondern auch der Bildung, \<Jissenschaft und 
Forschung, kurz, auf allen Gebieten eines er-vlei terten Kul tur­
begriffes. Die internationalen Kontakte auf diesem Gebiet sind 
heute dichter und wichtiger denn je. Sie dienen der Vorbereitung 
einer besseren und menschlicheren Zukunft. Im gegenseitigen 
Geoen und Ne ll.m en haben wir die Möglichkeit, uns als ein Land 
zu präsentieren, das auf Grund seiner Leistungen und des Ein­
satzes seiner geistigen Tätigen ein interessanter und wesent­
licher Partner auf allen Gebieten, auch auf dem der 'tJirtschaft 
und Politik ist. Damit dienen wir letzten Endes auch unserer 
eigenen Sicherheit. 

Ähnliches gilt im übrigen auch für die Errichtung der 
Anlagen im Donaupark, die nicht nur die Erfüllung einer 
gegenüber der IAEO und der illfIDO eingegangenen Verpflichtung 
auf Bereitstellung von permanenten Amtssitzen darstellt. Darüber­
hinaus ist sie - ,,vie bereits des öfteren betont vlUrde - Aus­
druck und Bestandteil der österreichichen Aussenpoltik. 

vlir glauben, dass die österreichische Bevölkerung durch 
die Errichtung des Zentrums im Donaupark für die Internationale 
Gemeinschaft und besonders für die Vereinten Nationen eine 
grosse Leistung erbringt. Es ist daher nur zu verständlich, 
dass wir von den Vereinten Nationen eine optimale Nutzung der 
Anlage erwarten, wozu sich die Organisation im Vorjahr &'1-
lässlich der 30. General vers81nmlung g.rundsätzlich bereit er­
klärt hat. Vlenn Österreich bei der derzeitigen Generalversammlung 
der Vereinten Nationen für diese Angelegenheit eine gevdsse 
Priorität beansprucht, so deshalb, weil gerade in den nächsten 
Jahren - die durch eine besonders prekäre Finanzlage und 
drückende RaulTJnot der Vereinten Nationen gekennzeichnet sind -
in VJien Büroraum zu einmalig günsti.gen Bedingungen zur Ver­
fügung steht. Österreich ist schon angesichts seiner eigenen 
beschränkten Ni ttel nicht in der J-Iage, diese Politik der Auf­
nahi'116 von UN-Einhei ten zum 'JrTull tarif rt unbeschränkt fortzu­
setzen. Im Sinne einer zweckmässigen Dezentralisierung des 
Systems der Vereinten Nationen strebt Österreich insbesondere 
eine funktionelle Schwerpunktbildung in \Vien in den Bereichen 
Energie und industrielle Entwicklung, Wissenschaft, Technologie 
sowie Sozialwesen an. 

In diesem Zusammenhang kommt schlisslich auch dem Iveiteren 
Ausbau der für günstige l,ebens- und Arbeitsbedingungen für 
Internationale 13e8JIlte in Hi.en notvrendigen Infrastruktur 'Iüe 
etwa Hohl1ungen, Schulen oder Frei~.:;eiteinrichtungen seitens 
der Bundesregierung und vor allen der Stadt \.Jien große Be­
deutung zu. Ebenso wichtig ist die Betreuung bereits in 'rlien 

. /. 
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ansässiger Inte:cnationaler Organisationen; ich möchte hier 
als Beispiel aus der jüngsten Vergangenheit insbesondere die 
Bemühungen um einen geeigneten neuen Amtssitz für die OPEC -
"Joran die Bundesregierung nicht unvJesentlichen Anteil hatte -
erwähnen. 

r-leine Damen und Herren, 

Der Aussenhandel, die Kulturpolitik im Ausland, die Be­
treuung internationaler Organisationen in Österreich, aber auch 
Stichvlorte vüe Sozialpolitik, Rechtsschutz und -hilfe über die 
Grenzen, internationaler Verkehr, - all dies sind neue Aufgaben­
bereiche, die ganz entscheidend zu einer Diversifizierung der 
auch an don einzelnen Beamten im Aussenministerium gestellten 
Anforderungen beigetragen haben. Daher muss heute auch gefragt 
werden, inwievJei t die überkommenen organisatorischen Strukturen 
des r-linisteriu.Jlls den modernen AUfgaben der Aussenpolitik ent­
sprechen. Eine Untersuchung dieser Frage aber, die eben erst 
begonnen hat, ·\'lird noch einige Zeit in Anspruch nehmen und es 
ist daher verfrüht, schon jetzt von Reformplänen zu sprechen. 

Ich möchte diese Gelegenheit benützen, öffentlich den 
Beamten und Angehörigen des Aussenministeriums für ihre oft 
unter sehr schv:ierigen Bedingu.ngen geleistete Arbeit zu dfu'1ken, 
die 1'lesentlich dazu beigetragen hat, Österreich zu der Stellung 
zu verhelfen, die es heute in der Staatengemeinschaft einnimmt. 

Meine Damen und Herren, 

Ich habe d.iesen Vortrag mit dem Hinweis pegormen, das.s 
der Begriff IlEntspannungspolitik fl sozusagen die gesamt öster­
reichische Aussenpolitik umschreiben könnte. Daher kann ich auch 
nicht übersehen, dass dieser Begriff heute vielerorts auf Skepsis 
stösst. 1'1an sieht darin mehr eine leere Vlortbülse, die nur noeh 
einige ·wenige gutgläubige Idealisten begeistern kann. Das sicher 
nicht 1.1ubegründete Gefühl, dass es in den letzten Jahren zu 
keiner Qualitätsverbesserung der Entspannung gekoIDInen ist, hat 
den Ruf nach mehr Realismus laut1.toJerden lassen. 

Ich glaube, dass es nicht nur nützlich, sondern sogar 
eine politische Lebensnoh-Jenigkei t ist, sich der Grenzen der 
Entspannung be\vusst zu bleiben~ Diese· Grenzen liegen in der 
unterschiedlichen Auffassung hinsichtlich der Staatenform und 
mehr noch hinsichtlich der Stellung des Menschen im Staat. Gemein­
sam aber ist die Erkenntnis, dass der Krieg kein sinnvolles Hittel 
zur Beileg'U.ng von Konflikten ist. Entspanuungspoli tik ist daher 
FriedGuspolitik. Solange es keinen besseren Ersatz dafür gibt, 
"\'Jerden ,,]ir die se Politik fortführen. 
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Beilage B 

Erklärung des Bundesministers für AusHärtige 
AngelegerJ1eiten, Dr. \rlillibald Fahr, vor der 
31. Generalversammlung der Vereinten Nationen 
am 12. Oktober 1976 

Herr Praesidentl 

Mit Ihrer Hahl zum Praesidenten dieser Generalversanrult:r 

konnte unsere Organisation schwerlich eine bessere Entschei~~ 

treffen: verbindet sich in Ihrer Person doch ein besonders 

hohes I-lass von Erfahrung und Kenntnissen der Be\yegungsgesetze 

in den Vereinten Nationen mit einer ungewoehnlichen Begabung 

zur Verhandlung und zum Ausgleich. 

l'lir begruessen auch den Vertreter eines J.andes , mit deri! 

Oesterreich stets enge und freundschaftliche B~ziehungen 

· unterhal ten hat. Darueberhinaus uebt Sri Lanka eine aktive 

Rolle in der Hel·tpoli tik aus I ".,ras dieses Jahr dadurch zun 

Ausdruck kam, dass es Gastland der Fuenften Gipfelkonferenz 

der blockfreien Laender war, an der Oesterreich die Ehre 

· hatte, als Gast teilzunehmen. 

Herr Praesident! 

Die oesterreichische Delegation \vuenscht Ihnen viel 

Erfolg und versichert Sie ihrer uneingeschraenkten Unter­

stuetzung. 

Ihrem Vorgaenger, dem Hinisterpraesid·enten und Aussen-. 

minister Luxemburgs, Gaston Thorn moechte ich an dieser 

Stelle den Dank dafuer aussprechen, mit welcher Umsicht und 

welchem hohen politischen Einfuehlungsvermoegen er uns durch 

die manchmal stuermischen Tage der vergan~enen Generalver­

sammlung gefuehrt ~at$ 

Als Aussenminister Oesterreichs freut es mich besonders, 

· Generalsekretaer ~'laldheim den Dank und die j\nerkennuilg ffieines 

Landes fuer die staendigen Bemuehungen auszusprechen, die er 

./ 
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hat. Hir ueberrnitteln ihm unsere besten Huensche fuer weiteren 

.Erfolg bei der Erfuellung seiner bedeutenden und verantwort~ng~ 

vollen Aufgabeno 

Herr Praesidentl 

Einer der ersten Beschluesse dieser GeneralversarTIlnlung' 

war die Aufnahme der Hepublik der Seychellen als Nitglied der 

Vereinten Nationen. ~'lir begruessen die Vertreter des neuen 

Mitgliedstaates in unserer Mitte. Seirte Anwesenhait ist ein 

weiteres Zeichen fuer den fortschreitenden Prozess der 

Dekolonisierung Afrikas und beHeist, '\Vie nahe unsere Organi­

sation dem Ziel der Uni versali taet gekomrnen ist. Ein weiterer 

Beitrag dazu Hird die Aufnahme solcher Staaten sein, . die den 

l'lunsch nach Hitgliedschaft ebenso wie ihre Bereitschaft I si ch 

den Verpflichtungen der Satzung zu unter.verfen, bereits ge-

aeussert haben. 

In der Tat, unsere Organisation muss im Interesse der 

,VerHirklichung der Universalitaet allen Staaten, ohne Rueck­

sicht auf ihr politisches und gesellschaftliches System, offen 

stehen& 

Herr Praesident! 

Eine Bewertung des Beitrages, den unsere Organisation 2m 

abgelaufenen Jahr zur Erhaltung des Friedens und der Sicherheit 

in der Hel t geleistet hat, erbringt 501<10111 Selbstkritik als 

auch ein gewisses Hass an Befriedigung. 

B~i dieser Analyse koennen wir davon ausgehen, dass die 

grundsaetzlichen Komponenten der Heltpolitik unveraendert 

geblieben sind. 

Im abgelaufenen Jahr war das Klima der Weltpolitik weiterh: 

von dem 0eDeinsamen Hunsch der Vereinigten Staaten und ,der 

Sowjetunion gekennzeichnet, ihre Politik der Entspannung fort­

zufuehren. In Europa wurden die Bernuehungen verstaerkt, die 
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von cer Konferenz vo~ Helsinki a~geno~~enen Grunds2etze in 

die Praxis umzusetzen und sie in alle Bereiche der gegen­

seitigen Beziehungen zu tragen. 

Hei tere E;::folge der Entspalli'1ungspoli tik in Europa ~yerdeD 

aber von der Bereitschaft aller abhaengen, die Beschluesse 

der Konferenz von Helsinki ~orbehaltlos zu erfuellen. Diese" 

Beschluesse beruehren nicht nur die Regierungen, sondern 

haben eine unhli ttelbare Aus 1dirkuD.g auf das taegliche L-eben 

urid die Beziehungen zwischen den Menschen. Sie koennen insbe­

sonder~ zur Loesung humanitaerer Probleme beitragen. 

Die Oesterreichische BundesrE"~gierung setzt ,;ich ent­

schieden fuer die Fortfuehrung der EntspannungsF)litik nicht 

nur in Europa, sondern in der ganzen Heltein. Sie Hird dazu 

ihren eigenen Bei trag leisten .. Das gilt im europaeis chen Rcl'"l:,te:l 

besonders fuer die "Koi1ferenz von Belgrad, die im kOTILllenden 

Jahr stattfindei1 soll. 

Herr Praesident! 

WenngleiCh also positive Aspekte in der Weltpolitik 

festgestellt werden koennen, so findet diese Generalversammlun~ 

in einer internationalen Atrnosphaere statt, die nach wie vor 

eine betraechtliche Zahl von Problemen und Unsicherheiten 

aufweist. 

So ist keine der gros sen internationalen Krisen einer 

Loesung naeher gekommen: Der Stillstand sowohl in der Nahost­

krise, als auch in der Frage Zypern besteht unveraendert 

weiter .. Auch den Bemuehungen zur Vereinbarui1g neuer Nassnahrnen 

der P.uestungs};:ontrolle und der Abruestung Har kein Erfolg 

beschieden. 

../4 

III-69 der Beilagen XIV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 191 von 234

www.parlament.gv.at



. .. 
- 4 _ . 

Herr Praesidentl 

Gerade in diesen Tagen registrieren wir einen Hoffnungs­

schimmer fuer eine Loesung eines der grossen Weltpr~bleMe, 

der Situatio~ im suedlichen Afrika. 

Nach dS:i1 tragischen ZHischenfaellen1die in den Vororten 

von.Johannesburg ihren Ausga~g nahmen und auf 0ramatisch~ 

Heise den Ernst der Situationunterstrichent'wurden vor 

wenigen I'lochen intensive diplomatische Bemuehungen in 

Angriff geno~uen. Diese Bemuehungen haben nunmehr ein erstes 

greifbares Ergebnis gezeitigt. 

Eine Rhodesienkonferenz ist fuer den 21. Oktober ein­

berufen Horden, und ,;vir hoffen, dass diese· Ent~yicklun<;en das 

Volk von Zirnbabwe dem Ziel der Hehrheitsregierung naeher 

. bringen \"erden .. 

In Namibia \-lird jeglicher Fortschri-tt--von der Einbeziehur> 

aller Parteien, insbesondere der ShrAPO, in die Verha:1dlung2n 

,abhaengen. Die Vereinten Nationen koen!1ten wel terhi~ ein2 

vlichtige Rolle erfuellen. Hir appellieren ar die Regi2rt...l!1g 

Suedafrikas, diese Verhandlu!1gen um eine fri-2dliche und 

de~okratische Loesung ehestmoeglich zu beginnen. Mein Land 

Haere gern9 bereit, seinen neutralen Boden fuer die Ver­

fassungskonferenz zur Verfuegung zu stellen, sollten die 

Parteien dies wuenschen. 

Hoffnungsvolle Entwicklungen in Rhodesien und Namibia 

koennen uns jedoch nicht darueber hin~.,:-egtaeuschen, dass das 

gravierendste Problem in Suedafrika selbst noch zu bewa~ltigen 

ist e Solange politische und buergerliche Rechte der grossen 

Nehrhei t in diesem Land fortgesetzt ven-leigert h'el-den, solange 

die unmenschlich2, von ailer Welt verurteilte Apartheid­

politik nicht beendet \vird, ist ein friedliches Zusarn;(]enleben 

der Voelker des suedlichen Afrikas unmoeglich. 

./5 
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Herr Praesident! 

Die inte~nationale Gemeinschaft ist heute weitgehend 

einrnuetig hinsichtlich der Grundsaetze fusr einen dauerhaften­

und gerechten Frieden in Nahen Osten. 

Seine un"lerzichtbaren Elemente sind: der Grundsatz der 

Achtung und Anerkennung der Souveraenitaet, der ~erritorialen 

Integritaet und der politischen Unabhaengigkeit aller Laender 

,in der F~gion und das Recht aller Voelker und Staaten, inner-

halb sicherer und anerkannter Grenzen zu leben. 

Frieden im Nahen Osten ist auch undenkbar ohne die Aner-

kennung der legi tÜllen Hechte und Interessen des palaestinan­

sischen Volkes. Aus diesem Grund erscheint die Teilnalli~e des 

palaestinensischen Volkes am Verhandlungsprozessunerlaesslich. 

Herr Praesident! 

Das oesterreichische Volk ist zutiefst bestuerzt ueber 

das Leid des libanesischen Volkes. Die Unmoeglichkeit, den 

Buergerkrieg im Libanon zu baenden l stellt ei ~ Bedrohung des 

Gleichgewichts in eineT Region dar, deren Stabilitaet fuer die 

Erhaltung ces Hel tfriedens von besonderer Relevanz ist.. Ich 

h J... • r • '..... H r- ~ A d' l' , . d moecJ I.-e melner aurrlcDl.-lgen OJ:IDung us ruc,-: v2r~elnen, ass 

durch ein Einvernehmen zwischen allen Parteien Friede und 

Sicherheit in diesen Teil der Welt zuru2ckkehrt und die Unab­

ha.engigkei t I Souveraeni taet und territoriale Integri tae-t des 

Libanon siChergestellt wird. 

Herr Praesident! 

Vorgaenge im Mittelmeerraum haben eine unmittelbare Aus­

wirkun~ auf die Sicherheit und Stabilitaet Gesamteuropas. Aus 

diesem Grunce ist Oesterreich ueber das Andauern der Krise in 

Zype_rn besorgt. 
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Seit Jahrhunderten unterhaelt Oesterreich enge und freund­

schaftliche Beziehunge!l. zu d-en Voelkern im oestlichen NittelmeeJ 

E's ist daher natuerlich, dass Oesterreich imraer wieder versucht. 

hat, seinen Beitrag zur Loesung dieser Krise zu leist~n und 

seiner festen Unterstuetzung fuer die Bewahrung der Unabhaengig­

keit, Souveraenitaet und territorialen Integritaet Zyperns Aus­

druck gegeben hato Der Generalsekretaer unserer 0rganisation hat 

in diesem und im vergangenen Jahr bei Gespraechsrunden in New 

York und in ~'lien durch seinen persoenlichen Einsatz ilClmer wiede2: 

-versucht I die Parteien zus2..!'TIhienzubringen. und den Dialog zwiscr:er: 

ihnen aufrechtzuerhalten • 

Diese Bemuehungen Generalsekretaer Waldheirns verdienen 

alle unsere Unterst.uetzung. 

Den Vereinten Nationen faellt heute bei Erhaltung ces 

Friedens im Nahen Osten, aber auch in Zypern eine wichtige Rolle 

-ZUg Die friedenserhaltenden Strei tkraeftc -ünter- der Fahne der 

Vereinten Nationen stellen in dieser Hinsicht das bedeutendste 

Element dar. Fuer eine politische Loesung k~nn jedoch dar 

-Einsa-tz von Trup'pan der Vereinten Nationen nir :tals ein hin-

reichender Ersatz saino '. \ . 

Erlauben Sie mir I Herr Praesid'2nt, in diesem Zusa!iUoenhang 

in aller Offenheit zu sagen, dass der Erfolg der Friedenstruppen 

von einer entsprechenden Finanzierung abhaengt. Die Unterstuetzt2 

fuer die Taetigkeit der Friedenstruppen sollte auch in erho2:tten 

finanziellen Beitraegen auf breiter Basis zum Ausdruck ko~~en~ 

Ich moechte, ,Herr Praesident, neinen persoenlichen Dank 

allen Soldaten, die unter cer UN-Fahne im Interesse de3 Friedens 

ihren Dienst leisten, aussprechen. 

Herr Praesident! 

Die fuer rnilitaerische Ruestung ausgegebenen Su~rnen nehmen 

Jahr fuer Jahr zu. Dennoch konnten die Vereinten Nationen auf 

de~ Gebiet der Abruestung in den 30 Jahren ihres Bestehens wenig 

./' 
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praktischen Erfolg erzielen. 

tür \Varen im82r der Heinung, dass die Entspannun.gs­

politik nur dann Glaubwuerdigkeit haben wird, wenn sie auch 

konkrete Ergebnisse auf dem Gebiet der Abruestung mit sich 

bringt. Hit g2His5er Enttaeuschung stellen wir daher fest , 

dass die Verhandlungen zwischen den Staaten des Nordatl~ntik­

paktes und des Harschauer Paktes bisher nicht die eri'larteten 

Resultate erbracht haben. 
) 

Die komplexe Natur aller Abruestungs- und Ruestungs­

'kon-trollmassnahrne>1 sOl-,1e der enge Zusammenharlg mit der Frage 

der Sicherheit der Staaten erlaubt keine allzu vereinfachende 

Analyse. So hat Oesterreich schon im...rner der Frage der Ausge­

'\<logenhait bei der Begrenzung und einer schliesslichen 

Reduzierung der Arsenale der Grossmaechte besondere Bedeutung 

beigel:tessen und daher die Nobv'2ndig}~eLt, yon, Vej':"handlungen im 

kleinen Rahmen hervorgehoben. 

Aufgabe dieser Organisation aber ist es, 'wie G9I:2rCll­

sekretaer Waldhei~ in der Einleitung zu seinem Jahresbericht 

festgestellt hat, heute mehr denn je, die Besorgnis der Welt­

oeffentlichkeit ueber das ~'19ttruesten verstaerkt zum Ausc.ruc:~ 

,zu bringen und daher die Vordringlichkei t von l.bruestungsmass­

nahmen sO'tlie dere:l glob::llen Charakter herauszustreichen und 

entsprechende IElpuls2 fuer \'7ei tera Verhandlungen zu g2ben~ 

Daher koennen wir dem Vorschlag der Abhaltung einer Sonder-

tagung der GeneralV21-SaiTc."tüung ueber Abruestungsfragen, so y;ie 

er ueber Initiative Jugoslawiens von der Konferenz der Block­

freien in Colo~bo beschlossen wurde, unsere volle Unter­

stuetzung gewaehren. 

./8 
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Herr Praesident! 

Nicht nur das fieberhafte Hettruesten bedroht die 

internationale Sicherheit. Gerade in den letzten Monaten 

hat eine neue Pelle des internationalen Terrorismus die 

Heltgesellschaft bedroht. r.lit vielen l'htgliedern dieser 

VersO-l"'"!1mlung stimmen "ür daher in der Auffassung ueberein, 

dass unsere Organisation sich in v·erstaerktern Hasse der 

Aufgabe der Bekaempfung des internatio~alen Terrorismus 

Hic:1:nen soll te. Neben dem Versuch, diesem komplE~xen und 

mit so vielen Emotionen beladenen Phaenomen als Ganzem zu 

Leibe zu ruecken, muessen wir uns mit besondere~ Dringlich­

kei tauch mit den verabscheuungs~.(uerdigsten Ersr'-:heinungs­

formen des Terrorismus bescha2ftigen .. 

Geiselnahme gehoart ohne Z'iVeifel zu e2D ersch::;:-eckendsten 

Verbrechen unserer Zeit. Oesterreich \-vird ohne Vorbehal t jede 

Ini tiati ve untersttletzen, die der Be;~aempfung dies2s inter-

nationalen Verbrechens dient. 

Dennoch sollten die Vereinten Nationen nicht c.'en Gesamt-

aspekt des Terrorismusproblems ueber3ehen. 

Herr Praesidentl 
.: ... 

Hier scheint mir der Ort zu sein zu versichern, wie sehr 

sich Oesterreich dem in der Satzung der Vereinten Nationen 

und der Allgefil.einen l·ienschenrechtserklae::;:-ung verankerten 

Grundsatz der universellen Venvir1(lichung der Henschenrechte 

und Grundfreiheiten verbunden fuehlto 

Eine gerechte und stabile Welt kann es nur geben, wenn 

Wueree und Wert jede~ einzelnen Menschen geachtet, wenn 

sozia'le Bedingungen geschaffen ~verden, die eine groesst­

moegliche positive Entfaltung des liensehen beguanstigen. 

./9 
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Die Achtung der Menschenrechte kann aber nicht bloss 

das Fernziel einer kuenftigen besseren l{elt sein. Wir duerfen 

sie auch auf dem Hege zu einer solchen Hel t nicht r:urz-

fristiger, scheinbarer Vorteile wegen ueber Bord werfen. 

Moral und Gerechtigkeit gebieten, dass Menschenrechtsver­

letzu~gen, wo'immer sie erfolgen, Gegenstand unserer Besorgnis 

und ernsthafter Bemuehungen sein muessen, sie zu beseitigen. 

Mit besonderer Befriedigung hat Oesterreieh daher zur 

Kenntnis geno~®en, dass durch das Inkrafttreten des Inter-

·nationalen Paktes ueb::::.!" buergerliche und politische Rechte 

) .. md seines Fakul tati vprotokolls, v,Jie auch des Internationalen 

Paktes ueber wirtschaftliche, soziale und kultu:r2lle Rechte 

ein v7ei tarer posi ti ver Schritt zur \vel tweiten V;-.'rivLd:lichung 

der Menschenrechte gesetzt wurde. Besonders begruessen wir 

das vor kurzem auf Grund des Internationalen Paktes ueber 

buergerliche und p·oli tische Rechte kansti tuierte !·1eDscnen-

rechtskomitee. Eei der Erfuellung seiner ihm uebertragenen 

vornehmen Aufgaben wird ihm Oesterreich seine volle Unter­

'stuetzung gewaehren. 

Wir moschten nicht verfehlen, das Komitee auf die wert-

vollen Vorarbeiten hinzuweisen, die hiefuer im Rahmen des 

Rassendis;-::rir:1inierungskomi tees geleistet ~yurden. Oesterreich 

hofft, beide Pakte, durch die erstmals die Menschenrechte in 

einem weltweiten, rechtsverbindlichen Instrument garantiert 

werden, in Kuerze zu ratifizieren. 

Bei aller Hoffnung, die diese juengsten Entwicklungen 

in uns hervorrufen, r:lOechten wir darauf hi:rLweisen, dass es 

verfehlt waere, die in pragTLlatischer Heise im Rah:nen der 

Vereinten Natior..en eingeschlagenen Hege zur Foerderung der 

Menschenrechte und Grundfreiheiten als ueberholt anzusehen. 

Solange die Mitgliedschaft bei der Pakte keine universelle 

ist, muss man sich der l<roblendigkei t der Eeibehal tung euch 

der bisherigen Verfahren be\Yusst S2J_n .. 

./10 
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Oesterreich ist bereit, sein Teil beizutragen, sei 

·es durch Aufnahme und Unterstuetzung von Fluechtlingen, sei 

es durchaktiv2 Mitarbeit in mehreren mit Menschenrechten 

befassten Organen der Vereinten Nationen. 

Von jene41 Fragen, die unsere besondere Aufmerk.samkeit 

verdienen, seien hier in erster Linie der Rassismus und 

seine abscheulichste Erscheinungsform, die Apartheid, 

erHaehnt. 

Einen besonderen Beitrag zu ihrer Beseitigung leistet 

das Rassendiskriminierungskomitee. das.in einem staendigen 

Dialog mit den Hitgliedstaaten bestrebt ist, jece Form 

rassischer Diskriminierung abzubauen. 

Heine R2gierung ist besonders erfreut, dass das Komitee 

ihre Einladung, . die naechste Tagung in Wien abzuhalten, 

angenOrrti11en hat 0 

Lassen Sie uns an dieser Stelle der Hoffnung Ausdruck 

~'geben, dass die Dekade zur Bekaempfung des Rassism~s und der 

rassischen Diskriminierung ungestoert von allen fremden 

Elementen, die ihren Erfolg hindern koennten, ihr ursprueng­

liches Zi~l zu erreichen vermag~ 

In diesem ZUS2.1llrner .. hang moechte ich den Hunsch 2.1.15-

sp:!:"echen, dass die Dekade auch die Hurzeln der rassischen 

Diskri~inierung, die in den Koepfen der MeTIschen zu finden 

sind, beseitigt. Besondere Aufmerksamkeit sollte daher der 

Erziehung zur Tole ranz und zur Acht1..1.ng der Rechte und 

Interessen des Hi tmenschen geschenkt 'i·;erden. Ich Qoechte auf 

·Artikel 9 des Internationalen Uebereinkommens zur Beseitigu:1g 

aller. Formen rassiscr.er Diskriminierung Bezug nehmen I i~'elcf!er 

eine solche Erziehung vorsieht. Ich hoffe t dass die U2:i-:23CO I 

deren Generalkonferenz in wenig'2n Tagen in Nairobi beginnen 

wird, auch diese Frage, welche von groesster Bedeutung fuer 

./11 
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die zukuenftige Entwicklung der Menschheit ist, behandeln 

\<!ird. 

Oesterreich unterstuetzt alle Bestrebungen, die darauf 

abzielen, eine Hinderheitenschutz~,on";1er..t:ion' zu schaffen, die 

die Konvention gegen rassische Diskriminierung ergaenzt und 

den Bestand von Volksgruppen sichert. Oesterreich unterstuetzt 

daher den Vorschlag, der vorn stellvertretenden Ninist:er-· 

praesidenten und Aussenminister Jugoslawiens, ?-lilas Hini'c, 

in seiner P~dedieser Generalversammlung unterbreitet wurde. 

Herr Praesident! 

Auch die Folter, eine der barbarischsten Menschenrechts­

verletzungen, ist trotz aller unserer BeQuehungen noch immer 

ein Hel tr,-,'eites Phaenomen. Die Bemuehungen zu ihrer Bekaei!1pfung 

mnessen daher, fortgefuehrt und intensiviert werden. 

Herr Praesident! 

Die wachsende Bedeutung des Nord-Sued-Verhaeltnisses 

'konf:t:"on'ciert die Verei nten Nationen in zunehmendem Hasse ~ 

Die Loesung dieser Probleme ist zu einem Hauptanliegen der 

internationalen Poli tik ge~."orden .. In diesem Zusaffifi1.enhang kOI:.1mt 

den Vereinten ?-Tationen eine zentrale Rolle bei der Neuordnung 

der weltwirtschaftlichen Beziehungen zu. 

Die Oesterreichische Bundesregierung hat sich verpflichtet 

alle Bemuehungen zu unterstuetzen, die zur Errichtung einer 

gerechteren und stabileren internationalen Wirtscnaftsordnung 

fuehren .. 

Oesterreich legt im gegenwaertigen kritischen Stadium 

des Dialogs zwischen Entwicklungs- und Industrielaendern 

groessten Wert darauf, dass der Geist gegenseitigen Verstaend­

nisses, der Konzessionsbe:::-eitschaft und der Zusal1L~enarbeit, 

der sich in so deutlicher Weise bei der VII. Sonder-General-

versCITl'U-nlung manifestiert hat I und bei U?:·TCTAD IV seir:e Fort,... 

./1: 
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setzung fand, auch in unseren kuenftigen Verhandlungen ueoer 

eine neue in'ternationale Hirtschaftsordnung bestimr:1end bleibt. 

In unseren Bemuehungen, ein gerechteres internationales 

Wirtschaftssystem zu errichten, befinden wir uns heute in 

einer Phase des Ueberganges. Einerseits gilt es, die in den 

letzten Jahren gefassten Empfehlungen und Beschluesse ihrer' 

Ver\'7irklichung naeher zu bringen, anderersei,ts sind .\vir auf­

gerufen, uns mit besonderer Aufmerks~~keit der Vorbereit~ng 

einer noch engeren und wirkungsvolleren, aber a~ch umfassender 

und \-leitreichenden internationalen Zusa..~menarbei t fuer die 

kOIThl1ende Dritte Ent'-"icklungsdekade zu wiCL.-:1en .. 

Um diese Aufgaben im Geis,te der kommenden Dritten 

Entwicklungsdekade entsprechend erfuellen zu koennen, wird 

es nicht nur eines erhoehten ~'iillens zum gemeinsa.-nen Voyge~len, 

sondern auch neuer ?ormen·der internationalen Kooperation 

beduerfen. Ich moechte in diesem Zusammenhang insbesondere 

auf die Vorschlaege von Bundeskanzler Dr. Kreisky hinsichtlic~'l 

'einer beschleunigten EntIVicklung der Inrrastr-..lktur der Dri t~cen 

Helt Ve .n/eisen. Hir w3rden auf diesbezuegliche Ueberlegungen 

in der fuer diese Fragen zustaendigen Kommis.sion der General­

vers2J."Umlung naeher eingehen. 

Herr Praesident! 

Seit Beginn der Seerechtskonferenz im Jahre 1973 hat 

sich die oesterreichische Delegation stets dafuer eingesetzt, 

dass in der zu schaffenden Konvention Grundsaetze der inter­

nationalen Zus28menarDeit unter Anerkennung der P.2chte aller 

Staaten auf einen Anteil an der Ausbeutung der Meeresschaetze 

verwirklicht werden. Oesterreich ist ueberzeugt, dass eine 

neue Seerechtsordnung auch Hesentlich zum ll.bbau des sich 1'2i6e:>: 

staendig verstaerkenden wirtschaftlichen Abstandes zwischen 

den Entwicklungslaendern und den entwickelten Laendern bei-

tragen kann, wobei die am wenigsten entwickelten Laender 

besondere Deruecksichtigung finden sollten. 

.•.. _-~: .. -;---- . ,,_ .. ,-_._.--. -- ... --.. -_.-.:." .... -". ~ -. - -.-. .' .. -.' .. -'.' .. -... 
. - . 
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Es eriuellt uns daher mit grosser Besorgnis, dass der 

bisherige Verlauf der SeerechtsKonferenz von einer P~alisier~ 

der angefuehrten Prinzipien und der Schaffung einer gerechten 

Ordnung auf den Heltmeeren noch \-!ei t entfernt ist .. Nach 

fuenf Sessionen rrmessen wir leider feststellen, dass es noch 

'nicht, gelungen ist I eine ausgleichende Formel fuer die 

Rechte und Pflichten der Kuestenstaaten einerseits und der 

geographisch benachteiligten und der BinIlenlaender anderer­

seits zu finden .. 

Heute erscheint bei der Fortse.tzung'unserer 3em1.lehungen 

hoechste Dringlichkeit geboten, um zu vermeide~t dass durch 

eine Proliferation .unilateraler Hassnahmen die Basis fuer 

eine globale Konvention eingeengt wird oder ga~ ein vertrags­

loser Zustand auf den Weltrneereh entsteht. 

Herr Praesident1 

Erlauben Sie mir, auch diesmal wieder auf die Einigung 

einzugehen, die Oesterreich und Italien vor 6 Jahren getroff2: 

haben und welche die En,veiterung der Autonomie fuer Suedtirol 

und den hiefuer erstellten Zeitplan zum Gegenstand hat. 

In bezug auf diese Frage, zu der die Generalversa:'1lilllung 

die RBsolutionen 1497 (XV) und 1661 (XVI) gefasst hat, r:lOecht-s 

ieh berichten, 'dass Heitere Fortschritte und z~,"'ar auf Hichtig~ 

Gebieten erzielt werden konnten. 

Eine Reihe von Hassnahmen sind jedoch noch aus3taendig. 

Oesterreich begruesst die Er;';:laerung I die der italienische 

. Hinisterpraesident, GiUlio Andreotti I dieslJezueglich vor 

kurzem abgegeben hat. Hir erwarten, dass die Bemuehungen in 

dieser Frage, die von beiden Seiten im Geiste gutnachbar­

lieher Zusammenarbeit behandelt wird, bald weitere Fort­

schritte erbringen werden. 

/ ' -• l....~ 

.-...... . - ._. ~.: 
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Herr Praesident! 

Abschliessend moechte ich die .Aufmerksam.~ei-t der 

Generalvers~~mlung noch auf eine anc2re Frage 

lenken, diefuer mein Land von Bedeutung ist. 

Es handelt sich um die optimale Nutzung des Donaupark­

zentrums, \'leIches fusr die Vereinten Nationen in Hien gebaut 

und der Organisation mietfrei zur Verfuegung sestell t ,,,ira. 

Seine Kosten von ungefaehr 700 Millionen Dollar werden von 

Oesterreich getragen werdeno 

Die Ar~eiten schreiten planmaessig voran~ Die Fertig­

stellung des gesamten lZomplexes (Buerotrakt, Internationales 

Konferenzzentrum und gemeinsarrrc Einrichtungen) ist fuer 

1978 vorgesehen., 

.Es ist offensichtlich, dass der Zeitpunkt fuer eine 

dcfini ti va En-tscheidung der Vereinten- -Na-ci-onen ueber -die 

"optir.-tale Nutzung jener Einrichtungen ge~-coil\Den ist I die zu­

saetzlich zu den als Amtssitze fuer IAEA und Ul~IDO r2ser­

vierten, verfuegbar sind .. Uns~rer Ger-eralve"'":'s2I:lrttl.ung Herden 

Vorschla8ge zu dieser Frage vorliegen, die rom General­

sekretaer in Entsprechung eines Ersuchens der ~{X .. General­

vers Clrl1mlung ausgearbeitet Herden. Die optimal.e Nutzung diesel.­

Anlagen soll d~n Vereinten Nationen langfristig gesehen 

b8traechtliche finanzielle und organisatorischs Vorteile 

bringen. 

Ich moechte unserer Hoffnung Ausdruck verleihen t dass 

die 31 .. Generalversammlung konkrete Beschluesse fasst, die 

eine sowohl kurz- wie auch langfristige Loesung des Problems 

sicherstellen. 

" .. /15 
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Oesterreich,traditionelles Gastland vieler inter­

nationaler Konferenzen, hat ferner beschlossen, neben dem 

Donaupar}:zentYU!11 bis 1982 ein Konferenzzentrum zu errichten.., 

Es wird hinsichtlich der Groesse und seiner FunktiQnsfaehig­

kei t allen ;.nforderungen globaler Konferenzen. entsprechen 

u~d ueberdies den in Wien untergebrachten internationalen 

Organisation~n fuer ihre Konferenztaetigkeit zur Verfuegung 

, stehen., 

Herr Praesident! 

Am Schluss meiner Rede moechte ich daran erinnern, dass 

Oesterreich vor zwanzig Jahren zum ersten Mal als Vollnit­

glied vor der Generalversammlung sprach. Seit dieser ersten 

Erklaerung, die von dem verstorbenen oesterreichischen 

Staats~annJ dem damaligen Bundesminister fuer Aus;vaertige 

Angelegenheiten Dr. Leopold Figl, abgegeben Hurde, hat Ineine 

Regierung jedes Jahr ihre Vorstellungen zu internationalen 

Fragen vor dieser Hohen Versammlung dargelegt und seine 

Politik erlaeutert. 

Ich enqaehne diese Tatsache deshalb, um unsere Gefuehle 

der Dankbarkeit und des StolZeS zum Ausdruc- zu bringen, 

dass Oesterreich dieser Organisation vor zw~nzig Jahren 

beitreten, an ihrer Arbeit nitwirken und sich bemuehen 

konnte, sie zu einem noch besseren Instrument fuer den 

Fortschritt der Menschheit zu gestalten. 

Unsere Bernueln.lngen \Varel1 von steter Entschlossenheit 

gekennzeichnet. Wir werden diese Politik unbeirrt fortsetzen. 
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11 /1 
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Beilage D 

Rede des Bundesministers für Auswärtlge Angelege~~~eiten, 
Dr.' Willibald Fahr, vor der 19. Generalkonferenz der 
UNESCO (Nairobi) am 1. November 1976 

Herr Präsident! 

Vor allem möchte ich unsere tiefe Erschütterung angesichts 

der bestürzenden Nachrichten, die uns über die E:cdbebenkata­

s·trophe in Indonesien erreicht haben, zum Ausdrtlck bringen und 

zugleich unseraüfrichtiges I1i tgefülü mit der betroff'enen Be­

völkerung aussprechen. 

Indem ich Sie, Herr Pr~i,sident, zu der einstimnig erfolgten 

vlahl' der Generalkonferenz t,eglückvrünsche, möchte ichrieine be­

sondere Befriedigung darüber ,zum Ausdruck bringen, daß ein her­

vorragender Vertreter unseres Gastland~s ~ das mit Österreich 

durch enge und freuIleUiche di:plomatische, kommerzielle und "1,<::1..1.1.­

turelie Beziehungen verbunden ist - zu diesem so verant1\Tortungs­

vollen hohen Arnt berufen "\.·rurde. 

Zu'gleich habe ich die Ehre, in Ihrer Person einen aus­

gezeichneten Reprtisentante~ des Kontinents Afrika, der.w~hrend 

der le'!.-;zten drei Jahrzehnte - a1so "Jährend des Zei tab 2, chni ttes 

seit der Gründung der uNESCO - eine so eindrucksvolle Ent"l"licklung 

genornmen hat) zu begrüssen. Seit zv!anzig Ja."h.ren hat keine Gene­

ralkonferenz mehr außerhalb von Paris stattgefunden und es ist 

lcein Zuf all, daß die gegen1:.rärtige Generalkonferenz nun in diesen 

höchst funlctionsfs.higen Konferenzzentrum., '\'Te1ches den Iranen 

Ihres gesch~tzten Präsidenten Jomo Kenyatta ~ .. . erB,gl:; , stattfindeto 

Diese Tatsache in sich selbst ist schon der Beweis für die kürz-

lich von einem der afrikanischen TUtglieder des Exelruti vrates 

abgegebene Er};:le,ru.ng, in der er betonte, daß Afrika 
~l·Cl..., c.clbet beC"'se~ Ql'"' elon 1-Te~a'1.L.1l·C-h0"'" "Qe'st-~-t1d'~-el'l i:::J 1...1. .:.:>t..--l....;,:J I...) .. J..- o. I:) .; OV..i.. V....L 1.i..\.-;J...Li ~ vc.i.....i. L·_ 

b er:rtillt sei, 

('feIt, -in der IIir alle leben, zu profilieren und bekal111tzll:rrw.chen. 
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Besonders herzlich m~chte ich bei dieser Gelegenheit die 

neuen Mitgliedstaaten der Organisation begrlissen. 

Ist schon die "l;1ah1 einer afrikanischen Hauptstadt als Sitz 

dieser Tagung ein Zeichen unserer Sch~tzung der in diesem Konti­

nent erzielten Fortschritte, so kOTllmt diese auch in der ein­

stimmig vor zwe:i, Jahren erfolgten Entscheidung zum Ausdruck, 

das hohe .Amt des G.eneraldirektors Herrn Amadou J'-lahtar l-I I BOVJ 

zu übertragen, dessen persönlicher Stil bei der Leitung dieser 

Organisation ihm bereits·allgemeine Anerkennung eingebracht 

hat ... 

Ich rnöchte feststelleil. , daß \'fir die bisherigen Bemlihungen 

des Generaldirektors zu würdigen wissen und ihm in seinen wei­

teren Bestrebungen Erfolg lrlünscheno \Jir liJissen, daß seine Auf­

gabe keine leichte ist. 

Ohne eine eingehendere E:c>örterung des vorliegenden Arbeits­

programT;les vorwegnehmen zu vIollen, möchte ich. kurz auf einige 

grundsätzliche Aspe~te allgemeiner Art, die den Zvieijahresplan 

und die l"Iittelfristige Planung betreffen, eingehen. SodaJ:1.Jl 

werde ich mir erlauben, Ihre Au~merksamkei tauf geitlisse Aspekte 

des Progr8Il1mes zu le:o.ken , die uns - nicht nur für unser eigenes 

Land - besonders bedeutsam erscheinen. Abschliessend lilerden dann 

einige kurze grundsgtzliche Gedanken über die Aufgabe und die 

]'unktion der UNESCO in unserer sich wandelnden Heltangesichts 

der vielfachen Herausfor.derungen, mit denen die· U l\IE SC 0 am Be.-­

ginn der Lj .• Dekade ihres Bestehens konfrontiert ist, nicht unan­

gebracht erscheinen. 

Dieser Zeitpunkt in der Geschichte der.UnESCO erscheint. in 

der. Tat fü.r den u'oergane;, der durch di e Einfür-lrung des I'1i tte 1-

!ristigen Planes in seiner gegenw~rtigen Form erfolgt, besonders 

gut g8\·]ählt: • Der 1'1 i ttelfristige Plan '.r.)ird~ lilie VIiI' glauben~ die 

r'litgliedstaaten zur Teilnah.me ermutigen. Hir teilen die A:ll.ffas­

sung des Generaldirektors, da.ß der Sechsj ahresplan, der seiner 

Natur nach eine Prospekti yplanung fiir die ZubJ.nft darstellt, 

als ein Ganzes betre.chtet Her'den muß ~ in dSEl ö.ie detaillierteren 

und konkreteren Projekte des Zit{eijahresprogra::EIles enthalten sind. 

~ / . 
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Indem ich m.ich nun einigen spezifischen Aspekten des 

Ar1)eitsprogrammes zuvwnde, möchte ich mich zuerst mit del:J. 

Thema Erziehung befassen, ':Jobei ich davon ausgehe ,. daß das 

einen Hau:?tsektor derUI'TESCO-T~itig-

keit bezeichnet, sondern auch - teils als Ergebnis der An­

strengungen der UNESCO seübst - ein_ umfassendes Konze:pt mit 

Bezug auf viele Lebensbereiche beinhaltet. Hit Recht ',,-Jird der 

Empfehl1.1ne:; betreffend die Erziehung für die in.ternationale 

Verständigung, Zusammenarbeit und Frieden besondere i~ufmerk­

samkei t gezollt, und mein Land ist stets bei3treot) dieser 

Empfehlung in jeder möglichen \-Jeise 21.1 entsprechen. Das Pro-· 

jekt der Assoziierten Schulen sovJie die Herausgabe von aus 

bilateralen Kontakten hervorgegangenen Gesc:t:.ichts,-!erkel1 - eine 

Bemi5JJ_ung zur Entfernung überhol tel' Stereotypen, übel"'lieferter 

"Feindbilder" USH. aus den Lehrbi5.chern .- seien in diesem Zu-

sammen...hang ervJahnt. 

\1ir i'Tij.rdigen voll und ganz die Tätigk-ei t der UHESCO im 

Bereich der Erziehung, sind jedoch der I'Iei nung, da.ß der tech­

nischen und berufsbildenden Erzi ehtlng, die vJährend der 17. Ge­

neralkonferenz Gegenste.nd einer österreichischen Initiative 

."v!ar, noch mehr ALl_fmerksankei t geschenkt ,,/erden sollte .. "}ie er-

innerlich, wurde ein von Regieru:o_gsex:})erten vorbereiteter Ent­

Vll.lrf vor z'ilei Jahren einstiDmig e.ngenommen und soll te-:iJei tel' 
~Te)_"'fo"'!g+' , ß' . G b'" ·1 1 • L " \ __ u wero_en, so aa_ ln elnen1 e le-c, ln 1rle._c~1em Beln aneL 

seit langem aktiv ist uhd :das I-leiter I·röglichkei ten für inter­

nationale Zusammenarbeit bietet, der internationale Austausch 

von Informationen ünd Erfahrungen ernutigt . d t·,." " , .. Tll' , ;nl'lC7enQ "d~r .,. ~.-. ..... ........ "b -...;.."-' ..!.~ ..... v 

mein I.Jand an einer der UfTESCO-Stuclien über die 

benachteiligter Kinder und Jugendlicher in die technische und 

Berufsausbildung mi tge~Jirkt. 

Herr Präsident! 

Die Eliminierung des Rassis~:J.1J.S und der rassischen :0is-

k -y>'; Illl' nl' e..,....·1'11~ l' sJ... Z1- TeJ· ·1='c.. 1 ] -,s el' ne (1' e.l'_ gI'UY"l_t~ru"\ ~;p_~_-t,'7_,] __ i' ehell !~~_~ pl-_'-.1. ..L ...L v..e:, . v " _ -'- -:;.L • \... -.l. / _ ~ _ ~ _ _ 

setzungen bei der Ver-;ürklichung der l'Ienschenrechte. Sie stelJ.t 
, , ., .L' f7' 1 ' 'T ., t "T" elnes aer tllCDGlgen Dle e aer ~ereln-en ~a-Clonen d.ElI' , da. Ras-

. / . 
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der Idee solcher Rechte und Freiheiten sind. Ob1:!ohl Rassisrm.u; 

und· rassische Diskriminierung von fast jederma....YJ.Il energisch ab­

gelehnt v/erden, bestehen sie unglücklichervJeise in gevlissen 

Gebieten der Welt, besonders im südlichen Afrika, weiter fort -

eine 'l'.atsache, vIelehe meine Regierung aufrichtig ·beklagt. Hei­

tere Anstrene;ungen in Hinblick auf ihre völlige Ausschaltung 

sind dringend'nötig. 

In meiner Erklärung' vor der 31. General versamr::l1ung der 

Vereinten N8.tionengab ich der Hoffnung Lu.sdruck, daß die De­

kade des Karrrptes gegen Hassismus und rassische Diskriminierung -

ohne Störung durch ire;endHelchc äußere Elemente, die ihren Er­

folg behindern könnten - unsere Hoffnungen erfüllen wird. In 

diesem Zuspbmenhang brachte ',' ich den \tJunsch zum Ausdruck, daß 

die De}~ade .auch die Hurzeln der Rassendiskriminierung, die in 

·d,en Köpfen der l1enschen ihren Si t·z haben, eliminiert 'tJerde. 

I~1). legte dar,da....8 der Erziehung zur Toleranz und zum Respekt 

für die Hechte und ID.teressen anderer besondere Aufmerksam.kei t 

ge/3011 t ,'\'Jerden solle. Untei'" Bezugnahme auf Artikel 9 der Inter­

nationalen Konvention über die Beseitigung aller Formen r8.S­

sischer Dis};:riri'd.nierung,.:vJ'elcher eine derartige Erziehung vor­

sieht, sprach ich die Hoffnung aus, daß die UNESCO. zur Er~ 

rei'cl2ung dies.es Zieles be.i tragen würde, indem si8derentsctei­

denden . Rolle der Erziehulig in diesem Prozess vlei t. größer~ Auf­

Ii1erksamkeit schenkt. 

Herr Pre.sid8nt! 

C'sterr,::ich unterstützt auch alle Bestrebungen zur Aus-

arbeitung einer Konvention über den Schutz von I'linderhei ten 

als Ergänzung der Konvention i..i.ber die Beseitigung aller Formen 

rassischerDiskrim.inie:rung~ vIelehe die Existenz von Volksgrup-:­

l)en schützen uürde und auch Fragen der Erziehung und Kultur 

zum Gegenstand haben uird9 Irl diesem Sinne e.ußerte ich rrüCrl 

positiv zu deI:' '\·"illkomm.enen I:o.i tiati ve, die der jugos18.1:Jische 

Außenninister in E0iner Erld2T"X[~S vor der gegc:rn'JE;:rtigen GE-)­

ner,s.1.versammlung in Fe...,'! Yorl;: vorbrachte. 

. / . 
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Sei t einiGen Jahren hat elie UlmSCO sich im Einklang mit 

ihrer I"1icsioa im Bereich der Erziehung um die :2ntwicklung von 

Studien auf dem Gebiet der I-Ienschenrechte an Uni versi b:iten 

und anderen akademischen Insti tut i Ol"2.Sl1 be:n.üht. Die Vorbereitung 

entsprechender Lehrbehelfe sovJie die Untersti.i.tzung der Ausbil­

dung akaderlischer Lehrer und Instruktoren auf dem Gebiet der 

Menschenrechte waren Schritte in dieser Richtung. 

Nun jedoch hat rneine DeleGation den Eindruek~ daß in trber­

einstimmung mit der EI'lpfehluüg betreffend die ]:;rziehung für 

die Interna"cioD.ale VerständiGung, ZusC'.:.mmoenarbei t und Frieden 

- die ich bereits erw~hnte - ~eitere noch konkretere Aktivi-

täten recht nützlich 1::Llren. \.Jas rair VOrSc.h1'Jebt; ist 

tere Förderu_ng der Ll.ternation8.1en Zusam.:rr.en8rbeit zi.'lischen 

jenen, die auf dem Gebiet der IJlenschenrechte wissenschaftlich 

tätig sind, einerseits und den mit deu Unterricht in diesem 

Bereich befassten Institutionen andererseits, was auch eine 
~e~-te1-~eI~e ~lq~mmen~I~)~~'t ~J'~ o u 0 1...; Lj\ ~ O_ll...;..1.1 :............. ,C.,L Li _ V c.tem Internationalen Institut 

für l'Ienschenrechte bedingt. 

Aus dea Bestreben heraus, konstruktive Schritte zur Ver-
, '1' h " Z' 1 ' WlrK lClung QlaSer 'le e - Wle die mögliche Vorbereitung einer-

K~nferenz vonUniversit~ts-Vertretern über das Studium und 

den Unterricht auf dem Gebiet der Menschenrechte - vorzuschlagen, 

v!ird die Österreichische Delegation die Ehre haben, dieses 

Thema zum entsprechenden Zei tpunkt '\'Jährend dieser General1<::on-

ferenz '\-Jieder- aUfZ1.J.gI'eifen. 

Herr Pr~cjsiclent! 

Jene 1hne11, cliG seit eier 
C-;l'ld "'ey'doe'} C''; e'} o'~r'O-(' r'I~-iv'P'1"'r"~ ,-1~() I.) -i.. . , ;1 ..L . 1. .... ) _I.. '-' 1 ~ C;. c.J, .... 1. t.:: _.Lu _I~-" • j 1 , \...J.. d.1,) " +-osver-

reichische Delegationen wiederholt die Rolle der Frau in der 

l~r'z~Lel'lUTlg U.ild j_TI 8.1'lC1e:[,811 Pl~Oc;:cc1nr(:l~be:c·E:icrler.1. betont }:18.oeno :./J.2: 

VIC1"den jede Gelegenheit ergreifen, UD U::::i.S zUf;unsten eines 

sprechen. Wlihrend ich bei dieser Konferenz mit großer Befr-ie-

/ 
"I • 
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d . :l 1 d . ", l' 1 . d -71 1 1 . ->-- b . . 1 ani'Jesen slnr a s les UD lC lerV,Je:::..se er 1; a_ lS u 1 :i.n lC;,l. 

im allgemeinen persönlich über die Tatsache besorgt, daß die 

Frau im öffentlichen Leben der meisten Staaten eine ziemlicD. 
<- n - 1 . 1 +- • l' . 1; h' l' '1 '.L 1 . b.L. begrenz'Ge ho~_e sple_ lJ. A_.Ler '\"llli'1.rsc. eln J.Crli:::el G n2C_1. gl G 

es kein Parlament und keine negierLJ.ng, in denen die li'rEmen. 

ihrem Anteil 8Jl der Bevölkerung entsprechend vertreten sind. 

Da es unsere Überzeugung i,st I daß die Ursachen fi5.r 

diese Situation v,renigstens zum Teil in der Erziehung l..1.nd 

in überlieferten Einstellungen zur Berufsausbildung \;]l.1rzeln, 

vJürde es meiner Delegation - ohne claß ich jetzt in Details ein­

treten möchte - angebracht erscheinen, daß die UlTESCO die 

DurchführlJ.ng einer Konferenz von Frauen, die ihren Iletioile.le!l. 

Parlp..Jnenten angehören, in Betracht zoge . 'der \-Järe denn auch 

besser g~eignet, diese Probleme zu analysieren und Wege zu 

ihrer ttDervrindung zu zeigen, als derart qU8.lifizierte De.men, 

die persönlich im öffentlichen Leben erfolgreich sind und 

die ihnen von unserer Gesellschaftsordnung in den 1.1eg gestellter 

Hindernisse über\mnden haben. Auch 'i-Jären sie als IU tglieder 

von Legislativorganen in der Lage, den Worten Taten folgen 

zu lassen. 

Herr Pri:isident! 

Erlauben Sie mir nll.ll.i"!lehr, mich einen Them.a zuzuvJenclen, 

das in den tJ'berlegungen bei rragungen der UNESCO erhebliches 

Geii.richt annimmt ~ nämlich die I-Iassenmedien und die InforJ1.ation. 

Ich 'ldünsche die Bedeutung zu unterstreichen~ die Öster­

reich dem Recht jedes einzelnen auf Inforr'12.tionsfreihei t bei-

mißt; dieses Recht schließt die J.1'rcihei t;, InforLlatione~1 und 

Ideen aller Art ohne.Rücksicht auf Grenzen zu beschaffen, zu 

empfangen und zu verteilen, ein~ Hie dies in internationalen 

und }:,egionalen l'Ienschern:'ecllts':1bkorD.l21en festgelegt ist. De.oei 

versteht sich jedoch, daß die Ausübung dieses Rechtes 

vJisse Verant'\'lortlichkei ten Tlji t sich bringt.· 

Unserer Ansicht nach bedeutet die Inf'orrnationsfreihei t 

für die Staaten die Verpflichtung, Informationsmedien gegen 

äußere Andererseits 

ebenso die Verpflichtung, seine Gesellschaft 

hat 

vor 

cler StEJ.2:t 

eil~erD. i-liS-

! . / . 
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brauch dieses Grundrechtes zu schützen. Alle I-1aßl1.8.hmen in 

diesem Bereich mlissen mit großer Umsicht und in einer mit 

dem Hes,en der I1iformationsfreihei t im EinklaYlg stehenden 

Weise getroffen werden. Eine große Vielfalt v6n Informations­

quellen würde an sich diese ll'reihei t noch nicht garantieren, 

wenn diese von staatlicher Seite manipuliert würden. 

Es vJurde die Ansicht vertreten, daß die Informations­

freiheit dem Konzept der staatlichen Souverenität unterzuordnen 

sei - eine Ansicht, \;Jelcher meine Delegation nicht beipflichten 

kann. '-fir schließen nicht aus, daß im Zuge der Überlegungen 

ein Konsensus erreicht werden kBnnte. Ein solcher Konsensüs 

müßte jedoch einerseits den freien Informationsfluß und das 

Recht zur Beschaffung, zum Empfang und zur Verteilung von 

Informationen, andererseits das Recht ~on Staaten zur Fest­

legung solcher Einschränkungen - und nur solcher Einschränkun­

gen - Fie sie zum. Schutz der Rechte ~ Freiheiten und Interes­

sen Dritter nötig und im Gesetz vorgeschrieben sind, gevJ8.hr­

leisten. 

Der der Generalkonferenz vorliegende Entvrurf einer De­

klaration erfüllt in unseren Augen diese jLD.fordeJ::ungen nicht. 

Unserer ß_nsicht nach basieren die vorherrschenden Ideen dieses 

Ent\,mrfs En:d dem KOl1ze:Qt. der St.e.c::,t.skontrolle. .. Dies steht im 

Gegensatz zu grundlegenden BestinlIlungen der Bsterreichischen 

Verf assung lJ .. nd \,riderspr'icht auch de!J. I!1ternationalen Pal<.:t 

liber blirgerliche und politische Rechte. Sie werden verstehen, 

daß unter diesen Umst8J1clen die österreichische. Delegation 

nicht in der Le.Ge sein Vd.Tel.., den Deklaratiol1sent\vlu'f irl sei11cr 

g~e~enw~r~·l·qep RO~1 zu uIJte~0~u·;tz~"rl ~. b l.J.. C.J. lJ b • - ___ '. .... J.. ):) v·. J........ _. 0 

Der Bsterreichische Dei trag zur Zusam:ne::larbei t im Hin­

blick auf die weitere Entwicklung ist bekannt. Im Bereich 

der ITaturv·:is.senscb.s.ften übe!1 österreichische Uni versitiiten, 

Beruf~;gruppen v .. nd Forscher seit langem eine a}::tive Rolle ir!l 

internationalen Austausch aus. Unsere akademischen Instituti-

Orlen \verclen von jungen Iielüen 2.US vielen \Jel tteilen frequen~ 

ti8rt. Insbesond.eY.'e innerl:'Dlb des 'J.'~~-t;igl:sit:::;\)ereiche~:; eier 

.1. 
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UHE,sCO \-JC1r es auch möglich~ elIJe Anzehl für jlJnge graduier­

tE:! \Iis,?cn.~:;cb8ftler bestir';::J.te J('xcse in Österreich durc:lz~,l-

fiihren. Österreichische Un:i.vc:r·sitätslehrel~ nerJJüen be301.1::-101's 

Unter den von der UlmSCO geförde:cten ForsclFlEgsprogrsD.-

men ist das' internatione.le Projekt liDer 1'lo113ch lJ,nd die 
_ . .. .. .., '" _~, .... J~1i;: t18 i~) IJEU1C;-., ..' ., 
J):L 0 f:.;I)IlclI'e tf ,TOll b c'l:;J:'[i.C.ll t l.l CrlCIJ lrl"te:ce S S 8 "\./r--1..111(1 0 f3 t; 8I)118l Cl-:"l S cr'.!.e 

Institutionen und Wissenschaftler ne~nen i~ Befolgung einer 

cl U~-r.-:'cCO ~. 1 rl ,r'.L. ", 't' von er ]\1;"....., orgellgenen .GlJ::Laliung z"\J.r l'll "i-JlI'Kung al';: l veTl 

Anteil an z'\Jei Se3d:;oren der" GesaTlltprocrammes, von dor::.on 

andere l1'ragen der Ge,,,iiisse:c1w.nde betrifft 0 Neben der rein 

wissenschaftlichen Bedeutung der im Gange befindlichen 

Fo:cschungsG.rbei ten e::r.'gill[; sich das besondere Interesse , ' cüe-

uechselseitigen :Beeinflussung menschlicher rrätigkei t unci. 

bc;:;onderer Ur:li1e1tr,i tuatione 1i , \I:i..e sie eben auch in Österrei eh 

zu finden sind. 

Da der Erfolg eines so kO:'2plexen Projektes natiirlicb 

von der engen Zus2111men2.rbei t von Spezialisten auf vielen 

c irl e UIT1~S cel - E:'{~9 e r' t en t c1gD~Y-L[; 

Ricb~tlinien .("" 

..LD .. r 

lla·c.io~.lal e F01',sclllJ_rlgspro j c l:t Z1...l ein es st81~re j_Clli-

sches IT&tionaH:::omi tee für dac:; Progra.mm 11 Dcr l'le;'),Ech u::-ld die 

ternationalen Roordinationsrat dieses Programmes vertreten 

und wUrde die Dbclichkeit, ~eiter zu dessen Arbeit beizu-

t -" 
'~raßen, oegrvssen. 

! . / " 
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UNESCO 'dar es auch möglich~ eine JI ... J'.1zahl für j·unge graduier­

te \IisscncJchaftler bestirrlnte Kurse in Österreich dl1.rchzu·­

führen. Österreichische Universitätslehrer neluüen besonders 

lebhaften Anteil an diesen hochinteressanten Aufgs.ben. 

Unter den von der UNESCO geförderten Forschungsprogr9.TJ.­

Dlen ist das' internatione.le Projekt liDer 11~n3ct~ und die 
. .. - ... ___ , _.flJr .[1el-~l. 1J811C ... , ... 

Blosphare ll von betrachtllchcn J..nt:eress8vr---u.110 os 0errClCnlSehE'. 

Insti tutionen und \1issenschD-ftler nehInen ir.L BefolGung einer 

d U1'-r.:'cCO ...-. . 1 d ""'" t ", 1 t . von er At,...., ergangenen l'.iln a ung zur rll vnrKung az.: l ven 

Anteil an z1iJei Sektoren des GesamtproGrammes I von denen 

einer die ökologischen Systeme in Hochgebirgsregionen, der 

andere Fragen der Ge1;\rässerlru.nde betrifft 0 Heben der rein 

wissenschaft1ichen Bedeutung der im Gange bei'indlichen 

ForschLwgsa.rbei ten ergibt sich da.s besondere Interesse die­

ser Gegenstände aus der gegenseitigen Abhs.ngigkei t und 

wechselseitigen Beeinflussung menschlicher Tätigkeit und 

besonderer Urin'lel tsi tuationen, vie sie eben auch in Österreich 

Z'1J. f inden sind. 

Da der Erfolg eines so kosplexen IJrojektes nat·i.irlich 

von der engen Zusari1menarb ei t von Spezialisten auf vielen 

Gebieten abhängt, 'hurde 1973 eine UHESCO-Expertentagung 

nD.ch Österreicheine;eladen , Uill Richtlinien für das inter-

nationale Forschungsprojekt zu erarbeiten; ein österreichi-

sehes Hationalkomi tee für das Program:m tlDer 1'-lel1sch und die 

Bio,sphEire fl 1'Turdo ins Leben geru.fell. L.1sterreich ist i:J1 Irl-

ternationalen Koordinationsrat dieses Progrrunmes vertreten 

und vJürde die nÖGlichkei t, 1':ei tel' zu dessen Arbeit beizl1.-

tragen, begrüssen. 

Ich freue mich Ihnen mi tteilen zu. können, daß Frau 

Bundesm.inister für ~ilissensche.ft und F02:'schung. Dr. HerthEi. 

:B'irnberG an den er,·!;·;l"~nteYl IntE,rnationalen Koordinatiol1s:-'o.t 

die Einladtinggerichtet hat, seine Tagung im Jahre 1977 
in Österreich dlJ.rchzufiih::.'e}~~ der 

d ~ ,. d" -r,' 1 ..J ., .er .Lage seln vllr~, GleSe J.:un.~auung anZunef'illlen. 

n ' . 
re2.l: ln 

/ . / . 
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UNISIST ) das zwischenstaatliche Progro.IYl!"1 zur ZusamneYl­

arbei t im Bereich der vJissenschaftlichen und technisc·i.le:cl In­

formation, vnlrde von meinem Land stets unterstiltzt. Es ist 

unsere auch bei früheren Gelegenheiten zum Ausdruck gebrachte 

Ansicht, daß dieses Program.m. in alle einschl::i.gigen Uli..b::3CO­

Akti vi täten integriert werden sollte, um Doppelgelei;::;iskei ten 

zu vermeiden. Die ins Auge gefaßte Erhöhung der Sitze im 

Leitungsausschuß von UUISIS'}' 1rlird von meiner DeleGation be­

grüßt .. Sie wird einer größeren Anzahl von Hitgliedstaaten die 

IVJ:öglichkei t zu aktiver. Beteiligung an dem Programm bieten. 

Der Schutz des 1ml turellen Erbes inder ganzen '.Jelt er­

scheint unserer höchsten Anstrengungen würdig. Neben der reinen 

Erhal tung stellt sich das Problem der \Yiederbelebung schlitzen.,s­

illerter l"lonumente, deren Gefährdung gerade daher rührt, daß sie 

ihre ursprUngliche Funktion verloren haben - und hier neigen 

1!Jir der Ansicht jener zu, die auch \vertvolle Industriedenkmale 

als schutzbed"i.i.rftig und erhaltungsvrürdig betrachten. 

Schliesslich ergeben sich aus dem modernen Verkehr, der 

L ft 1 t t " " ,- G f'·'" ' ~." . L' h lt U" verSC_111m zung US\). UCKlSCrlG Te" a~.LrQunßen .I ur Qle .Gr.tla. UDe; 

vieler Ilonuruente, die unser ':!ertvollstes künstlerisches und 

. ki..Ü vurelles Erbe darstellen. 

Unserer Ansicht nach sollte die UrTESCO gerade den '>renige~c 

augenfelligen und vielleicht zllnächst nicht sensationell er-

scheinenden~ 8.ber dennoch äußerst sch':!erT'riegenden eben von 

mir ervlähnten Gefährdungen unseres Kulturerbes - die übrigens 

in zuneh.luendem l1asse alle l,8.l1.der betreffen - gesteigertes 

Auge:mllerk zuv·.renden. 

Nachdem ich einige Aspekte des .PrograBElCS behaxlcleJ.t hs.l)e, 

möchte ich ein D3.nkes"\·IOrt an jene· richten, die seL:1e l!lJ.I.'ch-

führung erst möglich machen - die fEi.hie;en I1iinner ',lud rro."'J.en 

"" im UN"E.SCO-Sekretarie.t und in den Allßenstellen. 

Herr Präsident! 

Ehe ich zum. Schluß komine, möchte ich noch einige eül­

gemeine Fragen berühren. 
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"Politisierung tl dieser Organisation mit unqualifiziertem Be­

dauern zur Kenntnis nehmen. Es ist mir 'völlig bewußt, da.ß 

etwa der Zugang zur Kultur oder gm-risse Aspekte des Erziehur:.gs­

wesens uns vor Probleme von hoher politischer Bedeutung stel­

len. Nichtsdestoweniger möchte ich einen schon bei verschie­

denen frÜheren C'relegenhei ten von den Vertretern Österreichs 

geäußerten Standpunkt neuerlich betonen: \;Jir sind \-leiterhin 

der Ansicht~ daß diese Organisation davon Abstand nehmen 

soll te ~ Fragen, die ber'ei ts von der Generalversammlung oder 

anderen Organen der Vereinten Hationen behEmdel t 'vJerden, auf­

zugreifen. 

Ob'doh1 uns ere Einste 11ung zur Arb ei t der UnESCO - vlie 

ich dies im einfij.hrenden Teil dieser Erkläru.ng auszudrücken 

versuchte - eine sehr positive ist, werden Sie mir ein Wort 

abgelJOgener Kritik gestatten. Resolutionen und gm'!isse andere 

von dieser Organisation ausgehende Dokumente \'leisen einen 

wachsenden \1ortreichtum auf, 'ilas zum Teil mit dem Bestreben 

z'IJ.sammenhängt, detaillierte Regelungen für jeden Aspekt eines 

jev,;eils vorliegenden Problems zu treffen. Oh11e im Geringsten 

die schwierige urtd hochstehende Arbeit zu verkennen, die der 

Ausarbei ·tung solcher Te:x:te zugrundeliegt , nöchte ich doch 

feststellen, daß eine derartige Arbei tsv'Jeise auch erhebliche 

Nachteile mit sich bringt. Zu viele Details lenken von der 

\vesentlichen Absicht einer Hesolution ab und können die Durch-

führung ersch"\-'wren. Ein sehr ins einzelne gehender Text kann 

einem Mitgliedstaat gegeben sind, einfach nicht gerecht werde2. 

Darüber hinaus finden Hir imraer h~;'ufiger in verscJ1:Lede::'1e21 Zu-· 

sarrilllenhs.ngen \Jiederho1ul1gel1 von zum CL'eil sehr ähnlichen 3e-

stiTfl .. mungen, Has schließlich zu \!idcrsprüchen führen kann •• !Ule 

diese Nachteile könnten vermieden und die Texte lesbarer und 

"ilerstsndlicher gestaltet 'v,-el'den, (Ienn alle Lnstrengul1f,en e.uf 

die Formulierung \-.resentlicher Prinzipien, 'fon welchen, die 

Staaten bei der Behandlung einer spezifischen Frage geleitet 

\verden sollen, konzentriert vJerden könnten. 

I 

~ I e 
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Herr Präsident! 

Vor 30 J'ahren <",rurde auf Einladu_Ilg der Regierungen 

Frankreich,g und Grossbri tanniens in London eine Konferer:.z 

einberufen~ die zur Gründung der UNESCO fÜhrte. Es .... ·lar 

der damalige 1?ritische Premierminister element Attlee, 

der in seiner Eröffnungsrede die Auflnerksamkei t auf die 

Schv~ächen der internationalen Zusam.m.enarbei t, "'fie sie dema.I,,; 

bestand, lenkte, und die ~JotVJendigkei t betonte I auch die 

intellektuelle ZusaIDJllenarbeit als schöpferischen Faktor 

. einzufii.hreno Und es v-rar Leon Blum, der eines der i:Jichtigsten 

von der neuen Organis8.tion anzustrebenden Ideale formuli.erte, 

als er von einer \;feIt sprach, "in der der Frieden ein ste.bi­

leI' Zustand oder vielmehr eler nati.irliche Zustand der Dinge 

wird und in der der Geist des Friedens selbst eine der 

Garantien - und vielleicht die verläßlichste - des Friedens 

Je besser die Völker einander kennen, je bel,'rußter die 

Hensehen sich der mannigfaltigen nationalen Kulturen und 

ihrer Werte werden, desto schwieriger wird es für sie sein, 

sich eines Tages auf dem Schlachtfeld gegenüberzustehen. 

Dieser Glaube und der Glaube an den ~·vert geistiger Zusq.I:'lmen-· 

arbeit inspirierte die gründenden Väter der UnESCO. 
Es ist auch unser.Glaube, unsere Hoffnung. 

Ich danke Ihnen" Herr Präsident. 
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Erkl~rung des 5sterreichiechen Delegierten vor der 20.0rdent­

lichen Tagung der Generalkonferenz der IAEO 

Herr Präsident! 

Ich ergreife mit groseer Freude di.e Gelegenheit, Ihnen 

im Hamen der Österreichischen Delegation zu Ihrer einstirrunigen 

\va111 ZUI' Präsidentschaft der diesjährigen Generalkonferenz zu 

gratulieren~ Ihr ausgezeichneter Ruf als Hissenschaftler und 

Ver\yaltungsfachmann und ihre langjährige Verbindung mit der 

Arbeit der IAEO gibt UDS das Vertrauen, dass diese Tagung 

unter Ihrem kundigen Vorsitz einen zufriedenstelIendeI: und er­

folgreichen Verlauf nehmen wird. 

Gestatten Sie mir noch hinzuzufügen, dass wir der Brasi­

lianischen Regierung unseren aufriehtigen Dank für ihre Einla­

dung an die Organisation, die 20. Tagung der Generalkonferenz 

in der vIUnderbaren Stadt Rio de .Janeiro abzuhalten, aussprecheno 

Bevor ich zur Behandlung einiger Tagesordnungspunkte und 

anderer wichti.ger Aspekte 7 die mit der Arbeit der IAEO in Ver­

bindung stehen, schreite, mBchte ich mich jenen Delegierten, 

die bereits NICARAGUA als neues Mitglied der Organisation be~ 

grüsst haben, anschliessen. 

Herr Präsident! 

Sehr geehrte Delegierte! 

Meine Damen und Herren! 

Österreich hat dem Atot:1waffensperrvertrag (lTPT) stets 

I gr5sste Bedeutung beigemessen und hat mit Genu~tuung erfahren, 
da~s mit der Ratifikation des NPT durch Japan dieses bedeutende 

Gesetzeswerk, das die Weiterverbreitung von nuklearen Waffen 

verhindern soll, nun durch 100 Staaten angeno;:)lmen worden ist" 

Hir k5nnen nur hoffen, dass dies alle jene Regierungen ermutigen 

wird, die bis jetzt den NPT '\'leder unterzeichnet nOC:,11 ratifiziert 

Ich konnte auch 8it Freude feststellen, dass die Zahl der Sicher-

heitskontrollabko~men mit der Organisation seit der letzten 
Generalkonferenz gestiegen ist. 

~ /. 
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Im Lc:lUfe der Jahre 1975/76 wurden die österreichischen 

Sicherheitskontrollen weiterentwickelt und die Fertigstellung 

eines nationalen Kontrollsystems \idrd für die nahe Zukunft 
erHartet. In diesem Zusammenhang begrüssen wir die Aktivitäten 

der Organisation wlihrend der vergangenen Jahre, wie sie im 

Jahresbericht dargestellt wurden. Hir anerkennen die fortgesetz- . 
. ten Bemühungen der lAEO, das Sicherheitskontrollsystem, das 
Kontroll- und Inspektionsaufgaben beinhaltet, wei terzuenti.ücke ln 
und c3.uszuwei tene Erlauben Sie mir, die Bedeutung hervorzuheben, 

die \'/ir der Ständigen Beratergruppe zur Anwendung de:.' Sicher­

hei tskontrollen, die im Vorjahr von der IAEO zur Behc<ndlung 
aller Probleme aus diesem Gebiet eingesetzt worden ist, beimes­

sen" Zu dem Safeguard Analytical Laboratory eSAL) kann ich 
berichten, dass die Errichtung des Laboratoriums Ende 1975 abge­

schlossen HlLl'de und dass die Aufnahme der Arbeiten in del~ wis­

senschaftlichen Forschung schon zu Beginn des Jahres 1976 er­

folgt ist .. Im Hinblick auf die aLlsgezeichnete Zusammenarbeit mit 

der IAEO· hat Österreich als GastlB.nd mit dem Bau des SAL dazu 

beigetragen, die Arbeit der Organisation auf dem Gebiet der Si­

cherheitskontrollen zu erleichtern. 

1:1a8 die Exportkontrolle betrifft, die lm Atoill\'laffensperr­

vertrag gesetzlich verankert ist, haben die österreichischen 
Behörden mit Genugtuung die günstige Entwicklung in Richtung 

einer weiteren internationalen Verbesserung im Sicherheitsdenken 
verzeichnet. Österreich nahm an den Diskussionen teil, die zur 
Erstellung einer Verbotsliste auf breiter, internationaler Basis 

füllrte und akzeptiert voll die Verpflichtungen dieses Abl<ommtms. 
In diesem ZusaDl1neJJ,hang beobachten wir roi t grossem Interesse 

die Londouer Gespräche, obwohl wir uns klar sind, dass Export­
bedingungen, die frühere Abkommen überschreiten, neue rechtliche 
Fragen aufwerfen werden, die einer sorgfliltigen Prüfung bedürfen 

Öst~rreich unterstützt alle Bemühungen, die darauf abzielen, die 

Ve p,., i 1·1'''13 l t IJ' c1- '-1' '"'" d r, c I~lJ- ",-rn-· ~ j-': o·r)' 1· E"1 Cl' Ch 8"'hr.- l' .1_ s'ro~.J.- ""'01' cy,...t e vn s "'_\..~"'_i-. [1. __ ~ 11 .... t~.l.b C;J .... lJ· ...... .J..ll.C'-l.·J., ... ö __ ... .1 U .!.. ...... ...1-;. v Lt ..r~ L!.UJ.. .J- • .,.) CI' -LL!. , 

. b ' ln.s e soncere Q' i '" Trcr'Q'e'~~""'~ D"'Cl-l. ""111·.." ..... S'; C'Ll c, yo1:l''''l' t,....~oll·r-rol-le .""t ... .J- J_ J_t.04... •. L'Ö G... '-" ...... _'-• .J.~ _1_ t. ....... .l..v .;:; ...... v 
-(. .............. 
J.UJ.. 

den ge SeHnten ]((;rnbrennstoffkreislauf herbei zuführen. 

..I. 
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Im Hinblick darauf sollte die Sicherung von Kerllillaterial 

erl·,rähnt VIerdenQ nach der Veröffentlichung der darni t verbundenen 

Empfehlungen dur~h die Organisation, haben die österreichischen 
Behörden sofort mit der überprüfung der Bestimmungen, die in 

diesen Bereich fallen, begonnen. Ein Entuurf flie ein Gesetz über 
Sicherung von Kernmaterial wurde bereits ausgearbeitet. 

Als fh tglied des NPT ist österreich an allen Diskussionen 
über die' Anv.'endung von Artikel V interessiert. Hir begrüssen es 
daher, dass die IAJ"SO in Anwendung eier besonderen Empfehlung der 
"Review Conference!l im Mai 1975 ein Komi tee einge set zt hat ~ de_s$ 

_ die rechtlichen, ver\'Jal tungstechnischen und technisrhen Aspekte 

dieser Materie analysieren wird. Das Komitee wird einen Bericht 

fiber die Resultate seiner Arbeit in angemessener Zeit liefern. 

ce 

Ein anderer Tagesordnungspunkt, der vor allem für kleinere 

Staaten von grösstem Interesse ist, ist das Sicherheits-Standard­
Programm, da es für solche Staaten nicht einfach ist, nationale 
Richtlinien für Sicherheitsprobleme zu entwickeln. Wir sind 

daher der IAEO für die Erstellung und Veröffentlichung von Sicher­
heitsrichtlinien innerhalb dieses Programmes für Kernkraftwerke 

von der Planung bis zur Inbetricbn8hme einschliesslich des 
Berichtes "Behördliche !'lB_ssnDhmen tl zu Dank verpflichtet, die 

eine Standardisierung auf internationaler Basis erm~glichen. 
Der rasche technische Fortschritt auf dem nuklearen Sektor 

und die Entwicklungen, die damit Hsud in Hand gehen, lassen es 

ratsam erscheinen, von Zeit zu Zeit E:xpe:cten aus einer grösst­

möglichen Anzahl von Staaten zu versammeln, um ihnen die ~~glich­
keit für einen gegenseitigen Meinungs- und Erfahrungsaustausch 
zu bieten. Österreich nahm an den LI- Genfer Konferenzen über' die 

friedliche Verwendung von Kernenergie teil und wir begrüssen es 
sehr $ dass die IAEO die nächste Konferenz disE;er Art im Ja_lire 

1977, sechs Jahre nach der letzten Konferenz in Genf, abhalten 
wird. Wir sind stolz, dass Salzburg als Konferenzort ausg2w~hlt 

wurde. 

~,/ 4 
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Wenn auch viele Probleme, die durch den komplexen und 

sensitiven Fortschritt auf dem Gebiet der Kernenergie auf zu­
friedenstellende Weise gelöst ,yerden konnten, so bleibt doch 

noch eine Reihe von Fragen offen. 

Heutzutage scheinen die meisten Lösungen auf dem Gebiet 
der Reaktortechnologie mehr oder weniger anerkannt zu sein. 

Ich habe bereits betont, dass eine Vereinheitlichung des Sicher­

hei tsstandards höchst i'runschens'.'lert \'läre. Aber in den Phasen 

des Brennstoffzyklus I'eaktorabvlärts sehen vlir uns imm.er noch Ce grossen Problemen gegenüber, besonders auf dem Gebiet der Brenn­
stoff-Aufbereitung und der Abfallbeseitigung. Has die Aufberei-

-ce 

.tung von Brennstoffen betrifft, so sind hauptsächlich komrc.er~ 

ziel1e Überlegungen damit verbunden~ die eine Zusammenarbeit 
besonders der kleineren Staaten not0endig erscheinen lässt. 

Dagegen liegt bei der Abfallbeseitigung die Unsicherheit bei 
allen Staaten vorwiegend auf technischem Gebiet. Österreich 
unterstützt daher alle Anstrengungen internationaler Organisa­
tionen, 1--de z.B., der IAEO oder OECD-l'TEA, aber auch Bemühungen 
einzelner Staaten in der Diskussion über eine multilaterale 

Zusammenarbeit auf diesem Gebiet. ~.Jir begrlissen es daher sehr, 
dass de IAEO mit einer Studie über regionale nukleare Brenn-
stoffkreislauf-Zentren begonnen hat, in der auch österreichische 

Experten in gewissen Teilbereichen mitarbeiten. Il'crner ist mein 

Land auch an der Zusammenarbeit ausserhalb von internationalen 

Organisationen intere,ssiel't, um konkrete Projekte auf den beiden 

Gebieten des Brennstoffkreislaufes durchzuführen. 
Bevor ich meine Ausflli~rungen zu jenen Problemen, die für 

österreich von besonderem Interesse sind, abschliesse, möchte 

ich noch die Diskussion erw~hnen, die derzeit in vielen Ländern 
über die Vertretbarkeit der Errichtung von Kernkraft'derken und 

ihrer Zustimmung in der öffentlichkeit, im Gange ist e I'fie viele 

andere Staaten hat 
s8.mk0:i t ge schenkt. Die zu.ständigen Behörden baben daher eLJ.8 
M.mpaßne der lfJ:j'ür und ihdel,ll der Kernenergie in diG,sem He:r:'bs-c 

III-69 der Beilagen XIV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)232 von 234

www.parlament.gv.at



f 

- 5 -

vorbereitet) welche der Öffentlichkeit soviel "üe möglich de­

taillierte Information über alle Aspekte der VerHendung von 

Kernenergie vermitteln soll. In öffentlichen Diskussionen wird 

. den Kritikern del' Kernenergie die 11öglichkei t geboten, ihre 

ZVleifel anzllbringen und offene Fragen mit Hilfe von vlissen­

schaftlern, die die Verwendung von Kernenergie unterstützen, 

zu kl~ren. Das Ergebnis dieser Kampagne wird als eine bedeutende 

Entscheidungshilfe für das österreichische Parlament dienen, ob 

und in welchem Ausmass die Erzeugung von Elektrizit~t durch Kern· 

energie durchgeführt vJerden soll~ In diesem Zusammenhang "mrde 

auch vriederbolt die Frage der gegensei tigen Hilfe im Falle von 

Strahlenunf~llen aufgeworfen. Wir anerkennen die Arbeit der IAEO. 

die bisher auf diesem Sektor unternommen wurde und ich benütze 

die Gelegenheit, die Organisation aufzufordern, in ihren Bemü­

hungert deü:üngehend fortzufahren ~ dass fiul tilaterale Abkommen 

zHischen ]}achbarstaaten abgeschlossen werden~ 

Ich erlaube mir nochmals zu betonen, dass Österreich die 

Aktivitäten der IAEO voll unterstützt und demzufolge seinen auf 

Grund der Beitragsquote vorgeschriebenen Beitrag zum Budget 1977 
leisten vlird e Hie in den vergangenen Jahren wird Österreich -

vorbehaltlich der parlamentarischen Zustimmung - einen frei\'rllli­

gen Bei trc:Jg zum General ]'und von 31-\...800 US-$ lei sten und \'lieder 

für T:Jj)e 11 Stipendien, ebenfalls vorbehaltlieh der parlcHilen­

tarischen Zustimr.'lung, eine Summe von 170.000,·-- öS zur Verfüguüg 

stelleno 

In den vorangegangenen Jahren endete die Rede des öster­

reichischen Delegierten gei"öhnlich mit einem kurzen Bericht über 

den Baufortschri tt des zukiinftigen Amtssi tzes der lAEO .. 

Da das Datum der Fertigstellung n~her rückt, erschien es 

.für zi.rGckmä.ssig, der Generalkonferenz einen längeren und genauen 

Bericht nicbt nur über die Gebäude des IAEO-Amtssi tzes, sonder;,} 

auch über alle enderen Fragen '·rie das Irlte:c"nationale Konfererlz-, 
n- '" 11 J..._ """l~~ ..... .., Kor·,T"U-","" ~ \r<:) tl' on 1 T1) 1- 0 r,1--· "'Y)J"' "'r~"'1J .,'~ ~ ~ C· 1'" ~ul en .; ID ZUS ~ rr· .... (·e ~1 ... 1 1", D;,J' ;(, c~ "V.L UJu., • ,",-,-" Li..!.. ".c;.. .1.,., l!~. v ~ LiJ.. _ ü6 '.ur., ~ U'!-L ~.Lu.' u,-,,,d ,-_ •. ~.a.. Ö 

mi t der 'Übersiedlung von internaticmal'3n OrGanisationen ins 

Donaupark-Zentrum, zu geben. 
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Diese Informationen sind in der Rede von Ges. Dkfm. 

Dr. Klestil, Mitglied der Bsterreichischen Delegation, ent­

halten, die er am vergangenen Freitag im Plenarausschuss 

gehalten hat~ 
Abschliessend mBchte ich nochmals unserem Gastland für 

die grosszügige Gastfreundschaft danken und auch allen jenen 

Personen, die mit der Organisation dieser Konferenz betraut 
waren, für die bemerkensvre.rte Umsicht, mit der Sle ihre sc.h\<liE:­

rige Aufgabe gemeistert haben. Ich m~chte auch die freundlichen 
Worte des Herrn Generaldirektors erwidern, und den Beamten der 
Organisation sowie allen Mitgliedern des Personals für die 
ausgezeichnete Zusammenarbeit mit den Bsterreichischen BehBrden 

"lährend der letzten Jahre meinen besten Dank aussprechene 

III-69 der Beilagen XIV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)234 von 234

www.parlament.gv.at




